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Vorwort

Die Richtlinien fur die Durchfihrung von Bauaufgaben des Bundes (RBBau) haben seit ihrer ersten
Veroffentlichung im Jahre 1957 im Rahmen des bestehenden RBBau-Arbeitsausschusses und dessen
fachbezogenen Arbeitskreisen eine Reihe von Korrekturen und Ergéanzungen erfahren, die von den Vertretern
der Finanzbauverwaltungen der Lander, des Bundesrechnungshofes und der Obersten Bundesbehdrden
gemeinsam mit Fachleuten meines Hauses erarbeitet worden sind.

Die RBBau haben sich nicht nur bei der Durchfihrung der unterschiedlichsten BaumalRnahmen des Bundes als
unentbehrliches Regelwerk Uber Jahrzehnte bewahrt; sie dienen vielfach auch den Bauverwaltungen der Lander
und Kommunen als anerkanntes Hilfsmittel zur Bewaéltigung ihrer eigenen Bauaufgaben.

Inzwischen haben gesellschaftlicher Wandel, die wiedergewonnene Einheit Deutschlands mit der Bestimmung
Berlins zur Bundeshauptstadt und die Zielsetzungen der Europaischen Union die politischen Prioritaten verandert
und interessante Planungs-, Bau- und Bauunterhaltungsaufgaben auch fir die staatliche Bauverwaltung mit sich
gebracht. Die Verknappung der 6kologischen und finanziellen Ressourcen wird die laufenden Arbeiten erheblich
beeinflussen.

Zur Planung und Ausfuhrung umweltschonender, funktionsgerechter und gestalterisch hochwertiger Bauwerke
mussen deshalb folgende Ziele und Handlungsgrundsatze -vielleicht starker als bisher- beachtet werden:

Mdoglichst weitgehende Prazisierung und rechtzeitige Festlegung der Nutzeranforderungen zur Vermeidung
von Planungsanderungen und Nachtragsforderungen. Auf Nutzerseite bundelt ein Verantwortlicher die
Nutzerinteressen und stimmt diese mit der Bauverwaltung ab. Die Verwaltungsverfahren missen
beschleunigt werden.

Verstarkte Zusammenarbeit mit privatwirtschaftlich tatigen Planungs- und Baufachleuten auf der Grundlage
eindeutiger Vertrige. Die Planung muf organisiert und die Ubertragung werkvertraglicher Verantwortung mit
ausreichenden Haftungssummen zweifelsfrei geregelt sein. Bei GrofRRprojekten empfiehlt sich begleitende
Rechtsberatung.

Respektierung der baukulturellen Eigenart und Vielfalt in den Regionen. Die Bau- und UmbaumalRnahmen
missen sich in vorhandene stadtebauliche Strukturen einfiigen und auf schutzwiirdige Bausubstanz
Rucksicht nehmen.

Erstellung baukonstruktiv ausgereifter, energiesparender und dauerhaft bestandiger Bauwerke. Neben den
funktionalen und gestalterischen Anforderungen, den bauordnungsrechtlichen Auflagen und dem Zeit- und
Kostenrahmen missen bei der Bauplanung auch die naturwissenschaftlichen GesetzmaRigkeiten frihzeitig
beachtet werden.

Ausrichtung der Bauplanung auf Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit. Neben dem Verzicht auf Uberzogene
Ausfuhrungsstandards ist die Reduzierung der zu erwartenden Betriebs- und Bauunterhaltungskosten
besonders wichtig.

Verhinderung von Budgetuberschreitungen durch gezielte Kostenplanung vom Bauantrag bis zur
Baufertigstellung in Verbindung mit einer realistischen Terminplanung und -steuerung. Aus der
Verantwortung der Bauverwaltung auch fir die Einhaltung der genehmigten Baukosten muf3 an die
Kostenverantwortung des Bauplaners appelliert werden.

Anwendung energie- und ressourcensparender Fertigungstechniken und Baumethoden zur Erhaltung und
Wiederherstellung des Okologischen Gleichgewichts. Zum Einsatz kommen sollen umweltschonende
Baustoffe und nicht gesundheitsschadliche Materialien bei verstéarkter Wiederaufbereitung von Altstoffen.
Dem Bodenschutz ist die notwendige Aufmerksamkeit zu widmen.

Erzeugung von Preiswettbewerb durch korrekte Ausschreibung und Vergabe. Im Regelfall ist die Erstellung
detaillierter, in Teilleistungen gegliederter Leistungsverzeichnisse auf der Grundlage praziser Bauplane und
Mengengeruste fur das reibungslose Ineinandergreifen der Unternehmerleistungen unverzichtbar.
Pauschalierte Bauvertrage auf der Basis von Leistungsbeschreibungen mit Leistungsprogramm sollten nur in
Frage kommen, wenn das erwartete Bau-Soll durch die Leistungsbeschreibungen mit hinreichender
Genauigkeit definiert werden kann und, zum Beispiel erganzt durch ein detailliertes Raumbuch, sich die
Bauaufgabe ausfihrlich und erschépfend darstellen [aRt. Innovative technische Sondervorschlége sollen
einbezogen werden.

Im Einzelfall ist zu Uberlegen, ob Kosten- und Terminsicherheit anspruchsvoller BaumalRnahmen durch
Baubeginn erst nach Vorliegen der Ausschreibungsergebnisse in den wesentlichen kostenerzeugenden
Leistungsbereichen erhéht werden kénnen.

Einsatz EDV - gestiutzter Hilfsmittel wahrend der Planungs-, Baudurchfiihrungs- und Nutzungsphase im
Verbund mit den freiberuflich tatigen und den bauausfiuhrenden Vertragspartnern.

Auf dieser Grundlage wird die fachkundige staatliche Bauverwaltung die Baumalnahmen des Bundes gut
gestaltet, fachtechnisch einwandfrei sowie kosten- und termingerecht vorbereiten und durchfiihren und dabei
die Eigenverantwortlichkeit der Bedarfstrager und Nutzer fur die programmatischen Vorgaben respektieren.

In Wahrnehmung der ebenso volkswirtschaftlich wie haushaltsrechtlich wichtigen Bauherrenaufgabe durch die
staatliche Bauverwaltung und der daraus erwachsenden Steuerungs-, Uberwachungs- und Kontrollfunktionen
bleibt die baukulturelle Verpflichtung gegentber dem demokratischen Bauherrn und der Allgemeinheit oberste
Richtschnur unseres gemeinsamen Handelns.

Bonn, im Oktober 1994
Dipl.-Ing. Gunter Schaffel
Ministerialdirektor
Leiter der Abteilung Bauwesen im
Bundesministerium fiir Raumordnung, Bauwesen und Stadtebau
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Organisation und Aufgaben

1 Die Gesamtverantwortung fur das Bundesbauwesen in den Zustandigkeitsbereichen der
Bundesbauverwaltung, der Finanzbauverwaltungen der Lander und in Berlin obliegt dem
Bundesministerium fir Raumordnung, Bauwesen und Stadtebau — BMBau —.

Oberste technische Instanzen des Bundes sind
das Bundesministerium fir Raumordnung, Bauwesen und Stadtebau
fur die zivilen Bauaufgaben
das Bundesministerium der Verteidigung
fur die Verteidigungsbauaufgaben.

Die Bauangelegenheiten der Verfassungsorgane der Bundes, der obersten Bundesbe-
hoérden sowie die Bauangelegenheiten der Bundesrepublik Deutschland im Ausland mit
Ausnahme der Bauten im Geschaftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung
werden aufgrund des Gesetzes Uber die Bundesbauverwaltung (Art. 52 des
Zustandigkeitsanpassungs-Gesetzes) vom 18. Marz 1975 *) und des dazugehdrigen
Anderungsgesetzes vom 11. Méarz 1993 *) durch die

Bundesbaudirektion

(mit Ausnahme der in § 3, Abs. 4 und 5 des Anderungsgesetzes vom 11.Méarz 1993
genannten Bauangelegenheiten)

und

die sonstigen Bauaufgaben des Bundes aufgrund der 88 8 (7) und 22 Nr. 2 des Finanz-
verwaltungsgesetzes (FVG) i. d. F. des Finanzanpassungsgesetzes (FAnpG) vom 30. Au-
gust 1971 **) und den dazu geschlossenen Verwaltungsabkommen durch die

Finanzbauverwaltungen der Ladnder **%)
sowie die sonstigen Bauaufgaben des Bundes in Berlin durch die

Bundesvermodgensabteilung der Oberfinanz-
direktion Berlin

erledigt.

2 Die Bauverwaltung ist als fachkundiges Organ der 6ffentlichen Hand Garant fur die
ordnungsgemafle Erfillung der im offentlichen Interesse durchzufiihrenden staatlichen
Bauaufgaben.

Dementsprechend hat sie alle Aufgaben des staatlichen Bauens, insbesondere die der
Ubergreifenden Koordinierung und Steuerung wahrzunehmen. Sie beteiligt nach Mafl3gabe
des Abschnitts K 12 freiberuflich tatige Architekten und Ingenieure. Auch hierbei bleibt
sie jedoch — unbeschadet der Verantwortung der freiberuflich Tatigen fir die ihnen Uber-
tragenen Leistungen — fir die ordnungsgeméRe Erfullung der Bauaufgaben
verantwortlich. Die Verantwortung der Bauverwaltung ist vor allem begriindet durch die
haushaltsrechtlichen Vorschriften, insbesondere

— § 7 BHO —  Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit

— 88 24 und 54 BHO —  Grundregeln fur die Veranschlagung und den Beginn
von Baumafinahmen

— § 55 BHO —  Grundsatze des Wettbewerbs und des einheitlichen
Verwaltungshandels bei der Vergabe

— 88 63 und 64 BHO —  Grundsétze fir den Erwerb und die VerauRerung von
Vermoégensgegenstanden bzw.Grundsticken.

Bei der Durchfiihrung der Bauaufgaben hat die Bauverwaltung die Einhaltung der &¢ffent-
lich-rechtlichen Vorschriften auf der Grundlage der jeweiligen Bundes- und Landergesetze
sicherzustellen.

Die Bauverwaltung hat daftrr zu sorgen, daf3 die fir die Erfullung ihrer Aufgaben erforder-
lichen Fach- und Sachkenntnisse ihrer Beschéaftigten allen Anforderungen der Technik
und der Verwaltungsverfahren entsprechen.

*)Abdruck - auszugsweise - sieche Anhang 5
**) Abdruck - auszugsweise - siehe Anhang 6
***),.Staatliche Bauverwaltung in den Bundeslandern® - siehe Anhang 7

16. Austauschlieferung (Februar 1995)
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1—1.1.7
Eingliederung der Bauaufgaben in den Bundeshaushaltsplan

und Bewirtschaftung der Bauausgaben
1 Eingliederung in den Bundeshaushaltsplan

1.1 Im Bundeshaushaltsplan werden die Ausgaben zur Deckung des Baubedarfs im
Geschaftsbereich jeder obersten Bundesbehdrde nach dem Gruppierungsplan veran-
schlagt.

Die nachstehend aufgefuhrten und in allen funf Stellen festgelegten Titel sind in der
Regel Festtitel.

Hauptgruppe 5 — Séachliche Verwaltungsausgaben, militdrische Beschaffungen
usw., Ausgaben fir den Schuldendienst —

1.1.1 — Freigehalten —
1.1.2 bei Titel 517 01 *)

die Ausgaben fir die Instandhaltung Technischer Anlagen durch Auftrag-
nehmer (Wartungsvertrage);

1.1.3 bei Titel 519 01 **)

die Ausgaben fir die Unterhaltung der Grundstiicke und baulichen Anlagen
unabhangig von der Kostenhohe; d.h.

die Unterhaltung der verwaltungseigenen sowie der gemieteten und gepach-
teten Gebaude, Grundstiicke, AuBenanlagen und sonstigen Anlagen einschl.
Zubehor sowie der Geb&aude, Grundstiicke usw. des allgemeinen Kapital- und
Sachvermdgens; hierzu gehéren auch Stralen und Wege auf diesen
Grundstuicken

1.1.4 bei Titel 521..

die Ausgaben fir die Unterhaltung von Stral3en und Wegen auR3erhalb der in
B 1.1.3 genannten Grundstucke, zu der der Bund vertraglich verpflichtet ist;
unabhangig von der Kostenhdhe.

1.1.5 — Freigehalten —
1.1.6 bei Titel 555..bis 558..
nur bei Kap. 1412;

die Ausgaben fir Kleine und Grof3e Neu-, Um- und Erweiterungsbauten, je-
doch ohne Grunderwerb (vgl. B 1.1.8 und B 1.1.11); die Ausgaben fir Bau-
grunduntersuchungen (vgl.B 1.1.7).

Hauptgruppe 6 — Ausgaben fur Zuweisungen und Zuschusse mit Ausnahme fur
Investitionen —

1.1.7 bei Titel 632..
nur bei Kap. 1412 und 0807;

die Entschadigung an die Lander fur die Wahrnehmung der Bauangelegen-
heiten des Bundes.

Hierunter fallen auch die Ausgaben fur freiberuflich Tatige; fur Baugrund-
untersuchungen, die zur Feststellung geeigneter Baugrundstiicke oder im Zu-
sammenhang mit der Planung baulicher MaRnahmen erforderlich werden,
auch die Untersuchung von Bauwerken, bevor Ausgabemittel fiir den Grund-
erwerb oder fur die BaumalRnahme im Haushaltsplan bereitgestellt werden
kénnen,

far Wettbewerbe,

fur Planungsleistungen nach § 9 Nr. 10-12 VOB/A und § 20 Nr. 2 Abs. 1
VOB/A, fur die Wiederbeschaffung oder Ergdnzung von Baubestandszeich-
nungen (Benutzungsplanskizzen), die verlorengingen oder deren Anfertigung
aus sonstigen Anlassen erforderlich ist.

*) sowie andere Titel der Gruppe 517
**) sowie andere Titel der Gruppe 519

16. Aust.-Lfg. (Februar 1995)
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1.1.8—2.1.2 Hauptgruppe 7 — Baumafnahmen —
1.1.8 bei Titel 711 01 *)
ausgenommen bei Kap. 1412;

die Ausgaben fur Kleine Neu-, Um- und Erweiterungsbauten (ohne Grunder-
werb) bis zu einer Kostengrenze von 2.000.000,— DM.

Mehrere gleichartige oder aus gleichem Anlaf3 oder aus technischen Grinden
gleichzeitig auszufihrende BaumaRnahmen auf denselben oder benachbarten
Grundstucken gelten als eine Baumalinahme; die Zuordnung richtet sich
dann nach den Gesamtkosten.

1.1.9 bei Titel 7....

die Ausgaben fir GroRe Neu-, Um- und Erweiterungsbauten (ohne Grund-
erwerb) im Zustandigkeitsbereich der Bundes- und der Finanzbauverwal-
tungen der Lander, soweit die Gesamtkosten 2.000.000,— DM (bersteigen;
die Ausgaben fur Baugrunduntersuchungen (vgl.B 1.1.7).

Eine Baumaflinahme kann auch mehrere Neu-, Um- und Erweiterungsbauten
und auRerdem die Herrichtung vorhandener Gebdude und Anlagen auf den-
selben oder benachbarten Grundstiicken umfassen; sie ist dann stets ein-
heitlich zu bezeichnen.

Soll fir mehrere Bundesverwaltungen ein gemeinsames Dienstgebaude er-
richtet werden, sind die Kosten nur in einem Einzelplan zu veran-
schlagen.

Hauptgruppe 8 — Sonstige Ausgaben fiur Investitionen und Investitionsfor-
derungen —

1.1.10 bei Obergruppe 81

die Ausgaben fur Erwerb von verwaltungseigenen Telekommunikations-
anlagen einschl. Endgeraten **) , soweit die Ausgaben nicht unter Haupt-
gruppe 7 veranschlagt sind.

1.1.11 bei Obergruppe 82

die Ausgaben fir den Erwerb von unbebauten und bebauten Grundstiicken
einschl. aller Nebenkosten.

1.2 Im Geschaftsbereich der Bundesbaudirektion und der Oberfinanzdirektion Berlin sind
die in B 1.1.7 aufgefuhrten Ausgaben bei Titel 526.. zu veranschlagen.

1.3 MuBR eine Liegenschaft infolge neuer Zweckbestimmung erstmalig hergerichtet
werden, ist diese wie eine Kleine oder GroRe Neu-, Um- oder ErweiterungsbaumaRi-
nahme zu veranschlagen.

1.4 Sofern Ausgaben fur bauliche MalRnahmen auch an anderen Stellen des Bundes-
haushaltsplanes zu veranschlagen sind, gelten fiir sie diese Richtlinien entsprechend.

2 Bewirtschaftung der Haushaltsmittel fir Bauausgaben **%*)
2.1 Allgemeines

BaumaRnahmen im Sinne dieses Abschnitts sind MalRnahmen fur die Bauunter-
haltung und fir Kleine und GroRRe Neu-, Um- und Erweiterungsbauten. Sie dirfen nur
unter Beachtung des Grundsatzes der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit (8§ 7 BHO)
durchgefiihrt werden.

2.1.1 Bewirtschaftung von Haushaltsmitteln des Bundes durch Dienststellen des
Landes

Bei der Bewirtschaftung der Haushaltsmittel (Einnahmen, Ausgaben
Verpflichtungserméachtigungen) durch Dienststellen des Landes ist nach Nr.
1.11 der Vorl.VV zu § 34 BHO zu verfahren.

2.1.2 Anwendung der Datenverarbeitung

(siehe auch Abs. L 1, besondere Regelungen fur den Geschéftsbereich des
Bundesministeriums der Verteidigung)

Werden im Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen automatisierte Ver-
fahren eingesetzt, so sind die Vorschriften der Nr. 4 der Anlage zur Vorl.VV
zu Nr. 2.6 zu § 34 BHO zu beachten. Dies gilt auch fir Verfahren des
Landes im Rahmen der Vorl.VV Nr. 1.11 zu § 34 BHO.

*)sowie Titel gleicher Zweckbestimmung
**)Fur die Veranschlagung und Ausfilhrung von Telekommunikationsanlagen ist nach Abschnitt D - soweit es sich um kleine Neu-,
Um- und Erweiterungsbauten - bzw. E - soweit es sich um Grof3e Neu-, Um- und Erweiterungsbauten handelt - zu verfahren.
***) Bei Bauangelegenheiten des BMVG siehe Abschnitt L1 zu Abschnitt B

16. Aust.-Lfg. (Februar 1995)



2.2 Zuweisung und Verteilung von Haushaltsmitteln

Die fur den Einzelplan zustandigen Stellen verteilen die Haushaltsmittel — ggf. Gber
weitere Mittelverteiler — an die Technische Aufsichtsbehérde in der Mittelinstanz
(bei Bauangelegenheiten des BMVg Uber die Wehrbereichsverwaltung).

Diese weisen sie den mit der Ausfuihrung der BaumalRhahmen beauftragten Bau-
amtern zur Bewirtschaftung zu. Dabei ist, unter Beachtung evtl. Vorgaben der Uber-
geordneten Mittelverteiler , wie folgt zu verfahren:

221

222

2.2.3

Bauunterhaltung

Zu Beginn eines Haushaltsjahres sind die Haushaltsmittel dem Bauamt
grundsatzlich insgesamt fiir die Bauunterhaltung der Liegenschaften einer
hausverwaltenden Dienststelle zuzuweisen, soweit ihr die Bauunterhaltung
dafir obliegt; sie konnen bei Bedarf fir eine bestimmte Liegenschaft zuge-
wiesen werden.

Nach Zustimmung des Beauftragten fir den Haushalt kann das Bauamt im
laufenden Haushaltsjahr Verpflichtungen bis zu 40 v.H. des im Entwurf der
Bundesregierung zum Bundeshaushaltsplan fir das folgende Haushaltsjahr
vorgesehenen Ansatzes zu Lasten des folgenden Haushaltsjahres eingehen.
Die hausverwaltende Dienststelle erteilt Giber den vorgesehenen Ansatz unter
Beriicksichtigung des jeweiligen Verfahrensstandes Auskunft. Einer Ver-
pflichtungserméchtigung bedarf es hierzu nicht (vergl. Vorl.VV Nr. 3.1 zu
8§ 16 und Nr. 4 zu § 38 BHO).

Kleine und GrofRe Neu-, Um- und Erweiterungsbauten

Haushaltsmittel sind dem Bauamt in der Regel fur jede BaumafRnahme
gesondert zuzuweisen. Mit der ersten Zuweisung soll die Geamtsumme der
gemal D 4.2 angezeigten bzw. geméaR E.4.2 genehmigten und haushalts-
mafig anerkannten Baukosten ausgewiesen werden, wenn das Eingehen von
Verpflichtungen vorgesehen ist, die zu Ausgaben in kinftigen Haushalts-
jahren fuhren kénnen (vgl. Vorl.VV Nr.9 zu § 16 BHO).

Die einzelnen Jahresbetrdge sind entsprechend den Bauunterlagen aufzu-
teilen; Anderungen im Rahmen der Bewirtschaftung sind vom Bauamt nach
den bei den Kassenbereichen vorgesehenen Verfahren zu berichten. Bei
Nachtragen ist entsprechend zu verfahren.

Soweit zweckmaRig, kdnnen Haushaltsmittel auch fur alle in einer Liegen-
schaft durchzufuhrenden GrofRen BaumaRnahmen oder fir alle in einer Teil-
anlage nach D 1.3 durchzufiihrenden Kleinen Baumafnahmen insgesamt zu-
gewiesen werden. In diesem Fall hat das Bauamt die Haushaltsmittel ent-
sprechend dem voraussichtlichen Jahresbedarf der Baumalnahmen im
Rahmen der genehmigten oder haushaltsmafig anerkannten Baukosten in
eigener Zusténdigkeit aufzuteilen. Die Technische Aufsichtsbehérde in der
Mittelinstanz ist davon zu unterrichten.

Wird bei Kleinen Neu-, Um- und Erweiterungsbauten die Kostengrenze nach
D 1.1 Uberschritten, bleibt es bei der Eingliederung gemar Abs. B 1.1.8, so-
weit es sich hierbei nicht um eine Uberschreitung um mehr als 15 v.H. der
Kostengrenze handelt. Uber das Verfahren bei Uberschreitungen dariiber
hinaus entscheidet die oberste technische Instanz im Benehmen mit dem zu-
standigen Bundesministerium.

Fuhrung von Titelkonten

Fur die Bewirtschaftung von Baumaflnahmen werden bei der Kasse Titel-
konten gefuhrt (vgl. J 1.1).

Die Titelkonten sind in Objektkonten je Baumanahme aufzuteilen.

2.3 Verantwortlichkeiten bei der Bewirtschaftung
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Allgemeines

Mit der Zuweisung der Haushaltsmittel wird die Befugnis Ubertragen, im
Rahmen der verfligbaren Betrage MalRnahmen zu treffen oder Vertrage ab-
zuschlieBen, die zu Einnahmen oder Ausgaben fihren. Die Bewirtschaf-
tungsbefugnis schlie3t die Befugnis ein, Kassenanordnungen durch den Be-
auftragten fur den Haushalt oder dazu beauftragter Bedienstete zu erteilen.
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B

2.3.2—2.4.2

2.3.2

2.3.3

2.3.4

Vertrage

Vertrage (einschlielich Nachtragsvereinbarungen) diurfen ohne Mitwirkung
des Beauftragten fir den Haushalt (bzw. ohne der von ihm mit der
Wahrnehmung dieser Aufgaben betrauten Bediensteten) nicht abgeschlossen
werden. Vertrdge sind ihm rechtzeitig zur Festlegung zuzuleiten. Er ist
weiterhin Uber alle Anderungen zu unterrichten, die die Hohe der festge-
legten Betrage beeinflussen.

Kassenanordnungen/-anweisungen

Kassenanordnungen und -anweisungen sind unter Verwendung der
Vordrucke und Druckmuster des Bundes fir den jeweiligen Kassenbereich
zu erstellen und nach Unterschrift des Anordnungsbefugten dem
Beauftragten fir den Haushalt oder den mit diesen Aufgaben beauftragten
Bediensteten zur Eintragung in die Haushaltsiberwachungsliste — Bau —
zuzuleiten. Die Erstschriften der Kassenanordnungen und -anweisungen sind
der Kasse zu Ubersenden, die Zweitschriften werden fur die Oortlichen
Erhebungen und Teilpriifungen vorgehalten.

Die Haushaltsiiberwachungsliste ist in regelmafRigen Abstédnden und am
Schluf3 der BaumafRnahme mit den Objektkonten abzugleichen.

Feststellungen

Bei Erstellung der Kassenanordnungen und -anweisungen ist die Nr. 2 der
Anlage zur VV Nr.2.6 zu 8 34 BHO zu beachten. Soweit es den Vor-
schriften des Landes entspricht, dem die anordnende Dienststelle angehort,
kdnnen als Voraussetzung fur eine prufbare Erstellung Bescheinigungen der
sachlichen, fachtechnischen *) und rechnerischen Richtigkeit von den dazu
befugten Bediensteten — bei Bauabrechnungen mindestens Bedienstete des
gehobenen technischen Dienstes oder entsprechend eingestufte technische
Angestellte — durch folgende Feststellungsvermerke erteilt werden:

a)  fur die sachliche, fachtechnische und rechnerische Feststellung
" Sachlich und rechnerisch richtig "
b)  fir die fachtechnische und rechnerische Feststellung
" Fachtechnisch und rechnerisch richtig "
c)  fur die fachtechnische Feststellung
" Fachtechnisch richtig "
d)  fir die rechnerische Feststellung
" Rechnerisch richtig "

Die Teilbescheinigung "Fachtechnisch richtig" ist auf den begriindenden
Unterlagen abzugeben, wenn an der Bescheinigung der sachlichen Richtig-
keit mehrere Bedienstete beteiligt sind, die Uber die erforderliche Fach-
kenntnis auf dem jeweiligen technischen Gebiet verfiigen. Soweit sich die
fachtechnische Feststellung nur auf Teile der begrindenden Unterlagen be-
zieht, muf zusatzlich der Umfang der Verantwortung erlautert werden. Der
Feststeller der sachlichen Richtigkeit ist fiir die Richtigkeit der von der Teil-
bescheinigung erfalRten Angaben nicht verantwortlich.

Begriindende Unterlagen Uber die von der hausverwaltenden Diensstelle
durchgefiihrten BauunterhaltungsmaflRnahmen (ausgenommem die begriin-
denden Unterlagen Uber die von Technischen Diensten durchgefihrten
MafRnahmen) sind weder von der hausverwaltenden Dienststelle noch vom
Bauamt fachtechnisch festzustellen (vgl. Abs. C 3.1.4). Sofern
hausverwaltende Diensstellen Uber Technische Dienste verfugen, gilt
B 2.3.4 ohne Einschrankung.

2.4 Nachweis der Haushaltsmittel

24.1

242

Bauunterhaltung

Festlegungen und Anordnungen sind von Bauamt liegenschaftsbezogen
nachzuweisen.

Kleine und GrofRe Neu-, Um- und Erweiterungsbauten

Haushaltsmittel sowie ihre Inanspruchnahme durch Festlegungen und An-
ordnungen sind bei der Baumafnahme nachzuweisen.

*)  Die fachtechnische Feststellung ist ein Teil der sachlichen Festellung
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2.4.3

2.4.4

Fuhren der Haushaltsiiberwachungsliste — Bau —

Der Beauftagte fir den Haushalt fuhrt die Haushaltsiberwachungsliste
— Bau — bei samtlichen BaumaRnahmen, soweit er die Filhrung der HUL
nicht anderen Bediensteten Ubertragen hat .

RechnungsméRiger Nachweis *)

Den Nachweis Uber die ausgefiihrten Anordnungen (Zahlungen und Ver-
pflichtungen) fuhrt die zustandige Kasse. Sie Ubermittelt dem Bauamt die
fur die Rechnungsprufung erforderlichen Nachweise (vgl. J 1.2).

2.5 Ubertragbarkeit von Haushaltsmitteln

251

25.2

beim Bauunterhalt
Die Haushaltsmittel sind nicht Ubertragbar.
bei Kleinen und Gro3en Neu-, Um- und Erweiterungsbauten

Noch nicht geleistete Ausgaben sind Ubertragbar (8 19 BHO). Es kdnnen
Ausgabereste gebildet werden. Sie bleiben verfigbar bis zum Ende des
zweitndchsten Haushaltsjahres, das auf das Haushaltsjahr folgt, in dem der
Bau in seinen wesentlichen Teilen in Gebrauch genommen worden ist (vgl.
845 Abs.3 BHO). Die Inanspruchnahme der Ausgabereste bedarf der Ein-
willigung des Bundesministeriums der Finanzen (8 45 Abs.3 BHO). Sie ist
bei der zustadndigen obersten Bundesbehérde, die die Ausgabereste zuge-
wiesen hat, zu beantragen.

Die in J 3.1 festgelegten Fristen bleiben hiervon unberuhrt.

*)  Bei Bauangelegenheiten des BMV(g siehe Abschnitt L1 zu Abschnitt B
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1—2.4.1
Unterhaltung der Grundsticke und baulichen Anlagen

1 Allgemeines
1.1 Zur Bauunterhaltung gehéren alle Mal3nahmen, die der Erhaltung
der baulichen Anlagen einschl. der
Technischen Ausristung (Betriebstechnik) und
der AulRenanlagen

dienen, jedoch nicht Wartung und Inspektionen sowie die Herrichtung, die
durch eine neue Zweckbestimmung erforderlich wird (vgl. B 1.3).

1.2 Zur Bauunterhaltung in Liegenschaften des Bundes ist die hausverwaltende Dienst-
stelle verpflichtet, soweit nicht diese Pflicht einem Dritten auferlegt ist oder eine
Sonderregelung besteht. Die hausverwaltende Dienststelle ist ferner fir den Bau-
unterhalt derjenigen gemieteten oder gepachteten Liegenschaften zustandig, zu
deren Unterhaltung sich der Bund verpflichtet hat. Die fachliche Verantwortung der
Bauverwaltung fir die ordnungsgeméaRe Instandhaltung bleibt unberthrt.

Die Bauunterhaltungspflicht beginnt mit dem Tag der Ubernahme bzw. Teiliiber-
nahme von baulichen Anlagen (vgl. H 1)

1.3 Im Zuge der Bauunterhaltungsarbeiten kénnen kleine bauliche Anderungen oder Er-
ganzungen bis zu 30.000,—DM Kosten im Einzelfall je Objekt durchgefiihrt werden,
wenn dadurch die Anlage in ihrer Substanz nicht wesentlich verédndert wird. Es ist
jedoch unzuléssig, groRere MalRnahmen dieser Art in mehrere EinzelmaBnahmen mit
Kosten bis zu 30.000,— DM zu unterteilen.

1.4 Bei der Bauunterhaltung schutzbedirftiger baulicher Anlagen ist nach den Vor-
schriften des |, Sicherheitshandbuches fir die Durchfuhrung von Bauaufgaben des

Bundes im Zusténdigkeitsbereich der Finanzbauverwaltungen — SHBau —" zu ver-
fahren.
Die nutzende Verwaltung hat — unter Beteiligung ihres Geheimschutz- bzw.

Sicherheitsbeauftragten — jeweils festzulegen, ob eine bauliche Anlage, fir die eine
Bauunterhaltung ansteht, gemaR SHBau schutzbediirftig ist.

2 Veranschlagung der voraussichtlich zu leistenden Ausgaben

2.1 Die Ausgaben fir die Bauunterhaltung sind im Einzelplan der Verwaltung zu veran-
schlagen, der die Bauunterhaltung obliegt (vgl. C 1.2).

2.2 Grundlagen fir die Veranschlagung der Ausgaben durch die oberste Bundesbehdrde
sind

a) fir die Bauunterhaltung bundeseigener Liegenschaften in der Regel bis 5,5 v.H.
des Neubauwertes von 1936 (vgl. Haushaltstechnische Richtlinien des Bundes
— HRB Abschn. 10.8),

b) fir die Bauunterhaltung gemieteter oder gepachteter baulicher Anlagen und
Grundstiucke die geschatzten Kosten im Rahmen der vom Bund Gbernommenen
Verpflichtung.

2.3 freigehalten

2.4 Fur die Ermittlung der Ausgaben und ihre Einstellung in den Bundeshaushalt gilt
folgendes:

2.4.1 Die hausverwaltende Dienststelle hat jahrlich — ohne Beteiligung des Bau-
amtes — fur samtliche von ihr zu unterhaltenden Liegenschaften eine Aus-
gabenanmeldung — Bau — AABau — 1 A — in dreifacher Ausfertigung auf-
zustellen. Hierfur ist das Muster 8 A zu verwenden.

Dem Vordruck entsprechend sind unter Beachtung der in C 2.2 beschrie-
benen Veranschlagungsarten zu ermitteln:

a) die Summe der Ausgaben fur die Bauunterhaltung der im Geschéfts-
bereich der hausverwaltenden Dienststelle zu betreuenden bundes-
eigenen Liegenschaften,

b) die geschatzte Summe fiir die Bauunterhaltung der gemieteten oder
gepachteten Liegenschaften.

Zwei Ausfertigungen der AABau — 1 A — sind der zustandigen Bundesober-
oder Bundesmittelbehérde zu dem von ihr zu bestimmenden Termin
vorzulegen.
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2.4.2—3.2.5

10

2.4.2

2.4.3

Die Bundesober- oder Bundesmittelbehorde fal3t die ihr von den hausverwal-
tenden Dienststellen genannten Summen zusammen und verwendet dazu
ebenfalls Muster 8 A, jedoch ohne Ausfiillen der Riuckseite.

Die AABau — 1 A — ist der obersten Bundesbehorde zu dem von ihr zu be-
stimmenden Termin vorzulegen.

Soweit nach 8 12 BHO der Haushaltsplan fir 2 Haushaltsjahre aufgestellt
wird, sind die Nachweisungen und Meldungen nach Muster 8 A nach Haus-
haltsjahren getrennt aufzustellen.

3 Feststellung des Baubedarfs — Baubegehung —

3.1 Die Baubegehung

3.1.1

3.1.2

3.1.3

3.14

Zur gegenwartsnahen Feststellung der notwendigen Bauunterhaltungs-
arbeiten sind alle Liegenschaften in der Regel jéhrlich — zweckmaRig 3
Monate vor Beginn des Haushaltsjahres — zu begehen. Es gentigen dafur
auch Absténde von 2 Jahren, wenn in dieser Zeit nur routinemaflige Bau-
unterhaltung notwendig wird.

Wird bei der Baubegehung erkannt, dal} die Nutzung offentlich-rechtlichen
Bestimmungen widerspricht, ist dies der nutzenden Verwaltung mitzuteilen.

Die Erfordernisse des vorbeugenden Brandschutzes fir bauliche Anlagen sind
zu beachten; ggf. ist eine Brandschau durchzufiihren (vgl. K 25).

An der Baubegehung zur Feststellung der Bauunterhaltungsarbeiten haben
teilzunehmen:

die hausverwaltende Dienststelle,
die nutzende Dienststelle,
das Bauamt und — soweit notwendig — Sonderfachleute.

Bei verpachteten landwirtschaftlichen Objekten ist der landwirtschaftliche
Sachversténdige zu beteiligen.

Die hausverwaltende Dienststelle vereinbart rechtzeitig den Termin zur Be-
gehung mit den zu beteiligenden Stellen.

Bei der Begehung entscheidet das Bauamt, welche Arbeiten vom
Bauamt oder
der hausverwaltenden Dienststelle

durchzufihren sind. Arbeiten, die ingenieurtechnische oder kinstlerische
Kenntnisse erfordern, dirfen nur vom Bauamt durchgefihrt werden. Ab-
weichend hiervon kann den hausverwaltenden Dienststellen, die Gber quali-
fiziertes Betriebspersonal des gehobenen oder hdheren Dienstes verfligen
(Technische Dienste) die Bauunterhaltung von betriebstechnischen
Einrichtungen (vgl.K 19,Nr.1) Ubertragen werden, soweit die Technische
Aufsichtbehorde in der Mittelinstanz dem zustimmt. Wegen der Feststellung
von Rechnungen vgl. B 2.3.4 Abs. 3.

3.2 Baubedarfsnachweisung — BBN —

3.2.1

3.2.2

3.2.3

3.2.4

3.25
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AnlaBlich der Baubegehung fertigen sowohl das Bauamt als auch die haus-
verwaltende Dienststelle je eine BBN nach Muster 8 C im Entwurf an. In
diese Entwirfe haben die Dienststellen jeweils nur die Bauunterhaltungs-
arbeiten aufzunehmen, die sie selbst durchfihren — vgl. C 3.1.4 —.

Es ist zweckmafig, die BBN fir jede einzelne Liegenschaft aufzustellen. Die
beabsichtigten Bauunterhaltungsarbeiten sind getrennt nach baulichen
Anlagen, die AuBenanlagen am Schluf3 der Aufstellung aufzufuhren.

Bei der Schatzung der Kosten fir die Bauunterhaltungsarbeiten, die von der
hausverwaltenden Dienststelle durchgefiihrt werden sollen, leistet im Be-
darfsfall das Bauamt — zweckmé&Rig schon bei der Baubegehung — Amts-
hilfe.

In der von der hausverwaltenden Dienststelle aufzustellenden BBN sind an
erster Stelle die kleinen Instandhaltungsarbeiten an Fenstern, Tlren, an der
Hausinstallation und dgl. als | Kleiner Baubedarf” und die Kosten dafur als
Pauschale aufzufihren.

Von jeder Dienststelle ist die BBN zweifach zu fertigen. Eine Fertigung
tauschen beide Dienststellen aus.



- . 3.3—6
3.3 Dringlichkeitsstufen
3.3.1 Bei der Baubegehung sind die Dringlichkeitsstufen fur die Bauunterhaltungs-
arbeiten von den Vertretern der beteiligten Dienststellen gemeinsam festzu-
legen und in der BBN zu vermerken.

3.3.2 Die Dringlichkeit der Arbeiten ist wie folgt zu stufen:
Dringlichkeit A
Dringend notwendige Malinahmen, die ausgefiihrt werden miissen.
Dringlichkeit B
Alle ubrigen Mal3nahmen.
4  Mittelanforderung — MABau —

4.1 Die hausverwaltende Dienststelle fertigt fir ihren Geschaftsbereich eine Zu-
sammenstellung, die

Mittelanforderung — Bau — (MABau)
nach Muster 8 D an.

Grundlage fir diese Mittelanforderung sind die von beiden Ortsinstanzen aufge-
stellten BBN.

4.2 Die MABau ist dreifach aufzustellen.

Die Erstausfertigung ist — spatestens bis zum 1. Dezember jeden Jahres — der
Bundesober- oder Bundesmittelbehdrde zur Bemessung der Ausgabemittel vorzu-
legen. Die BBN braucht der MABau nicht beigefugt zu werden. Eine weitere Aus-
fertigung der MABau Ubersendet die hausverwaltende Dienststelle dem Bauamt.

4.3 Wenn im Geschéftsbereich einer hausverwaltenden Dienststelle nur wenige Liegen-
schaften zu verwalten sind, kann auf die Aufstellung einer MABau verzichtet
werden. In diesem Falle sind statt einer MABau nur die BBN der Bundesober- oder
Bundesmittelbehdrde entsprechend C 4.2 zur Anforderung der Ausgabemittel
vorzulegen.

5 Ausfiihrung der Arbeiten

5.1 Die Arbeiten sind der Dringlichkeit nach auszufiihren, soweit Ausgabemittel nach
B 2.2 bereitgestellt sind.

Die Ausfihrungszeit der Arbeiten ist im Einvernehmen mit der nutzenden Dienst-
stelle zu bestimmen.

5.2 Die Bauunterhaltungsarbeiten sind so rechtzeitig zu vergeben, daR sie vor Ablauf
des Haushaltsjahres abgerechnet werden kénnen. Die Ortsinstanzen haben die
Arbeiten selbstandig nach der in Abschnitt J getroffenen Regelung abzurechnen.

5.3 Fur Arbeiten, die zweckmaRigerweise in den Wintermonaten auszufiihren sind,
diurfen Auftrédge zu Lasten des neuen Haushaltsjahres erteilt, Auszahlungen jedoch
erst fiir das neue Haushaltsjahr vereinbart werden. Dies gilt auch fir Arbeiten, die
aus wirtschaftlichen oder technischen Grunden friihzeitig vergeben werden mussen.

Es sollte davon ausgegangen werden, daR der wahrend der Wintermonate auszu-
fuhrende Anteil 40 v. H. aller Bauunterhaltungsarbeiten betragt.

5.4 Die Fertigstellung von Bauunterhaltungsarbeiten grofReren Umfanges soll der
nutzenden Verwaltung schriftlich angezeigt werden.

Hierbei sind die Verjahrungsfristen fir die Gewahrleistung der Bauunterhaltungs-
arbeiten der nutzenden Verwaltung mitzuteilen. Notwendige Fortschreibungen von
Bestandszeichnungen sind vorzunehmen.

6 Unvorhergesehene Bauunterhaltungsarbeiten (Sofortmalnahmen)

Ergeben sich SofortmaRnahmen, deren Kosten nicht aus den verfigbaren Mitteln gedeckt
werden konnen, beantragt die hausverwaltende Dienststelle die erforderliche
Mittelverstarkung. Bei der Veranschlagung der Kosten leistet das Bauamt Amtshilfe.
Bezuglich der Durchfiihrung solcher MaRnahmen vgl. C 3.1.4.

11—12
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Kleine Neu-, Um- und Erweiterungsbauten

1 Allgemeines

1.1

1.2

1.3

1.4

Kleine Neu-, Um- und Erweiterungsbauten sind bauliche MalRnahmen mit Kosten bis
2.000.000,— DM, durch die neue Anlagen geschaffen, bestehende Liegenschaften
in ihrer baulichen Substanz wesentlich verandert werden oder die der erstmaligen
Herrichtung einer Liegenschaft infolge neuer Zweckbestimmung dienen.

Eine Teilung GroRBer BaumalRnahmen in mehrere EinzelmalRnahmen mit Kosten bis
2.000.000,— DM ist unzuléssig.

Muissen mehrere Kleine Neu-, Um- und Erweiterungsbauten, deren Gesamtkosten
Uber 2.000.000,— DM betragen, innerhalb einer Liegen-
schaft (bei groBen Liegenschaften: innerhalb einer Teilanlage) durchgefihrt
werden, sind sie als "Grofl3e BaumaRnahmen™ nach Abschnitt E zu behandeln.

Bei der Planung und Ausfihrung schutzbedirftiger Baumafnahmen ist nach den
Vorschriften des ,,Sicherheitshandbuches fir die Durchfihrung von Bauaufgaben

des Bundes im Zustandigkeitsbereich der Finanzbauverwaltungen — SHBau —" zu
verfahren.
Die nutzende Verwaltung hat — unter Beteiligung ihres Geheimschutz- bzw.

Sicherheitsbeauftragten — vor Planung und Ausfiihrung einer Baumaflinahme jeweils
festzulegen, ob die BaumalRnahme oder die durch eine BaumaRnahme betroffene
bauliche Anlage gemafl SHBau schutzbediirftig ist.

2 Veranschlagung der Ausgaben

2.1

2.2

2.3

Fur die Veranschlagung der Ausgaben und ihre Einstellung in den Bundeshaushalt
gilt folgendes:

2.1.1 Die hausverwaltende Dienststelle hat jahrlich

—  zweckmafig bei der Baubegehung zur Feststellung des Baubedarfs
nach C 3.1 —

den Bedarf an Kleinen Neu-, Um- und Erweiterungsbauten fir das
Ubernachste Haushaltsjahr unter Beteiligung von nutzender Ver-
waltung und Bauamt festzustellen. Ergibt sich hierbei, da Sofortmaf-
nahmen erforderlich sind, ist nach D 6 zu verfahren.

2.1.2 Als Unterlage fir die Veranschlagung der Ausgaben hat die hausverwaltende
Dienststelle die

Ausgabenanmeldung — Bau — (AABau — 2A —)

in vierfacher Ausfertigung aufzustellen. Hierfur ist das Muster 9 A zu ver-
wenden. Die erforderlichen Kosten je EinzelmafRnahme sind von dem Bauamt
nur zu schatzen und der hausverwaltenden Dienststelle unmittelbar
mitzuteilen. Bauunterlagen werden nicht gefordert. Die Technische Auf-
sichtsbehdrde in der Mittelinstanz wird bei der Aufstellung der AABau — 2A
— nicht beteiligt.

Die hausverwaltende Dienststelle legt zwei Ausfertigungen der AABau —
2A — der zustandigen Bundesober- oder Bundesmittelbehtérde zu dem von
dieser bestimmten Termin vor. Das Bauamt erhélt eine Ausfertigung.

Die Dringlichkeit der einzelnen Malinahmen ist in der AABau — 2A — von der
hausverwaltenden Dienststelle im Benehmen mit der nutzenden Verwaltung nach
folgenden Stufen anzugeben:

a) Dringlichkeitsstufe |

Dringend notwendige Maflinahmen, die im Ubernachsten Haushaltsjahr ausge-
fuhrt werden miissen.

b)  Dringlichkeitsstufe Il
Alle Gbrigen MaRnahmen.

Die Bundesober- oder Bundesmittelbehérde fertigt fir ihren Geschaftsbereich an
Hand der AABau — 2A — eine Zusammenstellung, die

Ausgabenanmeldung — Bau — (AABau — 2B —).
Hierflr ist das Muster 9B zu verwenden.

In die AABau - 2B -sind nur die Betrédge der beabsichtigten BaumalRnahmen aufzu-
nehmen, zu denen das Einverstandnis der Bundesober- bzw. Bundesmittelbehdrde in
der AABau — 2A — in Spalte 6 vermerkt ist.

Eine Ausfertigung der AABau — 2B — ist unter Beifligung je einer Ausfertigung der
AABau — 2A — der obersten Bundesbehérde zu dem von ihr zu bestimmenden
Termin vorzulegen.

16. Aust.-Lfg. (Februar 1995)
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3 Festlegung des Baubedarfs

3.1 Ergeben sich je nach Vorlage der AABau — 2A — in der Zeit bis zur Mittelbereit-
stellung

a)  Anderungen hinsichtlich der in der AABau — 2A — festgelegten Dringlichkeit
der einzelnen Mal3nahmen oder

b) ein zusatzlicher Bedarf an vordringlichen MalRnahmen,

hat die hausverwaltende Dienststelle dies ihrer vorgesetzten Behérde rechtzeitig
als Nachtrag zur AABau — 2A — zu berichten.

Zwischenzeitlich notwendige Anderungen der AABau — 2B —, aufgrund von
Nachtrdgen der hausverwaltenden Dienststelle, hat die Bundesober- oder
Bundesmittelbehdrde ihrer obersten Bundesbehérde anzuzeigen.

3.2 Die oberste Bundesbehdrde teilt ihren nachgeordneten Behérden etwa 3 Monate
vor Beginn jeden Haushaltsjahres an Hand der ihr vorliegenden AABau — 2A —
und — 2B — mit, in welcher Hohe voraussichtlich Ausgabemittel
bereitgestellt werden kdnnen.

Auf Grund dieser Mitteilung hat die Bundesober- oder Bundesmittelbehdrde *) in
eigener Zusténdigkeit dartiber zu befinden, welche BaumalRnahmen voraussichtlich
durchzufihren sind. Zur Vermeidung von Fehlplanungen veranlal3t sie erst nach
Vorliegen dieser Mitteilung bei der Technischen Aufsichtsbehdrde in der Mittel-
instanz die Aufstellung der jeweils nach Art und Umfang der BaumaRnahme erfor-
derlichen Bauunterlagen durch das Bauamt. Sie hat die erforderlichen, von ihr ge-
nehmigten Raumbedarfsplane (Muster 13) zur Vorbereitung der Bauunterlagen bei-
zufiigen. Der genehmigte Raumbedarfsplan ist fiir nutzende Verwaltung und Bau-
verwaltung bindend. Nachtrégliche Anderungen sind nur aus zwingenden Griinden
zulassig. Sie bedirfen der Genehmigung der Bundesober- oder Bundesmittel-
behorde.

4 Zustandigkeiten, Kostengrenzen und Verfahren

4.1 Die Technische Aufsichtsbehorde in der Mittelinstanz ist fur die Erteilung von
Planungsauftragen zur Aufstellung der Bauunterlagen an das Bauamt allein zu-
standig. Sie bestimmt hierbei gleichzeitig Art und Umfang der Bauunterlagen. Sie
kann sich in Einzelfallen die Genehmigung vorbehalten.

Um unndtige Planungsarbeiten zu vermeiden, haben die Bauamter Auftrage anderer
Stellen abzulehnen. Die Mitwirkung der Bauamter bei der Aufstellung der AABau —
2A — (Schatzung der Kosten) wird hierdurch nicht eingeschrankt — vgl. D 2.1.2 —.

4.2 Kleine Neu-, Um- und Erweiterungsbauten fihren die Bauamter in eigener Zu-
standigkeit durch. Sie tragen fir diese BaumalBnahmen die Verantwortung und
haben dafir einzustehen, daf3 vor allem die gebotene Sparsamkeit beachtet wird.
Das entbindet die Technische Aufsichtsbehdrde in der Mittelinstanz nicht davon,
Art und Weise, wie die Bauamter diese Arbeiten erledigen, zu Gberwachen.

Das Bauamt hat den Tag der Aufstellung der Bauunterlagen und die Héhe der ver-
anschlagten Kosten der Technischen Aufsichtsbehérde in der Mittelinstanz formlos
anzuzeigen.

4.3 Das Einverstandnis der nutzenden Verwaltung nach F 5.5 zu den Bauunterlagen ist
bei allen BaumaRnahmen erforderlich **).

5 Bauausfiihrung, Einsparungen

5.1 Die Technische Aufsichtsbehorde in der Mittelinstanz hat die Fertigstellung aller
Bauunterlagen der zustandigen Bundesbehdrde anzuzeigen.

5.2 Beginn und voraussichtliche Ausfiihrungszeit der BaumaBnahmen sind im Einver-
nehmen mit der hausverwaltenden Dienststelle und der nutzenden Verwaltung fest-
zulegen.

5.3 Mit den Bauarbeiten darf erst begonnen werden, wenn die Voraussetzungen nach
G 1.1.1,G1.1.2 und G 1.1.3 erfillt sind.

5.4 Das Bauamt hat der Technischen Aufsichtsbehorde in der Mittelinstanz ber er-
kennbare Einsparungen friihzeitig, spatestens bis 30. September des auf die Bewiil-
ligung folgenden Haushaltsjahres (vgl. B 2.5.2) formlos zu berichten.

*) Bei BaumalRnahmen des BMVg; unter Beteiligung der Aufsichtsbehorde fur Betriebsschutz bei der WBV.
**) Bei Bauangelegenheiten des BMVg mit Kosten bis zu 250.000,— DM die STOV.
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6 Unvorhergesehene BaumaRnahmen (SofortmafRnahmen)

Werden SofortmalRnahmen erforderlich, deren Kosten nicht durch die bereitgestellten
Ausgabemittel gedeckt werden kodnnen, hat die hausverwaltende Dienststelle die Zu-
weisung weiterer Mittel auf dem Dienstwege zu beantragen. Hierbei hat das Bauamt mit-
zuwirken und die Kosten zu schatzen.

Auch bei SofortmaflRnahmen, deren Durchfiihrung sich tber zwei Haushaltsjahre erstreckt,
ist die Kostengrenze von 2.000.000,— DM bindend.

Die Aufstellung der Bauunterlagen fiir SofortmaBnahmen ist stets Uber die Technische
Aufsichtsbehérde in der Mittelinstanz und erst dann zu veranlassen, wenn die Bundes-
ober- bzw. Bundesmittelbehdrde ihre Zustimmung erteilt hat; D 4 gilt hierbei sinngemaf.

Bezuglich der Mittelbereitstellung gilt B 2.2.

15—16
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Grol3e Neu-, Um- und Erweiterungsbauten

1 Allgemeines

1.1

1.2

1.3

1.4

15

GroRe Neu-, Um- und Erweiterungsbauten sind bauliche MaRnahmen mit Kosten
Uber 2.000.000,— DM, durch die neue Anlagen geschaffen, bestehende Liegen-
schaften in ihrer baulichen Substanz wesentlich verédndert werden oder die der
erstmaligen Herrichtung einer Liegenschaft infolge neuer Zweckbestimmung dienen.

Der Bauverwaltung ist eine ausreichende Bearbeitungszeit insbesondere auch fur
Verhandlungen mit Behorden, Nachbarn usw., fir das Aufstellen von Programmen,
fur Vorplanung, Kostenermittlungen u.dgl., zu gewéhren.

Die o6ffentlich-rechtlichen Anforderungen sind rechtzeitig zu klaren und die not-
wendigen Verfahren frihzeitig einzuleiten, damit Planungsénderungen oder Ver-
z6gerungen vermieden werden (vgl. K 24 Abs.3.1).

Wegen der weitreichenden Abhangigkeiten der Fachbereiche voneinander mussen
alle fur das Gesamtkonzept wesentlichen Fragen so friihzeitig geklart werden, daR
sie bei der Planung von vornherein bericksichtigt werden kénnen. Dazu ist not-
wendig, dal3 alle Fachbereiche gemeinsam die Planungsgrundlagen ermitteln und
ihre Leistungen im Rahmen der weiteren Bearbeitung standig so aufeinander ab-
stimmen, dafl ein funktionstuchtiges, technisch und wirtschaftlich optimiertes Bau-
werk mit geringen Baunutzungskosten hergestellt werden kann.

Bei der Planung und Ausfiihrung schutzbedirftiger BaumaBRnahmen ist nach den
Vorschriften des "Sicherheitshandbuches fur die Durchfihrung von Bauaufgaben
des Bundes im Zustandigkeitsbereich der Finanzbauverwaltungen — SHBau —" zu
verfahren.

Die nutzende Verwaltung hat — unter Beteiligung ihres Geheimschutz- bzw. Sicher-
heitsbeauftragten — vor Planung und Ausfihrung einer BaumaRnahme jeweils fest-
zulegen, ob die BaumaRnahme oder die durch eine BaumalRnahme betroffene bau-
liche Anlage gemaR SHBau schutzbedurftig ist.

2 Bauantrag

2.1

2.2

Fir groBe BaumaRnahmen hat die nutzende Verwaltung rechtzeitig einen Bauantrag
zu stellen.

Bei der Aufstellung des Bauantrages beteiligt die nutzende Verwaltung die Tech-
nische Aufsichtsbehdrde in der Mittelinstanz. Diese hat die nutzende Verwaltung
insbesondere hinsichtlich

—  des Raumbedarfs,

— der qualitativen und quantitativen Bedarfsanforderungen und der Auswirkungen
auf Investitions- und Folgekosten,

—  der Ermittlung von Progammkosten (vgl.K 21)
— und der Terminplanung (vgl.K 21)

zu beraten und darauf hinzuwirken, daR die Nutzerforderungen im Bauantrag voll-
standig enthalten und erschépfend beschrieben sind, damit auf dieser Grundlage
alle Planungsleistungen erbracht werden kénnen.

Falls die Aufgabe es erfordert, bilden nutzende Verwaltung und Bauverwaltung eine
projektbezogene Arbeitsgruppe unter der Federfuhrung eines verantwortlichen Ver-
treters der nutzenden Verwaltung, die zur Klarung der Aufgabenstellung und zur
Aufstellung des Bauantrages beitragt. Das Arbeitsergebnis ist aktenkundig zu
machen.

Zum Bauantrag gehéren
—  Stellenplan nach Muster 12

— Raumbedarfsplan nach Muster 13 — ggf. mit qualitativen Bedarfsan-
forderungen —

— die im Einzelfall erforderlichen ergéanzenden Angaben ilber Raumfunktionen,
Betriebsablaufe, spezielle Nutzung von R&umen mit besonderen technischen
Anforderungen und dgl.

— ggf. der Groblageplan oder eine Strichskizze nach Nutzungsbereichen, sofern
dies zur Beurteilung der Bebaubarkeit des Grundstiickes oder zur Einleitung
des Raumordnungsverfahrens erforderlich erscheint.

—  Programmkostenermittlung nach Muster 6

16. Aust.-Lfg. (Februar1995)
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2.3 Der Bauantrag ist der zustandigen obersten Bundesbehérde zur Prufung und Ge-
nehmigung vorzulegen. Diese hat bei der Priufung das Bundesministerium der
Finanzen und das Bundesministerium fir Raumordnung, Bauwesen und Stadtebau
zu beteiligen. Fur Bauangelegenheiten des BMVg gilt L 1.1.

Fur Bauangelegenheiten des erweiterten Katastrophenschutzes gilt L 3.2.2.

2.4 Der genehmigte Bauantrag ist der zusténdigen obersten technischen Instanz
zuzuleiten. Dabei ist mitzuteilen, ob und welches fir den vorgesehenen Zweck
geeignete Grundstuck zur Verfiigung steht.

2.5 Der genehmigte Bauantrag ist fir nutzende Verwaltung und Bauverwaltung
bindend. Nachtréagliche Anderungen sind nur aus zwingenden Griinden zulassig. Sie
bedirfen der Genehmigung nach E 2.3.

3 Unterlagen fir Veranschlagung und Ausfiihrung
3.1 Kostenvoranmeldung — Bau — (KVM — Bau —)

Die Kostenvoranmeldung — Bau — soll einen Uberblick tber die entstehenden
Kosten geben. Sie ist Grundlage fir die zwischen der obersten Bundesbehérde und
dem BMF stattfindenden Haushaltsbesprechung.

Die fur die BaumafRnahme auf der Grundlage des Bauantrages, als Ergebnis eines
Wettbewerbes oder einer anderen fachlich begriindeten Vorgabe ermittelten Pro-
grammkosten hat das Bauamt bei der Fortfiihrung der Planung als Kostenziel ein-
zuhalten.

3.1.1 Die Kostenvoranmeldung — Bau — wird auf Veranlassung der obersten
technischen Instanz, die den Vorlagetermin festsetzt, von dem Bauamt
aufgestellt und ist mit dem Bauantrag und dem gepriuften Stellen- und
Raumbedarfsplan iber die Technische Aufsichtsbehdérde in der
Mittelinstanz, die den Pruf- und Feststellungsvermerk erteilt, der obersten
technischen Instanz — dreifach — vorzulegen. Diese Ubersendet die
Unterlagen — ggf. mit ihrer baufachlichen AuBerung — der zustandigen
obersten Bundesbehdrde.

3.1.2 Sie ist insbesondere auf der Grundlage der in HOAI 8 15, Leistungsphase 2
aufgefiihrten Grundleistungen zu erarbeiten. Bei den Leistungen der anderen
Fachbereiche ist analog zu verfahren.

3.1.3 Die Bezeichnung der BaumaRnahme (Neu-, Um-, Erweiterungsbau o.dgl.
NS ittt e e ) wird durch die
oberste technische Instanz endgiiltig festgelegt.

3.2 Haushaltsunterlage — Bau — (HU — Bau —)

Die Haushaltsunterlage — Bau — soll die Art der Ausfiihrung sowie die erforder-
lichen Ausgaben darstellen. Sie ist Grundlage fir die Einstellung der Baumaflinahmen
in den Haushaltsplan. Sie muf3 deshalb die Art der Ausfiihrung so eindeutig be-
schreiben, daR} die technische Lésung und die zu erwartenden Ausgaben zuverléssig
und zutreffend beurteilt werden kénnen und die Wirtschaftlichkeit der Lésung be-
wertet werden kann. Sie ist die verbindliche Grundlage fiir die weitere planerische
Bearbeitung.

Wurde fir eine BaumalRnahme ein verbindlicher Kostenrahmen festgelegt, hat das
Bauamt die Einhaltung =zu gewabhrleisten. Dabei sind Planungs- und
Ausfuhrungsalternativen (vgl. K  23) darzulegen. Gelingt dies nicht, ist der
Bauantrag ggf. unter Einschaltung der Arbeitsgruppe nach E 2.1 hinsichtlich einer
Anpassung der qualitativen und/oder quantitativen Nutzeranforderungen zu
Uberprifen, ggf. zu andern und erneut zur Prifung und Genehmigung vorzulegen
(vgl. E 2.5).

Fur die HU — Bau — ist der Preisstand zum Zeitpunkt der Aufstellung durch das
Bauamt maRgebend. Sollte sich der Preisstand zwischen Aufstellung und Geneh-
migung der HU-Bau- wesentlich verandert haben (vgl. Vorl. VV zu § 54 BHO Abs.
1.2.), erfolgt eine Fortschreibung durch die genehmigende Instanz, die die allge-
meine Kostenentwicklung aufgrund von Lohn- und Stoffpreissteigerungen bertick-
sichtigt.

3.2.1 Ist beabsichtigt, die BaumaRnahme in den Voranschlag (8§ 27 BHO) aufzu-
nehmen, so verstandigt die zusténdige oberste Bundesbehoérde rechtzeitig
die oberste technische Instanz. Diese veranlalt mit einem
Planungsauftrag die Aufstellung der Haushaltsunterlage — Bau
—. Der Planungsauftrag darf erst erteilt werden, wenn die Grundstiicks-
fragen geklart sind.

3.2.2 Die Haushaltsunterlage - Bau - ist auf der Grundlage der in der HOAI aufge-
fuhrten Grundleistungen zu erarbeiten. Bei den Leistungen der anderen
Fachbereiche ist analog zu verfahren.
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3.2.3

3.2.4

3.2.5

3.2.6

3.2.7

3.2.8

16. Aust.-Lfg. (Februar 1995)

Die Haushaltsunterlage — Bau — ist vom Bauamt aufzustellen. Hierbei sind
die zur BaumaRnahme gehdrenden Bauwerke/Baukodrper nach dem Bau-
werkszuordnungskatalog einzuordnen. Die oberste technische Instanz legt
bei Erteilung des Planungsauftrages unter Berlcksichtigung der nach F
1.1.2 vorgeschlagenen Bearbeitungszeit den Termin fest, bis zu dem ihr die
Haushaltsunterlage — Bau — spétestens vorgelegt werden muf}, damit die
Baumalnahme noch in den Entwurf des Haushaltsplanes aufgenommen
werden kann.

Das Bauamt legt die Haushaltsunterlage — Bau — mit Einversténdniser-
klarung der nutzenden Verwaltung (vgl. F 5.5) der Technischen Aufsichtsbe-
horde in der Mittelinstanz zur Prufung vor. Diese leitet die ersten zwei Ferti-
gungen direkt und die dritte Uber die Mittelbehtérde und die zustandige
oberste Bundesbehodrde der nutzenden Verwaltung der obersten technischen
Instanz zur Genehmigung und Festsetzung der Baukosten zu. Die oberste
technische Instanz Ubersendet die erste Fertigung der
genehmigten undfestgesetzten Haushaltsunterlagen — Bau — der
zustandigen obersten Bundesbehérde zum Aufstellen des Voranschlages.
Die zweite Fertigung behalt sie zuriick, die dritte erhalt das Bauamt.

Soweit die oberste technische Instanz die Genehmigung der Haushaltsunter-
lage — Bau — und/oder etwaiger Nachtrage und die Festsetzung der Kosten
der Technischen Aufsichtsbehdrde in der Mittelinstanz Ubertragt, hat diese
nach Genehmigung je eine Ausfertigung der zustandigen obersten Bundes-
behdrde zur Einstellung der Baumafinahme in den Voranschlag, der obersten
technischen Instanz und dem Bauamt zu Ubersenden.

Die oberste Bundesbehdrde hat bei Vorlage ihres Voranschlages die ge-
nehmigte Haushaltsunterlage — Bau — (vgl. auch E 3.2.5) beizufliigen. Aus-
nahmen von dieser Regelung sind im Rahmen des § 24 (3) BHO nur zulés-
sig, wenn dem Bund durch die Hinauszégerung der Ausgabebewilligung ein
Nachteil erwachsen wirde und die Notwendigkeit in den Erlauterungen be-
grindet ist. Grundlage fir den Voranschlag ist dann die Kostenvoran-
meldung-Bau- nach E 3.1 und F 1. Die Haushaltsunterlage — Bau — ist in
diesen Fallen unverziglich nachzureichen.

Bindung an die genehmigte Haushaltsunterlage — Bau —

Die genehmigte Haushaltsunterlage-Bau- ist grundsatzlich bindend. Jede er-
hebliche Abweichung setzt die Genehmigung eines Nachtrages voraus (vgl.
E 3.2.8). Nicht erhebliche Abweichungen bedirfen keiner Genehmigung,
wenn sie erforderlich sind, damit die geplante Baumal3nahme wirtschaftlich
und technisch zweckmaRig vollstéandig hergestellt werden kann, ohne da
Mehrkosten entstehen.

Nachtrage zur genehmigten Haushaltsunterlage — Bau —

3.2.8.1 Die Aufstellung eines Nachtrages wird erforderlich, wenn zuséatz-
liche Ausgaben zu veranschlagen sind
oder
erheblich von der genehmigten Haushaltsunterlage — Bau — abge-
wichen werden soll. Derartige Abweichungen sind nur bei unab-
weisbarem Bedarf zulassig. Abweichungen sind erheblich, wenn
die Grundlagen des Entwurfs, des konstruktiven Aufbaus, der Ge-
staltung, der Technischen Anlagen geandert werden sollen oder
grundlegend von dem vorgesehenen Material abgewichen werden
soll.

3.2.8.2 Der Nachtrag ist auf dem Dienstwege unverziglich der Instanz
vorzulegen, die die Haushaltsunterlage — Bau — genehmigt hat.
Dabei sind in den einzelnen Abschnitten der Kostenberechnung
nach Muster 6 die jeweils zu erwartenden Mehr- und Minderbe-
trdge anzugeben und gegeneinander aufzurechnen. Eine ein-
gehende Begriindung ist der Kostenberechnung als Anlage beizu-
fugen. Etwaige Einsparungsmdglichkeiten sind darzulegen, ggf.
mittels Planungs- und Ausfihrungsalternativen. Im Muster 6 sind
jeweils diejenigen Spalten auszufiillen, auf die sich Anderungen
auswirken.

Soweit ausschlieBlich Lohn- oder Stoffpreissteigerungen die
Kostenuberschreitung verursachen, gentigt als Nachtrag ein ver-
einfachter Nachweis (Muster 11). In diesem Falle wird auf die Auf-
stellung des Musters 6 verzichtet.

E
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3.2.8.3 Die oberste technische Instanz hat eine Ausfertigung des Nach-
trages der obersten Bundesbehérde zu Ubersenden, die die Bereit-
stellung der Ausgabemittel oder Verpflichtungsermachtigungen und
die nach 88 37, 38 Abs. 1 Satz 2, 54 BHO etwa erforderliche
Zustimmung des BMF veranlaf3t.
Soweit die Genehmigung der Technischen Aufsichtsbehorde in der
Mittelinstanz Ubertragen war, ist sinngemaR nach E 3.2.5 zu ver-
fahren.

3.3 Ausfiihrungsunterlage — Bau — (AFU — Bau —)

Mit der Ausfiihrungsunterlage — Bau — wird die Planung im einzelnen festgelegt.
Sie ist ferner Grundlage fur Vergabe und Ausfiihrung.

3.3.1

3.3.2

3.3.3

Die oberste technische Instanz veranlal3t die Aufstellung der Ausfihrungs-
unterlage-Bau-. Die rechtzeitige Veranlassung ist Voraussetzung fiir den
Beginn der BaumafRnahme in dem Haushaltsjahr, fir das Verpflichtungs-
ermachtigungen erteilt oder Ausgabemittel im Haushaltsplan erstmalig aus-
gebracht werden sollen.

Die Ausfiihrungsunterlage — Bau — nach F 3 ist von dem Bauamt nach der
genehmigten Haushaltsunterlage — Bau — aufzustellen. Die Technische
Aufsichtsbehorde in der Mittelinstanz bestimmt fur den Einzelfall den Um-
fang der ihr zur Prifung und Genehmigung vorzulegenden Teile der Aus-
fuhrungsunterlage — Bau —.

Die von der Technischen Aufsichtsbehérde in der Mittelinstanz genehmigten
Teile der Ausfuhrungsunterlage — Bau — sind vom Bauamt mit den nicht zu
genehmigenden Teilen zusammenzufassen. Die zusammengefalite Aus-
fuhrungsunterlage — Bau — ist im Original der Rechnungslegung beizu-
fugen.

4 Prifen und Genehmigen von Bauunterlagen

4.1 Priufen von Bauunterlagen

4.1.1

4.1.2

Die Prifung durch die Technische Aufsichtsbehdrde in der Mittelinstanz er-
streckt sich auf alle in Bauunterlagen behandelten Einzelheiten. Insbesondere
zu beachten sind dabei:

—  Ubereinstimmung mit dem genehmigten Bauantrag,
—  Vollstéandigkeit der erforderlichen Unterlagen,

—  ZweckmaBigkeit und Wirtschaftlichkeit der Planung, unter Berilicksich-
tigung auch der Folgekosten;

dazu gehéren die Funktionstiichtigkeit des Grundrisses und die Ange-
messenheit der RaumgroRen, die architektonische Gestaltung unter
Berticksichtigung der ortlichen Verhaltnisse, die Abstimmung der
baulichen mit den betriebstechnischen Erfordernissen, die Eignung der
Konstruktionen und Baustoffe, der Technischen Anlagen und der
Ausstattung,

—  Erfullung der 6ffentlich-rechtlichen Bestimmungen,

— Einhaltung des allgemeinen Standes der einschlagigen Wissenschaft,
der allgemein anerkannten Regeln der Technik,

— Richtigkeit der Kostenermittlung.

Erweisen sich umfangreiche Anderungen oder Erganzungen als erforderlich,
sind die Unterlagen dem Bauamt zur Uberarbeitung zuriickzugeben. Ande-
rungen kleineren Umfangs sind von der Technischen Aufsichtsbehodrde in der
Mittelinstanz selbst durchzufiihren.

4.2 Genehmigung von Bauunterlagen

4.2.1

4.2.2

16. Aust.-Lfg. (Februar1995)

Die Uberpriifung durch die oberste technische Instanz beschrankt sich auf
die grundsatzlich bedeutsamen Angaben und Daten der gepruften Unter-
lagen; sie schlieBt mit der Genehmigung ab.

Soweit die Genehmigung nach Abschnitt E 3.2.5 der Technischen Auf-
sichtsbehorde in der Mittelinstanz tbertragen wurde, ist in Blatt 1 zu Muster
6 der Prufvermerk der Mittelinstanz durch den Zusatz "sowie genehmigt
und festgesetzt" zu erganzen.



4.3 Formale Behandlung der Bauunterlagen

4.3.1

16. Aust.-Lfg. (Februar 1995)

Fur ihre Eintragungen in die Bauunterlagen verwendet die oberste tech-
nische Instanz rote und die Technische Aufsichtsbehoérde in der
Mittelinstanz blaue Farbe, dies auch dann, wenn ihr zugleich die
Genehmigung Ubertragen worden ist.

Die gepruften und gebilligten Angaben sind in der ersten Ausfertigung der
Unterlagen durch Abhaken kenntlich zu machen; Anderungen und Er-
ganzungen sind entsprechend zu kennzeichnen. Ein Unterstreichen von
Texten ist nicht erforderlich. In alle weiteren Ausfertigungen sind lediglich
die Anderungen und Erganzungen zu tibernehmen.
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Bauunterlagen

1 Kostenvoranmeldung — Bau — (KVM — Bau —)

— Verfahren vgl. E 3.1 —

1.1 Die Kostenvoranmeldung - Bau - besteht aus

1.11

1.1.2

1.1.3

1.1.4

1.1.5

der Kostenschéatzung nach Muster 6

Bei der Schatzung der Kosten ist von Erfahrungssatzen auszugehen. Die er-
mittelten Programmkosten (siehe E 3.1) sind als Kostenziel einzuhalten.

Es sind einzuholen

von der fur den Grunderwerb zustandigen Stelle Angaben Uber die auf
dem Grundstiick ruhenden Rechte, Verpflichtungen und Lasten und von
der fir die Beschaffung zustandigen Stelle die geschatzten Kosten fir
die Ausstattung nach Kostengruppen 611 und 612, DIN 276.

der Erlduterung der BaumaRnahme;
— gegliedert nach Muster 7 —
sie soll auch Angaben darliber enthalten,

wie die in der Kostenschatzung ausgewiesenen Betrdge ermittelt
worden sind und

wie die BaumaRRnahme in die Ubrige Infrastruktur (z.B. Verkehrsanlagen,
Ver- und Entsorgung) einzubinden ist,

welche Zeit fur die Aufstellung der Haushaltsunterlage — Bau — sowie
der Ausfiihrungsunterlage — Bau — voraussichtlich bendétigt wird.

dem baufachlichen Gutachten uber das Baugrundstiick
nach K 1.

Soweit noch keine Entscheidung tber das Baugrundstiick getroffen ist, soll
sich das Bauamt nach Anhoérung der fir den Grunderwerb zusténdigen Stelle
dazu auRern, auf welchem Grundstiick die Baumalinahme am zweckmafig-
sten durchgefiihrt werden kann. Dabei ist anzugeben, ob eine bundeseigene
Liegenschaft zur Verfiigung steht.

dem Ubersichtsplan [Stadtplan, Topographische Karte M 1 :
25000, (MeRtischblatt oder sonstige Karte)] mit Eintragung des Grund-
stiickes und Einverstandniserklarung der nutzenden Verwaltung nach F 5.2.

zeichnerischen Darstellungen (mindestens maRstabliche Strichskizzen) zur
Bearbeitung eines Planungskonzeptes einschlielich Untersuchung der
alternativen Losungsmaglichkeiten nach gleichen Anforderungen.

Die Ausarbeitung von weiteren Planen wird in der Regel nicht gefordert.

1.2 Der Kostenvoranmeldung — Bau — sind beizufiigen:

Erlasse und Verfugungen, mit denen die Aufstellung der Kostenvoranmeldung
— Bau — gefordert worden ist; der genehmigte Bauantrag mit dem Stellen- und
Raumbedarfsplan, die Programmkostenermittlung, sowie ggf. Niederschriften der
Arbeitsgruppe nach E 2.1.

2 Haushaltsunterlage — Bau — (HU — Bau —)

— Verfahren vgl. E 3.2 —

Zur Haushaltsunterlage — Bau — gehdren

2.1 bei Gebauden

211
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Plane

Plane sind unter Beachtung der gultigen Normen, Richtlinien u.a. anzu-
fertigen, zu beschriften, zu falten und in Taschen oder Ordnern zusammen-
zustellen. Hierbei sind z.B. zu beachten:

DIN 823 — Blattgroflle, Mal3stébe

DIN 824 — Faltung

DIN 1356 — Bauzeichnungen

DIN 6776 — Beschriftungen, Schriftzeichen.

Lageplane sowie Plane fur Um- und Erweiterungsbauten sind zusatzlich
nach DIN 1356 farbig anzulegen.

1—2.1.1

23



noch
2.1.1—2.1.2

24

(1) Ubersichtsplan [z.B. Stadtpldne, Topographische Karte M 1 : 25000,

@
3

4

—

)

=

(Mef3tischblatter oder sonstige Karten)].

Aus dem Ubersichtsplan miissen die Lage der Baustelle zur Umgebung
sowie die Verkehrsanbindungen und alle sonstigen fur die Baustelle oder
den Bau seiner Lage nach wichtigen Umsténde ersichtlich sein. In ihm
sind auch die AnschluBmdglichkeiten an eine vorhandene Wasserver-
sorgung oder Entsorgung, an Kraftleitungen, Trafostationen, Fernheiz-
kanale, StralRen oder dgl. einzutragen, falls sie nicht im Lageplan darge-
stellt werden kénnen.

Katasterkarte

Lageplan — in der Regel M 1:500 —, in dem die gewahlte Lésung fir
die bauliche Aufgabe und deren Beziehung zum vorhandenen Bestand
und ggf. zu weiteren geplanten BaumaRnahmen dargestellt ist.

Es sind darzustellen:
MaRstab, Nordpfeil und Hauptwindrichtung.

Grenzen und Bebaubarkeit des Baugrundstiicks, Bebauung der Nachbar-
grundstiicke, Hohenangaben — Linien/Knoten — zum Grundstiick,
besondere Gelandegegebenheiten (Béschungen und dgl.), vorhandene
und zu erhaltende Baumgruppen, am Grundstiick vorbeifihrende
StralRen und Wege sowie Versorgungs- und Entsorgungsanlagen;

vorhandene und zu errichtende bauliche Anlagen mit Angabe ihrer
Nutzung, Geschof3zahl und Dachform; Einfriedungen, Versorgungs- und
Entsorgungsanlagen, Flachen fur Ful3ganger und Fahrzeugverkehr, Grin-
flachen;

die fir die Mengenberechnung der AufRenanlagen wichtigen Mafe sind
einzutragen.

ggf. geologische und hydraulische Angaben, Baustoffe, Leitungsmedien.

Entwurfs- und Genehmigungspléane, in der Regel Plane im MaRstab
1:100 und ggf.Ausfiihrungsplane im Maf3stab 1:50 .

Es sind darzustellen:

Grundrisse aller Geschosse und des nutzbaren Dachraumes, alle Ansich-
ten, Dachaufsichten

und die erforderlichen Schnitte fir jedes Gebaude bzw. Bauwerk.

Die Plane sollen enthalten:
Nordpfeil und MaR3stab,

die Raumnummern, Bezeichnung der Raumnutzung (unmiRverstandliche
Abkirzungen gentigen) sowie die Hohenordinate der Oberkante Erdge-
scho3 — FuRRboden,

alle Maf3e zum Nachweis der Rauminhalte und der Raumflachen,
die Flachen der Raume,
die Darstellung und MaRe der Einbauten.

ggf. Angaben zu:

Baustoffe und Bauarten, Griindung der geplanten Geb&ude und, soweit
erforderlich, die Griundung benachbarter baulicher Anlagen, die Anord-
nung der Sanitar-Objekte und Wasserzapfstellen sowie der betriebs-
technischen Anlagen mit Querschnitten der Kanale, Schachte, Schorn-
steine  usw., den Verlauf der Treppen und Rampen mit ihrem
Steigungsverhaltnis. Gelandeschnitt, der die vorhandenen und kiinftigen
Hohen erkennen laRt, Geldndehdhenplan, der insbeondere bei umfang-
reichen Erdarbeiten den Zustand des Baugelandes vor Beginn der Bauar-
beiten hthenmafig zu erfassen hat.

2.1.2 Erlauterungsbericht *) mit Anlagen 1 und 2

Der Erlauterungsbericht ist textlich kurz gefalt und allgemein verstandlich
nach der Gliederung des Musters 7 aufzustellen. Die Baumafnahme ist

jedoch so ausreichend zu beschreiben, dal} eine zweifelsfreie Beurteilung

aller wesentlichen Teile mdglich ist.

Planungsergebnisse und -entscheidungen sind stets nachvollziehbar zu be-
grinden.

*) Bei Bauangelegenheiten des BMVg vgl. L 1
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2.1.3

2.1.4

2.15

Dem Erlauterungsbericht sind Anlage 1 zu Muster 7 (Baunutzungskosten)
und Anlage 2 zu Muster 7 (Energiewirtschaftliche Gebaudekenndaten)
beizufligen.

Die Flachen und Rauminhalte sind aufgrund der in den Bauplanen darge-
stellten  Hauptnutz-, Nebennutz-, Funktions- und Verkehrsflachen
rechnerisch nachzuweisen. Sie sind entsprechend DIN 277 und der
WarmeschutzV zu berechnen.

Nachweise Uber Warme- (Warmebedarfsausweis, vgl. auch Anh. 20/5),
Schall- und Brandschutz; Ergebnisse der Tragwerksplanung auf der Grund-
lage der in HOAI 8§ 64 zu 2. und 3. aufgefiihrten Grundleistungen

Kostenberechnung nach Muster 6 *)

Bei der Berechnung der Kosten ist von Erfahrungswerten auszugehen, in der
Regel je m2 Hauptnutzflache; die Kostenansétze sind zu belegen. Soweit
Kosten nicht nach Flachen, Rauminhalten oder anderen spezifischen Er-
fahrungswerten ermittelt werden koénnen, sind Uberschlagige Mengenbe-
rechnungen mit Angabe der ermittelten Kosten aufzustellen.

Ermittelte Programmkosten (vergl. E 2.1) sind als Kostenziel einzuhalten.

Werden mehrere Bauwerke, die verschiedenen Bauwerksgruppen (vgl. Bau-
werkszuordnungskatalog) zuzuordnen sind, als eine BaumafRnahme veran-
schlagt, sind die Kosten getrennt zu ermitteln. Eine getrennte Veran-
schlagung ist in der Regel auch bei Baukdrpern durchzufiihren, die als selb-
standige Anlagen gelten (vgl. Muster 6).

Baufachliches Gutachten Uber das Baugrundstiick nach K 1

2.2 bei den Technischen Anlagen

Als Anlagen der technischen Ausristung gelten samtliche maschinen- und elektro-
technischen Anlagen und Einrichtungen, die der unmittelbaren Ver- und Entsorgung
dienen bzw. den Bedarf ihrer Nutzer an Warme, Kalte, Luft, Elektrizitdt, Wasser,
sonstigen Medien, Transportleistungen, Kommunikationsmitteln, Verpflegungsein-
richtungen und dgl. decken. Das sind gemaf DIN 276 die Technischen Anlagen des
Bauwerkes sowie die Teile der technischen Ausristung in den Kostengruppen Her-
richten und Erschlieen, Ausstattung und AuR3enanlagen.

221

222

Plane
wie 2.1.1

Zusatzlich sind darin bzw. gesondert darzustellen:

Die wesentlichen Bestandteile der technischen Ausriistung (z.B. Ubergabe-
stationen, Zentralen, Verteilungen) und Anlagen, die Fihrung bzw.
Anordnung von wesentlichen Leitungen, Kabeln, Kanalen, Rohren und
Schachten,etc.

die Schaltschemata, soweit sie zum Verstandnis von Funktionsablaufen er-
forderlich sind.

Erlauterungsbericht
wie 2.1.2

Zusatzlich soll er die technische Ausriistung nach GroéRe, Ausbaustandard
usw. eindeutig beschreiben, die notwendigen Angaben enthalten Uber den
Nachweis der Wirtschaftlichkeit, die gewaéhlte Losung (z.B. Anlagen-
konzeption, Energietrager, Nutzungsdauer, Gleichzeitigkeitsfaktor,
Leistungsreserve), Alternativen, Zustand und Leistung ggf.vorhandener
Anlagen der technischen Ausrustung (AnschluBmaéglichkeiten).

Dem Erlauterungsbericht sind die, die Telekommunikationsanlagen und
Ubertragungsnetze (Daten, Sprache, Text und Bild) betreffenden Teile der IT
- Rahmenkonzepte beizufugen.

Planungsergebnisse und -entscheidungen sind stets nachvollziehbar zu be-
grinden.

*)  Bei Bauangelegenheiten des BMVg vgl. L 1
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noch
2.1.2—2.2.2
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F

2.2.3-23.1
2.2.3 Kostenberechnung

wie 2.1.4
Zusétzlich ist zu beachten:

Bei Anlagen der technischen Ausristung ist eine Aufgliederung in
Teilleistungen soweit vorzunehmen, daR die Angemessenheit der Kosten
beurteilt werden kann.

Der Kostenberechnung sind lberschlagige Bedarfsermittlungen mit Angabe
von Leistungswerten (z.B. Warme, Kalte, Luft, Wasser, Gas, fester und
flissiger Brennstoff, Energie) beizufiigen.

2.3 bei Ingenieurbauwerken und Verkehrsanlagen
Ingenieurbauwerke umfassen insbesondere
Bauwerke und Anlagen
— des konstruktiven Ingenieurbaues
— der Ver- und Entsorgung mit Flissigkeiten, Feststoffen und Gasen
— der Wasserwirtschaft
— des Wasserbaues
—  zur Abfallbeseitigung
— des Erd- und Grundbaues
—  fur Untertageanlagen
Verkehrsanlagen umfassen Anlagen des Stral3en-, Schienen- und Flugverkehrs
2.3.1 Plane
(1) Ubersichtsplan (wie 2.1.1)
(2) Katasterplan (wie 2.1.1)
(3) Lageplan M 1 : 500, evtl. 1 : 1000
(4) Bauplane
— Allgemein wie 2.1.1 (4)
Langsschnitte M 1:500/50, evtl. 1:1000/100,
Charakteristische Querschnitte M 1:50 evtl. 1:20,
Alle Hohen sind auf NN zu beziehen.
Zusatzlich sind zu beachten bei:
—  Abwasseranlagen
Darstellungsgrundsatze der DIN 2425 Teil 1

Planwerke fir die Versorgungswirtschaft, die Wasserwirtschaft
und fir Freileitungen, Rohrnetzplane der Offentlichen Gas- und
Wasserversorgung

Entwurfsgrundséatze der DIN 19 525
Abwasserwesen, Richtlinien fir die Entwurfsbearbeitung

Lage und Hohe vorhandener und geplanter Leitungen mit zugehdrigen
Anlagen (z.B. Hebeanlage, Riickhaltebecken, Klaranlage, Abscheider),
Hohe der Gelanderoberflache und der Rohrsohle, Schachtabsténde
und Leitungsgefalle, Dimensions- und Baustoffangaben, Ausweisung
von Schutzzonen

—  Wasserversorgungsanlagen
Darstellungsgrundséatze der DVGW
Arbeitsblatter W 121—123
Entwurfsgrundsatze der DIN 2000

Zentrale Trinkwasserordnung;

Leitsatze fur Anforderungen an Trinkwasser, Planung, Bau und
Betrieb der Anlagen

26
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2.3.2

2.3.3

2.3.4
2.35

Lage und Hohe vorhandener und geplanter Versorgungsleitungen mit
zugehorigen Anlagen (z.B. Ubergabeschéchte, Wassergewinnungs- und
Aufbereitungsanlage, Schieber), Hohe der Geléandeoberflache und der
Leitungssohle, Ausweisung der Schutzzonen, Dimensions- und
Baustoffangaben

—  Verkehrsanlagen

Unter Beachtung der Richtlinien fur die Gestaltung von einheitlichen
Entwurfsunterlagen im Stralenbau (RE 1985), der Richtlinien fir die
Planung und Ausfiihrung von Verkehrsanlagen (RV 95);

Entwurfselemente  (Radien, Querneigung), Kilometrierung, Be-
grenzungslinien der Verkehrsflachen, Regelquerschnitte mit Konstruk-
tionsaufbau, Entwasserungseinrichtungen, Boschungen, Gebaude- und
Grabenhohen, Kunstbauwerke, Schutzzonen

Erlauterungsbericht
—  wie2.1.2
Zusatzlich:

—  Planungskonzept einschl. Untersuchung alternativer L&sungen
unter Berlicksichtigung der Wirtschaftlichkeit

—  offentlich-rechtliche Verfahren und Auflagen
—  Baugrundverhéltnisse

—  Zustand und Leistung vorhandener Anlagen
— Planungen anderer Bautrager

Die wesentlichen fachspezifischen Zusammenhange und Bedingungen
und die Entscheidung fur die gewahlte Ldsung sind zu begriinden
sowie nachvollziehbar darzustellen.

Kostenberechnung

Die Ermittlung der Kosten ist, soweit moglich, nach Muster 6
vorzunehmen.

Der Kostenberechnung sind beizufiigen:

— Uberschléagige Ermittlungen fur Anlagen der Ver- und Entsorgung oder
dgl.;

— unverbindlich eingeholte Vorschlage fir Spezialausfihrungen und -
einrichtungen (sowveit erforderlich)

Fachspezifische Berechnungen und Bemessungen

Baufachliches Gutachten nach K 1 (wie 2.1.6)

2.4 bei Freianlagen

Freianlagen sind planerisch gestaltete Freiflachen und Freirdume in Verbindung mit

Bauwerken
2.4.1 Plane

— wie2.1.1

Zusatzlich:

—  Gelédndemodellierung mit alten und neuen Hohenlinien sowie sonstigen
Hohenangaben, geologische Besonderheiten,

— verbleibender, erhaltungswirdiger Vegetationsbestand, zu rodender
Bestand, einschlieBlich  Forstflachen (ggf. mit Angabe der
Wuchshohe),

— wesentliche Vegetationsbestéande der angrenzenden Grundstiicke,

— Neupflanzungen, einschlielich Forstflachen (ggf. mit Angabe der
Wuchshéhe), Rasen- und Wiesenflachen,

—  zugehdrige bauliche Anlagen (z.B. Wege, Be- und Entwasserung, Be-
leuchtung)

2.4.2 Erlauterungsbericht

16. Aust.-Lfg. (Februar 1995)

—  wie2.1.2

noch
2.3.1—2.4.2
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noch
2.4.2-4.2

28

Zuséatzlich

wesentliche Absichten und Inhalt der Planung
offentlich-rechtliche Verfahren und Auflagen
Schutzmaflinahmen fiir vorhandene Vegetation

Bodenarten, GW-Stand, Oberbodenbewirtschaftung - Bodenbear-
beitung und -verbesserung

Aussaaten, wesentliche Pflanzarbeiten und -gréRen - zugehérige bau-
liche Anlagen

PflegemaRnahmen

Die wesentlichen fachspezifischen Zusammenhénge und Bedingungen und

die Entscheidung fir die gewéhlte Lésung sind zu begriinden sowie
nachvollziehbar darzustellen.

2.4.3 Kostenberechnung

Die Ermittlung der Kosten ist nach Muster 6 vorzunehmen.

2.5 Der Haushaltsunterlage — Bau — sind beizufiigen:

Erlasse und Verfuigungen, mit denen die Aufstellung der Haushaltsunterlage — Bau
— gefordert worden ist.

Niederschriften der Arbeitsgruppe nach E 2.1, soweit nicht an anderer Stelle ent-

halten.

2.6 Die oberste technische Instanz kann weitergehende Leistungen zur Haushaltsunter-
lage — Bau — anordnen, soweit dies notwendig ist, um wichtige Einzelheiten der
Lésung oder die Kosten besser beurteilen zu kénnen.

3 Ausfihrungsunterlage — Bau — (AFU — Bau —)

— Verfahren vgl. E 3.3 —

Zur Ausfihrungsunterlage — Bau — gehdren

3.1 bei Gebauden

3.1.1 ggf. die fortgeschriebenen Entwurfs-/Genehmigungsplane nach F 2.1.1 (3)
und (4)

3.1.2 Ausfihrungszeichnungen M 1:50 bis 1:1

Anfertigen von Planen vgl. 2.1.1

3.1.3 Leistungsverzeichnisse mit Mengenberechnungen

3.1.4 geprufte Standsicherheitsnachweise mit statischen Berechnungen und zuge-
hdrigen Zeichnungen

3.1.5 Nachweise uber Wéarme-(Warmeschutzausweis, vgl.auch Anh.20/5), Schall-
und Brandschutz, ggf.fortgeschrieben

3.1.6 sonstige Berechnungen.

Die Ausfuhrungsunterlage — Bau — ist fur

3.2 Technische Anlagen (Betriebstechnik)

3.3 Ingenieurbauwerke und Verkehrsanlagen

3.4 Freianlagen

sinngemaf nach Abschnitt 3.1 aufzustellen

4 Bauunterlagen fur Um- und Erweiterungsbauten

Anfertigen von Planen vgl. 2.1.1

4.1 Bei der Aufstellung von Bauunterlagen fir Um- und Erweiterungsbauten ist sinnge-
maf nach F 1 bis F 3 zu verfahren.

Soweit die Kosten nicht nach Flache oder Rauminhalt veranschlagt werden kénnen,
sind sie nach Einzelleistungen zu berechnen.

4.2 Die Plane sind unter Verwendung der Baubestandszeichnungen (Benutzungspléane)
nach H anzufertigen.
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5 Mitwirkung der nutzenden Verwaltung

Die nutzende Verwaltung *)

51

5.2

5.3

54

55

5.6

5.7

5.8
5.9

bildet - falls erforderlich - unter ihrer Federfiihrung mit der Bauverwaltung nach E
2.1 eine Arbeitsgruppe

bestitigt auf dem Ubersichtsplan zur Kostenvoranmeldung — Bau — nach F 1.1.4
die Wahl des Grundstuicks;

Ubergibt dem Bauamt vor Planungsbeginn eine Darstellung der Betriebsablaufe —
vgl. E 2.2 — mit Angaben Uber

die Zugehorigkeit von Rdumen oder Raumgruppen zu Abteilungen, Gruppen,
Sachgebieten usw. mit Erlauterung sowie

die beabsichtigte Anordnung von Besprechungsrdumen u. dgl.

und erklart, dal? die BaumaRnahme oder die durch eine Baumalinahme betroffene
bauliche Anlage gemaR , Sicherheitshandbuch fur die Durchfiihrung von Bauauf-
gaben des Bundes im Zustandigkeitsbereich der Finanzbauverwaltungen (SHBau)
schutzbedirftig oder nicht schutzbedirftig ist und macht ggf. die notwendigen
Angaben nach dem SHBau.

mul} Forderungen wéhrend der Aufstellung der Haushaltsunterlage — Bau — vor-
bringen. Mit ihrer Einverstéandniserklarung zur Haushaltsunterlage — Bau — sind
weitere Forderungen ausgeschlossen (vgl. E 2.5).

hat ihre Einverstéandniserklarung auf dem Erlauterungsbericht sowie auf samtlichen
GrundriBpldnen und dem Lageplan abzugeben. Etwaige Einwande sind gesondert
bekanntzugeben; Anderungen oder Zusatze der nutzenden Verwaltung im Er-
lauterungsbericht und in den Bauplanen sind unzuléssig;

gibt die in die Muster 6 einzutragenden Kosten fir die von ihr zu beschaffenden
Ausstattungen (vgl. auch Anhang 24 zu HRB, ) an;

macht die in der Anmerkung zu Anlage 1 zu Muster 7 [Baunutzungskosten — Bei-
trag zu den entstehenden jéhrlichen Haushaltsbelastungen — BHO § 24 (1)] aufge-
fuhrten Angaben;

soll das Bauamt bei der Beschaffung der Ausstattung beteiligen;

ist als hausverwaltende Diensstelle fir die Betriebsfihrung (vgl. K 19 Nr. 3)
verantwortlich. Sie hat den Verbrauch von Energie und Medien aufzuzeichnen und
zu melden (vgl. K 20 Nr.5);

5.10 beteiligt das Bauamt an der Vorbereitung von Wartungsvertragen gemaf Nr. 12 der

VHB - Richtlinie zu 8 10 VOB/A (vgl. auch K 19 Nr. 2.2).

*)

Bei Bauangelegenheiten des BMVg die WBV
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Bauausfihrung

1 Bauauftrag

1.1

1.2

Die Technische Aufsichtsbehérde in der Mittelinstanz erteilt — abgesehen von
Baumafnahmen nach D 4.2 — den Bauauftrag, wenn

1.1.1 Die verbindliche Mitteilung der fiir den Grunderwerb zustandigen Stelle vor-
liegt, dal3 der Bebauung keine rechtlichen Hindernisse entgegenstehen (vgl.
E 3.2.1),

1.1.2 alle offentlich-rechtlichen Anforderungen erfillt, die nach dem offentlichen
Recht erforderlichen Anzeigen erstattet und die erforderlichen Genehmig-
ungen/Zustimmungen (z. B. bauaufsichtliche Zustimmung, wasserrechtliche
Erlaubnis und Bewilligungsbescheid) erteilt worden sind;

1.1.3 die zustandige oberste Bundesbehorde die Ausgabemittel zugewiesen
und/oder Verpflichtungsermachtigungen erteilt hat.

Die Voraussetzungen nach G 1.1.1 bis G 1.1.3 muissen auch fur Baumaf3nahmen
nach D 4.2 erfillt sein.

2 Voraussetzungen fiir den Baubeginn von Baumaf3nahmen

2.1

2.2

2.3

Das Bauamt darf mit der Ausfiihrung erst beginnen, wenn zumindest alle Plane und
Berechnungen vorliegen, die die Ausfuhrung der Rohbauarbeiten und die technische
Ausristung beeinflussen.

Die ersten Ausschreibungen sollen grundsatzlich alle Leistungen umfassen, die die
Gesamtkosten wesentlich bestimmen. Dazu gehdren in der Regel die Ausschrei-
bungen fur den Rohbau und die Technische Ausrustung. Der Wert der ersten Aus-
schreibungen muR3 so erheblich sein, daf durch den Vergleich der in der Kostenbe-
rechnung veranschlagten mit den durch die Ausschreibung ermittelten Kosten beur-
teilt werden kann, ob die veranschlagten Gesamtkosten voraussichtlich eingehalten
werden koénnen.

Ergibt der Vergleich, dal} die veranschlagten Kosten eingehalten werden oder die
Uberschreitung nicht mehr als 10 v.H. der veranschlagten Kosten der ausge-
schriebenen Leistungen — hdchstens jedoch 3 v.H. der genehmigten Gesam t -
kosten — ausmacht, so darf das Bauamt mit der Bauausfuhrung beginnen. Ist die
Uberschreitung groRer, so hat es der Technischen Aufsichtsbehérde in der Mittel-
instanz — ggf. unter Darlegung von Einsparungsmdglichkeiten — zu berichten und
deren Entscheidung abzuwarten. Die Technische Aufsichtsbehérde in der Mittel-
instanz entscheidet, soweit die Uberschreitung nicht mehr als 20 v.H. der veran-
schlagten Kosten fir die ausgeschriebenen Leistungen, héchstens jedoch 6 v.H. der
genehmigten Gesamtkosten, ausmacht.

In allen anderen Fallen trifft die oberste Technische Instanz die Entscheidung, soweit
sie die Befugnis nicht der Technischen Aufsichtsbehoérde in der Mittelinstanz
Ubertragen hat.

Wegen der etwa erforderlich werdenden Aufstellung eines Nachtrages vgl. E 3.2.8.

Die Technische Aufsichtsbehodrde in der Mittelinstanz kann in Ausnahmefallen zu-
lassen, daR zunachst nur Leistungen geringeren Umfanges und Wertes ausge-
schrieben und ausgefiihrt werden. In diesen Fallen ist der Kostenvergleich nach der
ersten grofReren Ausschreibung anzustellen.

3 Kostenkontrolle wéhrend der Bauausfihrung

3.1

3.2

3.3

Das Bauamt ist verpflichtet, die Kostenkontrolle wéhrend der Bauausfuhrung lau-
fend zu fihren. Hierzu sind die Muster 22, 23 und 24 zu benutzen.

Nach Erteilung des Bauauftrages, vor der ersten Ausschreibung, gliedert das Bau-
amt die Kostenberechnung zur Haushaltsunterlage—Bau— in vergabeorientierte
Kostenkontrolleinheiten (Muster 22). Bei Ausschreibung der ersten Leistungen legt
das Bauamt Muster 23 an und stellt das Ergebnis der Ausschreibung den in der ent-
sprechenden Kostenkontrolleinheit in Muster 22 ausgewiesenen Betrdgen gegen-
Uber. Die Gesamtubersicht tber alle Mehr- oder Minderkosten ist in Muster 24
laufend fortzuschreiben.

Uberschreitet das Ergebnis einer Ausschreibung die in den entsprechenden Kosten-
kontrolleinheiten im Muster 22 ausgewiesenen Betrége, sind Einsparungsmdglich-
keiten darzulegen. Erforderlichenfalls ist eine Anderung der Ausfiihrungsunterlage
nach F 3 vorzunehmen.

Handelt es sich bei derartigen Anderungen um Reduzierungen festgelegter quanti-
tativer und/oder qualitativer Bedarfsanforderungen, ist ggf. der Nutzer bzw. die
Arbeitsgruppe nach E 2.1 einzuschalten.

16. Aust.-Lfg. (Februar 1995)

1—3.3

31



32

4 Die Ausfuhrung einer BaumalRnahme beginnt mit dem AbschluR des ersten
Bauvertrages.

5 Den Beginn der Bauarbeiten hat das Bauamt der nutzenden Verwaltung und der
Technischen Aufsichtsbehdrde in der Mittelinstanz schriftlich mitzuteilen.

6 Die nutzende Verwaltung ist nicht berechtigt, in die Bauausfihrung einzugreifen.
Etwaige Winsche oder Forderungen hat sie mit der Technischen Aufsichtsbehdrde
in der Mittelinstanz zu kléren.

16. Aust.-Lfg. (Februar 1995)



Baulbergabe und Baubestandszeichnungen
1 Ubergabe
1.1 Das Bauamt hat das Bauwerk/die bauliche Anlage der Dienststelle, die den Bund als

1.2

1.3

1.4

1.5

1.6

Eigentimer vertritt und gleichzeitig der hausverwaltenden Dienststelle zu Uber-
geben. Die Ubergabe hat stattzufinden, sobald das Bauwerk/die bauliche Anlage
zweckentsprechend genutzt werden kann; eine Teil - Ubergabe ist zulassig. Mit der
Ubergabe — auch Teil - Ubergabe — geht das Bauwerk/die bauliche Anlage
insgesamt oder teilweise in die Verantwortung des Nutzers Uber.

Restarbeiten oder nicht direkt erforderliche Folgearbeiten kdénnen auch spéater
durchgefihrt werden.

Die Verantwortung geht ebenfalls auf den Nutzer Uber, wenn dieser das Bau-
werk/die bauliche Anlage zweckentsprechend nutzt, ohne daR eine férmliche Uber-
gabe stattgefunden hat.

Bei der Ubergabe/Teil-Ubergabe — soweit es zu diesem Zeitpunkt nicht mdglich ist,
unmittelbar danach — ist eine gemeinsame Niederschrift nach Muster 14
anzufertigen, in der etwaige Beanstandungen, Anderungen und Ergénzungen zu
vermerken sind.

Der Niederschrift werden beigeftigt:

— ein Satz Plane,

— ein Gerateverzeichnis,

— eine Ubersicht der in den Bauvertragen festgelegten Verjahrungsfristen fiir die
Gewabhrleistung sowie

—  samtliche 6ffentlich-rechtliche Abnahmebescheinigungen,

— auf der Grundlage von Ist-Werten aktualisierter Warmebedarfsausweis,

—  eine Ubersicht uber die dem Bauamt wéhrend der Durchfiihrung der BaumaR-
nahme bekannt gewordenen Auflagen, Rechte und Pflichten, soweit dariber
die fur den Grunderwerb zusténdige Stelle nach F 1.1.1 keine Angaben
gemacht hat. In diese Ubersicht sind insbesondere aufzunehmen Angaben (iber

— die Befristung oder Widerruflichkeit von wasserrechtlichen Bescheiden,

— Auflagen, Rechte und Pflichten fur ZufahrtsstraBen, Wege, Wasserver-
sorgungs- und Abwasseranlagen (Auch auRerhalb der Bundesanlagen),

— die entrichteten einmaligen ErschlieRungsbeitrage fir Straflen und Wege
nach dem BauGB,

— die entrichteten Anschlu3gebihren fur die Abwasserbeseitigung,

— die entrichteten AnschluBgebihren fir eine o6ffentliche oder private
Wasserversorgung und Rohrnetzkostenbeitrage,

— die entrichteten Anschlu3kosten fiir die Stromversorgung,
— eine Zusammenstellung der Auflagen der Brandschutzbehorden, soweit
sie die Nutzung betreffen.

Zwei Ausfertigungen der Niederschrift verbleiben beim Bauamt, wovon eine der
Baurechnung beizufugen ist. Der Eigentumer (z. B. Bundesvermdgensamt) und die
hausverwaltende Dienststelle (nutzende Verwaltung) sowie die Technische Auf-
sichtsbehdrde in der Mittelinstanz erhalten je eine Ausfertigung der Niederschrift.

Der Vollzug der in der Niederschrift vermerkten Restarbeiten ist sémtlichen an der
Ubergabe beteiligten Dienststellen in einem abschlieRenden Schreiben anzuzeigen.
Eine Durchschrift davon ist der Baurechnung beizufiigen.

Bei Technischen Anlagen hat das Bauamt zu lUibergeben:

—  Prifbucher mit dem Ergebnis der vor der Inbetriebnahme durchgefiihrten Ab-
nahmeprifungen,

— Bedienungs- und Instandhaltungsanleitungen *) des Anlagenherstellers, Be-
triebsanweisung nach K19 Nr. 4.2,

— Schalt- und Leitungsplane, Beleuchtungsplane, Betriebskarten (Bestandsliste,
Anlagenbeschreibung, Kartei Uber Energieversorgung)

—  fur den Betrieb einschlagige Unfallverhiitungsvorschriften

— gesetzlich erforderliche Genehmigungsbescheide, die das Betreiben von An-
lagen zulassen.

*)

Bedienungs- und Instandhaltungsanleitung

Allgemeine Erlauterung der Gesamtfunktion der Anlagen sowie Beschreibungen aller Teilfunktionen, die fiir den Gebrauch der Anlage
notwendig sind. Fir die durchzufiihrenden Wartungs- und Inspektionsarbeiten (DIN 31 051, Blatt 1) sind der Umfang und ein
Zeitplan festzulegen und die erforderlichen Hilfsmittel und Ersatzteile listenmaRig aufzufiihren.

16. Aust.-Lfg. (Februar1995)
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1.7—2.1.4 -
1.7 Bei Erstellung oder Ersatzbeschaffung von Technischen Anlagen oder Anderungen

ihres Betriebes listet das Bauamt jeweils getrennt die Anlagen auf,

— die einer Uberwachungspflicht auf Grund o6ffentlich-rechtlicher Vorschriften
unterliegen,

—  fur die eine Wartung oder Prifung notwendig bzw. zu empfehlen ist.
2 Baubestandszeichnungen zugleich Benutzungspléane

2.1 Das Bauamt hat fur die normengerechte Erstellung der Baubestandszeichnungen, zu-
gleich Benutzungsplédne, zu sorgen. Im Rahmen seiner baufachlichen Verantwortung
regelt es auch Art und Umfang der Unterlagen. Diese haben im Regelfall zu
enthalten:

2.1.1 Lageplan im MaRstab 1:500 oder 1:1000, soweit ausreichend, mit Grenzen
des Baugrundstiicks; bauliche Anlagen mit Héhenordinaten der Oberkanten
ErdgeschofR3fuBboden; Nutzung; Geschofzahl und Dachform; AuRenschutz-
bauten; Einfriedungen; Flachen fir FuBganger und Fahrzeugverkehr mit ihren
Hauptabmessungen; wichtige Versorgungsleitungen.

2.1.2 wenn dies zur deutlichen Darstellung erforderlich ist, weitere Lageplédne mit

—  StraBen, Wegen und Platzen (Ho6henordinaten, Radien, Regelquer-
schnitten, Lastenklassen, Kanalschéchten);

— Gas- und Wasseranlagen (Rohrdurchmesser, Materialart und
Festpunkte, sinnbildliche Darstellung der Absperrschieber, Unter- und
Uberflurhydranten, Hinweis auf Tiefbrunnen mit Férderleistung und
Hochbehalter mit Nutzinhalt);

— Abwasseranlagen — getrennt nach Regenwasser und Schmutzwasser
— (Gefalle und Gefalleeinrichtungen, Einsteigschachte und
Hohenordinaten der Schachtsohlen, Benzin-, Ol- und Fettabscheider,
Wassereinlaufe, Drainagen, wesentliche Festpunkte, Rohrdurchmesser
usw., Klaranlagen mit System- und Leistungsangaben);

—  Zentralen Versorgungsanlagen fir Heizung und Raumlufttechnik
(Ubergabestationen, Ausdehnungsbauwerke, Profile, Ausfilhrungsart,
Rohrquerschnitte, Festpunkte und Absperrungen usw.)

—  Starkstrom-, Beleuchtungs- und Fernmelde-Anlagen (Leitungen und
Kabel mit Angaben von Type, Adernzahl, Querschnitt, Verteiler,
Muffen, Kabelmerksteine mit Einmessungen, Ubergabe- und
Trafostationen, Ersatzstromversorgungsanlagen, Hausanschlisse).

2.1.3 Bauplane — Grundrisse aller Geschosse und des nutzbaren Dachraumes, alle
Ansichten, Dachaufsichten und die erforderlichen Schnitte (auch durch
Treppenhauser) fir jedes Gebaude in der Regel i.M. 1:100. Diese Pléne
sollen, damit sie zugleich als Benutzungsplane benutzt werden konnen,
folgende Angaben enthalten:

—  Kennzeichnung der Raume mit Nummern; die Zweckbestimmung ist
nur einzutragen, wenn sie voraussichtlich unverandert bleibt (WC, Bad
usw.),

—  Rohbaumafe fir Raumflache und -umfang, Raumlangen und -breiten,
Wanddicke, Offnungen von Fenstern und Tiren, fiir Querschnitte von
Kanélen, Schéchten, Schornsteinen usw., Treppen und Rampen mit
Steigungsverhéltnis,

—  Materialangaben uber die Art des FuRbodenbelages, Uber die Behand-
lung der Decken und Wande,

—  Eintragung der Zentralen Betriebstechnik mit ihren wesentlichen techni-
schen Daten.

2.1.4 Plane fur Technische Anlagen, bestehend aus je einem weiteren Satz Grund-
risse der Ausfuhrungsplane als Bestandszeichnungen (Installationsplane,
Ausflhrungspléane) fur

—  Laftungstechnische Anlagen — DIN 18 379
—  Heizungs- und Brauchwasserwarmungsanlagen — DIN 18 380

—  Gas-, Wasser- und Abwasser-Installationsarbeiten innerhalb von Ge-
bauden — DIN 18 381

—  Elektrische Kabel- und Leitungsanlagen in Gebauden — DIN 18 382
—  Blitzschutzanlagen — DIN 18 384
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. 2.1.5—-3
2.1.5 Brandschutzpléane
— Plane mit Darstellungen aller brandschutztechnischer Anlagen und Ein-
richtungen der Liegenschaft/des Gebaudes wie:

— Lageplan mit Zufahrten fir Loschfahrzeuge, Loschwasserentnahmestellen,

— Grundrisse und Schnitte mit Darstellung der Fluchtwege, der Brand-
abschnitte und aller Einrichtungen furr den vorbeugenden Brandschutz.

2.2 Zur Kostenersparnis sind fir die Anfertigung von Bestandszeichnungen Abdrucke
der beim Bau benutzten Plane zu verwenden, wenn sie eine klare Zeichnung
aufweisen. Etwa notwendige Berichtigungen und Vervollstandigungen sind
nachzutragen. Von farbiger Wiedergabe der Leitungen in den Abdrucken ist im
allgemeinen wegen der Mehrkosten abzusehen.

2.3 Je eine Ausfertigung der Bestandszeichnungen erhalten:
— die hausverwaltende Dienststelle und

— diejenige Dienststelle, die den Bund als Grundstiickseigentimer vertritt,
wenn sie nicht zugleich hausverwaltende Dienststelle ist.

3 Verjahrungsfrist fur die Gewahrleistung

Spatestens ein Vierteljahr vor Ablauf der Verjahrungsfrist hat das Bauamt — unter
Beteiligung der hausverwaltenden Dienststelle und der nutzenden Verwaltung — die
Liegenschaft zu begehen. Hiertiber ist eine Niederschrift anzufertigen; festgestellte Mangel
sind darin zu vermerken. Die Mé&ngelbeseitigung ist durch das Bauamt unverziglich zu
veranlassen.

Soweit wahrend der Verjahrungsfrist Mangel auftreten, hat die nutzende Verwaltung das
Bauamt unverziiglich zu unterrichten.
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1—2.2.1

Rechnungslegung — Vorprufung

1 RechnungsmaRiger Nachweis

1.1 Die ausgefuhrten Anordnungen (Zahlungen und Verpflichtungen) sind durch die zu-
standigen Kassen nachzuweisen. Von der Kasse werden Titelkonten gefiihrt. Sie
umfassen die einem Titelverwalter zur Verfigung stehenden Haushaltsmittel eines

Titels.

Die Titelkonten sind auf Mittelverteilerebene in Objektkonten je MalRnahme/ Teil-
maf3nahme aufzuteilen.

1.2 Jahrliche Rechnungslegung

Fir den jahrlichen rechnungsmafligen Nachweis werden von der Kasse Rechnungs-
nachweisungen uber die abgewickelten Kassenanordnungen und -anweisungen der
Titel-/Objektkonten zum Jahresabschlul® gefertigt.

Rechnungsnachweisungen, Kontoausziige der Titel/Objektkonten, Nachweisung der
nicht abgewickelten Abschlagszahlungen sowie besondere Prifungsunterlagen
(Nachweis uber die zugewiesenen Haushaltsmittel) werden von der Kasse der Vor-
prufungsstelle Bund vorgelegt und dort entsprechend den Aufbewahrungsbestim-
mungen aufbewahrt.

1.3 MaRnahmenrechnungslegung

Die anordnende Stelle (Bauamt als Bewirtschafter) teilt der zustandigen Kasse unter
Ubersendung der Rechnungslegungsliste (Muster 1) mit, daR eine BaumaRnahme

beendet ist.

Die Kasse vergleicht die Gesamtabrechnungssumme der Rechnungslegungsliste mit
den Istergebnissen der Kasse und bescheinigt auf der Rechnungslegungsliste deren
Ubereinstimmung. Die bescheinigte Rechnungslegungsliste wird mit den danach
geordneten Kassenanordnungen und -anweisungen von der Kasse der fir die fach-
technische Vorprifung zusténdigen Stelle zugeleitet. Diese fordert die begrindenden
Unterlagen sowie die besonderen Prufungsunterlagen von der anordnenden Stelle
an. Nach Abschluf? der fachtechnischen Vorprifung sind die Unterlagen der
Vorpriufungsstelle Bund vorzulegen.

2 Belege und Unterlagen

2.1 Rechnungslegungsunterlagen

Die Rechnungslegungsunterlagen fur eine Baumaflnahme sowie fiir die in einem
Haushaltsjahr in einer Liegenschaft durchgefiilhrten Bauunterhaltungsarbeiten be-
stehen aus den

—  besonderen Prifungsunterlagen gem. J 2.2, soweit sie nach Art und Umfang
der MaBnahme in Betracht kommen,

—  Rechnungsbelegen gem. J 2.3.

Das Bauamt ordnet die Rechnungslegungsunterlagen nach der Ordnung der
Rechnungslegungsliste fur die Abgabe an die fur die fachtechnische Vorprifung
zustandige Stelle.

Die Rechnungslegungsunterlagen sind der fir die fachtechnische Vorprifung zu-
standigen Stelle im Original oder in einer beglaubigten Ausfertigung vorzulegen.

Bis zur Abgabe an die fiir die fachtechnische Vorprifung zustandige Stelle sind die
Unterlagen beim Bauamt gegen Verlust, Beschadigung und gegen nachtragliche
Veranderungen gesichert aufzubewahren. Dabei sind auch die Vorschriften Giber den
Datenschutz zu beachten.

2.2 Besondere Prufungsunterlagen

Die besonderen Prifungsunterlagen sind vom Bauamt gesondert zu sammeln, fort-
laufend gemall Zusammenstellung zu numerieren und zur Abgabe an die fiir die
fachtechnische Vorprifung zustandige Stelle sicher aufzubewahren.

2.2.1 Die besonderen Prifungsunterlagen bestehen

16. Aust.-Lfg. (Februar1995)

bei der Bauunterhaltung:
aus der Baubedarfsnachweisung (BBN),

bei Kleinen Neu-, Um- und Erweiterungsbauten:
aus der Ausgabeanmeldung — Bau —,

bei GroRen Neu-, Um- und Erweiterungsbauten:

aus der genehmigten Haushaltsunterlage — Bau- (HU—Bau—) nebst
Nachtragen oder Bauunterlagen nach F 2 einschlieBlich Genehmi-
gungserlaf.
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Besondere Prufungsunterlagen sind ferner — sowveit erstellt —:

— die Ausfihrungsunterlage—Bau— (AFU—Bau —) nebst Nachtragen und
evtl. Ausfihrungsunterlagen nach 8 3 Nr. 5 VOB/B, der baufach lichen
Genehmigung der BaumaRnahme, der Auftrag zur Ausfiihrung der
Baumafnahme,

— die Genehmigungen und Zustimmungen nach der Landesbauordnung,
— die Haushaltsmittelzuweisungen, ggfs. mit einer Zusammenstellung,
— die Niederschrift tiber die Ubergabeverhandlung geméaR H 1,

— das Gerateverzeichnis gem. H 1.3,

— das Gewahrleistungsverzeichnis gem. H 1.3,

— das Muster 6 (Planungs- und Kostendaten nach K 20 Nr.3.2), soweit
im Einzelfall gefordert,

— die Flachenberechnung nach DIN 277 bei Wohnungsbauten,

— die Angaben uber die Eigentumsverhéltnisse an den Grundstiicken (vgl.
G 1.1.1),

— das Bautagebuch

Unterlagen, die nach K 10 Nr.3 der zustandigen Dienststelle ibergeben
werden, sind mit einem roten Stempelaufdruck "Aufzubewahren bei der
zusténdigen Diensstelle™ zu versehen.

Wenn freiberuflich Téatige beteiligt waren, sind beglaubigte Zweitschriften
der mit ihnen geschlossenen Vertrage sowie die zugehdrigen Rechnungen
beizufligen.

2.3 Rechnungsbelege

23.1

2.3.2

2.3.3

16. Aust.-Lfg. (Februar 1995)

Die Rechnungsbelege bestehen aus den Kassenanordnungen/-anweisungen,
den begriindenden Unterlagen und dem Zahlungsnachweis.

Die Rechnungsbelege sind den MalRnahmen/Teilmanahmen zuzuordnen, bei
denen die Ausgaben entsprechend der Kostenberechnung, bei MaRnahmen
im Bauunterhalt entsprechend der Gliederung der BBN nachgewiesen
werden. Fur jede MaRBnahme/TeilmaRnahme ist eine Rechnungslegungsliste
zu fuhren. TeilmaBnahmen sind bei grofRen MaRnahmen nach Bedarf einzu-
richten fur Herrichten und Erschlielen, Bauwerk, Aufenanlagen, Aus-
stattung, Kunstwerke und Baunebenkosten; bei MaRnahmen der Bauunter-
haltung und bei Kleinen MaRnahmen ist entsprechend zu verfahren. Soweit
zweckmaRig kénnen Aullenanlagen z.B. untergliedert werden in Freianlagen,
Verkehrsanlagen u.a..

Zu den begrundenden Unterlagen gehéren
2.3.3.1 die Abschlags- bzw. Schlu3rechnungen,
2.3.3.2 die Vergabe- und Vertragsunterlagen, wie
— die Aufforderung zur Angebotsabgabe
—  Ergebnisse der Verdingungsverhandlung
—  Wertung der Angebote
—  Vergabevermerk nach § 30 VOB/A
—  Gegenuberstellung der Angebotspreise (Preisspiegel)

— Vorlage- und Genehmigungsschreiben zur Auftragser-
teilung/Aufhebung der Ausschreibung

— Verdingungsunterlagen, bestehend aus den EVM, der
Leistungsbeschreibung und ggf. den Anlagen

— Auftragsschreiben, Bestellscheine
— Nachtragsvereinbarungen

— wichtiger Schriftverkehr fur Vergabe und Vertragsabwicklung
(Vermerke, Begriindungen usw.)



2.3.3.3—35
2.3.3.3 die Berechnungsunterlagen fir die Kostenansatze, wie
— AufmaRblatter bzw. Eingabebelege bei Ermittlung mittels EDV
—  Mengenberechnungen
—  Abrechnungszeichnungen und -skizzen
—  Stundenlohnzettel (VOB/B § 15 Nr. 3)
—  Liefer- und Wiegescheine
2.3.3.4 der Nachweis lber den Verbrauch der Baustoffe, soweit Lieferung
und Ausfiihrung getrennt verrechnet werden,
2.3.3.5 die Abnahmebescheinigung und ggf. die Vermerke uber die
Mangelbeseitigung,
2.3.3.6 die Prifungszeugnisse uUber die Untersuchung von Baustoffen
und/oder Bauteilen.
2.3.4 Die Kassenanordnungen zu Rechnungen sind als Belege zu kennzeichnen und
innerhalb der MaBnahme/TeilmaRnahme fortlaufend zu numerieren.
Dient eine Unterlage mehreren Rechnungsbelegen als begriindende Unter-
lage, so ist sie dem Hauptbeleg beizufligen. In den weiteren Belegen ist
hierauf zu verweisen.
3 Vorlage der Rechnungslegungsunterlagen

3.1 Das Bauamt hat die Rechnungslegungsunterlagen fur die Vorlage bei der fir die
fachtechnische Vorpriifung zustandigen Stelle zu folgenden Terminen bereitzuhalten:
3.1.1 Fur MaRBnahmen der Bauunterhaltung

1. Februar jeden Jahres.
3.1.2 Fur Kleine Baumal3nahmen
drei Monate,
3.1.3 fur Grol3e Baumalinahmen
zehn Monate
nach Ubergabe der BaumaRnahme an die nutzende Verwaltung.

3.2 Die fur die fachtechnische Vorprifung zusténdige Stelle kann abweichend von J 3.1
kirzere Zeitrdume bestimmen.

3.3 Fur Vertrage, die nicht zeitgerecht abgerechnet werden kdnnen (z.B. bei Streitfallen
oder bei Restarbeiten und nicht direkt erforderlichen Folgearbeiten gem. H 1.1) ist
eine TeilmaBnahme "Abschlul der BaumaRnahme"™ anzulegen. Dort sind die
Rechnungsbelege zu sammeln, die nicht zusammen mit der urspringlichen Teil-
mafRnahme vorgelegt werden kénnen. Die Vorlage dieser Rechnungsbelege ist im
Einvernehmen mit der fiir die fachtechnische Vorprifung zusténdigen Stelle sobald
als moglich vorzunehmen. Die fiir die fachtechnische Vorpriifung zusténdige Stelle
ist Uber Art und Umfang der dort nachzuweisenden Ausgaben zu unterrichten.

3.4 Die Rechnungslegung ist parallel zur Abrechnung der Vertrdge durchzufihren. Zur
Beschleunigung der Rechnungslegung ist folgendes zu beachten:

Die Rechnungslegungsunterlagen vorzeitig abgerechneter Teilmalnahmen sind nach
J 2.3 zu ordnen und unabhangig von den Terminen nach J 3.1 fiir die Teilvorlage bei
der fur die fachtechnische Vorprifung zusténdigen Stelle bereitzuhalten.

3.5 Soweit die Durchfuhrung einer MaRnahme/TeilmaBnahme mehr als drei Haushalts-
jahre in Anspruch nimmt, sind zweckmaflige Bauabschnitte fir eine Zwischen-
rechnungslegung festzulegen. Nach Abrechnung eines Bauabschnittes ist die
Rechnungslegung hierfiir unverziiglich unter Beachtung von J 2.3 abzuschliel3en; die
Rechnungslegungsunterlagen sind fir die Teilvorlage bei der fur die fachtechnische
Vorprifung zustandigen Stelle bereitzuhalten.

Uber alle Teilvorlagen sind Zusammenstellungen zu fiihren, aus denen sich ein
Nachweis tber die Rechnungslegung der BaumaRRnahme ergibt.
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16. Aust.-Lfg. (Februar1995)



3.6—4

40—50

3.6 Uber alle GroRen Neu-, Um- und Erweiterungsbauten sind dem Bundesrechnungshof
und der fur die fachtrechnische Vorprifung zustandigen Stelle zum 1. Juli jeden
Jahres von der Technischen Aufsichtsbehorde in der Mittelinstanz Ubersichten nach
Muster 5 vorzulegen. Sie sind getrennt nach den Einzelplanen des Bundes-
haushaltsplanes aufzustellen und missen alle Baurechnungen, die dem Bundes-
rechnungshof noch nicht vorgelegt worden sind, enthalten.

4 Vorprufung der Bauausgaben

4.1 Fur die Vorprufung der Bauausgaben gilt die Vorprifungsordnung der Bundes-
verwaltung (VPOB).

4.2 Zuerst wird die fachtechnische und rechnerische Vorprifung, und zwar von der fir
die fachtechnische Vorpriifung zustandigen Stelle, durchgefihrt. Die weitere Vor-
prufung obliegt der zustandigen Vorpriifungsstelle des Bundes.

4.3 Die Vorprufung der von der Bundesbaudirektion durchgefiihrten BaumafRnahmen
obliegt der dafur zustandigen Vorprifungsstelle.
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K Einzelgebiete

K1

Baufachliches Gutachten tUber das Baugrundstick

Bei der Auswahl von Grundstiicken, die bebaut werden sollen, ist die Bauverwaltung — bei
Forstliegenschaften auch die zustandige Forstdienststelle — zu beteiligen.

1 Die Bauverwaltung hat iiber das Grundstiick — auch bei unentgeltlicher Uberlassung —
ein baufachliches Gutachten aufzustellen, das folgende Angaben zu enthalten hat

1.1

1.2

1.3

1.4

1.5

Lage
1.1.1 Allgemein

Landschaftscharakter, Lage im bzw. zum Ort, Himmelsrichtung, Nachbar-
schaft und Umgebung, etwa stdérende Anlagen, Ausbau und Belastbarkeit
angrenzender Verkehrsflachen, Beeintrachtigung durch unterirdische Hohl-
raume (Bergbau-ZS-Stollen o. &.), offentliche Verkehrseinrichtungen und -
verbindungen usw., derzeitige Nutzung des Grundstickes, klimatische Ver-
héltnisse.

1.1.2 Insbesondere

Tal-, Hang- oder Hohenlage, Hohen innerhalb des Grundstiicks, Stralen-
bzw. Wege-, evtl. auch Wasserstra3en-, Bahnanschliisse usw.

Grundbuchliche Eintragungen

Grundstiicksgrée, Eigentimer, dingliche Belastungen, Bau- und Nutzungsbe-
schrankungen.

Baugrundverhaltnisse
— Schichtenfolge, Beschaffenheit und Tragfahigkeit des Baugrundes

— Grundwasserverhéltnisse mit Angabe der wichtigsten Wasserstande (langfristige
Grenz- und Mittelwerte), Grundwasserstockwerke, Hangwasser

— evtl. baustoffschadigende Bestandteile im Baugrund und Grundwasser

— Besonderheiten des Baugrundes (z. B. Bergsenkungen, Standsicherheit von
Boschungen, vorhandene Bauwerke und Leitungen)

— frihere Nutzung des Grundstiicks und ggf. Art der hieraus vorhandenen, das
Grundwasser oder die kiinftige Nutzung gefahrdenden Stoffe (Altlasten)

Bei der Beschreibung und Beurteilung der Baugrundverhéltnisse sind, soweit
moglich, bereits vorhandene Unterlagen und Erfahrungen auszuwerten, insbe-
sondere

— Karten (z. B. topographische, geologische und hydrogeologische Karten, Bau-
grundkarten)

— Unterlagen der Wasserwirtschaftsverwaltung und geologischer Landesamter
— ortliche Erfahrungen

Sind die vorhandenen Unterlagen nicht ausreichend oder bestehen sonstige
Zweifel, so sind Bodenaufschlisse (Bohrungen, Sondierungen) nach DIN 1054
vorzunehmen. Art und Umfang sind vom Einzelfall abhangig.

Offentlich-rechtliche Bestimmungen

Zuldssige Bebauung, Bauweise, Bauart, Baubeschrankungen und Ausnahme-
regelungen, zu erwartende Auflagen auf Grund bau-, wasser-, gewerberechtlicher
Vorschriften usw., Hohe der ErschlieBungsbeitrage und Kosten von FolgemalR-
nahmen. Natur-, Landschafts- und Denkmalschutz sind besonders zu beachten.

ErschlieBung

— Abwasserbeseitigung mit Angabe der Entfernung zur AnschluB- bzw. Ein-
leitungsstelle und ggf. zu erwartender 6ffentlich-rechtlicher Auflagen

— Wasserversorgung (Trink- und Brauchwasser) mit Angabe der Entfernung zur
AnschluB3- bzw. Entnahmestelle und ggf. zu erwartender 6ffentlich-rechtlicher
Auflagen

— Versorgung mit Fernwéarme, Gas und Strom
— AnschluB3 von Fernmeldeanlagen an das 6ffentliche oder andere Netze

— Verkehrsanlagen, ggf. einschl. der zu erwartenden offentlich-rechtlichen Auf-
lagen.
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1.6

1.7

1.8

Vorhandene bauliche Anlagen

Zustand und Nutzung, Eignung fiir die vorgesehene Verwendung (etwa notwendiger
Abbruch?), voraussichtlicher Kostenaufwand fir zu erwartende Instand-
setzungsarbeiten, denkmalwerte Aufbauten.

Gesamtbeurteilung

Zusammenfassende baufachliche und wirtschaftliche Beurteilung des Grundstiickes
fur die vorgesehene Bebauung einschliellich spéaterer Erweiterungsméglichkeiten,
gof. unter Berlcksichtigung der Auswirkungen der Baugrundverhéltnisse auf die
Grindung und Erschlieung.

Wertermittlung

Der Wert des Baugrundstiicks ist nach den Richtlinien fir die Ermittlung des Ver-
kehrswertes von Grundsticken — Wertermittlungs-Richtlinien (WertR 91) vom
11. Juni 1991 — zu ermitteln. *)

Dem Gutachten ist ein Plan (Stadtplan, Topographische Karte (Meftischblatt) oder
sonstige Karte) beizufiigen, aus dem die Grenzen des Baugrundstiickes sowie
wesentliche Merkmale (insbesondere die Anschlu3stellen nach 1.5) hervorgehen.

Eingliederung der Ausgaben fur Untersuchungen und Gutachten
Die Ausgaben sind zu bestreiten

— in Verbindung mit dem Grunderwerb und wenn keine Baumittel zur Verfiigung
stehen, aus den Mitteln des gleichen Titels wie der Grunderwerb (vgl. B 1.1.11-
Obergruppe 82),

— in Verbindung mit der BaumaRRnahme und wenn Ausgabemittel zur Verfligung
stehen, aus dem Bautitel (vgl. B 1); Verbuchung unter ,Baunebenkosten* (vgl. K
17).

Soweit freiberuflich Tatige eingeschaltet werden, sind die Honorare im Rahmen der
Entschadigung an die Lander (vgl. B 1.1.7) zu erstatten.

*)

Die Neufassung der Wertermittlungs-Richtlinien ist als Beilage zum Bundesanzeiger Nr.182/91 vom 27.09.1991 erschienen. Die
Einfuhrung erfolgte mit Erla des BMBau vom 11.06.1991 Az.: RS13-630509-1/B Il 2-B 1301 - 01/3
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Versicherungen baulicher Anlagen

1 Der Bund ist Selbstversicherer. Im Zusammenhang mit der Errichtung baulicher Anlagen, die
in der Verwaltung des Bundes stehen, sind deshalb — auf3er den Féllen der Nr. 2 — keine
Versicherungsvertrage (z. B. fir Bauwesen, Feuer, Diebstahl, Haftpflicht, Transport,
Wasserschaden, Glas usw.) abzuschlie3en.

2 Sofern ausnahmsweise ein Versicherungszwang auf Grund von Landesgesetzen oder
Ortsstatuten besteht, sind Vertrage Uber Feuer- und Haftpflichtversicherung abzuschlieRen.
Soweit fir derartige Versicherungen Kosten wahrend der Bauzeit anfallen, sind sie als
Baunebenkosten zu veranschlagen und abzurechnen (vgl. K 17).
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Anstriche und Tapezierungen in Dienst- und
Mietwohnungen, Anstriche in Dienstraumen

Fur Anstriche und Tapezierungen in Dienstwohnungen [§ 19 (2) DWV vom 3. Oktober 1989
(MinBIFin 1989 S. 378)] und Mietwohnungen [Nr. 17 (1) MWV] sowie fir Anstriche in
Dienstraumen ist zu beachten:

1 Die Preise der Tabelle fur Tapeten dirfen nicht Uberschritten werden. Sie enthalten
nicht die Kosten fir Makulatur, Kleister und Ankleben. Im dbrigen missen die
Aufwendungen fir Tapeten der Art und dem Verwendungszweck der Raume angepaldt
sein. Wenn ein Wohnungsinhaber eine teurere Tapete wiinscht, hat er die Mehrkosten
zu Ubernehmen. Zur spateren Ausbesserung von Tapeten darf bei Tapezierung dem
Wohnungsinhaber auf je 15 angefangene Rollen fiir jeden Raum eine Rolle tber den
Bedarf auf Rechnung des Bundes ausgehandigt werden.

2 Anstriche und Tapezierungen dirfen auf Kosten des Bundes in der Regel erst nach
Ablauf der im Fristenplan festgesetzten Zeiten erneuert werden; aber auch dann nur,
wenn es notwendig ist. Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit sind dabei zu beachten. Die
festgelegten Fristen beginnen mit Anfang des auf die Bauunterhaltungsmalnahmen
folgenden Jahres.

Zur Uberwachung der Fristen sind Nachweisungen in einfachster Form als Anlagen zu
den Baubestandsunterlagen von den hausverwaltenden Dienststellen zu filhren und bei
Aufstellung der Baubedarfsnachweisungen zu beachten.

3 Vor Ablauf dieser Fristen diirfen Anstriche und Tapezierungen auf Kosten des Bundes
ausnahmsweise mit besonderer Genehmigung der Aufsichtsbehdrde der hausverwal-
tenden Dienststelle nach Anhérung des Bauamtes erneuert werden, wenn dies erforder-
lich ist, um einen zum ordnungsmafigen Gebrauch geeigneten Zustand sicherzustellen;
eine Abschrift der Genehmigungsverfiigung ist dem Rechnungsbeleg beizufiigen. Steht
die vorzeitige Erneuerung im Zusammenhang mit einem Nutzerwechsel, so kann die
Aufsichtsbehorde auf ihre Mitwirkung verzichten.

4 Der die Erneuerung von Anstrichen und Tapezierungen Anordnende Ubernimmt auch die
Verantwortung dafir, dal} die Fristen gewahrt sind oder die Genehmigung der Auf-
sichtsbehdrde in Sonderféllen vorliegt.

Preistabelle fur Tapeten

Tapetenrolle

Art der Raume - ca. 0,53 m breit

in Dienst- und 10,05 m lang -
und Mietwohnungen Preis
DM*)

Dielen, Flure und
Wohnkiichen Giber 12 gm
(in Wohnungen) **) 9,—

Wohn- und Schlafraume **) 11,—

*) Listenpreis (einschlielich Umsatzsteuer)
**) Unter Beachtung der Zeile 8 des Fristenplanes kdnnen auch Rauhfasertapeten
verwendet werden.
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Fristenplan fur Anstriche und Tapezierungen

Innen | Aullen
Art der Anstriche Mindestfrist *) Bemerkungen

Jahre Jahre

1 Leimfarbenanstriche 4 — Fir AuBenanstriche und Raume mit
wischbestandig starker Wrasenentwicklung
ungeeignet
2 Dispersionsfarbenanstriche 6 — Fir AuBenanstriche ungeeignet, fiur
wasch- und scheuerbestandig Raume mit starker Wrasen-

entwicklung nur mit Zusatz von
fungiziden (pilztétenden) Mitteln

3 Dispersionsfarbenanstriche, — 8 —
wetterbesténdig

4 Olfarben- und Lack- oder 6 3 **) [ Wandsockel in Kiichen, Badern usw.;
ahnliche Anstriche Fenster-, Tir- und Ful3bodenanstriche

5 Lasauranstriche 6 2 **) [ Anstriche auf Holzflachen

6 Mineral- und 6 6 AufRenanstriche nur auf rohem Putz
Kaseinfarbenanstriche anbringen

7 Tapezierungen 6 — —

— ohne Rauhfasertapeten —

8 Tapezierungen 12 —
— mit Rauhfasertapeten —
waschbesténdige 4 — —

Dispersionsfarbenanstriche

9 HolzfuRbodenversiegelungen 6 — —

*

Anstriche und Tapezierungen dirfen in der Regel erst nach Ablauf der im Fristenplan festgesetzten Zeiten erneuert
werden; aber auch dann nur, wenn es notwendig ist.
**) soweit zur Substanzerhaltung notwendig

Bemerkungen:

Fur Anstriche in Raumen mit starker Wrasenentwicklung, in gemeinsamen Durchgéngen
und Treppenraumen, kénnen die Fristen um 2 Jahre verkirzt werden. Die Fristen gelten
nicht fur Raume, die wegen ihrer besonderen Zweckbestimmung oder aufgrund von
gesetzlichen Bestimmungen haufiger gestrichen werden missen.
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Grundsteinlegungen — Richtfeste — Durchschlagfeiern —
Einweihungsfeiern

1

Grundsteinlegungen

1.1

1.2

Grundsteinlegungen sind nur auf Anordnung der obersten technischen Instanz
vorzusehen.

Die zu erwartenden Ausgaben sind unter Baunebenkosten zu veranschlagen (vgl.
K 17). In der Regel kdnnen nur die Ausgaben fur einfache Ausschmickung des
Platzes sowie fur die Beschaffung und den Einbau der Behalter sowie Urkunde
veranschlagt werden.

Richtfeste

2.1

2.2

2.3

2.4

2.5

2.6

In Gegenden, in denen der Brauch von Richtfesten besteht, dirfen dafir in der Regel
nur bei groBen Neu-, Um- und Erweiterungsbauten Ausgaben veranschlagt werden
(vgl. K 17). Bei umfangreichen Baumaf3nahmen ist grundsatzlich n u r ein Richtfest
zu veranstalten.

Besteht eine umfangreiche BaumaRnahme aus mehreren Geb&uden, die in ver-
schiedenen Zeitabschnitten errichtet werden, so kdnnen Nebenfeiern im Rahmen der
insgesamt genehmigten Ausgaben abgehalten werden. An diesen nehmen nur die
unmittelbar am Bau beteiligten Handwerker, Arbeiter, Auszubildende, die Bauleitung
sowie ein Vertreter der nutzenden Verwaltung — keine Gaste — teil.

Bei Veranschlagung der Ausgaben fur ein Richtfest ist als Anhalt davon auszugehen,
dalR fur samtliche zur Zeit des Richtens am Bau voraussichtlich beschaftigten
Arbeitskrafte der Bundestariflohn eines Spezialfacharbeiters der Berufsgruppe Il
(Zimmergeselle) bei vierstiindiger Arbeitszeit gerechnet wird.

Eine Uberschreitung der veranschlagten Ausgaben ist unzulassig.

Das Richtfest soll dem Handwerksbrauch entsprechen. Barauszahlungen sind unzu-
lassig. Darbietungen wéahrend der Richtfeier durfen nur dem ortsiblichen Brauch ent-
sprechen, fir dartber hinausgehende Darbietungen (z. B. Kabarett-Vorfihrungen
usw.) durfen Ausgabemittel nicht in Anspruch genommen werden.

Die Zahl der Géste ist im Verhaltnis zu der Zahl der teilnehmenden Handwerker gering
zu halten. Als Anhalt ist in der Regel davon auszugehen, daR die Zahl der Gé&ste bei
Richtfesten fiir kleine BaumaRnahmen ein Viertel, bei Richtfesten fiir groRe BaumalR-
nahmen ein Achtel der teilnehmenden Handwerker nicht Ubersteigt. Die Bewirtung
der Gaste ist aus den veranschlagten Ausgaben fir das Richtfest mit zu bestreiten.

Die Richtfestkosten sind durch Rechnungen in Verbindung mit der Teilnehmerliste
nachzuweisen. Die Gaste sind in der Liste gesondert aufzufiihren.

Durchschlagfeiern

Fur Durchschlagfeiern bei groReren und schwierigeren Untertagebaumafnahmen gilt Nr. 2
sinngemaf.

Einweihungsfeiern

Durchfiihrung und Umfang von Einweihungsfeiern bestimmt die zustandige oberste
Bundesbehorde. Bauausgabemittel durfen hierfur nicht in Anspruch genommen werden.
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Beteiligung bildender Kunstler

1

Bei Baumalinahmen des Bundes sind Leistungen zur kinstlerischen Ausgestaltung
an bildende Kinstler zu vergeben, soweit Zweck und Bedeutung der Baumaf3-
nahmen dieses rechtfertigen. Als Leistungen bildender Kiinstler kommen Kunst-
werke in und an Gebauden fir die Ausstattung einzelner Dienstraume sowie in
gartnerischen Anlagen u. dgl. in Betracht. Hierzu gehort auch die Anfertigung von
Entwirfen fir Kunstwerke oder kinstlerisch gestaltete Bauteile, deren Herstellung
zusétzliche handwerkliche Leistungen Dritter erforderlich macht.

Art und Umfang der kinstlerischen Leistungen sind bereits bei der Aufstellung der
Haushaltsunterlage — Bau — so festzulegen, dal} die kinstlerische Idee in die
weitere Bauplanung einbezogen und bei der Bauausfiihrung verwirklicht werden
kann. Zu diesem Zweck kdnnen bereits in diesem Stadium Gestaltungsvorschlage
von Kunstlern eingeholt werden.

Fur die Auswahl von Kinstlern kann das Bauamt Vorschlage einer Berufsvertretung
der bildenden Kinstler einholen.

Bei bedeutenden BaumaRnahmen sind in der Regel Wettbewerbe durchzufiihren; be-
zliglich der Kosten hierfir siehe K 13.

Die oberste technische Instanz kann sich bei bedeutenden BaumaBnahmen mit dem
Planungsauftrag die Entscheidung tber die Auswahl der Kinstler und dartber vorbe-
halten, welcher Gestaltungsvorschlag in die weitere Planung einzubeziehen ist.

Sofern die oberste technische Instanz nichts anderes bestimmt, hat die Technische
Aufsichtsbehorde in der Mittelinstanz den zur Ausfiihrung vorgesehenen Entwurf
bzw. das Ergebnis des Wettbewerbs der obersten technischen Instanz zur Ent-
scheidung uber die Ausfiihrung vorzulegen.

Die Entscheidung Uber die kinstlerische Ausgestaltung obliegt der Bauverwaltung.
Sie hat vor der Entscheidung den mit der Planung beauftragten Architekten (ggf.
auch Garten- und Landschaftsarchitekten bzw. Innenarchitekten), den Nutznief3er
und in angemessenem Umfang bildende Kiinstler bzw. Kunstsachverstandige zu
beteiligen.

Die Art der kinstlerischen Ausgestaltung und das vorgesehene Material sind im Er-
lauterungsbericht zur Haushaltsunterlage — Bau — zu beschreiben. Dabei sind die
Hohe der Ausgaben fiur die Herstellung und/oder den Einbau von Kunst-
werken/kinstlerisch gestalteten Bauteilen anzugeben.

Die Ausgaben fir Leistungen bildender Kunstler (Nr. 1) missen im angemessenen
Verhéltnis zu den Kosten des Bauwerks — Kostengruppe 300 — stehen. Die
Honorare sind als Baunebenkosten — Kostengruppe 700 — (vgl. K 17) in der
Kostenberechnung zur Haushaltsunterlage — Bau — im einzelnen zu veranschlagen.

Ausgaben, die dadurch entstehen, daR zur Verwirklichung der kinstlerischen
Leistung Arbeiten des Kinstlers und ggf. Dritter fir die Herstellung und den Einbau
von Kunstwerken oder fiir die Herstellung kiinstlerisch gestalteter Bauteile erforder-
lich werden, sind als Kosten der Kostengruppe 620 zu veranschlagen. Diese Aus-
gaben sind nicht in den Ansatz nach Nr. 6 Abs. 1 einzubeziehen. Die aufgrund der
Kostenberechnung zur HU— Bau — genehmigten Summen dirfen nicht Uber-
schritten werden.

Die Ausgaben sind zweckgebunden.
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Behandlung von Abtretungen und Pfandungen von
Geldforderungen

Bei Abtretungen und Pfandungen ist zu beachten:

1 Abtretungen

1.1

1.2

1.3

1.4

1.5

Mit der Abtretung verliert der bisherige Glaubiger die Befugnis, Uber die
Forderung zu verfiigen.

Nach Eingang der schriftlichen oder miindlichen Mitteilung von einer Abtretung
ist an den bisherigen Glaubiger keine Zahlung mehr zu veranlassen. Die Dienst-
stelle, der die Abtretungserklarung zugegangen ist, hat sofort die Kasse anzu-
weisen, keine Zahlung an den bisherigen Glaubiger mehr zu leisten. An den
neuen Glaubiger darf erst gezahlt werden, wenn entweder der bisherige
Glaubiger die Abtretung schriftlich angezeigt hat oder eine von dem bisherigen
Glaubiger ausgestellte Abtretungsurkunde ausgehandigt ist.

Dem neuen Glaubiger kénnen alle Einwendungen entgegengesetzt werden, die
zur Zeit der Abtretung gegen den bisherigen Glaubiger begriindet waren.

Insbesondere kann mit einer Forderung, die dem Bund gegen den bisherigen
Glaubiger zusteht, auch gegeniiber dem neuen Glaubiger aufgerechnet werden.
Das gilt nur dann nicht, wenn die Forderung erst nach Kenntnis der Abtretung
der Gegenforderung erworben worden oder wenn die Forderung erst nach
diesem Zeitpunkt und spéter als die Gegenforderung fallig geworden ist.

Wenn nichts anderes vereinbart ist, ist die Abtretung rechtswirksam, ohne daf
es einer Zustimmung bedarf. Die vielfach von den Abtretungsempféngern ge-
forderte Anerkennung der Abtretung ist daher insoweit rechtlich bedeutungslos.
lhr kann jedoch die Bedeutung eines Verzichts auf Einwendungen zukommen.
Es besteht daher die Gefahr, dal} bei vorbehaltloser Anerkennung der Abtretung
in Hohe des abgetretenen Betrages gezahlt werden muR3, obwohl dem bis-
herigen Glaubiger Einwendungen entgegengesetzt werden konnten.

Unbeschadet der Pflichten nach Nr. 1.2 hat die Dienststelle, der eine Ab-
tretungserklarung zugegangen ist, zu veranlassen, dal} die Abtretung unter
Verwendung des Formblattmusters EFB-Abtr 1*) angezeigt wird. Der Eingang
dieser Abtretungsanzeige ist unter Verwendung des Formblattmusters EFB-Abtr
2*) zu bestatigen.

2 Pféandungen

2.1

2.2

Durch die Zustellung eines gerichtlichen Pfiandungs- und Uberweisungs-
beschlusses (88 829, 835, 836 ZPO) wird im Wege der Zwangsvollstreckung
eine Forderung von dem bisherigen Glaubiger (im Pfandungs- und Uber-
weisungsbeschlu ,,Schuldner* genannt) auf einen neuen Glaubiger (im
Pfandungs- und UberweisungsbeschluR ,,Glaubiger“ genannt) Uberwiesen mit
der Mal3gabe, daR der bisherige Glaubiger die Verfiigungsbefugnis verliert. Eine
Zustimmung des Schuldners (im Pfandungs- und Uberweisungsbeschlu
.Drittschuldner* genannt) ist nicht notwendig.

Mit Zustellung des Pfandungs- und Uberweisungsbeschlusses ist, soweit die
Forderung gepféndet ist, nur noch an die im BeschluR bezeichnete Stelle zu
zahlen. Die rechtlichen Auswirkungen der Pfandung und Uberweisung ent-
sprechen im dbrigen denen der Abtretung. Das gilt entsprechend fir
Pfandungsbeschliisse (Pfandungsverfiigungen) des Finanzamtes (88 309, 314
AO).

Die Zustéandigkeit fir die Entgegennahme von Pfandungs- und Uberweisungs-
beschlissen/Pfandungsverfiigungen bestimmt sich nach Landesrecht. Ist da-
nach das Bauamt nicht zustandig, hat es die Annahme zu verweigern.

Die Dienststelle, der der Pfandungs- und UberweisungsbeschluR zugegangen
ist, hat sofort die Kasse anzuweisen, dall keine Zahlung an den bisherigen
Glaubiger geleistet wird.

*)

vgl. Vergabehandbuch — VHB — Teil Il
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2.3 Die Zustellung des Pfandungsbeschlusses enthélt regelmafig die Aufforderung
an den Drittschuldner, dem neuen Glaubiger binnen 2 Wochen zu erklaren (8
840 ZPO, § 316 AO);

(1) ob und inwieweit er die Forderung als begriindet anerkenne und Zahlung
zu leisten bereit sei;

(2) ob und welche Anspriiche andere Personen an die Forderung machen;

(3) ob und wegen welcher Anspriche die Forderung bereits fiir andere
Glaubiger gepfandet sei.

2.4 Wenn nicht innerhalb dieser Frist festgestellt werden kann, ob aufrechenbare
Forderungen (auch Steuerforderungen des Bundes) bestehen, empfiehlt es sich,
die Forderung zunachst nur ,vorbehaltlich der Geltendmachung etwaiger Ge-
genanspriche® anzuerkennen.

2.5 Eine fristgerechte Beantwortung ist notwendig, um etwaige Schadensersatz-
anspriiche des neuen Glaubigers auszuschlieRen. Eine sorgféltige Prufung vor
Abgabe der Erklarung ist notwendig, um die in gleicher Weise wie bei der Ab-
tretung moglichen nachteiligen Rechtsfolgen unzutreffender Mitteilungen zu
vermeiden.

2.6 Schon vor der Zustellung eines Pfandungs- und Uberweisungsbeschlusses kann
eine Benachrichtigung Uber eine bevorstehende Forderungspfandung zugestellt
werden (Vorpfandung) mit der Aufforderung, nicht an den bisherigen
Glaubiger (als ,,Schuldner* bezeichnet) zu zahlen. Die Vorpfandung verbietet die
Zahlung an den bisherigen Glaubiger, berechtigt aber nicht zur Zahlung an den-
jenigen, der die Vorpfandung veranlal3t hat. Ihre Rechtswirksamkeit ist auf die
Dauer von 3 Wochen, vom Tage der Zustellung ab gerechnet, beschrankt (8
845 ZPO).

3 Reihenfolge

3.1 Bei Vorliegen mehrerer Abtretungen oder Pfandungs- und Uberweisungs-
beschlisse sowie beim Zusammentreffen von Abtretungen mit Pfandungs- und
Uberweisungsbeschliissen ist grundsatzlich die zeitliche Reihenfolge in der
Weise mafRgebend, daR die zeitlich friher erfolgte Abtretung oder der friher
zugestellte Pfandungs- und UberweisungsbeschluR (dem eine Vorpfandung in-
soweit gleichgestellt ist) vor spater erfolgten Abtretungen und spater zuge-
stellten Pfandungen zu befriedigen ist. Bei Pfandungen fur mehrere Glaubiger
kann und auf Verlangen eines Glaubiges, dem die Forderung Uberwiesen wurde,
mul} sogar unter Anzeige der Sachlage und unter Aushandigung der zuge-
stellten Beschliisse an das Amtsgericht, dessen BeschluR3 zuerst zugestellt ist,
der geschuldete Betrag bei dem Amtsgericht des Leistungsortes unter Anzeige
an die Glaubiger hinterlegt werden (8 853 ZPO, § 320 AO). Im Hinterlegungs-
antrag ist der Verzicht auf das Recht der Riicknahme zu erklaren.

3.2 Es ist notwendig, den Zeitpunkt des Eingangs einer Abtretungsanzeige oder
eines Pfandungs- und Uberweisungsbeschlusses nach Tag und Uhrzeit auf der
Urkunde zu vermerken, da dieser Zeitpunkt von erheblicher Bedeutung ist.
Ferner ist eine Liste Uber die Abtretungen und Pfandungen anzulegen, aus der
die Hohe der abgetretenen bzw. gepfandeten Betrdge, die Reihenfolge und die
geleisteten Zahlungen zu ersehen sind. Die Pfandungsverfigungen der Voll-
streckungsbehérde der Finanzamter, Stadtsteueramter usw. stehen den
Pfandungs- und Uberweisungsbeschliissen der Gerichte gleich.

3.3 Zur Vermeidung von MiRverstandnissen wird nochmals betont, daR im Gegen-
satz zu den Pfandungs- und Uberweisungsbeschliissen sich die Rangfolge der
Abtretungsglaubiger nach dem Zeitpunkt der Abtretungen
richtet, nicht danach, wenn die Abtretungsa n z e i g e eingeht.

4 Anweisung

4.1 Bei der Anweisung von Zahlungen ist zu beachten, daf3 nur ein Hinweis etwa in
der Form ,,zahlbar an ........cccoooiiiiiiiiii e “ oder ,,Konto-
NF. e, “ lediglich die Bedeutung der Angabe eines die Kasse nicht
bindenden Zahlungsweges hat und daher nicht ausschliet, dal die Kasse an
den bisherigen Glaubiger zahlt. Das Vorliegen einer Abtretung oder Pfandung
muf3 in der Anweisung selbst klar zum Ausdruck gebracht werden, wobei der
neue Glaubiger als Empfangsberechtigter zu bezeichnen ist. ZweckmaRig ist
folgende Fassung der Anweisung:

11. Aust.-Lfg. (Februar 1984)



4.2

4.3

BeiAbtretungen

.Die Kasse wird angewiesen, auf Grund der beigefiligten Abtretungs-

erklarung der ........cooceieannen. AV[0] 1 1 E PR =1 o R
(bisheriger Glaubiger) (neuer Glaubiger)

()] INWOrten .......ccceeveniiiiiiiieieeeiceeene zu zahlen.*

BeiPfandungen

.Die Kasse wird angewiesen, auf Grund des beigefiigten Pfandungs-
und Uberweisungsbeschlusses des Amtsgerichts....................ovvvveeee.

AV/0]1 1 IR Geschaftszeichen ................ -1 I
(neuer Glaubiger)
DM ..o, INWOrteNn ......coevviiiiiiieieeeeen zu zahlen.*

Die Unterlagen fir die Abtretung bzw. Pfandung sind der Kassenanweisung als

Belege beizufiigen.

K8

4.2—4.3
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Behandlung von Prifungsmitteilungen

1 Prufungsmitteilungen des Bundesrechnungshofs oder Vorprifungsniederschriften der

Vorpriufungsstelle sind nur innerhalb der Verwaltung, nicht den Auftragnehmern gegen-
Uber maRgebend.

Das Bauamt hat den Auftragnehmern gegeniber die sich aus den Prifungsmitteilungen/
Vorprufungsniederschriften ergebenden Folgerungen im eigenen Namen und unter eigener
Verantwortung nach Mal3gabe von K 9 Nr. 3 zu ziehen. Es darf sich dabei nicht auf eine
Prifungsmitteilung/Vorprufungsniederschrift, sondern nur auf den ihr zugrundeliegenden
Sachverhalt und die sich daraus ergebenden Rechtsfolgen berufen. Hat das Bauamt
Bedenken, die Verantwortung fir eine nach der Prifungsmitteilung/Vorprifungsnie-
derschrift als erforderlich angesehene MaRnahme zu Ubernehmen, so hat es die
Priifungsmitteilung/Vorprifungsniederschrift mit eingehender Stellungnahme unter
Beigabe der Akten und Belege der Technischen Aufsichtsbehérde in der Mittelinstanz
vorzulegen. Teilt die Technische Aufsichtsbehdrde in der Mittelinstanz die Bedenken des
Bauamtes, so ist der zustandigen obersten Bundesbehdrde zu berichten.

Ruckforderungen konnen ohne Einverstéandnis des Auftragnehmers nur durchgesetzt
werden, wenn sie auf Gesetz oder Vertrag beruhen. An rechtswirksame Vereinbarungen
ist die Verwaltung gebunden, auch wenn die Vereinbarungen fir die Verwaltung unvor-
teilhaft oder unter Nichtbeachtung von Verwaltungsvorschriften abgeschlossen worden
sind.

Soweit eine Anspruchsgrundlage nicht besteht, ist in geeigneten Féllen der Versuch zu
machen, die Rickzahlung durch nachtréagliche Vereinbarung auf gitlichem Weg zu er-
reichen.

16. Aust.-Lfg. Februar 1995)
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K 10

Behandlung und Aufbewahrung von Unterlagen

Unterlagen im Sinne dieses Abschnitts sind Akten, Schriftstiicke, Karteien, Karten, Plane,
Bild- und Filmmaterialien sowie sonstige Informationstrager im Original einschlie3lich
Mikrofilme und Magnetschichtspeicher, die Originale ersetzen.

Die Unterlagen sind sorgfaltig aufzubewahren und gegen Einsicht durch Unbefugte zu

schitzen.

In besonderen Fallen werden zusatzlich Zweitschriften aufbewahrt.

Nach Ablauf der Aufbewahrungsfristen sind die Unterlagen entsprechend den bundes-
und landesrechtlichen Regelungen dem zusténdigen Archiv anzubieten.

Sofern bundes- bzw. landesrechtliche Vorschriften dies vorsehen, kénnen die Unterlagen
bereits vor Ablauf der festgelegten Aufbewahrungsfristen dem zustandigen Archiv ange-

boten werden.

Es gelten nachstehend genannte Aufbewahrungsfristen und -stellen:

Bezeichnung der Unterlagen

Aufbewahrungsfrist

Aufbewahrungsstelle

1 2 3
1 Baurechnungen
1.1 Unterlagen uber GroRRe Neu-, 5 Jahre zustandige
Um- und Erweiterungsbauten nach dem Abschluf? der Vorprufungsstelle
Prifung durch den BRH (Bund)

1.2 Unterlagen uber Kleine Neu-,
Um- und Erweiterungsbauten

1.3 Unterlagen tber Bauunter-
haltungsarbeiten

2 Unterlagen fir die Grund-
stiicksakte;
hierzu gehdoren alle Unterla-
gen, die bei der Ubergabe
eines Bauwerks nach Ab-
schnitt H der zusténdigen
Verwaltungsdienststelle zu
Ubergeben sind

3 Sonstige Unterlagen

3.1Plane, die der Bauausfih-
rung entsprechen

3.2 Flachenberechnungen, die der
Bauausfiihrung ent-
sprechen

3.3 die genehmigte Haushalts-
unterlage — Bau —

3.4 wichtige Unterlagen zur fach-
lichen und rechtlichen Beur-
teilung des Baugeschehens (z.
B. gerichtliche Entscheidungen,
Vergleiche, Gutachten,
Verfiigungen, Berichte,
Bautagebuch, Zweitschriften
von Mengen-, Warmebedarfs-,
Festigkeits-Berechnungen mit
Anlagen u. dgl.)

3.5 Unterlagen uber die 6ffentlich-
rechtliche Behandlung gem. K
24

3.6 Zweitschriften der Vertrage mit
freiberuflich Tatigen

3.7 die Haushaltsiiberwachungs-
listen — Bau —

3.8 unberucksichtigt gebliebene
Angebote einschlieRlich der
hierzu gehérenden Unterla-
gen der drei mindesfordern-
den Bieter; soweit dem min-
destfordernden Bieter der
Auftrag nicht erteilt worden
ist, sind die preisglinstigeren
Angebote zusatzlich aufzu-
bewahren

16. Aust.-Lfg. (Februar 1995)

5 Jahre (Inach AbschluB des
| Jahres, in dem Rech -
Ynung gem. J 5 ge -

3 Jahre blegt worden ist

3 Jahre nach Verauf3erung
der Liegenschaft bzw.
Beseitigung des Bauwerks

3 Jahre nach Verauf3erung
der Liegenschaft bzw.
Beseitigung des Bauwerks
wie vor

wie vor

wie vor

wie vor

wie vor
a
i
i
i
i
i

i entspr. den

yinNrm. 1.1 — 1.3
| genannten Fristen

p

zustéandige Verwal-
tungsdienststelle

zustandiges Bauamt

zusténdiges Bauamt

zustandiges Bauamt

zustandiges Bauamt

zustandiges Bauamt

zusténdiges Bauamt

zustandiges Bauamt
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Lichtbildsammlung

Zur dokumentarischen Erfassung wesentlicher baulicher Anlagen werden beim Bundes-
ministerium fir Raumordnung, Bauwesen und Stadtebau, beim Bundesministerium der Verteidi-
gung und bei der Bundesanstalt fur Arbeit Lichtbildsammlungen gefiihrt.

1 Zweck der Lichtbildsammlung

1.1 Dokumentation und Vergleich gestalterischer und funktioneller Entwicklungen im
behdordlichen Bauwesen;

1.2 Verbdffentlichungen in der Fachpresse (z. B. in der Zeitschrift DIE BAUVERWAL-
TUNG);

1.3 Bereitstellung von Diapositiven fiir Vorfihrungen.

Bauliche Anlagen, die dem Geheimschutz unterliegen bzw. entsprechend schutzbediirftig sind
und samtliche Bauten der Bundeswehr sowie der NATO-Infrastruktur, dirfen nur mit
vorheriger Zustimmung der nutzenden Verwaltung fotografiert werden. SHBau, Abschnitt
12.2 (Lichtbilder) ist zu beachten.

2 Anfertigen der Lichtbilder/Diapositive

2.1 In der Regel sind Papierpositive im Format 18/24 cm als Colorbilder anzufertigen.
Auf ihrer Ruckseite sind maschinenbeschriebene Aufkleber mit folgenden Angaben
anzubringen:

Bezeichnung des dargestellten Objektes mit Ortsangabe, Bauzeit, Zeitpunkt der
lichtbildmaRigen Erfassung und ggf. Erlauterungen zur Darstellung,

Bauherr/Eigentiimer/nutzende Verwaltung,
Bauamt; Entwurfsverfasser.

2.2 Von ausgewahlten baulichen Anlagen sind auch Farbdiapositive im Kleinbildformat
24/36 mm anzufertigen. Die Auswahl trifft die Technische Aufsichtsbehorde in der
Mittelinstanz. Die Angaben nach 2.1 sind den Diapositiven beizugeben.

2.3 Wenn mit der Anfertigung freiberufliche Fotografen beauftragt werden, ist zu ver-
einbaren, daR die Aufnahmen dem Auftraggeber zur ausschlie3lichen Auswertung
zu Uberlassen sind und vom Auftragnehmer nicht weiter kommerziell genutzt
werden durfen.

2.4 Die Lichtbilder/Diapositive sind auf dem Dienstwege der jeweils zusténdigen ober-
sten technischen Instanz (BMBau, BMVg oder der Bundesanstalt fir Arbeit) in ein-
facher Fertigung zum 1. Oktober jeden Jahres vorzulegen.

16. Aust.-Lfg. (Febraur 1995)
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Beteiligung freiberuflich tatiger Architekten, Garten- und
Landschaftsarchitekten, Ingenieure und sonstiger Fachleute fur
bauliche Aufgaben (Freiberuflich Tatige)

1

Das Bauamt zieht fiir die Erledigung seiner Aufgaben freiberuflich Tatige hinzu, wenn es
die erforderlichen Leistungen nicht selbst erbringen kann oder wenn Art und Umfang der
Leistung dies erfordern.

Die Auftrage sind an freiberuflich Tatige zu vergeben, deren Fachkunde, Zuverlassigkeit
und Leistungsfahigkeit feststeht, die Uber ausreichende Erfahrung verfiigen und die Ge-
wahr fir eine wirtschaftliche Planung und Bauausfuhrung bieten. Die Auftrage sollen
maoglichst gestreut werden.

Das Bauamt hat die Vertrage mit freiberuflich Tatigen vor deren Tatigwerden abzu-
schlieRen. Dabei sind insbesondere der Umfang der Leistungen und die Hohe der Ver-
gutung zu regeln. Dem mit der Planung beauftragten freiberuflich Tatigen soll in der Regel
auch die Baulberwachung Ubertragen werden. Die eingefiihrten Vertragsmuster sind
anzuwenden; die Hinweise hierzu sowie Anhang 4 sind zu beachten.

Als angemessene Vergltung fir die in den Vertragsmustern beschriebenen Leistungen
sind in der Regel die in den Hinweisen zu den Vertragsmustern aufgefihrten Teil-
leistungssatze anzusehen. Sofern das Bauamt oder Dritte Teile der in den Vertrags-
mustern beschriebenen Leistungen erbringen, sind die Satze entsprechend zu kirzen.

Fdr nicht in den Vertragsmustern beschriebene Leistungen ist, soweit keine gesetzliche
Regelung getroffen worden ist, eine Vergltung zu vereinbaren, die angemessen und
Ublich ist.

Das Bauamt unterrichtet die Technische Aufsichtsbehdrde in der Mittelinstanz rechtzeitig
vor dem Abschlul? der Vertrage.

Die Vertrage bedurfen vor ihrem Abschlu3 der Zustimmung der Technischen Aufsichts-
behorde in der Mittelinstanz, wenn

—  Vertragsmuster nicht vorhanden sind,
— von den Vertragsmustern und den Hinweisen dazu abgewichen werden soll,
—  Besondere Leistungen vereinbart werden sollen,

—  Honorarzonen oberhalb der nachfolgenden vereinbart werden sollen:
Gebaude 1]
Freianlagen 1]
Ingenieurbauwerke und Verkehrsanlagen 1]
Tragwerke 1]
Ingenieurvermesung 1]
Technische Ausriistung 1]

Die Verpflichtung der Technischen Aufsichtsbehérde in der Mittelinstanz zur Wahr-
nehmung ihrer Fachaufsicht wird, auch bei nicht zustimmungsbedirftigen Vertragen,
nicht berthrt; sie ist in geeigneter Form (z. B. durch Stichproben) wahrzunehmen.

Das Bauamt hat dafir zu sorgen, dal3 die freiberuflich Tatigen ihre vertraglichen Ver-
pflichtungen ordnungsgemaf und vollstandig erfullen.

Es hat zu Uberwachen, dall die Leistungen den anerkannten Regeln der Technik ent-
sprechen und daB - vor allem hinsichtlich der Gestaltung, der Konstruktion, der Material-
wahl und der spateren Betriebs- und Unterhaltungskosten - die Grundsétze der Wirt-
schaftlichkeit und Sparsamkeit beachtet werden.

Die Uberwachung ist stichprobenweise nach pflichtgemaRem Ermessen so durchzufiihren,
dal das Bauamt von der ordnungsgemaBen und vollstandigen Erfullung der Ver-
tragsleistung iberzeugt sein kann. Der Umfang der stichprobenweisen Uberpriifung ist
kenntlich zu machen.

16. Aust.-Lfg. (Februar1995)
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Sowveit freiberuflich Tatige mit der Bauliberwachung beauftragt sind (vgl. Nr. 3), wird
ihnen auch die Feststellungsbefugnis fiir Rechnungen Ubertragen. Die auf den
Rechnungen von freiberuflich Té&tigen eigenhéndig vollzogene Bescheinigung ist eine
Teilbescheinigung i. S. der Nr. 2.7 der Anlage zu den Vorl. VV zu 2.6 zu § 34 BHO bzw.
i.S. der jeweiligen Landesvorschriften.

Die von freiberuflich Tatigen festgestellten Rechnungen sind durch das Bauamt unter
Verwendung der eingefuhrten Vordrucke kassenreif zu machen.

Die von Angehérigen des Bauamtes auf diesen Vordrucken zu vollziehenden Bescheini-
gungen ,,Sachlich richtig” und ,,Rechnerisch richtig*“ erstrecken sich nicht auf die Richtig-
keit der von  Architekten/Ingenieuren/Sonderfachleuten  abgegebenen  Teilbe-
scheinigungen; Nr. 7, Absatz 3 ist zu beachten.

Soweit Leistungen mit EDV durch den freiberuflich Tatigen erbracht und durch die
Bauverwaltung weitergenutzt werden sollen, sind die Dateninhalte und -tragerform ver-
traglich festzulegen.

16. Aust.-Lfg. (Februar 1995)



K13
K13 Wettbewerbe 1—2

1 Bei bedeutenden Baumalinahmen des Bundes kdénnen zur Losung der Aufgabe Wett-
bewerbe veranstaltet werden. Fir die Durchfiihrung von Wettbewerben auf dem Ge-
biete der Raumplanung, des Stadtebaues und des Bauwesens finden die ,,Grundséatze
und Richtlinien fiir Wettbewerbe auf den Gebieten der Raumplanung, des Stadtebaues
und des Bauwesens — GRW 1977 —“*) Anwendung. Uber die Durchfiihrung
entscheidet die oberste technische Instanz des Bundes.

2 Ausgaben fiir Wettbewerbe bildender Kunstler sind nicht auf die unter K 7 Nr. 6 zu
berechnenden Ausgaben fiur die Leistungen der Kinstler anzurechnen und unter der
Kostengruppe 751 des Musters 6 zu veranschlagen.

*)  Veroffentlicht als Sonderdruck der Beilage zum Bundesanzeiger Nr. 96 vom 24. Mai 1977

77—78
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Umweltschutz

1 Ziel und Zweck des Umweltschutzes ist es, Boden, Wasser und Luft als natirliche

Lebensgrundlagen zu schitzen, Belastungen zu vermeiden, eingetretene Schaden zu
beheben oder auszugleichen und auf sparsamen Umgang mit Rohstoffen und
Energien zu achten.

Hierbei stellt der Umweltschutz im Bauwesen einen Teilbetrag zur Erhaltung und
Wiederherstellung des hochempfindlichen 6kologischen Gesamtsystems und seiner
einzelnen Sektoren dar.

Allgemeines

Bei der Vorbereitung und Durchfiihrung von Baumafnahmen, Unterhaltung und
Betrieb von baulichen Anlagen sowie deren Beseitigung sind die Erfordernisse des
Umweltschutzes mit Umweltvorsorge und -schonung verstarkt zu beriicksichtigen;
dabei ist der haushaltsrechliche Grundsatz der Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit zu
beachten.

Welche Umweltgesichtspunkte mafRgebend, wie sie zu bewerten und umzusetzen
sind und wann sie beriicksichtigt werden missen, ist im Einzelfall zu entscheiden.

Grundlagen

Nutzer, Bedarfstrager und Bauverwaltung haben den Umweltschutz so friih und um-
fassend wie mdglich bei der Bedarfserhebung, Planung, Bauausfihrung und wéhrend
der Nutzung zu bericksichtigen. Die Ergebnisse sind aktenkundig zu machen.

Es ist zu untersuchen, ob sich umweltschonende Alternativen der Bedarfsdeckung er-
geben, wie z.B. optimierte Nutzung vorhandener Infrastrukturen und Einsatz geeig-
neter neuer Technologien.

Zu Schutz-, Ausgleichs- und Ersatzmaf3nahmen ist Stellung zu nehmen.

3.1 Bestandsanalyse

— Bestimmen der Umweltfaktoren (Luft, Boden, Wasser, Klima, Landschaft,
Flora und Fauna) und deren Wechselwirkungen, Kultur- und sonstigen Sach-
guter.

— Erfassen der Randbedingungen (z.B. ¢ffentlich-rechtliche Vorgaben, aufRere
Einflisse...).

3.2 Auswirkungen des Vorhabens

Vor der Untersuchung der Auswirkung ist eine konstruktive und technische
Gesamtanalyse mit Leistungsbereichen, Bauteilen, Baustoffen, Nutzungs-
alternativen unter Beriicksichtigung der Umweltbeeintrachtigungen bei Planung,
Bau, Ausfuhrung, Nutzung, Bauunterhaltung und Beseitigung vorzunehmen.

— Ermitteln der Aktivitaten, die vom Vorhaben ausgehen und Umwelter-
heblichkeit (z.B. wéahrend der Bau- und Betriebsphase, mdgliche Storfalle).

— Ermitteln der Aktivitaten von Alternativen; Schutz, Ausgleichs- und Ersatz-
maflinahmen mit deren zeitlichen Auswirkungen.

3.3 Bewertung

— Priufen und werten der Umwelterheblichkeit/Umweltvertraglichkeit und der
Auswirkung nach Art, Umfang, Kosten und Dauer.

— Setzen der Prioritaten.
Planung

Die Umwelterheblichkeit ist im Stadium des Bauantrages von der nutzenden Verwal-
tung (die Technische Aufsichtsbehoérde in der Mittelinstanz ist zu beteiligen) und im
Stadium der Planung und Bauausfuhrung vom Bauamt festzustellen und zu bewerten.
Soweit keine anderweitige Weisungen vorliegen, bestimmt das Bauamt den Umfang
der Analysen und Bewertungen.

Bei Aufstellung der Bauunterlagen geméaR F RBBau ist entsprechend dem Planungs-
stand zu MalBhahmen

— fiir den Schutz von Natur und Landschaft
— am Grundstuck/Liegenschaft

— der Bautechnik; -stoffe

— der technischen Gebaudeausristung

grundsatzlich Stellung zu nehmen.

16. Aust.-Lfg. (Februar 1995)
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MafRnahmen, Ausgleichs-, Schutz- und Ersatzmanahmen sind im Erlauterungsbericht
umfassend darzustellen.

Die Ausarbeitung von Alternativen, die umweltschonende Bauweise und -stoffe bein-
halten, ist zu fordern.

Baustoffe, Bauteile und Konstruktionen sind unter Beriicksichtigung der Weiter- und
Wiederverwertbarkeit und/oder einer moglichst schadfreien Rickfihrung der Roh-
stoffe auszuwahlen.

Leistungen sind produktneutral mit allen Anforderungen, die Umweltbelastungen
vermeiden oder verringern, zu beschreiben. Besondere Anforderungen, wie z.B. das
Anbieten fur die Wiederverwendung von Stoffen, an die Baustelleneinrichtung und
den Baubetrieb sind anzugeben.

Bauausfiihrung

Eine Bauausfiihrung ist umweltfreundlich, wenn weniger Ressourcen verbraucht
werden, die Umwelt weniger belastet wird, als bei anderen Ausfuhrungsarten und alle
zum Umweltschutz erforderlichen MaRnahmen getroffen und eingehalten werden.

Umweltrelevante Vorkommnisse und Entscheidungen sind, soweit sie nicht in anderer
Weise aktenkundig gemacht werden, im Bautagebuch zu vermerken.

Betrieb, Nutzung und Unterhaltung

Erfordernisse des Umweltschutzes sind wahrend des Betriebes und der Nutzung
sowie bei allen Manahmen der Bauunterhaltung zu beachten.

Beseitigung bestehender Anlagen

Baureststoffe sind moglichst schadstoffrei weiter- bzw. wiederzuverwenden.
Schadstoffe sind zu entsorgen. Nach der Beseitigung bestehender baulicher Anlagen
ist das Gelénde, soweit moglich, wieder naturnah zu gestalten. *)

*)

siehe auch Richtlinien fir die Planung und Ausfiihrung der Sicherung und Sanierung belasteter Boden.

16. Aust.-Lfg. (Februar 1995)
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Kulturhistorische Funde

1 Werden Funde von kulturhistorischer Bedeutung gemacht, deren Sicherstellung im

offentlichen Interesse liegt, sind sie und ihre Fundstellen entsprechend den jeweiligen
Landesgesetzen und unter Beachtung von § 4 Nr. 9 VOB/B zu behandeln.

Funde und Fundstellen missen den zustandigen Landesbehdrden unverziiglich ange-
zeigt und bist zum Ablauf bestimmter in den Landesgesetzen vorgeschriebener Fristen
unverandert gehalten werden. Zeigt sich die zustandige Landesbehérde bis zum
Ablauf der Frist nicht interessiert, kdnnen die Bauarbeiten ohne Ricksicht auf die
Funde fortgesetzt werden.

Fur die Behandlung kulturhistorischer Funde sind die Lander zustandig. Die finanziel-
len Aufwendungen, die bei der Freilegung, Sicherung und Bergung der Funde ent-
stehen, sowie die damit verbundenen Mehrkosten bei der Durchfiihrung der BaumafR-
nahmen und alle persénlichen und séachlichen Kosten, die den zustandigen Behdrden
der Lander bei der Betreuung der Funde erwachsen (z. B. Kosten fir wissenschaft-
liche Mitarbeiter, Reisekosten, Gerate und dgl.), sind deshalb von den L&ndern zu
tragen.

Wenn die beschleunigte Bergung eines kulturhistorischen Fundes vor Beginn einer
Baumalinahme des Bundes oder wahrend der Bauarbeiten erforderlich wird und zu
diesem Zeitpunkt dem Land noch keine eigenen Ausgabemittel dafir zur Verfiigung
stehen, kénnen die Ausgabemittel fur die Freilegung, Sicherung und Bergung sowie
fur die damit verbundenen Mehrkosten bei der Durchfihrung der BaumaRnahme vom
Bund vorgelegt werden. Die Vorlage durch den Bund setzt voraus, daf} die Erstattung
durch das Land von den zusténdigen Landesbehdrden schriftlich zugesagt ist. Die Be-
trage sind bis spatestens zur Rohbaufertigstellung der betreffenden Baumafl3nahme zu
erstatten. Dabei ist das Land auf die Eilbedurftigkeit und die Frist gemaR Nr. 1 hin-
zuweisen.

Diese Einnahmen sind dem Titel fir die betr. BaumalRnahme zuzufiihren.

K15

81—82



K 16

1—2.2
K16 Vermessung baulicher Anlagen

1 Mit Katastervermessungen sind die zusténdigen Behdrden *) oder — soweit nach
Landesrecht zulassig — 6ffentlich bestellte Vermessungsingenieure zu beauftragen.

Fur sonstige Vermessungen, die das Bauamt nicht ausfithren kann, kénnen freiberuflich
tatige Vermessungsingenieure nach MaRgabe des Abschnitts K 12 hinzugezogen werden.
2 Eingliederung der Ausgaben fur Vermessungen

2.1 Die Ausgaben fir Vermessungen, die in Verbindung mit dem Grunderwerb ent-
stehen, sind aus einem Titel der Obergruppe 82 (vgl. B 1.1.11) zu bestreiten.

Wenn Ausgabemittel fir Grunderwerb nicht zur Verfligung stehen, sind die Aus-
gaben aus einem Titel der Gruppe 532 bis 546 zu bestreiten.

2.2 Ausgaben fur Vermessungen, die fir die Durchfiihrung einer BaumaRnahme bzw.
nach deren Fertigstellung entstehen, werden als Baunebenkosten nach K 17
erstattet.

*)  Die Bezeichnung der Behorden ist in den Bundeslandern unterschiedlich, z. B. Kataster- oder Vermessungsamt,
Amt fur Agrarordnung, Flurbereinigungsamt
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K17 Baunebenkosten
In Kostengruppe 700 der
Kostenermittlung — Muster 6 —

sind Baunebenkosten wie folgt in Ansatz zu bringen

fur Kostengruppe 710 —  Bauherrenaufgaben,

fur Kostengruppe 720 —  Vorbereitung der Objektplanung,

fur Kostengruppe 730 —  Architekten- und Ingenieurleistungen,
fur Kostengruppe 740 —  Gutachten und Beratung.

Die Baunebenkosten (710 — 740) werden den Baubehérden der Finanzverwaltungen
der Lander nach der mit jedem Land getroffenen Vereinbarung Uber die Entschéadi-
gung fur die Erledigung von Bauaufgaben des Bundes als Istkosten erstattet.

Fir die Bundesbaudirektion und die Bundesvermoégensabteilung bei der OFD Berlin
werden die Kosten bei den entsprechenden Titeln ihrer Einzelplane als persodnliche
und séchliche Ausgaben fiir jedes Haushaltsjahr ausgebracht;

fur Kostengruppe 750 —  Leistung der bildenden Kunstler
— sind die Kosten entsprechend K 7 Nr. 6 zu ermitteln;

fur Kostengruppe 770 —  Allgemeine Baunebenkosten

sind in Ansatz zu bringen:

— Versicherungen baulicher Anlagen (vgl. K 2),

— besondere Materialprifungen (nur Gute- und Gebrauchsprufungen von Stoffen
und Bauteilen, die tGber den in den ATV oder sonst vertraglich vorgeschriebenen
Umfang hinausgehen),

— Grundsteinlegung, Richtfest und Durchschlagfeier (vgl. K 6),

— Bewachung der Baustelle, soweit dies nicht zu den Vertragspflichten der Auf-
tragnehmer gehort,

— Lichtbilder, Diapositive (vgl. K 11),

— Gebduhren (vgl. K 16)

fur Kostengruppe 790 —  Sonstige Baunebenkosten
— Bauschild (Anh. 20/2)
— Baugrunduntersuchungen (vgl. K 1)
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Betriebsfiihrung und Betriebstiberwachung von
Betriebstechnischen Anlagen

1

Allgemeines

Als Betriebstechnische Anlagen im Sinne der RBBau gelten sdmtliche maschinen- und
elektrotechnischen Anlagen und Einrichtungen, die der unmittelbaren Ver- und Ent-
sorgung von Gebauden, Bauwerken und Liegenschaften dienen bzw. den Bedarf ihrer
Nutzer an Warme, Kalte, Luft, Elektrizitait, Wasser, sonstigen Medien, Transport-
leistungen, Kommunikationsmitteln, Verpflegungseinrichtungen und dgl. decken. Das sind
gemafl DIN 276 die Technischen Anlagen des Bauwerkes sowie die betriebstechnischen
Teile der Kostengruppen Herrichten und Erschlieen, Einbauten, Ausstattung und Aul3en-
anlagen.

Betriebstechnische Anlagen bedirfen neben der Bauunterhaltung einer besonderen
Betriebsfilhrung und Betriebsiiberwachung. Zur Sicherstellung eines zuverlassigen und
energiesparenden Betriebs haben die fir die Betriebsfihrung verantwortliche haus-
verwaltende Dienststelle und die fir die Betriebsiiberwachung und Bauunterhaltung zu-
standigen Stellen der Bauverwaltung eng zusammenzuarbeiten.

Im folgenden wird zur Verdeutlichung zwischen den Funktionen Betriebsiiberwachung und
Baudurchfiihrung/Bauunterhalt, nachfolgend Bauseite genannt, unterschieden. Die
Bauverwaltungen organisieren die Betriebsiiberwachung im Rahmen ihrer jeweiligen
Organisationsform in eigener Zustandigkeit.

Vorbereitende MalBhahmen fir den Betrieb
2.1 Ver- und Entsorgungsvertrage

Die Bauseite klart zu Beginn der Planung von BaumaRnahmen die Bedingungen fir
die Ver- und Entsorgung, berat die hausverwaltende Dienststelle Uber die erforder-
lichen Vertrage und bereitet diese fachtechnisch vor.

Abschlu und Abwicklung der Vertrage obliegen der hausverwaltenden Dienststelle.
Sie hat abgeschlossene Vertrage den jeweiligen Anderungen der Tarife und des
Verbrauchs anzupassen.

Die Vertragsentwirfe und Vertragsanderungen bediurfen der Einwilligung der Be-
triebstberwachung.

Dies gilt auch fur Vertrage Uber den Bezug von Energie und Medien fir anzu-
mietende oder angemietete Gebaude.

2.2 Instandhaltungsvertrage

Die Betriebsuiberwachungsstelle legt im Einvernehmen mit der Bauseite und der
hausverwaltenden Dienststelle Art und Umfang der Inspektion und Wartung *) fest.
Bei Abschlul? von Instandhaltungsvertréagen ist entsprechend 2.1 zu verfahren.

2.3 Betriebspersonal

Lebensdauer, Wirtschaftlichkeit und sicherer Betrieb der Anlagen hédngen mafgeblich
von der Qualifikation des Betriebspersonals ab. Mit der Aufstellung der Haus-
haltsunterlage — Bau — arbeitet die Betriebsiiberwachungsstelle einen Vorschlag
Uber das fir den Betrieb der Anlagen erforderliche Personal aus.

Die hausverwaltende Dienststelle ist dafur verantwortlich, daf das notwendige Be-
triebspersonal rechtzeitig zur Verfiigung steht und von der Ubernahme der Betriebs-
technischen Anlage an seine Aufgaben sachgerecht erfillen kann.

2.4 Ubergabe der Anlagen und Aufnahme des Betriebes
Ergénzend zu Abschnitt H ist zu beachten:

Der Anlagenhersteller hat das Betriebspersonal vor Ubergabe unter Beteiligung des
Bauamtes in die Funktion der Anlage einzuweisen (siehe VOB/C, Abschn. 4 der ent-
sprechenden DIN-Normen). Die Bauseite benachrichtigt die Betriebsiiberwachungs-
stelle rechtzeitig Uber den Termin der Einweisung. Diese kann dabei eine Betriebs-
anweisung nach 4.2 ibergeben. Uber die Einweisung fertigt die Bauseite eine
Niederschrift.

Die Bauseite hat den fir den Arbeitsschutz und die Unfallverhiitung bestellten
Sicherheitsingenieuren und Fachkréaften **) die Funktion der Anlage zu erlautern.

*) Die Vertragsmuster mit Bestandsliste und Leistungskatalog nach VHB Teil VI sowie Nr. 12 der Richtlinie zu § 10 VOB/A sind zu

beachten.

**) Nach den ,Richtlinien fur den betriebsarztlichen und sicherheitstechnischen Dienst in den Verwaltungen und Betrieben des

Bundes*

und nach dem Gesetz Uber Betriebsarzte, Sicherheitsingenieure und andere Fachkréfte fir Arbeitssicherheit

(Arbeitssicherheitsgesetz).
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3 Betriebsfuhrung

Die Betriebsfiihrung ist Aufgabe der hausverwaltenden Dienststelle. Diese tragt die Ver-
antwortung dafir, dal die Betriebstechnischen Anlagen nach den Grundsatzen der
Sicherheit, der technischen Zuverlassigkeit, der Wirtschaftlichkeit und der sparsamen
Energieverwendung betrieben werden.

Betriebstechnische Anlagen dirfen nur im Einvernehmen mit dem Bauamt verandert
werden.

3.1 Betriebsanweisung und Betriebsdatei

Die Anlagen sind nach den Bestimmungen von Musterbetriebsanweisungen, den
Bedienungs- und Instandhaltungsanleitungen der Anlagenhersteller und der fiir den
Einzelfall ausgearbeiteten Betriebsanweisung gemaf 4.2 zu betreiben.

Als Betriebsdatei sind unter Beachtung der Angaben der Betriebsiiberwachungsstelle
Bestandslisten zu fiihren, die alle zur Uberpriifung der einzelnen Anlagen und deren
Betriebsweise erforderlichen Angaben enthalten, z. B.

—  Bestands- und Leistungsdaten

— Inspektion und Wartung

— Instandsetzungen einschlie3lich Instandsetzungskosten
— vorgeschriebene und durchgefiihrte Prifungen.

3.2 Wiederkehrende Prufungen

Entsprechend der Aufstellung der Anlagen nach H 1.6 veranlaBt die hausver-
waltende Dienststelle die erforderlichen Prifungen und stellt die Gultigkeit der er-
teilten Genehmigungsbescheide fest.

3.3 Inspektion und Wartung

Inspektion und Wartung sind regelmé&Rig durchzufiihren. Bei der Inspektion sollen
durch Prifen von Beschaffenheit und Funktion der Betriebstechnischen Anlagen
notwendige Instandsetzungsarbeiten friihzeitig erkannt werden.

3.4 Feststellung und Beseitigung von Méngeln und Schéaden

Die Feststellung und Beseitigung von Méangeln und Schaden an Betriebstechnischen
Anlagen sowie derjenigen Schaden an Gebduden und Bauwerken, die erhéhte
Betriebskosten verursachen oder die Sicherheit des Anlagenbetriebes gefahrden
kdnnen, erfolgt nach den Abschnitten C und D.

3.5 Aufzeichnung und Meldung des Verbrauchs von Energie und Medien

Verbrauchsnachweise dienen der Beurteilung und Uberwachung der Liegenschaft
und der Ermittlung prifbarer Betriebsergebnisse als Mal3stab der sparsamen Bewirt-
schaftung.

Von der hausverwaltenden Dienststelle sind hierfir regelmafRig Aufzeichnungen
nach der eingefuihrten Richtlinie zur Ermittlung spezifischer Energieverbrauchswerte
zum Nachweis von Energie- und Kosteneinsparungen Uber den Verbrauch von
Warme, Kélte, Strom und Wasser sowie die Betriebsstunden der Anlagen zu fihren.

Durch standige Beobachtung des Energieverbrauchs soll die hausverwaltende
Dienststelle Abweichungen rechtzeitig erkennen und Gegenmafnahmen einleiten.
Bei besonderen Abweichungen ist die Betriebsiiberwachungsstelle einzuschalten.

3.6 Schulung des Betriebspersonals

Die hausverwaltende Dienststelle ist dafir verantwortlich, dal} das Betriebspersonal
regelméaRig Uber MaRBnahmen der rationellen Energieverwendung unterrichtet wird.
Sie kann sich dabei von der Betriebsiiberwachungsstelle beraten lassen.

Betriebsliberwachung

Betriebsiiberwachung ist die Uberpriifung der Anwendung und Einhaltung der Grundsétze
fur die Betriebsfihrung sowie die fachtechnische Beratung der hausverwaltenden
Dienststelle mit dem Ziel, die Wirtschaftlichkeit des Betriebes sicherzustellen.

Aus der Betriebsuberwachung gewonnene Erfahrungen sollen verwertet und bei der
Planung neuer Anlagen berlicksichtigt werden.
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4.1

4.2

4.3

4.4

5 MelRe

Betriebsiiberprifung

Zustand und Betrieb der Anlagen sind wiederkehrend zu Uberprufen. Dabei ist die
hausverwaltende Dienststelle zu beteiligen.

Insbesondere sind zu Uberprifen

— der technische Zustand einschlief3lich der Betriebsbereitschaft

— die Durchfiihrung der Instandhaltungsarbeiten (vgl. 2.2)

— die Wirtschaftlichkeit und der Energieverbrauch

— die fristgerechte Durchfuhrung der vorgeschriebenen Prifungen (vgl. 3.2)
— die Einhaltung der Betriebsanweisung

— die Fuhrung der Betriebsaufzeichnungen

Die Betriebsiiberwachungsstelle erstellt (iber das Ergebnis der Uberpriifung einen
Bericht, in dem die festgestellten Méangel und Verbesserungsvorschlage aufzuneh-
men sind.

Betriebsanweisung *)

Der hausverwaltenden Dienststelle ist, soweit erforderlich, erganzend zu den
Musterbetriebsanweisungen eine auf die Nutzung des Gebdudes oder Bauwerks
abgestellte Betriebsanweisung zu tibergeben.

Objektbezogene Uberpriifung des Energie- und Medienverbrauchs sowie der Be-
triebskosten

Die Betriebsiiberwachungsstelle hat die von der hausverwaltenden Dienststelle nach
3.5 zu fuhrenden Verbrauchsaufzeichnungen zu Uuberprifen und eine Soll-Ist-
Verbrauchskontrolle anhand des Musters 30 mit Hilfe eingefuhrter einschléagiger
EDV-Programme durchzufiihren.

Der hausverwaltenden Dienststelle sollen dazu Obergrenzen fir den Energie- und
Medienverbrauch vorgegeben werden.

Die hausverwaltende Dienststelle ist auf etwa notwendig werdenden Anpassungen
von bestehenden Energie- und Medienliefervertragen bei Anderungen der Tarife und
des Verbrauchs aufmerksam zu machen.

Auswertung und Verbrauchsdaten

Neben der objektbezogenen Auswertung nach 4.3 sind mit dem jeweiligen einge-
fuhrten Energie- und Medieninformationssystem besondere Liegenschaftsbetriebs-
vergleiche unterteilt nach Bauwerken (vergl. Hauptgliederung des Bauwerkszu-
ordnungskatalogs, Erlauterungen zu Muster 6 oder anderen gemeinsamen Merk-
malen) aufzustellen.

Aus der Betriebstiberwachung und der Betriebsfiihrung gewonnene Erkenntnisse
sind nach Liegenschaften gegliedert in einem zusammenfassenden jahrlichen
Bericht, der insbesondere die Punkte

—  Verbrauchs- und Kostenwerte bezogen auf
— Grundflache oder Rauminhalt nach DIN 277
— Personenzahl

—  Witterungsbereinigte Verbrauchsanderungen und Kosten

—  Entwicklung der Ver- und Entsorgungspreise und -kosten

—  Entwicklung der Anteile der Energietrager am Gesamtverbrauch

— Darstellung von gegenlaufigen Verbrauchs- und Kostenentwicklungen
(Wéarme, Elektro)

—  Erfolgsbilanz

—  Betriebsfiihrung

—  Vorschlage fiur bauliche und betriebliche MaRhahmen, die zur Verbesserung
der Wirtschaftlichkeit und Sicherheit und zur Einsparung von Energie fihren

behandeln soll, aufzubereiten und der Technischen Aufsichtbehtrde in der Mittel-
instanz vorzulegen. Soweit grundsatzlich bedeutsame Feststellungen tGber Méangel
der Planung und Bauausfuihrung oder Betriebsfuihrung getroffen werden, veranlaf3t
diese die Unterrichtung aller in Betracht kommenden Bauamter und Hausverwal-
tenden Dienststellen.

inrichtungen

Zu Intensivierung der Betriebsfiihrung und Betriebsiiberwachung sind Mefeinrichtungen

bzw.
Energ
tung,

entsprechende Hilfseinrichtungen (z.B. Betriebsstundenzahler) fur die Erfassung des
ieverbrauchs der Bauwerke und ihrer wesentlichen Anlagenbereiche (z.B. Beleuch-
grol3e Einzelantriebe, stationarer Warmebedarf , Luftungs- und Wirtschaftswarme)

vorzusehen.

*)

Betriebsanweisung

Spezielle Anweisung tber die Art und Weise des Gebrauchs einer Anlage auf der Grundlage eines Nutzungsprogramms mit Angabe
aller MaBnahmen und Daten, mit deren Hilfe der sichere und wirtschaftliche Betrieb ermoglicht wird.
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K 20

Berichterstattung

Far Neu-, Um- und Erweiterungsbauten sowie die Bauunterhaltung sind folgende
Meldungen zu erstatten:

1 freigehalten

2 Bericht Uber den Stand der Bearbeitung und die finanzielle Lage (Grof3e Neu-, Um-

und Erweiterungsbauten) *)

2.1 Die Bauamter berichten unter Verwendung des Musters 15 — in 3-facher Aus-
fertigung — der Technischen Aufsichtsbehédrde in der Mittelinstanz jeweils zum

5. Mai und
5. November.

2.2 Die Technischen Aufsichtsbehorden in der Mittelinstanz leiten die Berichte mit
baufachlicher Beurteilung (Sichtvermerk oder nétigenfalls Stellungnahme) in je
einfacher Ausfertigung der obersten technischen Instanz und der zustandigen
obersten Bundesbehorde zu.

2.3 Die Meldungen sollen nur dazu dienen, einen Uberblick (ber den jeweiligen
Stand der BaumaRRnahmen zu gewinnen. Es sollen daher mit diesen Ubersichten
keine Antrage oder Berichterstattungen verbunden werden, auf die eine Ent-
scheidung erwartet wird. Derartige Antrage oder Berichte muissen stets ge-
sondert vorgelegt werden. Dies gilt insbesondere fiir Nachbewilligung von Aus-
gabemitteln.

2.4 Die Berichterstattung beginnt mit der Erteilung des Planungsauftrages und
endet in dem Halbjahr nach Legung der Baurechnung.

Planungs- und Kostendaten fertiggestellter Bauwerke/Baukdrper und BaumalRnahmen
(GrofRe Neu-, Um- und Erweiterungsbauten)

3.1 Fur fertiggestellte Bauwerke und Baumafnahmen ist Muster 6 — Ergebnisfest-
stellung — einschlielRlich fortgeschriebenem Muster 7 aufzustellen, soweit
nicht die oberste technische Instanz auf das Ausfillen der Muster verzichtet.

Sind gegeniiber der Planung keine Anderungen eingetreten, kann dazu Muster 7
— Erlauterungsbericht zur Haushaltsunterlage — Bau — verwendet werden.

3.2 Unmittelbar nach Ubergabe eines Gebaudes/BaumaRnahme, wenn zu erwarten
ist, daR sich die Kosten nicht wesentlich andern, ist das Muster 6 vom Bauamt
aufzustellen. Eine spatere erneute Vorlage mit den endgultigen Abrechnungs-
summen ist grundsatzlich nicht erforderlich. Zwei Ausfertigungen sind der
Technischen Aufsichtsbehdrde in der Mittelinstanz vorzulegen.

Die Technische Aufsichtsbehoérde in der Mittelinstanz leitet eine Ausfertigung
fir zivile BaumaRBnahmen der Bundesbaudirektion,
fur Verteidigungsbaumafnahmen dem Bundesminister der Verteidigung

zur Auswertung zu. Eine weitere Ausfertigung ist vom Bauamt fir die Rech-
nungslegung zu verwenden.

Grundlagen zur Veranschlagung der Ausgaben fiir die Bauunterhaltung

Nach Fertigstellung baulicher MalRnahmen sind die sich daraus ergebenden Wert-
veranderungen mit Muster 21 der hausverwaltenden Dienststelle mitzuteilen.

Dabei sind als werterhdhend anzugeben

—  bei GroRen und Kleinen Neu-, Um- und Erweiterungsbauten die in dem Muster 6
— Ergebnisfeststellung — ausgewiesenen Kosten,

—  bei Bauunterhaltungsarbeiten nur diejenigen Ausgaben, die zur Werterhdhung
des Gebéaudes/der Liegenschaft gefihrt haben; der Anteil ist zu schatzten.

Die Baunebenkosten entsprechend K 17 RBBau sind bei der Ermittlung zu berick-
sichtigen.

Hat eine bauliche MaRRnahme auch zu Wertminderungen gefiihrt, sind die hierauf
entfallenden, nétigenfalls zu schatzenden Anteile abzuziehen.

Wertverandernde Ausgaben, die weniger als 25 000,— DM je bauliche MaRnahme
ausmachen, sind nicht zu bericksichtigen.

*)  Nur fir zivile BaumaBnahmen und militérische BaumaRnahmen aus Epl. 35...
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Jahrliche Verbrauchswerte und Betriebskosten

Aufgrund der Anmerkungen zu Muster 30 hat die nutzende Verwaltung die Angaben
zu 5.1 bis 6.1, das Bauamt alle weiteren Angaben zu machen.

Zur Erfassung der jahrlichen Verbrauchswerte und Betriebskosten ist das Muster 30
zu verwenden, das von der nutzenden Verwaltung Uber das Bauamt der
Betriebstiberwachungsstelle zu Ubergeben ist. Vorlaufiger Termin ist jeweils der 1.5.
des Jahres.

Die Betriebsiiberwachung fal3t die Angaben zusammen, nimmt die Auswertung nach
K 19 Nr. 4. vor und unterrichtet die nutzende Verwaltung. Solange ein EDV-
Programm zur Jahresbetriebskostenauswertung noch nicht eingefihrt ist, kann
Muster 30 Verwendung finden, wenn folgende Angaben ergénzend erhoben,
ausgewertet und berichtet werden:

— Anzahl der Beschéftigten

— Anzahl des eingesetzten betriebstechnischen Personals

—  Gesamterfassung aller Tatikeiten zur Bedienung, Wartung und Inspektion sowie
Aufteilung der Jahreskosten fiir eigenes und fremdes Personal (vgl. Neufassung
Muster 30, Zeilen 5.5 und 5.6)

—  Differenzierung der Bauunterhaltungskosten, bezogen auf den Betreiber, auf den
baulichen und betriebstechnischen Anteil (vgl. Neufassung Muster 30, Zeilen
6.1-6.3)
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Qualitats-, Termin- und Kostenplanung

Zur Sicherung von Qualitats-, Termin- und Kostenzielen sind auf der Grundlage des Haus-
haltsrechts bei allen BaumalBnahmen Qualitats-, Termin- und Kostenplanungen durchzu-
fuhren. Sie sind wesentlicher Bestandteil des durch die Bauverwaltung im Rahmen der
Gesamtverantwortung durchzufiihrenden Planungs-, Steuerungs- und
Informationsprozesses.

Bei der Beteiligung von freiberuflich Tatigen ist sicherzustellen, dal deren Arbeitser-
gebnisse von der Bauverwaltung im elektronischen Datenaustauschverfahren
Ubernommen werden kénnen.

1 Qualitatsplanung

Die Qualitéatsplanung (Standardfestlegung) ist schon bei der Aufstellung des
Bauantrages durchzufiihren, da sie erheblichen EinfluR auf Kosten und Termine hat.
Die Qualitatsplanung ist weiterhin detailliert im Erlauterungsbericht festzulegen und
erforderlichenfalls fortzuschreiben.

2 Terminplanung

Die Terminplanung erfolgt erstmals im Zusammenhang mit der Aufstellung der
Nutzerforderung/des Bauantrages durch die nutzende Verwaltung unter Beteiligung
der Bauverwaltung.

Fur die fortlaufende Aktualisierung und Abstimmung ist die jeweils fir den
Verfahrenstakt ( im Planungs- und Bauablauf ) zusténdige Instanz verantwortlich.

Zeit- und Ablaufplane sind mit Darstellung des frihesten und spatesten Beginns der
Aktivitaten und Abhangigkeiten, die Einflisse auf Planungen, baufachliche Prifungen
bzw. Genehmigungen, Ausschreibungen und Durchfiihrung haben, aufzustellen und
fortzuschreiben; sie sollen auch enthalten:

— Zeitpunkt der Vergabe von Leistungen,
— Dauer von Ausfihrungszeiten,
— Termin der Ubergabe an den Nutzer;

sie sind den jeweiligen Bauunterlagen gemaf, Abschn. D, E und F beizufiigen.

Die Festlegungen in den Zeit- und Ablaufpléanen sind den Vertrdgen mit freiberuflich
Téatigen sowie den Vertragen Uber Bauleistungen zugrunde zu legen.

3 Kostenplanung
Programmkosten, die vor Beginn der Planung von der Bauverwaltung auf der
Grundlage von konkreten Nutzerforderungen und Erfahrungswerten ermittelt werden,

sind bei der Vorbereitung, Planung und Ausfihrung von Baumafnahmen als
Kostenziel einzuhalten.

Kostenermittlungen sind entsprechend den jeweiligen Bearbeitungsphasen von
Baumafnahmen ( s. Abbildung ) aufzustellen.
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Programmkosten
Bauantrag
RBBau Abschn. E-2

Flache HNF : Soll

Muster 13

Ergebnisfeststellung
RBBau, Abschn. K 20.3.1/20.5

Auswertung,

Bildung von
Orientierungswerten

Kurz-, Lang-, Zusatz-
und Spezialinformation

Kostenfeststellung

RBBau, Abschn. K 20.3

Planungsdaten: Ist
Kostendaten : Ist

Muster 6 und 30

K21

Kostenschéatzung
KVM-Bau-,
RBBau Abschn. E-3.1

Planungsdaten : Soll
Kostendaten : Soll

Muster 6

Kostenberechnung
HU-Bau-,
RBBau Abschn. E - 3.2

Planungsdaten: Soll / Ist
Kostendaten:  Soll

Muster 6 und
Anlage 1 zu Muster 7

Kostenkontrolle
( Kostenanschlag )
AFU-Bau-/Bauausfiihrung
RBBau, Abschn. E-3.3 und G

Planungdaten: Ist
Kostendaten: Soll/Ist

Muster 22 - 24

Um die Einhaltung des Kostenziels in allen Phasen ( Programmkosten / genehmigte
Kosten) sicherzustellen, ist im Zuge der Vorbereitung, Planung und Ausfuhrung von
Baumafnahmen die Kostenkontrolle bzw. Kostensteuerung durchzufiihren.
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K 22 Kontinuierliches Bauen

1

Die Baumaflinahmen des Bundes sind grundsatzlich kontinuierlich durchzufiihren. Zu
diesem Zweck ist im Rahmen der haushaltsrechtlichen und technischen Md&glichkeiten
sowie des wirtschaftlich Vertretbaren dafir zu sorgen, dal} Bauarbeiten auch im Winter
aus- oder weitergefiihrt werden kdnnen. Die hierfir erforderlichen MaRnahmen sind
rechtzeitig zu treffen.

Bei der Vorbereitung von Baumaflnahmen sind die Arbeiten festzustellen, die sich —
gegebenenfalls mit besonderen Schutzvorkehrungen — fir die Ausfiihrung im Winter
eignen. Fir den Winterbau sind insbesondere solche Bauarbeiten geeignet, bei denen
regional in unterschiedlicher Hohe entstehende Mehrkosten in einem angemessenen
Verhaltnis zur Winterbauleistung stehen.

Der Bauablauf ist so zu planen, dal} witterungsempfindliche Arbeiten mdglichst vor
Beginn der Frostperiode abgeschlossen und wéahrend des Winters uUberwiegend wit-
terungsunempfindliche Arbeiten ausgefuhrt werden.

Schutzvorkehrungen sind méglich
— als Vollschutz,

indem ein Bauwerk oder Teile eines Bauwerks voll vor Witterungseinfliissen ge-
sichert werden (z. B. durch Winterbauhallen);

— als Teilschutz,

indem ein Bauwerk oder Teile eines Bauwerks so hergerichtet werden, dafl} ein
Weiterarbeiten im Bauwerksinnern mdglich wird (z. B. durch provisorisches
SchlieRen von Offnungen);

— als Einzelschutz,

indem Arbeits- und Fertigungsstatten sowie Lagerplatze auferhalb eines Bau-
werks so ausgestattet werden, daf} ein Weiterarbeiten mdoglich ist (z. B. durch
Vorhalten und Betrieb von Dampflanzen).

Schutzvorkehrungen sind dann ausreichend, wenn sie die Fortfiihrung der Bauarbeiten
bei solchen ungiinstigen Witterungsverhéltnissen gewahrleisten, mit deren Eintritt im
allgemeinen zu rechnen ist.

Bei Aufstellung der Haushaltsunterlage-Bau- ist festzulegen, in welchem Umfang
Schutzvorkehrungen vorgesehen werden sollen. Dabei ist im Einzelfall zu prifen,
welche Schutzvorkehrungen unter Beriicksichtigung der vorgegebenen Termine er-
forderlich und wirtschaftlich vertretbar sind.

Die notwendigen Kosten sind bei den Kostengruppen 397, 497 und 597 (Muster 6) zu
veranschlagen. Art und Umfang der beabsichtigten MalRnahmen sind im
Erlauterungsbericht (Muster 7, KG wie vor) ausfihrlich darzulegen. Fur die bei der
Planung und Veranschlagung zu bericksichtigenden Witterungsverhaltnisse kénnen
Auskunfte der zustandigen Wetteramter, fir die erforderlichen SchutzmalBnahmen der
Abschnitt D der ,,Hinweise fiir das Bauen im Winter” *) als Anhalt dienen.

Die aufgrund der Kostenberechnung fur den Winterbau genehmigten Teilbetrage sind
zweckgebunden.

Das Bauamt hat im Rahmen der genehmigten Ausgabemittel im Einzelfall nach dem je-
weiligen Bedarf zu entscheiden, welche Schutzvorkehrungen notwendig sind, um das
Bauvorhaben kontinuierlich fortzufuihren.

Fir die Durchfihrung von Bauunterhaltungsarbeiten wahrend der Wintermonate vgl.
C5.3.

Beim Vorstand der Bundesanstalt flr Arbeit, sowie bei den Verwaltungsausschiissen
der Landesarbeitsamter und Arbeitsamter bestehen Ausschiisse zur Férderung der
ganzjéhrigen Beschéftigung in der Bauwirtschaft. Auf Verlangen sind diesen Aus-
schiissen in dem zur Erfullung ihrer gesetzlichen Aufgabe erforderlichen Umfang Aus-
kinfte Uber die Planung, Vergabe und Durchfihrung von BaumaRnahmen zu erteilen
(§ 191 Abs. 2 AFG).

*)

Herausgegeben von der Rationalisierungs-Gemeinschaft Bauwesen im RKW Frankfurt/Main 11, GutleutstraBe 163—167
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K 23  Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen

1 Die Verpflichtung, die Grundséatze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zu beachten,
ergibt sich aus 8 7 (1) BHO. Fur das Bauwesen folgt daraus, da bei der Planung von
MaRnahmen alternative Losungsmdoglichkeiten und die Kosten einschlieRlich der
Folgekosten zu untersuchen sind (vgl. Nr. 1.2 den Vorlaufigen Verwaltungsvor-
schriften — Vorl. VV — zu § 7 BHO).

2 Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen im Bauwesen sind Optimierungen von Planungs-
konzepten und Wirtschaftlichkeitsberechnungen in Form von betriebswirtschaftlichen
Kostenvergleichen Uber Bauteile und Anlagen der Technischen Ausrustung. Sie sind
Hilfsmittel bei der Entscheidungsfindung Uber Planungsalternativen und dienen als
Nachweis der Wirtschaftlichkeit fur die gewahlte Lésung.

Bei der Beurteilung von Planungsalternativen missen jedoch auch jene Faktoren be-
ricksichtigt werden, die nicht in Kosten ausdrickbar sind, wie z. B. Gestaltung,
Funktion, Behaglichkeit.

Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen sind

— im Stadium des Bauantrages von der nutzenden Verwaltung (die Technische
Aufsichtsbehdrde in der Mittelinstanz ist dabei zu beteiligen, vgl. E 2.1 RBBau)

— Im Stadium der Planung vom Bauamt
aufzustellen.

3 Soweit keine anderweitigen Weisungen durch die Technischen Aufsichtsbehdrden
vorliegen, bestimmt das Bauamt Gegenstand und Umfang der Wirtschaftlichkeits-
untersuchungen. Es tragt die Verantwortung fir ihre Angemessenheit und Richtigkeit.

4 Wirtschaftlichkeitsberechnungen sind aufzustellen, wenn die wirtschaftlichen Aus-
wirkungen von Alternativen nicht auf einfachere Weise — z. B. durch Erfahrungs-
werte, Daten der Kurz- und Langinformationen der BBD und LAG — beurteilt werden
konnen. Auf die Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen, die fir die Planungsentschei-
dungen ausschlaggebend sind, ist in dem Erlauterungsbericht zur Haushaltsunter-
lage —Bau— hinzuweisen.

5 Zur Aufstellung von Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen sind mit Erla@ BMBau vom
23. Mérz 1988 — B | 1 — B 1000 — 00 (MinBIFin 1988 S. 166) die

Arbeitshinweise zu Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen im Rahmen der Richt-
linien fir die Durchfihrung von Bauaufgaben des Bundes im Zustandigkeits-
bereich der Finanzbauverwaltungen — RBBauwWU —

eingefihrt worden.

6 Freiberuflich Tatige haben im Rahmen der ihnen Ubertragenen Grundleistungen ohne
zusatzliche Vergutung alternative Losungsmoglichkeiten darzustellen und Wirtschaft-
lichkeitsvorbetrachtungen durchzufuhren (vgl. 88 15 und 73 HOAI). Nur soweit um-
fangreiche Wirtschaftlichkeitsberechnungen Uber Planungsalternativen oder detail-
lierte Wirtschaftlichkeitsnachweise gefordert werden, sind solche zusatzlich zu ver-
glten (vgl. § 5 HOAI).

7 Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen sind wie Baurechnungen aufzubewahren.
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Bauaufsichtliche Behandlung von baulichen Anlagen

Die

Durchfiihrung von baulichen MaRBnahmen unterliegt den 6ffentlich-rechtlichen
Bestimmungen *) des Bundes und des jeweiligen Landes; sie wurden in den Landern auf der
Grundlage der Musterbauordnung (MBO) des BMBau mit gewissen Abweichungen eingefuhrt.
Soweit nachfolgend auf die 88 der MBO Bezug genommen wird, dient dies ausschlieRlich
dazu, die verwendeten Begriffe zu erlautern.

1 Allgemeines

3

1.1

1.2

Fir die Errichtung, Anderung oder Beseitigung baulicher Anlagen geniigt anstelle
der Baugenehmigung (im Sinne von 88 61, 61 a MBO) die Zustimmung der
zustéandigen Bauaufsichtsbehérde des Landes, wenn Entwurfsarbeiten und
Bauliberwachung — auch bei Einschaltung freischaffend Tatiger — unter der
Leitung eines Beamten des hoheren bautechnischen Verwaltungsdienstes
durchgefiihrt werden (Zustimmungsverfahren). Einer Uberwachung und Abnahme
durch die zustandige Bauaufsichtsbehérde des Landes bedurfen diese
Baumafnahmen nicht.

Den Beamten des hoheren bautechnischen Verwaltungsdienstes sind — soweit es
die jeweiligen Landesvorschriften zulassen — Angehdrige der Bauverwaltung mit
einer dieser Laufbahn entsprechenden Vorbildung gleichgestellt.

Bauliche Anlagen, die unmittelbar der Landesverteidigung dienen, sind der
zusténdigen Bauaufsichtsbehorde des Landes vor Baubeginn schriftlich zur Kenntnis
zu bringen (im Sinne von § 74(5) MBO).

Welche baulichen Anlagen unmittelbar der Landesverteidigung dienen, bezeichnet
im Einzelfall (spatestens mit Erteilung des Planungsauftrages) das fir die
Baumafnahme zusténdige Bundesministerium.

Entwurfsarbeiten, Bauliberwachung

2.1

2.2

2.3

2.4

2.5

Das Zustimmungsverfahren (1.1) und die Kenntnisgabe (1.2) entbinden nicht von
der Einhaltung materiell-rechtlicher Anforderungen; auch die baulichen Anlagen des
Bundes miissen den materiellen 6ffentlich-rechtlichen Vorschriften entsprechen. Die
mit der Erledigung der Bauaufgaben betrauten Baubehdrden tragen hierfur die
Verantwortung.

Ist beabsichtigt,von 6ffentlich-rechtlichen Bauvorschriften abzuweichen, so sind die
hierfir notwendigen Ausnahmen und Befreiungen rechtzeitig zu beantragen; der
Antrag ist zu begriinden. Bei Kenntnisgaben kdénnen Antrdge auf Ausnahmen und
Befreiungen nur nach § 29 ff BauGB in Betracht kommen.

Macht die besondere 6ffentliche Zweckbestimmung fir bauliche Anlagen, die der
Landesverteidigung, dienstlichen Zwecken des Bundesgrenzschutzes oder dem
Zivilschutz dienen, Abweichungen von den Vorschriften des BauGB oder den
aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Vorschriften erforderlich, ist hierfir nach § 37
(2) BauGB nur die Zustimmmung der héheren Verwaltungsbehérde notwendig;
diese hat die Gemeinde zu horen. Wird die Zustimmung versagt oder widerspricht
die Gemeinde dem beabsichtigten Bauvorhaben, so entscheidet das zustandige
Bundesministerium im Einvernehmen mit den beteiligten Bundesministerien und im
Benehmen mit der zusténdigen obersten Landesbehorde.

Mit der Bauausfiihrung darf bei zustimmungsbedirftigen baulichen Anlagen erst
nach Erteilung der Zustimmung begonnen werden. In den Fallen des 3.4 ist die dort
vorgesehene Entscheidung der obersten technischen Instanz einzuholen.

Bei baulichen Anlagen, die nur der Kenntnisgabe bedirfen, darf mit der
Bauausfuihrung ein Monat nach Eingang der Kenntnisgabe bei der zusténdigen
Bauaufsichtsbehorde begonnen werden, sofern diese keine Einwande erhoben hat.

Der Baubeginn ist — soweit nach jeweiligem Landesrecht erforderlich — der zu-
standigen Bauaufsichtsbehdrde schriftlich anzuzeigen.

Verfahren

3.1

Zur Vermeidung von Anderungen und Verzégerungen bei der Planung ist die zu-
standige Bauaufsichtsbehorde frihzeitig zu beteiligen. Soweit es erforderlich ist,
sind zu diesem Zeitpunkt auch Gemeinden sowie Behdrden und Dienststellen, deren
Aufgabenbereich berthrt wird, zu horen. Die Verhandlungen mit den dafiir zu-
standigen Behorden sind durch die Bauverwaltung zu fihren. Das Ergebnis ist
schriftlich zu vermerken; noétigenfalls sind Vorbescheide oder Teilzustimmungen
einzuholen.**)

*)

)

Der Betriebsschutz(Arbeitsschutz, Unfallverhiitung), der Strahlenschutz und der Immissionsschutz sind nicht Gegenstand des
bauaufsichtlichen Verfahrens
Bei Verteidigungsbauten vgl. auch L 1
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3.2 Der Antrag auf Zustimmung oder die Kenntnisgabe ist der zustandigen
Bauaufsichtsbehdrde zuzuleiten, sobald die Haushaltsunterlage — Bau — von der
Technischen Aufsichtsbehdrde in der Mittelinstanz gepruft worden ist.

Hierbei ist der Beamte, dem die Leitung der Entwurfsarbeiten und die
Bautiberwachung Ubertragen worden ist bzw. wird, mit Namen, Amts- oder
Dienstbezeichnung zu benennen.

3.3 Erteilt die zustandige Bauaufsichtsbehdrde im Zustimmungsverfahren den mit der
Leitung und Durchfihrung der BaumalRnahmen beauftragten Baubehorden
Auflagen, die in technischer oder wirtschaftlicher Hinsicht unangemessen
erscheinen und kann eine Einigung darliber nicht erzielt werden, so ist der obersten
technischen Instanz zu berichten.

3.4 Sofern eine Zustimmung befristet oder widerruflich erteilt wird, entscheidet die
oberste technische Instanz Uber den Baubeginn. lhr ist unverziiglich zu berichten;
letzteres gilt auch, wenn eine beantragte Zustimmung nicht erteilt wird.

Macht die zusténdige Bauaufsichtbehorde aufgrund einer Kenntnisgabe Bedenken
geltend, so ist die Weisung der obersten technischen Instanz einzuholen.

Bauvorlagen

4.1 Dem Antrag auf Zustimmung oder der Kenntnisgabe sind die Bauvorlagen
beizufiigen, die fur die Beurteilung der BaumaRnahme notwendig sind. Art und
Inhalt der Bauvorlagen bestimmen sich nach den entsprechenden landesrechtlichen
Vorschriften. Die Bauvorlagen sind entsprechend den Vorschriften der L&nder
(Bauordnungen) zu unterschreiben. Die Unterlagen der Haushaltsunterlage — Bau —
(vgl. F 2) sind zu verwenden.

4.2 Den Bauvorlagen sind Vorbescheide, Teilzustimmungen, oder dergleichen
beizufiigen.

Fuhrung der Akten Uber die bauaufsichtliche Behandlung von Baumaf3nahmen

Fur jede BaumaRBnahme ist von dem fiir die Durchfihrung verwortlichen Bauamt eine
besondere Akte (Bauaufsichtsakte) zu fuhren, die alle Vorgénge lber die bauaufsichtliche
Behandlung der BaumaRnahme enthalten muf3.

In dieser Akte sind alle Antrage mit Bauvorlagen (Zweitschriften) an die zustandigen
Bauaufsichtsbehorden oder andere Stellen (vgl. 3.1) sowie der gefiihrte Schriftwechsel
mit diesen und alle Bescheide (im Original) abzulegen.

Diese Akte ist nach MaR3gabe von K 10 Nr.3.5 aufzubewahren.
Hinweise zur Fihren der Bauaufsichtsakte

6.1 Verantwortlich fiur die Fihrung der Bauaufsichtsakte ist der mit der Leitung der
Entwurfsarbeiten und der Bautberwachung beauftragte Beamte des hodheren
bautechnischen Verwaltungsdienstes.

6.2 Die Aktenfiihrung ist wie folgt zu strukturieren:

6.2.1 Bauordnungsrechtliche Vorgange wie z.B.
—  Baugenehmigungsverfahren
—  Zustimmungsverfahren
—  Kenntnisgabeverfahren
— Ausnahmen und Befreiungen
—  Tragwerksplanung und Prifung
—  Warmeschutz, Schallschutz, Brandschutz
—  u.s.w.

6.2.2 Planungsrechtliche Vorgange wie z.B.
—  Bauleitplanung
—  Planfeststellungsverfahren
—  Antrage nach BauGB § 29 ff.
—  u.s.w.

6.2.3 Vorgange sonstiger Rechtsbereiche wie z.B.
— wasserrechtliche Verfahren
—  Denkmalschutz
—  Landschaftsschutz
—  Immissionsschutz
—  Uu.S.w.

16. Aust.-Lfg. (Februar 1995)
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K 25 Vorbeugender Brandschutz fiur baulichen Anlagen
1 Allgemeines

In baulichen Anlagen des Bundes und in vom Bund angemieteten baulichen Anlagen ist

dem vorbeugenden Brandschutz besondere Beachtung zu schenken.

Grundlage fur die Anforderungen an den Brandschutz bilden die Bauordnungen der Lander

und die sonstigen zum vorbeugenden Brandschutz ergangenen Rechts- und Verwaltungs-

vorschriften.

Koénnen Anforderungen an den vorbeugenden Brandschutz aus zwingenden Griinden nicht

erfillt werden, so sind entsprechende ErsatzmafRnahmen vorzusehen, die in jedem Einzel-

fall von der obersten technischen Instanz zu genehmigen sind.

Wegen des Abschlusses von Feuerversicherungen vgl. K 2.

2 Vorhandene bauliche Anlagen

2.1 Alle baulichen Anlagen (auch Lagerplatze) sind jahrlich gleichzeitig mit der Baube-
gehung bzw. — bei vermieteten baulichen Anlagen — mit der Begehung, die zur
Uberpriifung der Einhaltung der Mieterpflichten vorgenommen wird, darauf zu pri-
fen, ob sie den einschlagigen Bestimmungen des Brandschutzes noch entsprechen
und ob die vorhandenen, fur den vorbeugenden Brandschutz erforderlichen Anlagen
und Gerate (z. B. Feuerldschanlagen, Handfeuerléscher) tatsachlich betriebsfahig
sind (vgl. C 3.1.1 und 3.1.2). Die Bauverwaltung hat — auch unabhéngig von
diesen Begehungen — die nutzende Verwaltung *) bzw. — bei vermieteten bau-
lichen Anlagen — die hausverwaltende Dienststelle unverziglich schriftlich zu
unterrichten, wenn sie feststellt, daf Bestimmungen des Brandschutzes verletzt
werden.

2.2 In Liegenschaften, die wegen ihrer Beschaffenheit, Verwendung oder Lage be-
sonders brand- oder explosionsgefahrdet sind, hat die nutzende Verwaltung bzw.
die hausverwaltende Dienststelle entsprechend den landesrechtlichen Vorschriften
in festgelegten Zeitabstéanden (i. a. mindestens alle 3 Jahre) eine Brandverhiitungs-
schau zu veranlassen.

Die nutzende Verwaltung bzw. die hausverwaltende Dienststelle hat dafir zu
sorgen, daf} ein Brandschutzingenieur/Brandschutzpriifer oder ein Vertreter der Be-
rufsfeuerwehr beteiligt wird.

Die Bauverwaltung ist an der Brandverhitungsschau zu beteiligen; das Ergebnis der
brandschutztechnischen Uberpriifung gemaR Nr. 2.1 bzw. der Brandverhiitungs-
schau geméaR Nr. 2.2 ist in einem besonderen Vermerk festzuhalten. Die erforder-
lichen baulichen MaRnahmen sind gemaR Abschn. C oder D — erforderlichenfalls
nach Abschn. C 6 RBBau — zu veranlassen.

Bei vermieteten Liegenschaften sind die mietvertraglichen Vereinbarungen zu be-
achten.

2.3 Brandverhitungsschauen sind auch vor dem Ankauf oder der Anmietung sowie bei
Nutzungsénderungen durchzufihren.

2.4 In Liegenschaften der Bundeswehr sind zuséatzlich die Brandschutzrichtlinien des
Bundesministeriums der Verteidigung zu beachten.

2.5 Die Wartung der fur den vorbeugenden Brandschutz erforderlichen Anlagen und
Gerate sowie alle organisatorischen MafRRnahmen des Brandschutzes sind Aufgabe
der hausverwaltenden Dienststellen.

3 Neu-, Um- und Erweiterungsbauten

Die erforderlichen vorbeugenden baulichen Brandschutzmanahmen sind im Erlauterungs-

| bericht zur Haushaltsunterlage — Bau — (Muster 7) darzustellen.

Zur Vermeidung von Planungsénderungen sind die fir den Brandschutz zustandigen Be-

horden (z. B. Berufsfeuerwehr, Kreis, Regierungsprasidium) wegen der erforderlichen Ein-

zelmaBnahmen unbeschadet deren Beteiligung am bauaufsichtlichen Verfahren friihzeitig

zu beteiligen.

*)  Bei Verteidigungsbauten die WBV
105—110

16. Aust.-Lfg. (Februar 1995)



L1

Erganzende Richtlinien anderer Bundesbehdrden und Dritter

Bauangelegenheiten des BMVg

Fur die Durchfiihrung von Bauaufgaben des BMV(g gilt erganzend folgendes:

1Zu
1.1

1.2

1.3

2.1

A — Aufgaben und Organisation
Oberste Instanz ist das Bundesministerium der Verteidigung (BMVg).

(1) In der Mittelinstanz ist federfuhrende Dienststelle die Wehrbereichsverwaltung
(WBV).

(2) In der Ortsinstanz ist federfuhrende Dienststelle die Standortverwaltung
(Stov).

Die baufachliche Planung und Ausfiihrung sowie Abrechnung der Bauaufgaben er-
folgen

Q) im allgemeinen durch die Baubehdrden der Landesfinanzverwaltungen
(Finanzbauverwaltungen — FBV —), denen auch die Federfuhrung bei der
Planung und Kostenermittlung fir die ErschlieBung (Baureifmachen des
Grundstuickes) nach DIN 276 obliegt;

2) auf dem Gebiet des Wasserbaues durch die Wasser- und Schiffahrtsver-
waltung; die Durchfiihrung richtet sich nach den RBBau in Verbindung mit
den allgemeinen Dienstvorschriften des Bundesministers fir Verkehr (BMV)
der Wasser- und Schiffahrtsverwaltung des Bundes — VV — WSV 2111 (in
der jeweils gultigen Fassung);

3) auf dem Gebiet des StralRenbaues durch die StralRenbauverwaltungen der
Lander; den FBV obliegt jedoch die Durchfiihrung

(3.1) von StraRenbaumalnahmen innerhalb von Anlagen der Bundeswehr;

(3.2) von BaumaRnahmen fir ErschlieBungsstraBen nach DIN 276 bis zum
AnschluR an eine klassifizierte Strale, soweit zwischen BMVg und
BMV in Ausnahmeféllen keine abweichende Regelung vereinbart wird.

4) in besonderen Fallen durch die im Einvernehmen zwischen BMVg und der
beteiligten obersten Bundes- oder Landesbehérde zu bestimmende Fach-
verwaltung.

Das Verfahren bei der Durchfiihrung der Baumaflinahmen durch die in 1.2 (2) bis (4)
genannten Verwaltungen richtet sich nach deren Vorschriften und ihren besonderen
Vereinbarungen mit dem BMVg.

Stehen diese Baumalinahmen mit solchen der FBV im Zusammenhang, stimmen die
anderen Verwaltungen ihre Planung und Ausfiihrung mit den FBV ab.

B — Eingliederung der Bauausgaben in den
Bundeshaushaltsplan und Bewirtschaf-
tung der Bauausgaben

Bewirtschaftung der Haushaltsmittel fir BaumalRnahmen
2.1.1 Bauunterhaltung

Die Haushaltsmittel fir die BaumafRnahmen nach Abschnitt C werden von
der WBV den Ortsdienststellen zugewiesen (Bauamt oder hausverwaltende
Dienststelle), die die BaumafRnahmen durchfiihren. Bei Zuweisung an das
Bauamt wird die OFD nachrichtlich beteiligt.

2.1.2 RechnungsmaRiger Nachweis

Der rechnungsmaéRige Nachweis fur die BW-MaRBnahmen wird durch die zu-
standigen Kassen gefuhrt. Soweit Bundeswehrkassen zusténdig sind, richtet
sich der Nachweis nach den EDV-Vorschriften dieser Kassen.

In diesem Verfahren werden auch Daten der Haushaltmittelbewirtschaftung
(Haushaltsmittel/Festlegungen, Verpflichtungsermachtigungen, Inanspruch-
nahme von Verpflichtungserméachtigungen) erfalt und dem Haushalts-
informationssystem (HIS) fir weitere Auswertungen zugefiihrt.

16.Aust.-Lfg. (Februar 1995)
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3Zu

3.1

3.2

E — GroBe Neu-, Um- und
Erweiterungsbauten
(Titel 55611 bis 55619)

Auswahl von Grundstiicken

Unter Beachtung von K 1 ist die FBV bei der Auswahl von Standorten und Grund-
stucken fir die Bundeswehr rechtzeitig von der WBV zu beteiligen, damit die
Bauabsichten auch beziiglich des Stadtebaues und der ErschlieBung (Verkehr,
Versorgung und Abwasserbeseitigung) im Benehmen mit den Fachbehérden
erschopfend beurteilt werden. Dies hat im einzelnen wie in der Gesamtschau zu
allen im Standort vorhandenen bundeseigenen Liegenschaften, zu allen von der
Bundeswehr bereits genutzten Geb&uden und Anlagen und — soweit Ubersehbar
— zukinftigen Bauvorhaben der Bundeswehr zu geschehen.

Der Bauantrag

Die WBV stellt den Bauantrag auf. Bevor der Bauantrag erstellt wird, ist sicherzu-
stellen, daR ein evtl. erforderlicher Grunderwerb moglich ist.

(1) Der Bauantrag ist anhand der Forderung des Bedarfstragers unter Beachtung
der gebotenen Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit auf der Grundlage der
Starke- und Ausrlstungsnachweisungen (STAN) bzw. Organisations-,
Dienstposten und Stellenplane (ODSP) der unterzubringenden Einheit oder
Dienststelle und der Raum- und Flachennormen (RFN) der Bundeswehr
aufzustellen.

(2) Der Bauantrag soll die geforderte BaumaRnahme erschépfend und klar be-
schreiben.
Er besteht aus:

Teil |
Allgemeine Beschreibung des geforderten Bauvorhabens im ganzen nach
Art, GroRRe, Verwendungszweck, Lage und in diesem Zusammenhang not-
wendiger sonstiger Baumallnahmen fiir die Bundeswehr, erforderlicher
ErschlieBungsmalinahmen und Folgeeinrichtungen sowie auftretender
Verkehrsbedurfnisse (ggf. Kartenunterlagen hierzu).
In jedem Falle ist der geforderte Fertigstellungstermin anzugeben. Auf
MaRnahmen, die von anderen Verwaltungen durchzufiihren sind, ist hinzu-
weisen.
Teil 11
Erlauterung und Begriindung der Baumaf3nahme im einzelnen.
Teil 1Nl
Starke- und Ausriistungsnachweis (STAN) oder Organisations-, Dienst-
posten- und Stellenplan (ODSP) fir die unterzubringenden Einheiten und
Dienststellen.
Teil IV
Raumbedarfsplan fir Neu-, Um- und Erweiterungsbauten, der nach Anlage 1
der ZDv 73/1 aufzustellen ist.
Bei erstmaligen Herrichtungen ersetzen die in Zusammenarbeit mit der
Technische Aufsichtsbehdrde in der Mittelinstanz aufgestellten Be-
nutzungsplanskizzen den Raumbedarfsplan. In diese Benutzungsplanskizzen
nach H 2 ist die Endbelegung einzutragen.
Bestehen fir die Art der beantragten BaumaflRinahmen oder Teile derselben
anerkannte, haushaltsmagig abgesprochene Musterforderungen, ist in dem
Raumbedarfsplan von Einzelerlauterungen abzusehen und auf die Muster-
forderung oder die zutreffenden Teile der Musterforderung zu verweisen.

(3) Ob und in welcher Weise die Forderungen durch bauliche MaRnahmen erfillt
werden konnen, ist in Zweifelsféllen mit der Technischen Aufsichtsbehdérde in
der Mittelinstanz vor Stellen des Bauantrages zu klaren.

(4) Soweit fur die Aufstellung des Bauantrages ein Baufachliches Gutachten er-
forderlich ist, kann die WBV die Technische Aufsichtsbehérde in der Mittel-
instanz mit der Aufstellung eines solchen Gutachtens gem. K 1 beauftragen.
Das BMVqg ist nachrichtlich zu beteiligen.

(5) Der Bauantrag ist der Aufsichtsbehdrde fir Betriebsschutz bei der WBV zur
Stellungsnahme zuzuleiten.

(6) Die militarische und verwaltungsmaRige Anerkennung des Bauantrages ist
grundsétzlich auf die Mittelinstanz delegiert. Lediglich bei nicht typisierten
Baumafnahmen wird sich das BMVg die Anerkennungsbefugnis in besonderen
Fallen vorbehalten. Bei Forderungen, die aus dem Bereich der Orts- und Mittel-
instanz initiiert werden, ist dem BMVg wegen der verfahrensmafigen Behand-
lung zu berichten.
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(7) Bei delegierten MaRRnahmen leitet die WBV den in der Mittelinstanz militérisch

®

und verwaltungsmafig anerkannten Bauantrag der Technischen Aufsichts-
behorde in der Mittelinstanz, dem BMVg sowie anderen Stellen des Verteidi-
gungsressorts in ausreichender Anzahl zu.

Bei typisierten Bauvorhaben *) iibersendet das BMVg eine Fertigung des aner-
kannten Bauantrages dem Bundesministerium der Finanzen.

Bauantrage, deren Anerkennung sich das BMVg vorbehalten hat, werden nach
Abstimmung mit der Infrastrukturdienststelle des Bedarfstrdgers in der
Mittelinstanz dem BMVg vorgelegt, damit erforderliche Anderungen im
Bauantrag angebracht und die militArische und verwaltungsmafige
Anerkennung erteilt werden kdnnen.

Die Haushaltsunterlage —Bau—
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Das Bauamt beteiligt bei der Aufstellung der Haushaltsunterlage — Bau — die
Dienststellen der Bundeswehr, fiir die die WBV federfuhrend ist.

Der Entwurf des Lageplanes und der Baupléane nach F 2.1.1 sind mit der WBV,
die ihrerseits die fordernden Infrastrukturdienststellen beizieht, moglichst
frihzeitig zu erértern und mit deren Erfordernissen, — z. B. Verkehrsplanung —
abzustimmen. Sowveit erforderlich, sind wesentliche Ergebnisse der Bespre-
chungen in einer Niederschrift festzuhalten.

Das Bauamt beteiligt bei der Aufstellung der Haushaltsunterlage — Bau —
aulRerdem die einschlagigen Fachbehorden, einschlieRlich der Aufsichtsbehodrde
fur Betriebsschutz bei der WBV. Deren gutachterliche Stellungnahmen sind der
Haushaltsunterlage — Bau — beizufiigen.

Die Ubereinstimmung zwischen Bauantrag und Haushaltsunterlage — Bau —
ist von den Mittelinstanzen herzustellen (vgl. F 5.4).

Soweit in Ausnahmeféllen Ubereinstimmung nicht zu erzielen ist, berichtet die
WBYV dem BMVg.

Auf Anforderung sind dem BMVg Planunterlagen — insbesondere Planungs-
konzepte vor Aufstellung der HU—Bau — zur Zustimmung vorzulegen, nachdem
mit der zustandigen Bauaufsichtsbehorde Fuhlung aufgenommen wurde .

Die dem BMVg vorzulegenden 1. bis 3. Ausfertigungen der baufachlich ge-
pruften Haushaltsunterlage — Bau — sind der WBV zu iibergeben. Diese pruft
gemeinsam mit der in der Mittelinstanz zustandigen Infrastrukturdienststelle der
Bundeswehr, ob die dem Bauantrag zugrunde liegenden organisatorischen Vor-
aussetzungen noch bestehen, ob die Forderungen des Bauantrages durch die
Bauplanung erfillt und die Belange des Betriebsschutzes beriicksichtigt sind.

Das Einverstandnis zur Haushaltsunterlage — Bau — vollzieht das BMVg.

Das BMVg delegiert bei Bauvorhaben fir die GMIF, RFN und BFR vorliegen,
grundsatzlich seine Zustandigkeiten fur das militarische und verwaltungsmagige
Einverstandnis sowie die Genehmigung und Festsetzung der HU— Bau —auf die
Mittelinstanzen.

Bei typisierten Bauvorhaben obliegen diese Zustandigkeiten und die haushalts-
mafige Anerkennung der HU— Bau — den Mittelinstanzen

Die haushaltsmaRige Anerkennung der Haushaltsunterlage—Bau— durch die
WBYV setzt voraus, daf
— der BMF den Bauantrag im Einzelfall haushaltsmafig geprift hat

— die HU—Bau— sich im Rahmen der vom BMF anerkannten Plane typisier-
ter Bauvorhaben halt

—  fur die Baumalinahme mit Zustimmung des BMF ein Unterteil bei dem in
Betracht kommenden Bautitel des Haushaltsplans gebildet worden ist.

Die Genehmigung von Nachtrégen zur genehmigten HU—Bau—, die ausschliel3-
lich auf Lohn- und Stoffpreissteigerungen beruhen (Muster 11), sind in jedem
Fall auf die Technische Aufsichtsbehdrde in der Mittelinstanz delegiert.

*)

Typisierte Bauvorhaben der Bw:
Bw-eigentumliche, bezuglich Art und Gro3e der Raume, deren spezielle Nutzung und ggf. Ausstattung sowie der Raumfunktionen
und Betriebsabléufe normierte Bauvorhaben, bei denen bestimme Planungsunterlagen vom BMF anerkannt worden sind.
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3.4—6.1 . .
3.4 DieAusfuhrungsunterlage —Bau—

(1) Auf Wunsch der WBV sind Stand und Fortgang der Arbeiten an der Aus-
fuhrungsunterlage — Bau — mit den Dienststellen der Bundeswehr zu erértern.

(2) Das Einverstandnis zu Lageplan und Grundri3plane in der Ausfihrungsunter-
lage—Bau— vollzieht die WBV im Einvernehmen mit der zusténdigen Infra-
| strukturdienststelle der Bundeswehr in der Mittelinstanz. Uber die Abgabe der
Einverstandniserklarung hat die WBV dem BMVg zu berichten. Bei
Abweichungen von der genehmigten Haushaltsunterlage — Bau — ist nach
Abs. E 3.2.6 und 3.2.7 zu verfahren.

Sofern die Technische Aufsichtsbehdrde in der Mittelinstanz auf die Vorlage der
Ausfiihrungsunterlage—Bau— verzichtet, entfallt die Einverstandniserklarung

| der WBV und der zustandigen Infrastrukturdienststelle der Bw in der
Mittelinstanz.

4Zu F — Bauunterlagen

4.1 Bei BaumaRnahmen des BMVg entfallen die Angaben iber die Ausstattungskosten
nach F 1.1.1, sofern sie nicht in Ausnahmefallen besonders angefordert sind.

4.2 Fur Baumal3nahmen, deren Ausfuhrung Standardplane zugrunde liegen, kann zuge-
lassen werden, daf3

— bei der Haushaltsunterlage — Bau — die Baupléne nach F 2.1.1 (4), der Erlaute-
rungsbericht nach Muster 7 sowie ggf. die Berechtigungen und Bedarfser-
mittlungen zur Kostenberechnung (F 2.1.3) entfallen, wenn sie bereits in
Standardplanen und zugehorigen Baubeschreibungen enthalten sind; der
Kostenberechnung nach Muster 6 und 7 a sind nur Mengenberechnungen mit
Angabe der veranschlagten Kosten fiir ErschlieBung und AuBenanlagen beizu-
fugen,

— die Technische Aufsichtsbehdrde in der Mittelinstanz auf Prifung und Ge-
nehmigung der Ausfiihrungsunterlage — Bau — nach F 3 verzichtet.

4.3 Das BMVg kann mit Einwilligung des BMF fir das Haushaltsverfahren weitere Aus-
nahmen von dem Umfang der Haushaltsunterlage — Bau — nach F 2 zulassen.

In besonders gelagerten Einzelféllen leitet das BMVg dem BMF auf dessen Anfor-
derung — wenn fiir die haushaltsmaRige Priifung erforderlich — neben der Haus-
haltsunterlage — Bau — auch den anerkannten Bauantrag zu.

4.4 Wird fir vegetationstechnische Arbeiten eine Entwicklungspflege erforderlich, sind
die dazu notwendigen Leistungen in die Verdingungsunterlagen aufzunehmen und
als Leistungen eines zusatzlichen Vertrages mit auszuloben.

Dieser gesonderte Vertrag kann auch von der Bw-Verwaltung abgeschlossen
werden (vgl. Anh. 13, Abschnitt 4 der Hinweise).

5Zu G — Bauausfihrung
5.1 Bauausfiihrung

(1) Wenn der im Unterbringung- und Fachinformationssystem (UFIS) festgelegte
Fertigstellungstermin nicht eingehalten werden kann, hat das Bauamt unver-
zliglich der Technischen Aufsichtsbehérde in der Mittelinstanz zu berichten.
Diese verstandigt unter Benennung eines neuen Termins sofort die WBV.

(2) Bis zur formgerechten Ubergabe eines Bauwerks an die Bundeswehrverwaltung
— vgl. H 1 — hat das Bauamt das Hausrecht auf der Baustelle. Die Dienst-
stellen der Bundeswehr sind berechtigt, die Baustellen zu besichtigen. Vorge-
sehene Besichtigungen sind der Technischen Aufsichtsbehdrde in der Mittel-

instanz durch die WBV anzumelden.
(3) Nutzende Verwaltung im Sinne G 4 ist die StOV.

~

6 Zu H — Baulubergabe
6.1 Baulibergabe

(1) Bei der Ubernahme der Bauten hat die Verwaltungsdienststelle der Bundeswehr
die Aufsichtsbehorde fiur Betriebsschutz bei der WBV, und die zusténdigen
Infrastrukturdienststellen der Mittelinstanz sowie ggf. weitere betroffene
Diensstellen der Bundeswehr zu beteiligen

(2) Abweichend von H 2.4 (1) sind der Standortverwaltung 2 Ausfertigungen der
Baubestandszeichnungen zu tbergeben.

(3) Werden infolge baulicher MaRnahmen Anderungen an Bestandszeichnungen
zgl. Benutzungsplanen notwendig, sind der StOV jeweils Deckblatter auszu-
héndigen.
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7Zu J — Rechnungslegung - Vorpriufung
7.1 RechnungsméaRiger Nachweis

(1) Im EDV-Verfahren der Bundeswehrkassen werden die Titelkonten liegenschafts-
bezogen und - in den erforderlichen Fallen - vorhabenbezogen gefiihrt.

(2) Die fur die Rechnungsprifung erforderlichen Rechnungsnachweisungen werden
zentral aus dem HIS-Datenbestand erstellt und lber die Bundeswehrkassen den
Bauamtern und Vorprifungsstellen zugeleitet.

8Zu K7 — Beteiligung bildender Kinstler
8.1 Beteiligung bildender Kunstler

(1) Bauvorhaben von besonderer Bedeutung, wie Krankenh&user, Kommando- und
Verwaltungsgebéaude und Schulen sowie Bw-spezifische Gebaude (Wirtschafts-,
Stabs- und Lehrsaalgeb&dude, Heime) kénnen kiinstlerisch ausgestaltet werden.

(2) Die Ausgaben fur die Auftrage an bildende Kinstler missen in einem
angemessenen Verhdaltnis zur BaumafRnahme und ihrer Bedeutung stehen und
dirfen 1 % der Kosten nach Muster 6, Kostengruppe 300 nicht Ubersteigen.

(3) Die Entscheidung uber die kiinstlerische Ausgestaltung von baulichen Anlagen
der Bundeswehr wird, soweit sie sich das BMVg nicht vorbehalten hat, durch
die Technische Aufsichtsbehdrde in der Mittelinstanz im Einvernehmen mit der
WBYV getroffen. Die WBV handelt im Einvernehmen mit den Ubrigen Dienststellen
der Bundeswehr

9Zu K11 — Lichtbildsammlung
9.1 Eine Ausfertigung der von den BaumaRnahmen des BMVg (einschliellich NATO-
Baumafnahmen) anzufertigenden Lichtbildern/Diapositive ist dem Bundes-
ministerium der Verteidigung unmittelbar vorzulegen.
10Zu K19 — Betriebsfihrung und Betriebsiber-
wachung von Betriebstechnischen
Anlagen
10.1 Betriebstechnische Anlagen der Bundeswehrliegenschaften

(1) Organisation
Die Betriebsfiihrung wird grundséatzlich von der hausverwaltenden Dienststelle
und die Betriebstiberwachung von der Wehrbereichsverwaltung ausgelbt.

(2) Ver- und Entsorgungsvertrage; Instandhaltungsvertrage
Das Verfahren fur den Abschlu vorgenannter Vertrage richtet sich nach dem
im Bereich der Bundeswehr getroffenen Regelungen.

(3) Anderungen und Mangel an Betriebstechnischen Anlagen
— Betriebstechnische Anlagen dirfen nur im Einvernehmen mit der Techni-

schen Aufsichtsbehérde in der Mittelinstanz und der WBV wesentlich ver-
andert werden;

— Die WBYV unterrichtet die Technische Aufsichtsbehérde in der Mittelinstanz
aufgrund der Auswertung von Betriebsiberpriifungen von grundsétzlich
bedeutsamen Feststellungen Uber Méangel der Planung, Bauausfuhrung und
der betrieblichen Nutzung.

(4) Aufzeichung und Meldung des Verbrauchs von Energie und Medien; objektbe-
zogene Uberprifung des Energie und Medienverbrauchs sowie der Betriebs-
kosten; Auswertung und Verbrauchdaten
Die Erledigung vorgenannter Aufgaben richtet sich nach den im Bereich der
Bundeswehr getroffenen Regelungen.

11 Zu K 20 — Berichterstattung
11.1 Meldeverfahren fur in Anspruch genommene Verpflichtungserméachtigungen

Das Muster 10 ist von der Technischen Aufsichtsbehérde in der Mittelinstanz an

die WBV weiterzuleiten. Diese Uberprift die Meldungen und faf3t sie in einem

Formblatt zusammen, das sie dem BMVg fristgerecht vorlegt.
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12 Zu K 24 — Bauaufsichtliche Behandlung von

baulichen Anlagen

12.1 Betriebsschutz und Abfallbeseitigung

@

@

3
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Zustandig fur den Betriebsschutz (Arbeitsschutz, Strahlenschutz, Unfallver-
hitung) und die Abfallbeseitigung, soweit BMVg sich diese vorbehalten hat,
sind auf Grund erlassener Rechtsvorschriften (z. B. GewO, AtG, AbfG) das
BMVg und die Aufsichtsbehdorde fiir Betriebsschutz bei der WBV.

Die Priifung erfolgt anhand der zweiten Ausfertigung der baufachlich gepruften
Haushaltsunterlagen — Bau —; ggf. sind die geméaf Bauvorlagenverordnung
fur die bauaufsichtliche Behandlung erforderlichen Unterlagen zusétzlich
beizufiigen.

Prifungsbedirftige Bauunterlagen fiir Betriebstechnische und sonstige An-
lagen, die erst nach Genehmigung der Haushaltsunterlage — Bau — erarbeitet
werden, sind — soweit erforderlich — iiber einen Sachversténdigen der Auf-
sichtsbehdrde fiur Betriebsschutz bei der WBV nach Aufstellung zur 6ffentlich-
rechtlichen Prufung zuzuleiten.

Prifvermerke der Aufsichtsbehorde fir Betriebsschutz bei der WBV sind der
HU — Bau — beizufiigen.
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Bauangelegenheiten der Bundesanstalt ftr Arbeit (BA)

Fur Bauangelegenheiten der Bundesanstalt fir Arbeit gelten folgende ergédnzende Bestim-
mungen zu den Abschnitten A bis K RBBau*):

1

Zu A — Aufgaben und Organisation

Die Bundesanstalt fir Arbeit (BA) ist nach dem Arbeitsférderungsgesetz (AFG) eine
rechtsfahige Korperschaft des offentlichen Rechts mit Selbstverwaltung (8 189 Abs.
1 und § 190 AFG).

Oberste Instanz ist
der Prasident der Bundesanstalt (BA)
— Hauptstelle —,

Mittelinstanz sind
die Prasidenten der Landesarbeitsamter (LAA) und

Ortsinstanz sind
die Direktionen der Arbeitsamter (AA) und
der besonderen Dienststellen.

Oberste technische Instanz fur alle Bauaufgaben ist der Prasident der BA — Haupt-
stelle —. Durch die mit den Landern und der Oberfinanzdirektion Berlin geschlossenen
Verwaltungsabkommen hat die BA die Baubehdrden der Landesfinanzverwaltungen
und der Oberfinanzdirektion Berlin mit der Erledigung der Bauaufgaben der BA beauf-
tragt. Die Oberfinanzdirektionen wirken hierbei als Technische Aufsichtsbehdrden in
der Mittelinstanz.

ZuB — Eingliederung der Bauausgaben in den Haushaltsplan und Bewirtschaf-
tung der Bauausgaben

2.1 Eingliederung der Bauausgaben

Die Veranschlagung und Buchung der Ausgaben zur Deckung des Bau-
bedarfs der BA richtet sich nach dem Buchungsplan der BA, der dem
Gruppierungsplan des Bundes Rechnung tragt.

Mittel fir den Erwerb von Telekommunikationsanlagen einschlie3lich
Endgeraten werden nur bei der Obergruppe B 81 veranschlagt.

2.2 Bewirtschaftung der Bauausgaben

Die Ausgabemittel werden den LAA von der Hauptstelle zugewiesen.
Diese verteilen die Ausgabemittel Uber die Technische Aufsichtsbehérde
in der Mittelinstanz zur selbsténdigen Bewirtschaftung an die Bauamter,
soweit sie mit der Durchfiihrung der BaumaRnahmen beauftragt sind. Die
Ubrigen Ausgabemittel und die unter B 1.1.10 genannten Mittel werden
durch die Dienststellen der BA bewirtschaftet.

2.3 RechnungsmaRiger Nachweis

Den rechnungsmaRigen Nachweis Uber die Ausgaben fihrt das Zentral-
amt der BA — Abteilung Hauptkasse —.

Zu C — Unterhaltung der Grundstiicke und baulichen Anlagen

3.1 eine besondere Ausgabenanmeldung — Bau — nach diesen Vorchriften
ist im Bereich der BA nicht erforderlich.

3.2 In Anpassung an den zeitlichen Ablauf der Haushaltsaufstellung ist die
Baubegehung moglichst bereits im Januar/Februar eines jeden Jahres
durchzufiihren. Bauamt und hausverwaltende Dienststelle kdnnen auch
gemeinsam eine Baubedarfsnachweisung — BBN — anfertigen.

Fur die Mittelanforderungen ist das von der BA vorgeschriebene Muster
(hier nicht abgedruckt) zu verwenden.

Die Arbeiten, die in den Wintermonaten durchgefiihrt werden sollen —
vgl. C 5.3 —, sind in Spalte 3 der Mittelanforderungen durch
Rotunterstreichungen besonders zu kennzeichnen.

Die Mittelanforderung ist vorzulegen
von den AA und den besonderen Dienststellen den LAA
zum 20. Oktober,

von der LAA der Hauptstelle jeweils nur auf Anforderung.

*)

Verweisungen in Kursivschrift
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Die LAA koénnen in eigener Zustindigkeit MaRnahmen zur baulichen
Unterhaltung in folgendem Umfang verwaltungsmafig genehmigen:

1. Anstriche, Tapezierungen und sonstige als Schonheitsreparaturen
anzusehende Arbeiten ohne Bindung an einen Hoéchstbetrag,

2. andere Bauunterhaltungsarbeiten,

a) in bundesanstaltseigenen Geb&uden
mit einem geschatzten Kostenaufwand bis zu 100.000,— DM im
Einzelfall,

b) in angemieteten Geb&auden
mit einem geschatzten Kostenaufwand bis zu 20 000,— im Einzelfall.

Die Prasidenten der LAA kénnen die Direktoren der Arbeitsamter und der
besonderen Dienststellen erméchtigen, die in der Mittelanforderung
aufgefuhrten Bauunterhaltungsarbeiten in vorstehend genannten Grenzen
selbstandig verwaltungsmaRig zu genehmigen.

Kleine Neu-, Um- und Erweiterungsbauten

Die AA und die besonderen Dienststellen (bersenden die Ausgabean-
meldung — Bau — (AABau — 2 A —) Uiber den Bedarf an Ausgabe-
mitteln fir kleine Neu-, Um- und Erweiterungsbauten fir das
ibernéachste Haushaltsjahr den LAA in zweifacher Ausfertigung
und dem Bauamt in einfacher Ausfertigung bis zum 15. Dezember. Von
der Zusammenstellung der vom LAA als notwendig anerkannten
Baumafnahmen — Ausgabenanmeldung — Bau — (AABau — 2 B —) ist
eine Ausfertigung — unter Beifligung je einer Ausfertigung der AABau —
2 A — der Hauptstelle bis zum 15. Mé&rz vorzulegen.

Die Hauptstelle teilt den LAA jeweils nach Feststellung des Haushalts
durch den Verwaltungsrat an Hand der vorliegenden AABau — 2 A und
2 B — mit, in welcher Hohe voraussichtlich Ausgabemittel bereitgestellt
werden konnen.

Fur die verwaltungsméRige Genehmigung von kleinen Neu-, Um- und
Erweiterungsbauten sind die LAA zustandig, soweit sich die Hauptstelle
nicht die Genehmigung vorbehalt.

GroR3e Neu-, Um- und Erweiterungsbauten
Bauantrag

Der Bauantrag wird von der nutzenden Verwaltung unter Beachtung der
»Planungsrichtlinien der BA* (in der jeweils giiltigen Fassung) sowie der
ergdnzenden Weisungen hierzu aufgestellt, vom LAA geprift und von
der Hauptstelle genehmigt. Nutzende Verwaltung ist die Dienststelle, fir
die das Gebaude errichtet werden soll; bei Nebenstellen das zustandige
Arbeitsamt.

Bei der Errichtung von Gebé&uden fiir besondere Dienststellen erfolgt eine
Sonderregelung durch die Hauptstelle.

Mit der Genehmigung bestimmt die Hauptstelle den Umfang der
Baumaf3nahmen und veranlaf3t die Aufstellung der Haushaltsunterlage —
Bau —.

Kostenvoranmeldungen — Bau — bleiben auf Einzelfélle beschrankt, die
von der Hauptstelle bestimmt werden.

Haushaltsunterlage — Bau —

Die Hauptstelle teilt bei Erteilung des Planungsauftrages mit, bis zu
welchem Zeitpunkt die Vorlage der Haushaltsunterlage — Bau —
angestrebt wird. Das Bauamt legt nach vorangegangener mindlicher
Abstimmung zwischen Bauverwaltung (Technische Aufsichtsbehérde in
der Mittelinstanz, Bauamt) und Hauptstelle spatestens acht Wochen nach
Ubersendung des Planungsauftrages durch das LAA (ber die Technische
Aufsichtsbehdrde in der Mittelinstanz und das jeweilige LAA der
Hauptstelle die nach F 1.1.2 geforderten Angaben uber die
voraussichtlich bendtigte Zeit fur die Aufstellung der Haushaltsunterlage
— Bau — vor. Hierbei ist auch der Zeitbedarf fir die Prufung der
Haushaltsunterlage — Bau — durch die Technische Aufsichtsbehérde in
der Mittelinstanz zu berticksichtigen.

Die Hauptstelle legt aufgrund dieser Angaben den Termin fiir die Vorlage
der Haushaltsunterlage — Bau — fest.
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Jede Planung im Rahmen der Haushaltsunterlage — Bau — soll noch im
Stadium grober Strichzeichnungen im MaR3stab 1 : 500 Gegenstand einer
abstimmenden Besprechung zwischen den beteiligten Instanzen der BA
und der Baubehdrden sein. Fir die Regelung von Ort und Zeitpunkt
dieser Besprechung ist das jeweilige LAA zustandig; die technische
Mittelinstanz wird nach dem Stand der Planung von sich aus rechtzeitig
an das LAA herantreten.

Bei der Aufstellung der Haushaltsunterlage — Bau — sind ausreichende
Ausgabemittel gesondert fir WinterbaumaRnahmen zu veranschlagen.

Die Haushaltsunterlage — Bau — ist nach Prifung durch die Technische
Aufsichtsbehorde in der Mittelinstanz tber das LAA der Hauptstelle in
zweifacher Ausfertigung zur Genehmigung vorzulegen. Die zweite
Ausfertigung verbleibt bei der Hauptstelle, die erste erhalt das Bauamt
auf dem Dienstweg zurtck.

Die Hauptstelle behalt sich fir den Einzelfall die Prufung und
Genehmigung von Teilen der Ausfuhrungsunterlage — Bau — vor. Dieser
Vorbehalt mul spéatestens bei Genehmigung der Haushaltsunterlage —
Bau — erklart werden. Ein Satz Entwufszeichnungen entsprechend F
3.1.1 ist nach Prufung durch die technische Mittelinstanz stets der
Hauptstelle zu tUbergeben.

Bei der Beurteilung, welche MaRnahmen zweckmaRig und wirtschaftlich
vertretbar sind, sind die besonderen Verpflichtungen der BA zur
Foérderung des Winterbaues zu berticksichtigen.

Bauausfiihrung

Fur Neu-, Um- und Erweiterungsbauten der BA sind rechtzeitig geeignete
Vorkehrungen zu treffen, damit im Rahmen der in der Haushaltsunterlage
— Bau — fir WinterbaumaRnahmen genehmigten Ausgabemittel
waéahrend der Wintermonate zligig und ohne Unterbrechung gearbeitet
werden kann.

Baulibergabe

Dienststelle im Sinne von H 1.1 bei BaumaBBnahmen nach Abschnitt E ist
die Hauptstelle, im Ubrigen das jeweilige Landesarbeitsamt.

Rechnungslegung — Vorprufung
Fihrung der Blcher

Einnahmen und Ausgaben sind bei der im Buchungsplan der Bundes-
anstalt fur Arbeit festgelegten Buchungsstelle zu buchen.

Behandlung der Rechnungsbelege

Die Unterschriftsmitteilung nach dem Muster zur Vorl. VV Nr. 2.2 zu §
34 BHO ist der zustandigen Dienststelle der BA (Nutzer) in einfacher
Ausfertigung zur Verfigung zu stellen. Die zusténdige Dienststelle der
BA ist unverziiglich zu unterichten, wenn die Anordnungsbefugnis auf-
gehoben wurde oder erloschen ist.

Rechnungslegung

Bei den vom Bauamt durchgefiihrten Bauunterhaltungsmanahmen hat
die Vorlage der Rechnungsunterlagen zur fachtechnischen Vorprifung
bei der fir das Bauamt zustandigen Vorprifungsstelle durch die zustan-
dige Diensstelle der Bundesanstalt fir Arbeit zu erfolgen.

Die von Bauamt bei Kleinen und GroRen Neu-, Um- und Erweiterungs-
bauten neu geordneten Unterlagen sind der fiir die fachtechnische Vor-
prifung zustandigen Vorprifungsstelle von diesem unmittelbar vorzu-
legen. Die Titelkarte ist den Unterlagen nicht beizufiigen. Nach Abschluf
der fachtechnischen Vorprifung sind die Unterlagen der zusténdigen
Dienststelle der Bundesanstalt fur Arbeit zu Ubersenden. Dies gilt auch
fur Unterlagen Uber BauunterhaltungsmalRnahmen, die der fachtechni-
schen Vorpriifung unterliegen.

Eine Ausfertigung des Schreibens, mit dem die fachtechnisch vorgepruf-
ten Unterlagen der zusténdigen Stelle tbersandt werden,ist der Aul3en-
stelle des Vorprifungsamtes der Bundesanstalt fur Arbeit beim zu-
standigen Landesarbeitsamt zu Gbersenden.

L 2

noch
5.3—8.4
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8.4—15
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8.4
9 ZuK 3 —
10 ZUK7—
11 ZuK 11l —
12 ZuK 12 —
13 ZuK 17 —

14 Zu K20 —

Vorprufung der Bauausgaben

Die Vorpriifung der Bauausgaben wird nach der Prifungsordnung der BA
(POBA) vom Vorprifungsamt der BA durchgefihrt.

Der Schriftwechsel mit dem Bundesrechnungshof wird durch die Haupt-
stelle gefiuhrt.

Anstriche und Tapezierungen in Dienstraumen, Dienstwohnungen und
Mietwohnungen

Fur die Erteilung der Ausnahmegenehmigungen nach K 3 Nr. 3 sind die
LAA zustandig.

Auftrage an bildende Kunstler

Die kinstlerische Ausgestaltung ist im Einvernehmen mit dem LAA
vorzunehmen. Bei bedeutenden Baumafnahmen trifft die Hauptstelle die
Entscheidung.

Lichtbildsammlung

Eine Ausfertigung der von den BaumalRnahmen der BA anzufertigenden
Lichtbildern/Diapositive ist der Bundesanstalt fur Arbeit unmittelbar
vorzulegen.

Einschaltung freiberuflich Tatiger

Bei der Entscheidung, ob freiberuflich Tétige eingeschaltet werden sollen,
ist zu bertcksichtigen, dal3 die BaumaBnahmen der BA ohne Zeitverlust
geplant und ausgefiihrt werden miissen.

Vor Einschaltung freischaffender Architekten ist — von Fallen geringer
Bedeutung abgesehen — das gegenseitige Einvernehmen zwischen
Bauverwaltung und Hauptstelle herbeizufiihren.

Baunebenkosten (gem. DIN 276)

Die Baunebenkosten der Kostengruppen 710 - 740 werden den
Baubehtérden nach den mit den Landern und der OFD Berlin
abgeschlossenen Verwaltungsabkommen erstattet, und zwar aus Mitteln
bei Kap. 6 Tit. 632 01.

Die Gebuhren fir Baugenehmigungen sind in Kostengruppe 770 des
Musters 6 zu veranschlagen.

Berichterstattung

Die Technische Aufsichtsbehorde in der Mittelinstanz teilt das Ergebnis
der Zusammenfassung der in Anspruch genommenen Verpflich-
tungserméachtigungen dem LAA mit. Vorlage an die Hauptstelle entfallt.

Die Berichte Uber den Stand der Bearbeitung und die finanzielle Lage
nach K 20 Nr. 2 sind der Hauptstelle zuzuleiten. Das gilt auch fir die
Ubersichten  {iber Planungs- und Kostendaten fertiggestellter
Bauwerke/Baukdrper und Baumanahmen nach K 20 Nr. 3.

Auf Wunsch der Hauptstelle oder des LAA sind Stand und Fortgang der
Bearbeitung und der finanziellen Abwicklung mit ihnen zu erértern und
Korrekturen der Terminplanung bzw. des Zeitplanes festzulegen.

15 Zu Muster 6 / Anhang 20/8

16. Aust.-Lfg. (Februar 1995)

Zu den anrechenbaren Baukosten z&hlen nicht die Kosten fir den Erwerb
von Telekommunikationsanlagen einschlieBlich Endgeraten. Sie sind
deshalb in Kostengruppe 451 des Musters 6 nicht mitzuerfassen. Alle
sonst dort erfaBten Kosten fur fernmeldetechnische Einrichtungen
verbleiben als anrechnungsféahige Kosten.



L3

L3

Bauangelegenheiten des BMI

1 Fur die Durchfiihrung von Bauaufgaben des Bundesamtes fiir Zivilschutz (BZS) auf dem
Gebiet des Warndienstes gilt ergédnzend folgendes *):

1.1 Zu C — Unterhaltung der Grundstiicke und baulichen Anlagen

c4.3 Fur den nachgeordneten Bereich des BZS wird auf die Aufstellung einer
MABau verzichtet.

C 3.2.5 Das Bauamt bzw. die hausverwaltende Dienststelle haben die Baubedarfs-
nachweisung vierfach aufzustellen. Eine Ausfertigung erhélt die andere
Ortsinstanz; zwei Ausfertigungen sind dem BZS auf dem Dienstwege zuzu-
leiten.

1.2 Zu H 2 — Baubestandszeichnungen zugleich Benutzungsplane

Das BZS erhalt ebenfalls je eine Bestandszeichnung gemafl den Abschnitten
H2.1.2,2.1.3, 2.1.4,2.1.5 bzw. 2.2

1.3 Zu K 19 Nr. 4 Betriebsfiihrung und Betriebsiiberwachung von Betriebs-
technischen Anlagen

Die Betriebsuberwachung und die Unterhaltung der Betriebstechnischen
Anlagen in den Schutzraumen der Warnamter, insbesondere in den Warn-
und in den dazugehdrigen Brunnenbunkern obliegt grundsétzlich den Warn-
amtern. Auf Verlangen des Warnamtes hat das Bauamt mitzuwirken; das
Bauamt kann verlangen, an der Betriebsiiberwachung oder Unterhaltung be-
teiligt zu werden.

Zu Veranderungen an Betriebstechnischen Anlagen ist die Zustimmung des
BZS erforderlich. Wenn das Bauamt an der Betriebsiiberwachung oder
Unterhaltung beteiligt ist, dirfen Veranderungen nur im Einvernehmen mit
ihm vorgenommen werden.

2 Bauangelegenheiten des erweiterten Katastrophenschutzes

2.1 Fur die Durchfiihrung von Bauaufgaben auf dem Gebiet des erweiterten
Katastrophenschutzes, soweit er im Auftrag des Bundes durch die Lander
einschlieBlich ihrer Gemeinden und Gemeindeverbande wahrgenommen
wird, gilt ergdnzend die ,,Allgemeine Verwaltungsvorschrift Uber die Unter-
bringung des erweiterten Katastrophenschutzes (KatS-Unterbringung-Vwv)*
vom 30. Dezember 1988 (GMB). 1989, S. 34 ff.).

2.2 Zu E 2.3 (Prifung und Genehmigung des Bauantrages) Dem BZS ist die
fachliche zivilschutz- und verwaltungsmagige Anerkennung der Bauantrage
Ubertragen.

*)  Verweisungen in Kursivschrift.
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L4

L4 Durchfihrung von Baumafnahmen Dritter

1 Soweit die Finanzbauverwaltungen der Lander/die Bundesbaudirektion fir BaumaR-
nahmen Dritter tatig werden, deren Durchfiihrung im Interesse des Bundes liegt, haben
sie vertragliche Vereinbarungen mit den Dritten zu treffen. Hierin miussen die Aufgaben
eindeutig beschrieben, die Rechte und Pflichten der Beteiligten bestimmt und klar-
gestellt werden, inwieweit Verfahrensregelungen fir die Durchfihrung von Bau-
maRnahmen des Bundes (RBBau/VHB) anzuwenden sind. Auflerdem sind Regelungen
fur die Durchfiihrung von Rechtsstreitigkeiten sowie tber die Haftung vorzusehen.

2 Die Vergutung ist nach dem Anhang 20/8 zu vereinbaren.

125—128
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Verzeichnis der Mustervordrucke

Muster | Bezeichnung Formblatt- | Seite
Nr. bezeichnung
1 Rechnungslegungsliste - 1/95- 131
2 (Bau)-Ausgabebuch - 2/95 - 135
3 Abschlagsauszahlungsbuch -3/72 - 141
4 Haushaltsiiberwachungslisten -Bau - - 4/95 - 143
5 Ubersicht tiber die bis zum SchluR des Haushaltsjahres - 5/70 - 155
gefuhrten Baurechnungen
6 Kostenermittlung - 6/95 - 161
7 Erlauterungsbericht mit Anlagen 1 bis 2 - 7/95 - 191
8 A Ausgabenanmeldung - Bau - AABau - 1 A - -8 A/88 - 205
( fur Bauunterhaltung )
8C Baubedarfsnachweisung - BBN - -8C/85 - 209
(fur Bauunterhaltung; Nachweis der Ortsinstanz - Bau
und Verw. -)
8D Mittelanforderung - Bau - MABau (fuir Bauunterhaltung; -8D/80 - 211
Bedarfsanforderung der Ortsinstanz - Verw. -)
9A Ausgabenanmeldung - Bau - AABau - 2 A - ( fiur kleine -9 A/82 - 213
Neu-, Um- und Erweiterungsbauten; Bedarfsanmeldung
der Ortsinstanz - Verw. -)
9B Ausgabenanmeldung - Bau - AABau - 2 B - ( fur kleine -9 B/70 - 215
Neu-, Um- und Erweiterungsbauten; Bedarfsanmeldung
der Mittelinstanz - Verw. -)
10 Erfassung der konjunkturpolitisch bedeutsamen -10/84 - 221
Verpflichtungen
11 Vereinfachter Nachweis bei Kostenlberschreitungen - 11/95 - 223
infolge von Lohn- oder Stoffpreissteigerungen nach
RBBau E 3.2.8.2., Abs. 2
12 Stellenplan - 12/95 - 227
13 Raumbedarfsplan - 13/95 - 231
14 Niederschrift der Ubergabeverhandlung - 14/90 - 261
15 Bericht Gber Stand der Bearbeitung und finanzielle Lage -15/86 - 263

16. Aust.-Lfg. (Februar 1995)
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Muster | Bezeichnung Formblatt- | Seite
Nr. bezeichnung
16—20 | - freigehalten
21 -Mitteilung Uber Werterhéhung/Wertminderung - 21/95 - 281
aufgrund baulicher Manhahmen
Umgliederung der
22 Kostenberechnung in - 22/88 - 283
Kostenkontrolleinheiten
Kostenkontrolle
23 wahrend der Kostenkontrolleinheit - 23/88 - 285
Bauausfiihrung
24 Kostenibersicht - 24/88 - 287
30 Jéhrliche Verbrauchswerte und Betriebskosten - 30/95 - 299

Die Vordrucke zu den Mustern 1 bis 6 und 8 A bis 21 kénnen von den einschlagigen Vordruck-

verlagen bezogen werden.

Bei EDV-gestutzer Erstellung der Vordrucke sind nur Ausdrucke zuléassig, die von, durch das
Bundesministerium fir Raumordnung, Bauwesen und Stadtebau zugelassenen EDV-Verfahren

erzeugt werden.

Die Farbvorgaben bzw der doppelseitige Druck sind bei EDV-Verfahren entbehrlich.

Um Veranderungen an den Inhalten der Muster zu vermeiden, sind die Orginalvorlagen (durch
geschtzt) zu verwenden.

16. Aust.-Lfg. (Februar 1995)



Druckerei
zum Beispiel:
Hans Kersting
Buchdruckerei
Josefstraße 14
53 111 Bonn

Telefon und TeleFax: 
0228 63 45 64


Muster 1

— 1/95 — 1. Seite

Seite: 1
Rechnungslegungsliste

Liegenschaft: LKNR *):
MaRnahme/TeilmaRnahme:
Genehmigte Haushaltsmittel: DM
Abgerechnete Haushaltsmittel: DM

LN Auftrags- Auftragnehmer/Firma Abrechnungssumme Beleg-Nr.
KKE **) Nr.:

*) Liegenschafts-Kenn-Nummer
**) LNr.: KKE = Nummer der Kostenkontrolleinheit

131
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Muster 1
— 1/95 — 2. Seite

Seite: ........
Rechnungslegungsliste
Liegenschaft: LKNR *):
Mafinahme/TeilmalRnahme:
LNr.: Auft - .
KKEr**) UN:égS Auftragnehmer/Firma Abrechnungssumme Beleg-Nr.

*) Liegenschafts-Kenn-Nummer

**) LNr.: KKE = Nummer der Kostenkontrolleinheit
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Muster 2

— 2/95 —
Nr. der HUL
(Haushaltstiberwachungsliste) ...,
Einzel-
(Stempel des Bauamtes) plan®):
Kapitel™): e
TItel™): e
Untertitel™): ...
Buchungsabschnitt*):
(BaU)-AUSgabebUCh Nr. ... Liegenschaftskenn-Nr.*)
BT L (T IO 1Y Fo TR g - g T PPN
Das (Bau-)Ausgabebuch enthélt ....................... S ANWOIEEN Lo e Seiten
................................... ,den s 190
""""""""""""""""" Unterschrite
Das Buch wurde gefihrt: Name Eigenhandige Unterschrift
VOM .oeviiniannnes 19.......... o] [ 19 ........ VON e | e e
(V0] 11 IR 19.......... bis ..., 19 ........ VOM  iiiiiiiieieeeeeeeneeies | et s
VOM .oeviiniennnes 19.......... o] [ 19 ........ VON e | e
(V0] 11 IR 19.......... bis ..., 19 ........ VOM  iiiiieeieceeeeeneeies | et e s
*) Zutreffendes, sobald bekannt, ausfiillen.
135



Muster 2

........ . Seite — 2/95 —
Lfd. Tag Name des Emfangers bzw. Abschlagsaus-
Nr. der An- des Einzahlungspflichtigen Grund der Zahlung Gesamtbetrag zahlungen

ordnung
DM | Pt DM | Pt
1 2 3 4 5 6
Ubertrag:
zu Ubertragen:
136
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Muster 2

— 2/95 — Seite ........
Von den in Spalte 5 gebuchten Betragen entfallen v K
auf die Kostengruppen nach DIN 276 ermerke
100 200 300 400 500 600 700
7 8 9 10 11 12 13 14

16. Aust.-Lfg. (Februar 1995)
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Muster 2
— 2/95 — ...... Seite

Gesamtbetrag
DM

| Pt

1 2 3 4

5

Lt. Kostenberechnung vom:

..................................... 19 ............. sind veranschlagt ...........cooooiiiiiiiii e
Lt. Nachtrag vom:
..................................... 19 ............. sind veranschlagt ...
..................................... 19 .....c...... sind veranschlagt ..o
..................................... 19 ............. sind veranschlagt ...........cooooiiiiiiiii e
..................................... 19 .....c...... sind veranschlagt ..o
..................................... 19 ............. sind veranschlagt ... e
..................................... 19 .....c...... sind veranschlagt .......coooviiiiiiii
..................................... 19 ............. sind veranschlagt ...
..................................... 19 .....c...... sind veranschlagt ...
..................................... 19 ............. sind veranschlagt ...
..................................... 19 .....c...... sind veranschlagt .......coooviiiiiiii
..................................... 19 ............. sind veranschlagt ..........oooooiiiiiiiiii e
L= o 0 o PPN
Abgerechnete Gesamtkosten (Ubertrag von Seite .......... ) e e
Mehr-/Minderkosten®) :
................................... yden i 190
"""""""""" rschie des Dienssiionaners T
*) Nichtzutreffendes streichen!
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1.

Anlegen des Buches

1.1.

1.2.

Die Vordrucke (Seiten 135—138) sind in einen
festen Umschlag (Aktendeckel) zu heften. Die
Heftung ist auf der Titelseite des Vordruckes
durch Aufkleben einer Papiermarke zu sichern.
Um die Unversehrtheit der Heftung nachweisen
zu konnen, ist das Dienstsiegel je zur Halfte auf
Marke und Titelseite anzubringen. Diese Sicherung
ist vor der ersten Buchung zu vollziehen. Die
Seitenzahl ist vor Eintragen der ersten Buchung
zu vermerken und wird durch die vorgenannte
Siegelung bescheinigt. Hierbei zahlen die Ein-
legebogen nicht als Seiten.

Weiter notwendig werdende Seiten sind in glei-
cher Weise wie 1.1 nachzuheften und gesondert
zu sichern. Die erste Heftung und Sicherung darf
hierbei weder verdeckt noch beseitigt werden.
Weiterhin ist die Seitenzahl zu berichtigen.

Fihrung des Buches

2.1.

2.2.

2.3.

2.4.

2.5.

2.6.

Der mit der Fihrung des Buches Beauftragte muf3
seinen Namen und den Zeitabschnitt seiner Buch-
fuhrung auf der Titelseite personlich eintragen.
Das gleiche gilt fur dessen Vertreter oder Nach-
folger, wenn ein Wechsel in der Buchfiihrung ein-
tritt.

Vor der ersten Buchung sind der veranschlagte
Gesamtbetrag und die auf die einzelnen Ab-
schnitte der genehmigten Kostenberechnung ent-
fallenden Betrége auf Seite 4 einzutragen. Nach
Genehmigung von Nachtrégen ist entsprechend
zu verfahren.

Eine Buchung darf erst dann vorgenommen wer-
den, wenn der Beleg mit Kassenanweisung und
samtlichen vorgeschriebenen Feststellungsvermer-
ken (Vorl. VV-BHO834; Anlage 1, Nr. 2) versehen
ist; die Buchung hat vor Abgabe der Belege an die
Kasse zu geschehen. Die Buchungen miissen Zeile
fur Zeile eingetragen und fortlaufend numeriert
werden. Zeilen sind nicht freizulassen. Die Eintra-
gungen sind deutlich lesbar mit schwarzer Tinte,
Absetzungen mit roter Tinte vorzunehmen. Auf je-
der Seite ist in allen Spalten die Summe zu bilden,
sobald die Seite ausgefillt ist. Falsche Eintra-
gungen sind so ungiltig zu machen, daR sie leser-
lich bleiben. Ausschaben, Uberkleben und Uber-
malen ist unzulassig. Die Ungultigkeit der Buch-
ungen ist in der Spalte "Vermerke" kurz zu be-
grinden. AuBerdem muf} der Buchende, der die
Streichung oder Anderung vorgenommen hat,
sein Namenszeichen mit dem Zusatz "gestrichen"
oder "geéndert” und dem Datum der Anderung
neben die gestrichene oder geanderte Eintragung
setzen. Dies gilt auch fur Streichungen oder
Anderungen auf der Titelseite.

Die laufende Nummer der Eintragung ist gleich-
zeitig Belegnummer.

Die Rechnungsbetrdge sind in Spalte 5 und
auBerdem in den fur die einzelnen Abschnitte vor-
gesehenen Spalten zu buchen. Bei Abschlagsaus-
zahlungen sind im (Bau-)Ausgabebuch in den
Spalten 5 und 6 zu buchen.

Werden Schlu3rechnungen fur Leistungen, fur die
Abschlagszahlungen gewahrt worden sind, einge-
tragen, so darf nur der Betrag, der durch die Ab-
schlagsauszahlungen noch nicht beglichen ist, als

16. Aust.-Lfg. (Februar 1995)

2.8.

2.9.

Muster 2

— Anlage zu Muster 2 - Anleitung —

SchluBauszahlung in Spalte 5 eingetragen werden.
Der Gesamtrechnungsbetrag ist in derselben Zeile
auf die einzelnen Abschnitte vorgesehenen Spalten
aufzugliedern. Die Summe der durch
SchluBrechnungen abgewickelten Abschlagsaus-
zahlungen ist in Spalte 6 des (Bau-)Ausgabebuches
rot abzusetzen. In der Spalte 14 sind gegenseitige
Hinweise anzubringen.

Die Eintragungen in den Spalten 5 und 6 sind mehr-
mals im Laufe des Haushaltsjahres — mdglichst
monatlich, mindestens aber vierteljahrlich — mit
den Buchungen der Kasse im Titelbuch formlos
abzustimmen. Die Kasse hat die Ubereinstimmung
mit dem (Bau-)Ausgabebuch zum Jahresabschlu
und nach Fertigstellung der (Bau-)MaRnahmen zu
bescheinigen.

Nach Ablauf eines Haushaltsjahres ist zu dem
fur die Kassen geltenden Zeitpunkt ein Zwischen-
abschlu (Jahresabschlu®) zu fertigen. Hierbei ist
wie folgt zu verfahren:

2.9.1. Unter der letzten Buchung des abgelaufe-
nen Haushaltsjahres ist ein waagerechter
Strich Uber die ganze Innenseite — einschl.
der Einlegebogen — zu ziehen. In der
néchsten freien Zeile sind in Spalte 2 der
Tag des Abschlusses, in Spalte 3 der Ver-
merk "Jahresabschluf3 19.." zu vermerken.
Die Ubrigen Spalten sind von der ersten
Buchung des ersten Haushaltsjahres an
aufzurechnen, wobei die in rot gebuchten
Betrage abzuziehen sind. In Spalte 5 ist zu-
satzlich in der nachsten freien Zeile stets
die Summe der Zahlungen des jeweils ab-
gelaufenen Haushaltsjahres in  griiner
Tinte einzusetzen.

2.9.2. Die Buchungen im nachsten Haushaltsjahr
sind in der nachsten freien Zeile mit der

folgenden Buchungsnummer fortzusetzen.

3. Abschluf3 des Buches

3.1

3.2

3.3

3.4

Nach der letzten Zahlung ist das (Bau-)Ausgabebuch
abzuschlieBen. Unter der letzten Buchung ist tber
die ganze Innenseite — einschl. der Einlegebogen
— ein waagerechter Strich zu ziehen. Die Betrége
der einzelnen Buchungsspalten sind von der
ersten Buchung an im ersten Haushaltsjahr auf-
zurechnen, wobei die in rot gebuchten Betrage
abzuziehen sind. Die Aufrechnung der schwarzen
und roten Buchungen in Spalte 6 muR bei richti-
ger Buchung gleich null sein.

In der nachsten freien Zeile der Spalte 5 ist die
Summe der Zahlungen im letzten Haushaltsjahr
in griner Tinte einzusetzen.

Die Gesamtausgaben sind auf der letzten Seite des
(Bau-)Ausgabebuches den veranschlagten Kosten
einschl. samtlicher Nachtréage gegeniberzustellen.

Der mit der Fihrung des (Bau-)Ausgabebuches
Beauftragte hat den letzten Abschluf3 unter Angabe
von Ort, Tag und Amtsbezeichnung zu vollziehen.
Er bescheinigt damit, daB das Buch richtig und voll-
standig gefuhrt worden ist, dal3 die Buchungen
ordnungsgemanR belegt sind und der Abschlu
richtig ist.

Das (Bau-)Ausgabebuch ist durch die Unterschrift
des Leiters des Bauamtes (Dienststellenleiters) auf
der Seite 4 zu schlieRen; damit wird gleichzeitig
bescheinigt, dall samtliche Kostenrechnungen
abgerechnet sind.
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Muster 3
— 3/95 —

Abschlagsauszahlungsbuch Seite ...

Name des UnterNeNmErs (Qer FirMa): ...uuiu i e iiiei e et et e e e et e e e e et e re oeea e e e e e e e a e ea s e e e eanaanen seneennenannenns
AV g = To o T=To T 0 ) 7 T Lo U
=] 1 = 1o Y 0] o o
AUFLragSSUMIME ..eeeieii e e e e e e e e eaaens

Nr. der Lfd. Nr. des Datum der Betrag der Betrag der
Abschlagsaus- Bau- Anweisung nachgewiesenen Abschlags- Bemerkungen

zahlung Ausgabebuches Gesamtleistung auszahlung

DM | Pf DM | Pf
1 2 3 4 5 6
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Muster 4

Vermerk: Die Umschlagseiten 1—4 der HUL — Bau —

— 4/72 —

sind im Orginal auf Karton 250 g/gm herzustellen.

Nr. der HOL:

(Bauamt/Bauaktenzeichen)

(B)AB-NT.:

Zweckbestimmung:

(Baumaflinahme)

219Ny ayais :Bunusjuy

2119s3oNY ayals :Bunzyasiiod

3d l\[e] 3d /\[e} 3d \le} abenyoeN
19p "IN
Benag 19161LLysuab awwns we UOA we Bunu
Jwesabsu| -sbunbiwysuasn awwns -yoalaq
-Ua1so}
161wyauab 1)j191sabjne :awyeugewneg
(ua)bunuyosalaqualsoy 1ap 19)aqeag
1e|quloS
"uyosqaesbunyong 1N L ~dey] =103 :9|191ssbunyanagiap

:assey| apus|yez

6T (9)ayelsyeysneH sep / aip Iny

— neg — ualsiisbunyosemiaqnsieysney

T IN-/av(Q)

:Bunwiwinsagyoamz

:Bunusineg Jap “IN-JNY pun UYIsSUY

(uayolazuapieneg/aweneg)

S1NH 49p "IN

Form 4/72 (Umschlag zur HUL — Bau —) Seite 1
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Muster 4

— 4/72 — Seite 2

von

Verfugung
vom

Aktenzeichen

Betrag
DM

Pf

Jeweiliger Gesamtbetrag

DM

Pf

Verpflichtungserméchtigungen/

Arbeitsg

enehmigungen (NATO):

Ausgabeermachtigungen:

Ausgabemittelzuweisungen:

Form 4/72 (Umschlag zur HUL — Bau —) Seite 2
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Muster 4
—4/72 —

N e (= g = 1SR

(BYAB—NI.: oo

(Bauamt/Bauaktenzeichen)

Haushaltstiberwachungsliste - Bau

Nur ausfiillen, wenn der "Umschlagdeckel zur HUL" nicht gefiihrt wird (z.B. bei BU-MaRnahmen)

Haushaltsjahr 19..............
21U g =T g T= g 4= PRSPPI
P= g1 (= 0 To [ €= T PP PPRPPPIRE

Buchungs-
Verbuchungsstelle: Epl. ............... Kap. o Titel: ot UT.D e Abschnitt  ...................
L1 41 o] o PP
Bearbeiter der BaUMABNANMIE: ... ... iiiiiiiiie ittt et e et e et e et e ee e e eae e e et e e e e e e neea e e re e e eaa e e e e ra e e e e enn e eeras
Ausgabemittelzuweisungen bzw. Ausgabeermachtigungen / Erteilte Verpflichtungsermachtigungen
Verflgung b?vs?iibszgg;:’zmu;\::?fi;:%zgn Verpflichtunzrst::lrféchtigungen
Aktenzeichen
vom durch Im einzelnen Insgesamt Im einzelnen Insgesamt
DM DM DM DM
1 2 3 4 5 6 7
Monatliche Ubersicht
In Anspruch genommene Noch verfigbar an
Stand Ausgabemittel Ausgabemittel Verpflichtungs- . Verpflichtungs- Betriebsmittg'l
Ende - monatlich - - insgesamt - ermachtlgungen Ausgabemitteln erméchtigungen angefordert fir
- insgesamt - den Monat
DM | Pf DM | Pf pM | Pf DM | Pf DM | Pf DM
8 9 10 11 12 13 14
Januar 19......
Februar
Marz
April
Mai
Juni
Juli
August
September
Oktober
November
Dezember
Hj.-Jahr 19......]

Form 4/72 (Titelbogen zur HUL — Bau —) Seite 1
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Muster 4

— 4/72 —
Seite 2
Auftrag/ Festgelegt Erteilte nachrichtl.:
Auszahlungs- Grund der Eintragung Aus- Abschlags-
Lfd. anordnung zahlungs- aus-
Nr. Auf- anordnungen zahlungen
trags-
Tag N? Empfanger Art der Arbeiten DM Pf DM Pf DM Pf
1 2a 2b 3a 3b 4 5 6
I. |Es sind
verfiigbar:

zu Ubertragen:

zu Ubertragen:

Form 4/72 (Titelbogen zur HUL — Bau —) Seite 2
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Muster 4

— 4/95 —
Seite ..........
Von Spalte 4 entfallen auf die Abschnitte der Kostenberechnung — Muster 6:
KG 100
und KG 300 KG 400 KG 500 KG 600 KG 700 Vermerke:
KG 200
DM | Pf DM | pf DM | pf DM | Pf DM | Pf DM | Pf
7 8 9 10 11 12 13 14
Form 4/72 (Einlegebogen zur HUL — Bau —) Seite 1
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Muster 4

— 4/72 —
Seite ..........
Auftrag/ Festgelegt Erteilte nachrichtl.:
Auszahlungs- Grund der Eintragung Aus- Abschlags-
Lfd. anordnung zahlungs- aus-
Nr. Auf- anordnungen zahlungen
trags-
Tag N? Empfanger Art der Arbeiten DM Pf DM Pf DM Pf
1 2a 2b 3a 3b 4 5 6
I. |Essind Ubertrag:
verfiigbar:

zu Ubertragen:

Ubertrag:

zu Ubertragen:

Form 4/72 (Einlegebogen zur HUL — Bau —) Seite 2
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Muster 4

— 4/95 —
Seite ..........
Von Spalte 4 entfallen auf die Abschnitte der Kostenberechnung — Muster 6:
KG 100
und KG 300 KG 400 KG 500 KG 600 KG 700 Vermerke:
KG 200
DM | Pf DM | pf DM | pf DM | Pf DM | Pf DM | Pf
7 8 9 10 11 12 13 14
Form 4/72 (Einlegebogen zur HUL — Bau —) Seite 3
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Muster 4

— 4/72 —
Seite ..........
Auftrag/ Festgelegt Erteilte nachrichtl.:
Auszahlungs- Grund der Eintragung Aus- Abschlags-
Lfd. anordnung zahlungs- aus-
Nr. Auf- anordnungen zahlungen
trags-
Tag N? Empfanger Art der Arbeiten DM Pf DM Pf DM Pf
1 2a 2b 3a 3b 4 5 6
I. |Essind Ubertrag:
verfiigbar:

zu Ubertragen:

Ubertrag:

zu Ubertragen:

Form 4/72 (Einlegebogen zur HUL — Bau —) Seite 4
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Muster 4

— 4/95 —
Seite ..........
Von Spalte 4 entfallen auf die Abschnitte der Kostenberechnung — Muster 6:
KG 100
und KG 300 KG 400 KG 500 KG 600 KG 700 Vermerke:
KG 200
DM | Pf DM | pf DM | pf DM | Pf DM | Pf DM | Pf
7 8 9 10 11 12 13 14
Form 4/72 (Titelbogen zur HUL — Bau —) Seite 3
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Muster 4

— Anleitung zu Muster 4 —

1. Allgemeines

1.1.

1.2.

Die Haushaltsiiberwachungsliste — Bau — ist jeweils fur ein Haushaltsjahr zu fuhren. Sie ist mit Heftfaden
zu heften.

Werden Teil-BaumaRnahmen entsprechend der fir sie aufgestellten Teil-Kostenberechnungen getrennt ab-
gerechnet, sind dafur getrennte Haushaltsiberwachungslisten zu fuhren.

2. zur Titelseite:

2.1.

2.2.

2.3

2.4

3. zum
3.1

3.2

3.3

4. zum
4.1

4.2

4.3

4.4

4.5

4.6

4.7.

4.8

4.9

Fur BaumaRnahmen, fir die keine Kostenberechnung vorliegt (z.B. bei BU-MaRnhahmen) — kann auf die
Fiuhrung des "Umschlag zur HUL-Bau" verzichtet werden. Ausgabemittelzuweisungen bzw. Ausgabeermach-
tigungen sowie die Angaben Uber die Mitteliberwachung sind dann auf der Titelseite einzutragen.

zu "Nr. der HUL":

2.2.1. Bei der groBen Anzahl der vom Haushaltssachbearbeiter des Bauamtes zu fihrenden Haushaltsuber-
wachungslisten empfiehlt es sich, jeder einzelnen Haushaltsiiberwachungsliste eine besondere Nummer
zuzuordnen.

Diese Nummer ist als "Nr. der HUL" zu vermerken.

2.2.2. Die "Nr. der HUL" ist auf allen Auftragserteilungen, Kassenanweisungen u. dgl. — und zwar auf
dem Entwurf und auf der Reinschrift — neben der laufenden Nummer der Anschreibung in der Haus-
haltsiberwachungsliste mit zu vermerken (z.B. 114/27=laufende Nummer 27 der Anschreibungen in
der Haushaltsiberwachungsliste Nr. 114).

zu "(B)AB-Nr.":

Vorstehende Ausfiihrungen gelten sinngemaf fiir das (Bau)Ausgabebuicher.

zum Abschnitt "Monatliche Ubersicht':

2.4.11n den Spalten 10 bis 13 sind die Betrage von Beginn des Haushaltsjahres jeweils fortzuschreiben.

2.4.21n Spalte 12 ist die Summe der Spalte 5 abzuglich Summe der Spalte 10, in Spalte 13 die Summe der
Spalte 7 abzuglich Summe der Spalte 11 einzutragen.

"Abschnitt I":

Der Gesamtbetrag der genehmigten Kostenberechnung ist in Spalte 4 einzutragen. Genehmigte Nachtrage
sind ebenfalls einzutragen. Die jeweilige Gesamtsumme ist auf die nachste Seite zu Ubertragen.

Die Eintragungen in Spalte 4 sind auf die Spalten 7 bis 12 aufzugliedern. Abrundungsbetréage sind in Spalte 13
anzuschreiben.

Etwaige Ausgleiche zwischen den in den Spalten 7 bis 13 eingetragenen verfligbaren Betrdgen sind in rot
abzusetzen bzw. in schwarz anzuschreiben. In Spalte 14 ist jeweils zu vermerken, durch wen die Abweichung
genehmigt wurde.

"Abschnitt 11"

In Spalte 4 sind alle festgelegten Betrage, die kinftig auszuzahlen sind, einzutragen. Als festgelegt gelten
alle Betrage, uUber die durch Auftragserteilungen — Vertrage, Auftragsschreiben, Bestellscheine, genehmigte
Masseniberschreibungen u.dgl. — verfiigt worden ist.

Die Eintragungen in Spalte 4 sind auf die Spalten 7 bis 12 aufzugliedern.

In Spalte 5 sind alle Ausgaben aufgrund von Kassenanweisungen — einschlie3lich Abschlagsauszahlungen —
einzutragen. Die in Spalte 5 eingetragenen Betrage sind in Spalte 4 in rot abzusetzen.

Abschlagsauszahlungen sind zusétzlich in Spalte 6 nachrichtlich zu vermerken.

Bei SchluBauszahlungen sind die abgerechneten Abschlagsauszahlungen in Spalte 6 in rot abzusetzen. Gegen-
seitige Hinweise kdnnen in den Spalten 13 und 14 vermerkt werden.

Bei SchluRauszahlungen ist der anzuweisende Restbetrag (d.h. der festgestellte Rechnungsbetrag verringert
um die abgerechneten Abschlagsauszahlungen) in Spalte 4 in rot und in Spalte 5 in schwarz einzutragen.

Wenn der in Spalte 5 einzutragende Schluauszahlungsbetrag — zuzuglich der in Spalte 6 in rot zu vermer-
kenden abgerechneten Abschlagsauszahlungen — hdher bzw. geringer als der zu der Schlu3auszahlung ge-
hoérende festgelegte Betrag (Spalte 4) ist, ist der Unterschiedsbetrag in Spalte 4 und in den Spalten 7 bis 12
in schwarz bzw. in rot einzutragen. Das hat zur Folge, daf? die Eintragungen in den Spalten 7 bis 12 — nach
dem Abschlu der Baumaflinahmen — die in Spalte 5 angeschriebenen Ausgaben aufgeteilt auf die einzelnen
Abschnitte ergeben.

Die Eintragungen in den Spalten 7 bis 12 muissen stets die Summe der Eintragungen in den Spalten 4 und 5
ergeben.

Die in den Spalten 4 bis 12 angeschriebenen Betrdge sind monatlich aufzurechnen (Dreizeilenabschlul; § 42
Abs. 6 RWB).

Die Eintragungen in Spalte 5 sind mehrmals im Laufe des Haushaltsjahres — mdglichst monatlich, mindestens
aber vierteljahrlich — sowie am Ende des Haushaltsjahres mit der zahlenden Kasse abzustimmen.

Die Spalten 13 und 14 sind fir zusatzliche Vermerke vorgesehen, z.B. Uber abgesetzte Umsatzsteuerbetrage
nach der Umsatzsteuerverordnung zum Truppenvertrag (TV — UStVO) oder dgl.

Form 4/72 (Titelbogen zur HUL — Bau — Seite 4
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Monatliche Ubersicht

Muster 4
—4/72 —

Stand
Ende

19...../.....

In Anspruch genommene

Ausgabemittel
- monatlich -

DM | pf

Ausgabemittel
- insgesamt -

DM | pf

Verpflichtungs-
ermachtigungen
- insgesamt -

DM | pf

Noch verfigbar an

Ausgabemitteln

DM | Pf

Verpflichtungs-
ermachtigungen

DM | pf

Betriebsmittel
angefordert fir
den Monat

DM

1

2

3

4

5

6

7

Summe der
Vorjahre

Form 4/72 (Umschlag zur HUL — Bau —) Seite 3
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Muster 4

— 472 —
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Muster 5
— 5/70 —

Ubersicht

Uber die
bis zum Schlu® des Hauhaltsjahres 19........

gefiuhrten Baurechnungen

155
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Muster 5
— 5/70 —

Obe

rfinanzdirektion

Ubersicht

Genehmigungs-

I?\}‘d. Bezelchnung I(fer BaumafRnahme Bauamt Hi. Epl. Kap. Tit. summe It.
r. und Lage (Ort) Kostenbrechnung
DM
1 2 3 4 5 6 7 8

Erléauterungen:

1.
2.

Die Bezeichnung der Baumafinahme — Spalte 2 — mufR} der Zweckbestimmung des Haushaltes entsprechen.

Unter Spalte 3 ist das Bauamt anzugeben, das fir die Mittelbewirtschaftung und Zahlungsanordnung verant-
wortlich ist.

Unter Spalte 4 sind bei BaumaRnahmen, iber die zusammenhéngend fir einen langeren Zeitraum als ein Haus-
haltsjahr Rechnung gelegt wird, alle Haushaltsjahre aufzufiihren, in denen von Beginn bis zur Fertigstellung der
Baumafinahme Ausgaben geleistet worden sind bzw. werden.

Unter Spalte 10 sind jeweils die in den Bauausgabebiichern nachgewiesenen und mit den Titelbiichern abgestimm-
ten Ausgaben eines Hauhaltsjahres aufzufiihren.

Fir jeden Einzelplan ist eine besondere Ubersicht aufzustellen. Aufzunehmen sind alle groRen BaumaRnahmen des
Bundes, uber die zusammenhéngende Baurechnungen zu legen sind,

GroRe BaumaRnahmen sind in die Ubersicht aufzunehmen, sobald sie genehmigt sind und solange zu fiihren, bis die
jeweilige Baurechnung vom Bundesrechnungshof gepruft ist.



Muster 5

— 5/70 —
Uber die bis zum Schluf3 des Haushaltsjahres 19 ................
gefuhrten Baurechnungen
o Erteilte Auszah- BaumaRnahmen Vorprufung Baurechnung
Verfugh
e:\ALthg:EIare lungsanordnungen fertig beendet wird dem BRH vorgelegt Bemerkungen
Einnahmen
DM DM am am am von
9 10 11 12 13 14 15

Aufgestellt:
....................................... yden 19
(Umerscmm(AmtSbezemhnung) ...........
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KOSTENERMITTLUNG

Muster 6
— 6/95 — 1. —Seite ..........

der Baumafnahme |:|

des Bauwerks |:|

Baumafinahme

Bauwerk

Anzahl der Bauwerke

O OOOn

Programmkosten
Kostenschéatzung
Kostenberechnung

Nachtrag zur Kostenberechnung
Nr. .......

Ergebnisfeststellung

Allgemeine Angaben

Bauwerks-Zuordnungs-Nr. BWZ

| |Bauamt

Objekt-Nr. Bund ONB
Kenn-Nr. BaumaBnahme KNB

Baumafinahmen-Nr. BM

Baubeginn

Nur bei BaumaRnahmen des Bundesministers der Verteidigung | Ubergabe

Liegenschafts-Kenn-Nr. LKNR

Infrastrukturvorhaben v

Nutzende Verwaltung
| | Planungsauftrag
| | Aufstellung HU-Bau
| | Genehmigung HU-Bau M/J  HUG

BA |

M/J PLA
M/J HUA

TO |

M/ TI

Bauamt

(Datum, Unterschrift)

Nutzende Verwaltung

(Datum, Unterschrift)

Technische Aufsichtsbehérde
in der Mittelinstanz

(Datum, Unterschrift)

Oberste technische Instanz

(Datum, Unterschrift)

16. Aust.-Lfg. (Februar 1995)
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Muster 6

— 6/95 — Anmerkungen —

ANMERKUNGEN ZU MUSTER 6 — Kostenermittlung

BWZ — Bauwerkszuordnungs-Nr.

Die Angaben sind dem Bauwerkszuordnungskatalog zu entnehmen.
BA — Bauamt

Die Angaben sind dem Katalog tiber die Bauverwaltungen zu entnehmen.
N — Nutzende Verwaltung

Die Angaben sind dem Nutzerkatalog zu entnehmen.

Besteht eine BaumaRRnahme aus mehreren Bauwerken, so sind die Blatter 1. bis 3. des Formblattes als summarisches
Titelblatt und je ein Formblatt fir jedes Bauwerk aufzustellen.

Fir ,,Programmkosten’ und ,,Kostenschatzung™ sind die Blatter 1. bis 3. zu verwenden.
Es sind die Gesamtbetrage zu der 1. Gliederungsebene anzugeben.

Fir "Kostenberechnung und ,,Nachtrag zur Kostenberechnung" sind alle Blatter zu verwenden.
Es sind die Summen der Teilbetrage mindestens bis zur 2. Gliederungsebene anzugeben.

Fir | ,Ergebnisfeststellung” sind die Blatter 1. bis 3. zu verwenden. Bei BaumaRnahmen, die (nach Festlegung der ober-
sten technischen Instanz im Planungsauftrag) einer besonderen Kostenauswertung unterliegen, sind alle Blatter des
Formblattes zu verwenden.

Es sind dann die Summen der Teilbetrage bis zur 3. Gliederungsebene anzugeben.

Zu Blatt 3. — Zusammenstellung —:

In der Spalte ,,Zur Aufrundung" ist ein Betrag anzugeben, der die Gesamtkosten auf 1.000,-- DM nach oben aufrundet
(vgl. HRB*) — allgemein — Nr. 1.13).

Zu Kostengruppe 100 — Grundstiick:
Kosten fiir das Grundstiick sind von der zustandigen Stelle anzugeben.
Zu Kostengruppen 600 — Ausstattung und Kunstwerke:

Kosten fiir die Ausstattung (Allgemeine Ausstattung 61, besondere und sonstige Ausstattung 612 bzw.619) sind von
der fir die Beschaffung zustandigen Stelle anzugeben. Vom Bauamt ist nur die Ausstattung zu veranschlagen, die
fest mit dem Bauwerk verbunden ist (619).

Zu Kostengruppe 700 — Baunebenkosten:

Die Veranschlagung in der Kostengruppe 700 ist gemafR K 17 Baunebenkosten vorzunehmen.

*)  Haushaltstechnische Richtlinien des Bundes

16. Aust.-Lfg. (Februar 1995)



Muster 6

— 6/95 — 2. —Seite ..........
Planungsdaten

Bauart/Bauweise::

Bauart 1 Mauerwerksbau 2 Massenbetonbau Bauweise 1 Ortbauweise
3 Stahlbetonskelettbau 4 Grol3tafelbau 2 Fertigteilbauweise
5 Raumzellenbau 6 Stahlskelettbau 3 Mischbauweise
7 Holzbau

Es ist eine dreistellige Schliisselzahl einzutragen. Die beiden ersten Ziffern stehen fur die Bauart, die
dritte fur die Bauweise. Soweit nur eine Bauart vorkommt, ist als zweite Ziffer eine Null einzutragen.
Beim Zusammentreffen mehrerer Bauarten ist die erste Stelle fiir die tiberwiegende, die zweite Stelle
fur die sekundare Bauart zu verwenden. Beispiel: Stahlbetonskelettbau in Ortbauweise — Eintrag: 301

Grundflachen und Rauminhalte nach DIN 277: Alle Flachen sind auf volle m2, alle Rauminhalte auf volle m3 zu
runden. Es bedeutet gemafR DIN 277:

— Bereich a: Giberdeckt und allseitig in voller Hohe umschlossen

— Bereich b: Uiberdeckt, jedoch nicht allseitig in voller Hohe umschlossen

— Bereich c: nicht tberdeckt

Flachen des Baugrundstiicks m?2

Bebaute Flache UntergeschoRanzahl
Unbebaute Flache Obergeschofanzahl
Flache des Baugrundstiicks Bauart/Bauweise
DIN 277 Grundflachen Flachen m2 V.H. *)

Hauptnutzflache, laut
Bauantrag genehmigt

HNF 1 Wohnen und Aufenthalt

+ HNF 2 Buroarbeit

+ HNF 3 Produktion/Experimente

+ HNF 4 Lagern/Verteilen/Verkaufen

+ HNF 5 Bildung/Unterricht/Kultur

+ HNF 6 Heilen/Pflegen

= HNF a Hauptnutzflache a

+ NNF a Nebennutzflache a
= NF a Nutzflache a

+ FF a Funktionsflache a
+ VF a Verkehrsflache a

= NGF a Netto-Grundflache a

+ KGF Konstruktions-Grundflache

= BGF a Brutto-Grundflache a

+ BGF b Brutto-Grundflache b

+ BGF c Brutto-Grundflache ¢

= BGF Brutto-Grundflache

DIN 277 Rauminhalte Rauminhalt m3 V.H. Verhéltniszahlen m3/m?2
BRI a Brutto-Rauminhalt a BRIl a/ *)

+ BRI b Brutto-Rauminhalt b BRI a/BGF a

+ BRI c Brutto-Rauminhalt ¢

= BRI Brutto-Rauminhalt

*) BezugsgroBen sind HNFa, NFa oder NGFa gemaR Bauwerkszuordnungskatalog sowie Kurzinformationen der BBD und LAG (z.B. HNFa=100)

16. Aust.-Lfg. (Februar 1995)
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Muster 6
— 6/95 — 3. —Seite ..........

Kosten nach DIN 276 — Zusammenstellung

KG Kostengruppen DM V.H. DM/mz2 *)
200  Herrichten + ErschlieRen
300 Bauwerk-Baukonstruktionen ohne besonders 100

nachzuweisende Kosten (312u.a.)

312ff Besonders nachzuweisende Kosten
312, 313, 321, 323, 326 und 327

400 Bauwerk — Technische Anlagen

500 Aufenanlagen

600  Ausstattung und Kunstwerke ohne 611,612

700 Baunebenkosten ohne 710, 720, 730, 740 **)
(K 17)

Zur Aufrundung

Summe

bei Nachtrag zur Kostenberechnung:

Summe der Kostenberechnung einschl. des
1. bis ....... Nachtrages

nachrichtlich:

100  Baugrundstiick

611  Allgemeine Ausstattung

612 Besondere Ausstattung

710ff Baunebenkosten
710, 720, 730, 740

Frei fur Vermerke/Besondere Hinwveise:

*) BezugsgroBen sind HNFa, NFa oder NGFa gemaR Bauwerkszuordnungskatalog
**) Bei BaumaRRnahmen fir Dritte ohne KG 730, vgl. auch Anh. 20/8
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Baumaflnahme / Bauwerk:

Muster 6

— 6/95 — 4. —Seite

Kostengruppen (KG) nach DIN 276

DM

100 Grundstlick (siehe auch K 1) *) Summe
110 Grundstuckswert

120 Grundstiuicksnebenkosten

130 Freimachen

200 Herrichten und Erschliel3en Summe
210 Herrichten

211 Sicherungsmaf3nahmen

212 AbbruchmaRnahmen

213 Altlastenbeseitigung

214 Herrichten der Gelédndeoberflache
219 Herrichten, sonstiges

220 Offentliche ErschlieRung

221 Abwasserentsorgung

222 Wasserversorgung

223 Gasversorgung

224 Fernwarmeversorgung

225 Stromversorgung

226 Telekommunikation

227 VerkehrserschlieBung

229 Offentliche ErschlieRung, sonstiges
230 Nichtoffentliche Erschlieung

240 Ausgleichsabgaben

*)

nachrichtliche Kostenangaben

16. Aust.-Lfg. (Februar 1995)
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Muster 6
— 6/95 — 5. —Seite ..........

Baumaflnahme / Bauwerk:

Kostengruppen (KG) nach DIN 276 DM
300 Bauwerk — Baukonstruktionen Summe
310 Baugrube
311 Baugrubenherstellung
312 BaugrubenumschlieBung *)
313 Wasserhaltung *)
319 Baugrube, sonstiges
320 Grindung
321 Baugrundverbesserung *)
322 Flachgriindungen
323 Tiefgrindungen *)
324 Unterbéden und Bodenplatten
325 Bodenbelage
326 Bauwerksabdichtungen *)
327 Drainagen *)
329 Grindung, sonstiges
330 AuRenwande
331 Tragende AuBenwénde
332 Nichttragende AuRenwande
333 Aulenstitzen
334 AuBentiren und -fenster
335 AuRenwandbekleidungen aufRen
336 AuRenwandbekleidungen innen
337 Elementierte AufRenwénde
338 Sonnenschutz
339 AuRenwande, sonstiges
340 Innenwaénde
341 Tragende Innenwéande
342 Nichttragende Innenwé&nde
343 Innenstutzen
344 Innenturen und -fenster
345 Innenwandbekleidungen
346 Elementierte Innenwéande
349 Innenwande, sonstiges

*)  Besonders nachzuweisende Kostengruppen
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Muster 6
— 6/95 — 6. —Seite ..........

Baumaflnahme / Bauwerk:

Kostengruppen (KG) nach DIN 276 DM
350 Decken
351 Deckenkonstruktionen
352 Deckenbelage
353 Deckenbekleidungen
359 Decken, sonstiges
360 Décher
361 Dachkonstruktionen
362 Dachfenster, Dachéffnungen
363 Dachbelage
364 Dachbekleidungen
369 Dacher, sonstiges
370 Baukonstruktive Einbauten
371 Allgemeine Einbauten
372 Besondere Einbauten
379 Baukonstruktive Einbauten, sonstiges
390 Sonstige MalRnahmen fur Baukonstruktionen
391 Baustelleneinrichtung
392 Gertliste
393 Sicherungsmafinahmen
394 AbbruchmaRnahmen
395 Instandsetzungen
396 Recycling, Zwischendeponierung, Entsorgung
397 Schlechtwetterbau
398 Zusétzliche MalRnahmen
399 Sonstige MaRBnahmen f. Baukonstruktionen, sonstiges
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Muster 6
— 6/95 — 5A. —Seite ..........

Alternativ zu Blatt 5. und 6.:

Ausfuhrungsorientierte Gliederung der Kosten nach Leistungsbereichen entsprechend dem Standard-
leistungsbuch firr das Bauwesen (StLB) gem Pkt. 4.2 DIN 276 (KG 310 bis 360 entfallen)

Baumaflnahme / Bauwerk:

KG KG nach DIN 276 / Gewerke DM
StLB-Nr.
300 Bauwerk — Baukonstruktionen Summe
370 Baukonstruktive Einbauten
371 Allgemeine Einbauten
372 Besondere Einbauten
379 Baukonstruktive Einbauten, sonstiges
380 Grundkonstruktionen

38002 Erdarbeiten

38006 Verbau-, Rahmen- und Einpref3arbeiten

38008 Wasserhaltungsarbeiten

38010 Drainarbeiten

38012 Mauerarbeiten

38013 Beton- und Stahlbetonarbeiten

38014 Naturwerkstein-, Betonwerksteinarbeiten
38016 Zimmer- und Holzbauarbeiten

38017 Stahlbauarbeiten

38018 Abdichtungsarbeiten gegen Wasser

38020 Dachdeckungsarbeiten

38021 Dachdichtungsarbeiten
38022 Klempnerarbeiten

38023 Putz- und Stuckarbeiten
38024 Fliesen-- und Plattenarbeiten
38025 Estricharbeiten

38027 Tischlerarbeiten

38028 Parkettarbeiten und Holzpflasterarbeiten

38029 Beschlagarbeiten

38030 Rolladenarbeiten, Rollabschliisse, Sonnenschutz- und
Verdunkelungsanlagen

38031 Metallbauarbeiten und Schlosserarbeiten

38032 Verglasungsarbeiten

38034 Maler- und Lackierarbeiten

38035 Korrosionsschutzarbeiten an Stahl- und
Aluminiumbau-konstruktionen

38036 Bodenbelagarbeiten

38037 Tapezierarbeiten

38039 Trockenbauarbeiten
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Baumafnahme / Bauwerk:

Muster 6

— 6/95 — 6A. —Seite

KG KG nach DIN 276 / Gewerke DM
StLB-Nr.
390 Sonstige MalRnahmen fur Baukonstruktionen
391 Baustelleneinrichtung
392 Gertliste
393 Sicherungsmafnahmen
394 AbbruchmaRnahmen
395 Instandsetzungen
396 Recycling, Zwischendeponierung, Entsorgung
397 Schlechtwetterbau
398 Zusétzliche MalRnahmen
399 Sonstige MaRBnahmen f. Baukonstruktionen, sonstiges
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Muster 6
— 6/95 — 7. —Seite ..........

Baumaflnahme / Bauwerk:

Kostengruppen (KG) nach DIN 276 DM
400 Bauwerk - Technische Anlagen Summe
410 Abwasser-, Wasser-, Gasanlagen
411 Abwasseranlagen
412 Wasseranlagen
413 Gasanlagen
414 Feuerléschanlagen
419 Abwasser-, Wasser-, Gasanlagen, sonstiges
420 Warmeversorgungsanlagen
421 Waéarmeerzeugungsanlagen
422 Warmeverteilnetze
423 Raumheizflachen
429 Warmeversorgungsanlagen, sonstiges
430 Lufttechnische Anlagen
431 Luftungsanlagen
432 Teilklimaanlagen
433 Klimaanlagen
434 ProzeRlufttechnische Anlagen
435 Kalteanlagen
439 Lufttechnische Anlagen, sonstiges
440 Starkstromanlagen
441 Hoch- und Mittelspannungsanlagen
442 Eigenstromversorgungsanlagen
443 Niederspannungsschaltanlagen
444 Niederspannungsinstallationsanlagen
445 Beleuchtungsanlagen
446 Blitzschutz- und Erdungsanlagen
449 Starkstromanlagen, sonstiges
450 Fernmelde- u. informationstechnische Anlagen
451 Telekommunikationsanlagen
452 Such- und Signalanlagen
453 Zeitdienstanlagen
454 Elektroakustische Anlagen
455 Fernseh- und Antennenanlagen
456 Gefahrenmelde- und Alarmanlagen
457 Ubertragungsnetze
459 Fernmelde- und informationstechn. Anlagen, sonstiges
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Baumafl3nahme / Bauwerk:

Muster 6

— 6/95 — 8. —Seite

Kostengruppen (KG) nach DIN 276

DM

460 Forderanlagen

461 Aufzugsanlagen

462 Fahrtreppen, Fahrsteige

463 Befahranlagen

464 Transportanlagen

465 Krananlagen

469 Forderanlagen, sonstiges

470 Nutzungsspezifische Anlagen

471 Kiuichentechnische Anlagen

472 Wascherei- und Reinigungsanlagen

473 Medienversorgungsanlagen

474 Medizintechnische Anlagen

475 Labortechnische Anlagen

476 Badetechnische Anlagen

477 Kalteanlagen

478 Entsorgungsanlagen

479 Nutzungsspezifische Anlagen, sonstiges
480 Geb&audeautomation

481 Automationssysteme

482 Leistungsteile

483 Zentrale Einrichtungen

489 Gebaudeautomation, sonstiges

490 Sonstige MaRnahmen f. Techn. Anlagen
491 Baustelleneinrichtung

492 Gertliste

493 Sicherungsmafinahmen

494 AbbruchmaRnahmen

495 Instandsetzungen

496 Recycling, Zwischendeponierung und Entsorgung
497 Schlechtwetterbau

498 Zusétzliche MalRnahmen

499 Sonstige Mal3n. fir Techn. Anlagen, sonstiges
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Muster 6

— 6/95 — 9. —Seite ..........
Baumaflnahme / Bauwerk:

Kostengruppen (KG) nach DIN 276 DM
500 AulRenanlagen Summe
510 Gelandeflachen
511 Gelandebearbeitung
512 Vegetationstechnische Bodenbearbeitung
513 Sicherungsbauweisen
514 Pflanzen
515 Rasen
516 Begriinung unterbauter Flachen
517 Wasserflachen
519 Gelandeflachen, sonstiges
520 Befestigte Flachen
521 Wege
522 Stral3en
523 Platze , Hofe
524 Stellplatze
525 Sportplatzflachen
526 Spielplatzflachen
527 Gleisanlagen
529 Befestigte Flachen, sonstiges
530 Baukonstruktionen in Auenanlagen
531 Einfriedigungen
532 Schutzkonstruktionen
533 Mauern,Wande
534 Rampen, Treppen, Triblinen
535 Uberdachungen
536 Briicken,Stege
537 Kanal-und Schachtbauanlagen
538 Wasserbauliche Anlagen
539 Baukonstruktionen in Auf3enanlagen, sonstiges
540 Technische Anlagen in Au3enanlagen
541 Abwasseranlagen
542 Wasseranlagen
543 Gasanlagen
544 Warmeversorgungsanlagen
545 Lufttechnische Anlagen
546 Starkstromanlagen
547 Fernmelde-und informationstechnische Anlagen
548 Nutzungsspezifische Anlagen
549 Technische Anlagen in Au3enanlagen, sonstiges
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Baumaflnahme / Bauwerk:

Muster 6

— 6/95 — 10. —Seite

Kostengruppen (KG) nach DIN 276

DM

550 Einbauten in AuRenanlagen

551 Allgemeine Einbauten

552 Besondere Einbauten

559 Einbauten in Au3enanlagen, sonstiges

590 Sonstige MaRRnahmen fir AuRenanlagen

591 Baustelleneinrichtung

592 Gerliste

593 Sicherungsmaf3nahmen

594 AbbruchmaRnahmen

595 Instandsetzungen

596 Recycling,Zwischendeponierung und Entsorgung
597 Schlechtwetterbau

598 Zusatzliche Malinahmen

599 Sonstige MaRnahmen fir Au3enanlagen, sonstiges
600 Ausstattung und Kunstwerke Summe
610 Ausstattung *)

611 Allgemeine Ausstattung **)

612 Besondere Austattung **)

619 Ausstattung, sonstiges ***)

620 Kunstwerke

621 Kunstobjekte *)

622 Kinstlerisch gestaltete Bauteile und Bauwerke
623 Kunstlerisch gestaltete Bauteile der Aul3enanlagen
629 Kunstwerke , sonstiges *)

700 Baunebenkosten Summe
710 Bauherrenaufgaben **)

711 Projektleitung

712 Projektsteuerung

713 Betriebs- und Organisationsberatung

719 Bauherrenaufgaben , sonstiges

16. Aust.-Lfg. (Februar 1995)

*) Angaben sind nur erforderlich, wenn die Beschaffung durch das Bauamt vorgenommen wird.
**)nachrichtliche Kostenangaben
***)vom Bauamt zu erbringende Leistungen
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Muster 6
— 6/95 — 11. —Seite ..........

Baumaflnahme / Bauwerk

Kostengruppen (KG) nach DIN 276 DM
720 Vorbereitung der Objektplanung **)
721 Untersuchungen
722 Wertermittlungen
723 Stadtebauliche Leistungen
724 Landschaftsplanerische Leistungen
725 Wettbewerbe
729 Vorbereitung der Objektplanung, sonstiges
730 Architekten- und Ingenieurleistungen *¥*)
731 Gebaude
732 Freianlagen
733 Raumbildende Ausbauten
734 Ingenieurbauwerke und Verkehrsanlagen
735 Tragwerksplanung
736 Technische Ausristung
739 Architekten-und Ingenieurleistungen, sonstiges
740 Gutachten und Beratung **)
741 Thermische Bauphysik
742 Schallschutz und Raumakustik
743 Bodenmechanik, Erd-und Grundbau
744 Vermessung
745 Lichttechnik, Tageslichttechnik
749 Gutachten und Beratung, sonstiges
750 Kunst
751 Kunstwettbewerbe
752 Honorare
759 Kunst, sonstiges
770 Allgemeine Baunebenkosten
771 Prifungen, Genehmigungen
772 Bewirtschaftungskosten
773 Bemusterungskosten
774 Betriebskosten wéahrend der Bauzeit
779 Allgemeine Baunebenkosten, sonstiges
790 Sonstige Baunebenkosten

**) nachrichtliche Kostenangaben
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Erlauterungen
zu Muster 6

Katalog Uber die Bauverwaltungen

00010 Bundesministerium fur Raumordnung, Bauwesen

00100
00101
00102
00103

01000
01100
01101
01102
01103
01104
01105
01106
01107
01108

02000
02100
02101
02102

03000
03100
03101
03102
03103
03104
03105
03110
03111
03112
03113
03114
03115
03116
03117
03118
03120
03121
03122
03124
03125
03126
03127
03128
03130
03131
03132
03133
03134
03135
03136

04000
04100
04101
04102
04103
04104
04107

und Stadtebau

Bundesbaudirektion
Abteilung |
Abteilung Il
Abteilung Ill

Schleswig-Holstein

OFD Kiel

Landesbauamt Eutin
Landesbauamt Flensburg
Landesbauamt Itzehoe
Landesbauamt Kiel |
Landesbauamt Kiel Il
Landesbauamt Libeck |
Landesbauamt Libeck Il
Landesbauamt Schleswig

Hamburg

OFD Hamburg

Finanzbauamt Hamburg
Wirtschaftsbehorde - Strom - und Hafenbau

Niedersachsen

OFD Hannover

Staatshochbauamt Braunschweig |
Staatshochbauamt Braunschweig Il
Staatshochbauamt Harz
Staatshochbauamt Gifhorn
Staatshochbauamt Gottingen
Staatshochbauamt Biickeburg
Staatshochbauamt Diepholz
Staatshochbauamt Hameln
Staatshochbauamt Hannover |
Staatshochbauamt Hannover Il
Staatshochbauamt Hildesheim
Staatshochbauamt Holzminden
Staatshochbauamt Nienburg
Staatshochbauamt Wunstorf
Staatshochbauamt Celle
Staatshochbauamt Cuxhaven
Staatshochbauamt Lineburg
Staatshochbauamt Stade
Staatshochbauamt Uelzen
Staatshochbauamt Verden/Aller
Staatshochbauamt Bergen
Staatshochbauamt Munster
Staatshochbauamt Aurich
Staatshochbauamt Emden
Staatshochbauamt Lingen
Staatshochbauamt Oldenburg-Nord
Staatshochbauamt Oldenburg-Sud
Staatshochbauamt Osnabriick
Staatshochbauamt Wilhelmshaven

Bremen

OFD Bremen

Bauleitung Bremen
Bauleitung Grohn
Bauleitung Bremerhaven
Bauleitung Huckelriede
Bauleitung Zivilschutz
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05000
05011
05020
05090

05100
05600
05101
05102
05103
05104
05105
05106
05107
05108
05109

05200
05700
05201
05202
05203
05204
05205
05206
05207
05208
05209
05210

05300
05400
05341
05342
05343
05344
05345

05500
05351
05352
05353

05800
05381
05382
05383
05384

Nordrhein-Westfalen

Rechenzentrum der Finanzverwaltung NRW
Ministerium fur Bauen und Wohnen NRW
Landesinstitut fir Bauwesen und ange-
wandte Bauschadensforschung, Aachen

OFD Dusseldorf

Bezirksregierung Dusseldorf
Staatliches Bauamt Duisburg
Staatliches Bauamt Disseldorf |
Staatliches Bauamt Dusseldorf Il
Staatliches Bauamt Duisseldorf 11l
Staatliches Bauamt Essen
Staatliches Bauamt Krefeld
Staatliches Bauamt Monchengladbach
Staatliches Bauamt Wesel
Staatliches Bauamt Wuppertal

OFD KoIn

Bezirksregierung Koéln
Staatliches Bauamt Aachen |
Staatliches Bauamt Aachen I
Staatliches Bauamt Bonn |
Staatliches Bauamt Bonn Il
Staatliches Bauamt Diren
Staatliches Bauamt Erkelenz
Staatliches Bauamt Kélin |
Staatliches Bauamt Kolin I
Staatliches Bauamt Kolin 111
Staatliches Bauamt Kéln IV

OFD Munster
Bezirksregierung Arnsberg
Staatliches Bauamt Bochum
Staatliches Bauamt Dortmund
Staatliches Bauamt Iserlohn
Staatliches Bauamt Siegen
Staatliches Bauamt Soest

Bezirksregierung Detmold
Staatliches Bauamt Bielefeld
Staatliches Bauamt Detmold
Staatliches Bauamt Paderborn

Bezirksregierung Minster
Staatliches Bauamt Coesfeld
Staatliches Bauamt Munster |
Staatliches Bauamt Munster Il
Staatliches Bauamt Recklinghausen
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Erlauterungen
zu Muster 6

Katalog Uber die Bauverwaltungen

06000
06100
06101
06102
06103
06105
06106
06107
06108
06109
06111
06112
06114
06116
06117
06118

06119

07000
07100
07102
07161
07162
07163
07164
07165
07166

08000
08100
08101
08161
08111
08102
08162
08103
08200
08261
08262
08211
08201
08263
08212

| 08202
08203
08300
08301
08302
08303
08361
08304
08305
08362
08306
08363
08312
08364
08313
08308
08365

176

Hessen

OFD Frankfurt/Main

Staatsbauamt Arolsen

Staatsbauamt Bad Hersfeld

Staatsbauamt Darmstadt

Staatsbauamt Frankfurt am Main |
Staatsbauamt Frankfurt am Main Il
Staatsbauamt Friedberg

Staatsbauamt Fulda

Staatsbauamt Giel3en

Staatsbauamt Schwalmstadt
Staatsbauamt Kassel

Staatsbauamt Marburg

Staatsbauamt Wetzlar

Staatsbauamt Wiesbaden

Staatliche Neubauleitung Deutsche Bibliothek
Frankfurt am Main

Staatliche Neubauleitung Behérdenzentrum
Frankfurt am Main

Rheinland-Pfalz

OFD Koblenz

Staatsbauamt Diez
Staatsbauamt Idar-Oberstein
Staatsbauamt Kaiserslautern
Staatsbauamt Koblenz
Staatsbauamt Landau
Staatsbauamt Mainz
Staatsbauamt Trier

Baden-Wiurttemberg

OFD Freiburg

Staatl. Hochbauamt | Freiburg

Staatl. Hochbauamt Il Freiburg
Universitatsbauamt Freiburg

Staatl. Hochbau- und Universitatsbauamt Konstanz
Staatl. Hochbauamt Radolfzell

Staatl. Hochbauamt Rottweil

OFD Karlsruhe

Staatl. Hochbauamt Baden-Baden

Staatl. Hochbauamt Heidelberg
Universitatsbauamt Heidelberg

Staatl. Hochbauamt | Karlsruhe

Staatl. Hochbauamt Il Karlsruhe
Universitatsbauamt Karlsruhe

Staatl. Hochbau- und Universitatsbauamt Mannheim
Staatl. Hochbauamt Pforzheim

OFD Stuttgart

Staatl. Hochbauamt Heilbronn

Staatl. Hochbauamt Ludwigsburg

Staatl. Hochbauamt | Ravensburg

Staatl. Hochbauamt Il Ravensburg

Staatl. Hochbauamt Reutlingen

Staatl. Hochbauamt Schwabisch Gmiind
Staatl. Hochbauamt Schwabisch Hall

Staatl. Hochbauamt | Stuttgart

Staatl. Hochbauamt Il Stuttgart
Universitatsbauamt Stuttgart und Hohenheim
Staatl. Hochbauamt Tubingen
Universitatsbauamt Tubingen

Staatl. Hochbau- und Universitatsbauamt Ulm
Staatl. Hochbauamt Il Ulm
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09000
| 09700

| 09701

09710
09711
09712
09713
09714
09715
09716
09717
09718
09719

09720
09722
09723

09770
09771
09772

09791
09793
09794

09801
09830
09831
09832
09834

09840
09841
09842
09843

09850
09851
09852
09853

09860
09861
09862
09863
09864

09892
09893
09894
09896

10000
10100
| 10101
10161

Bayern
Oberste Baubehérde - Hochbau -

OFD Minchen

Regierung von Oberbayern

Staatliches Hochbauamt Ingolstadt
Landbauamt Minchen

Staatliches Hochbauamt Rosenheim
Staatliches Hochbauamt Traunstein
Landbauamt Weilheim
Universitatsbauamt Minchen

Bauamt Technische Universitat Minchen
Staatliches Hochbauamt Freising
Staatliches Hochbauamt Landsberg

Regierung von Niederbayern
Staatliches Hochbauamt Landshut
Staatliches Hochbauamt Passau

Regierung von Schwaben
Land- und Universitdtsbauamt Augsburg
Staatliches Hochbauamt Kempten

Finanzbauamt Augsburg
Finanzbauamt Minchen |
Finanzbauamt Minchen I

OFD Nirnberg

Regierung der Oberpfalz

Staatliches Hochbauamt Amberg
Staatliches Hochbauamt Regensburg
Universitatsbauamt Regensburg

Regierung von Oberfranken
Landbauamt Bamberg
Landbauamt Bayreuth
Landbauamt Hof

Regierung von Mittelfranken
Landbauamt Ansbach
Landbauamt Nirnberg
Universitatsbauamt Erlangen

Regierung von Unterfranken
Landbauamt Aschaffenburg
Landbauamt Schweinfurt
Landbauamt Wiirzburg
Universitatsbauamt Wiirzburg

Finanzbauamt Bayreuth
Finanzbauamt Bad Kissingen
Finanzbauamt Nirnberg
Finanzbauamt Wurzburg

Saarland

OFD Saarbriicken

Staatl. Hochbauamt
Finanzbauamt Saarbriicken



Erlauterungen
zu Muster 6

Katalog Uber die Bauverwaltungen

11000
11100
11101
11102
11103

12000
12100
12101
12102
12103
12104
12105
12106
12107
12108
12109

13000
13100
13101
13102
13103
13104

14000
14100
14110
14120
14130
14140
14160
14170
14190

15000
15100
15101
15102
15103
15104
15105
15106
15107

16000
16100
16101
16102
16103

Berlin

OFD Berlin
Bundesbauamt Berlin |
Bundesbauamt Berlin Il
Bundesbauamt Berlin IlI

Brandenburg

OFD Cottbus

Landesbauamt Potsdam
Landesbauamt Cottbus
Landesbauamt Frankfurt/Oder
Landesbauamt Strausberg
Landesbauamt Brandenburg an der Havel
Sonderbauleitung Potsdam
Sonderbauleitung Luckenwalde
Sonderbauleitung Neuruppin
Sonderbauleitung Finsterwalde

Mecklenburg-Vorpommern

OFD Rostock

Landesbauamt Schwerin
Landesbauamt Rostock
Landesbauamt Greifswald
Landesbauamt Neubrandenburg

Sachsen

OFD Chemnitz
Staatshochbauamt Bautzen
Staatshochbauamt Chemnitz
Staatshochbauamt Dresden |
Staatshochbauamt Dresden Il
Staatshochbauamt Leipzig |
Staatshochbauamt Leipzig Il
Staatshochbauamt Zwickau

Sachsen-Anhalt

OFD Magdeburg
Staatshochbauamt Dessau
Staatshochbauamt Halberstadt
Staatshochbauamt Halle
Staatshochbauamt Magdeburg
Staatshochbauamt Merseburg

Staatshochbauamt Schoénebeck/Sitz Magdeburg

Staatshochbauamt Stendal

Thiringen

OFD Erfurt
Staatsbauamt Erfurt
Staatsbauamt Gera
Staatsbauamt Suhl
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Erlauterungen

zu Muster 6

Nutzerkatalog

00

00

01

02

03

04

05

06

07

00

01

01

01

01
10

01
10
11
12
13

01
04
06
07
08
09
10
11
12
13
14
15
16
17
18
19

23
25
26
33
34
35
39
42

01
10
11
12
13
14
15
16
17

Bundesverwaltung (unmittelbar)
Bundesprasidialamt

Deutscher Bundestag
Bundesrat

Bundeskanzleramt
Presse- und Informationsamt

Auswaértiges Amt

Botschaften, Konsulate

Deutsche Schulen im Ausland
Zentralverwaltung des Goethe-Institutes
Deutsches Archéologisches Institut

Bundesministerium des Innern

Oberbundesanwalt beim Bundesverwaltungsgericht
Bundesdisziplinaranwalt beim Bundesverwaltungsgericht
Bundesbeauftragter fir den Datenschutz

Statistisches Bundesamt

Bundesamt fur Verfassungsschutz

Bundeskriminalamt

Bundesakademie fiir 6ffentliche Verwaltung
Fachhochschule des Bundes fir ¢ffentliche Verwaltung
Bundesarchiv

Bundesbeauftragter fir die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehem. DDR
Bundesverwaltungsamt

Institut fir Angewandte Geodasie

Bundesinstitut fir Bevdlkerungsforschung
Bundesinstitut fir Sportwissenschaft

Unabhangige Kommission zur Uberpriifung des Vermodgens der Parteien und Massen-
organisationen der DDR

Bundesamt fur Sicherheit in der Informationstechnik
Bundesgrenzschutz

Beschaffungsstelle des BMI

Bundesamt fur die Anerkennung ausléndischer Fliichtlinge
Bundesinstitut flr ostwissenschaftliche und internationale Studien
Bundeszentrale fir politische Bildung

Bundesinstitut fir ostdeutsche Kultur und Geschichte
Bundesausgleichsamt

Bundesministerium der Justiz
Bundesgerichtshof

Generalbundesanwalt beim Bundesgerichtshof
Bundesverwaltungsgericht

Bundesfinanzhof

Bundespatentgericht

Deutsches Patentamt
Bundesdisziplinargericht

16. Aust.-Lfg. (Februar 1995)
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Erlauterungen

zu Muster 6 — Nutzerkatalog —

08

09

10

11

01
10
11
12
13
14
15
16
17
18
19
20

01
10
11
12
13
14
15
16
17

01
10
11
12
13
14
15
16
17
18
19
20
21
22
23
24
25
26
27

01
10
11
12
13
14
15

16. Aust.-Lfg.

Bundesministerium der Finanzen

Zollverwaltung

Vermdogensverwaltung

Bundesamt fur Finanzen
Bundesschuldenverwaltung

Zollkriminalamt

Allgemeines Grundvermdgen

Bundesaufsichtsamt fir das Versicherungswesen
Bundesaufsichtsamt fir das Kreditwesen
Bundesamt zur Regelung offener Vermoégensfragen
Bundesaufsichtsamt fir das Wertpapierwesen
Bildungszentren der Bundesfinanzverwaltung (Minster, Plessow, Sigmaringen)

Bundesministerium fir Wirtschaft
Physikalisch-Technische Bundesanstalt

Bundesamt fiir Wirtschaft

Bundesstelle fir AuBenhandelsinformation
Bundesanstalt fir Materialforschung und -prifung
Bundeskartellamt

Bundesanstalt fur Geowissenschaften und Rohstoffe
Bundesausfuhramt

Bundesministerium fir Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten
Bundesamt fur Ernahrung und Forstwirtschaft

Bundessortenamt

Bundesanstalt fir Milchforschung

Bundesforschungsanstalt fiir Fischerei

Bundesforschungsanstalt fir Forst- und Holzwirtschaft
Bundesforschungsanstalt fiir Getreide- und Kartoffelverarbeitung
Bundesanstalt fir Fleischforschung

Bundesforschungsanstalt fiir Ernédhrung

Bundesanstalt fir Fettforschung

Bundesforschungsanstalt fiir Rebenziichtung Geilweilerhof
Bundesforschungsanstalt fiir Viruskrankheiten der Tiere
Bundesforschungsanstalt fiir Landwirtschaft Braunschweig-Vélkenrode (FAU)
Bundesforschungsanstalt fir gartenbauliche Pflanzenziichtung

Bundesministerium fiir Arbeit- und Sozialordnung
Bundesausfiihrungsbehoérde fur Unfallversicherung
Bundesanstalt fir Arbeitsschutz und Unfallforschung
Bundesarbeitsgericht

Bundesversicherungsamt

Bundessozialgericht

(Februar 1995)



Erlauterungen

zu Muster 6 — Nutzerkatalog —

12

13

14

15

16

17

19

20

23

25

27

30

31

01
10
11
12
13
15
16
17
18
19

01

04
05

01
10
11
12
13
14
15
16
17

01
04
05
06
10
11
12

01
10
11
12

01
03
04

01

01
10
11
12

01
10

00
10

01

Bundesministerium fur Verkehr

Wasser- und Schiffahrtsverwaltung des Bundes — Bundeswasserstral3en
Bundesanstalt fir Wasserbau

Bundesanstalt fir Gewaésserkunde

Bundesamt fir Seeschiffahrt und Hydrographie

Bundesanstalt fir StraBenwesen

Kraftfahrt-Bundesamt

Deutscher Wetterdienst

Eisenbahn-Bundesamt

Luftfahrt-Bundesamt

Bundesministerium fir Post und Telekommunikation

Bundesamt fur Zulassungen in der Telekommunikation
Bundesamt furr Post und Telekommunikation

Bundesministerium der Verteidigung 1)
Verwaltung 2)

Heer 2)

Luftwaffe 2)

Marine 2)

Sanitatswesen

Entwicklung und Erprobung 2)
Gemeinsame Anlagen 2)3)
NATO-Infrastruktur 4)

Bundesministerium fiir Gesundheit

Bundeszentrale fir gesundheitliche Aufklarung

Deutsches Institut fir medizinische Dokumentation und Information
Paul-Ehrlich-Institut

Bundesinstitut fur Arzneimittel und Medizinprodukte

Robert Koch-Institut

Bundesinstitut fir gesundheitlichen Verbraucherschutz und Vetrindrmedizin

Bundesministerium fir Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit
Umweltbundesamt

Bundesamt fir Naturschutz

Bundesamt fiir Strahlenschutz

Bundesministerium fir Familie, Senioren, Frauen und Jugend
Bundesprufstelle fir jugendgefahrdende Schriften
Bundesamt fir den Zivildienst

Bundesverfassungsgericht
Bundesrechnungshof
Bundesministerium fur wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung

Bundesministerium fiir Raumordnung, Bauwesen und Stadtebau
Bundesbaudirektion

Bundesforschungsanstalt fiir Landeskunde und Raumordnung
Bundeseigener Wohnungsbau

Bundesministerium fir innerdeutsche Beziehungen
Gesamtdeutsches Institut - Bundesanstalt fiir gesamtdeutsche Aufgaben

Bundesministerium fir Forschung und Technologie
Biologische Anstalt Helgoland

Bundesministerium fur Bildung und Wissenschaft

1) einschlieBlich NATO, ohne auslandische Streitkrafte

2) einschlieBlich national finanzierte Bauabschnitte in Anlagen der NATO-Infrastruktur
3) z. B. Pol-Anlagen, Fernmeldesysteme

4) ohne national finanzierte Abschnitte
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Erlauterungen

zu Muster 6 — Nutzerkatalog —

01
02
03
04
05
06
07
08
09
10
11
12
13
14
15
16
30

50

36

50

00
10
11
12
13
14
15
16
20
21
22
23
30
31
40
41
42
43
00

04
19
20
21
30
40
50

00
01
02
10

00
00
00
00
00
00
00
00
00
00
00
00
00
00
00
00
00
00
00

Zivile Verteidigung

Bundesamt fir Zivilschutz

Bundesanstalt Technisches Hilfswerk

Akademie fir zivile Verteidigung

Bundesverband fur den Selbstschutz

Katastrophenschutz und Sanitatsmittellager

Offentlicher Zivilschutz einschl. Schutzbauwerke
Forschungs- und Erprobungsbauaufgaben des Zivilschutzes

Bundesverwaltung (mittelbar)

Stiftung PreuBischer Kulturbesitz
Bundesanstalt Deutsche Bibliothek
Sonstiges

Landesverwaltung Schleswig-Holstein 5)
Landesverwaltung Hamburg 5)
Landesverwaltung Niedersachsen 5)
Landesverwaltung Bremen 5)
Landesverwaltung Nordrhein-Westfalen 5)
Landesverwaltung Hessen 5)
Landesverwaltung Rheinland-Pfalz 5)
Landesverwaltung Baden-Wirttemberg 5)
Landesverwaltung Bayern 5)
Landesverwaltung Saarland 5)
Landesverwaltung Berlin 5)
Landesverwaltung Brandenburg 5)
Landesverwaltung Mecklenburg-Vorpommern 5)
Landesverwaltung Sachsen 5)
Landesverwaltung Sachsen-Anhalt 5)
Landesverwaltung Thiringen 5)
Baumafinahmen Dritter - Bund -
Auslandische Streitkrafte

Amerikanische Streitkrafte

Belgische Streitkrafte

Britische Streitkrafte

Franzosische Streitkrafte

Kanadische Streitkrafte

Niederlandische Streitkrafte
Bundesunmittelbare Kdrperschaften
Bundesanstalt fir Arbeit

Bundesanstalt fir Guterfernverkehr
Sozialversicherungstrager

Anlagen des Sondervermdgens des Bundes
Bundesmonopolverwaltung fiir Branntwein
Wirtschaftsbetriebe des Bundes
Gesellschaft fiir Lagereibetriebe
Wirtschaftsbetriebe Meppen

Gutsbezirke und gemeindefreie Bereiche
Baumalinahmen Dritter - Land -

5) Zur Unterteilung der mittelbaren und unmittelbaren Verwaltungen ist eine besondere Kennzahl vorzusehen.
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Muster 6
— 6/95 — Erlauterungen — Bauwerkszuordnungskatalog (Numerische Reihenfolge) —

Erlauterungen
|zu Muster 6

Bauwerkszuordnungskatalog

1 Parlamentsgebaude, Gerichtsgebaude, Verwal-
tungsgebaude (6ffentliche Hand und sonstige)

Bezugs-
groiRe
11 Parlamentsgebaude HNFa
12 Gerichtsgebaude HNFa
13 Verwaltungsgebaude *) HNFa | 131 Verwaltungsgebdude mit normaler
technischer
Ausstattung *)
132 Verwaltungsgebdude mit héherer technischer
Ausstattung *)
133 Gesundheitsamter
134 Polizeidienstgebaude
135 Rechenzentren
2 Gebéaude fur wissenschaftliche Lehre
und Forschung
21 Horsaalgebaude HNFa
22 Institutsgebaude fiir Lehre und Forschung HNFa [ 221 Institutsgebaude 1
222 Institutsgebaude 2 laut Rahmenplan
223 Institutsgebaude 3 fur den
224 Institutsgebaude 4 Hochschulbau)

225 Institutsgebaude 5
23 Institutsgebaude fur Forschung und Untersuchung HNFa

3 Gebaude des Gesundheitswesens

31 Gebaude fur Untersuchung und Behandlung (nicht HNFa

stationar)
32 Krankenhauser und Universitatskliniken fur NFa
Akutkranke
33 Sonderkrankenhauser HNFa
34 Pflegeheime HNFa
35 Gebaude fiir Rehabilitation HNFa
36 Gebaude fir Erholung HNFa
37 Gebaude fur Kur, Genesung HNFa
4 Schulen
41 Allgemeinbildende Schulen HNFa
42 Berufliche Schulen HNFa
43 Sonderschulen HNFa
44 Kindertagesstatten HNFa
45 Weiterbildungseinrichtungen HNFa

5 Sportbauten

51 Hallen (ohne Schwimmbhallen) HNFa
52 Schwimmbhallen HNFa
53 Gebaude fiir Sportplatz- und Freibadeanlagen HNFa
54 Sportplatzanlagen (Au3enanlagen) HNFa
55 Freibadeanlagen (Aul3enanlagen) HNFa
56 Sondersportanlagen HNFa

*)  Anteil der Kosten fiir Technische Anlagen gegentiber Baukonstruktionen (Kostengr. 300 DIN 276)
(131) bis zu 25 v.H.
(132) mehr als 25 v. H.
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Muster 6

— 6/95 — Erlauterungen — Bauwerkszuordnungskatalog (Numerische Reihenfolge) —

6 Wohnbauten, Gemeinschaftsstatten
Bezugs.
groiRe
61 Wohnh&auser HNFa [ 611 Einfamilienwohnhauser
612 Mehrfamilienwohnhauser
62 Wohnheime HNFa [ 621 Altenwohnheime
622 Personalwohnheime
623 Studentenwohnheime
624 Behindertenwohnheime
625 Sportlerwohnheime
626 Schilerwohnheime
63 Gemeinschaftsunterkiinfte HNFa
64 Betreuungseinrichtungen HNFa
65 Verpflegungseinrichtungen HNFa
66 Beherbergungsstatten HNFa
7 Gebéaude fir Produktion, Werk-
statten, Lagergebaude
71 Produktionsstéatten NGFa | 711 Land- und forstwirtschaftliche
Produktionsstéatten
712 Gewerbliche Produktionsstatten
72 Verkaufsstatten NGFa
73 Werkstatten NGFa
74 Gebaude fur Wartung und Pflege NGFa
75 Gebaude fir Lagerung NGFa
76 Garagengebaude
77 Gebaude fiir 6ffentliche Bereitschaftsdienste HNFa
78 Zentrale Wirtschaftsgebaude HNFa
8 Bauwerke fiir technische Zwecke
81 Bauwerke fir Energieerzeugung NGFa
82 Bauwerke fir Lenkung, Steuerung, Uberwachung, NGFa
Nachrichtentbermittlung
83 Bauwerke fir Versorgung mit Elektizitat, Warme, NGFa
Kalte, Gas, Ol
84 Bauwerke und Anlagen fir die Versorgung mit NGFa
Wasser
85 Bauwerke und Anlagen fir die NGFa
Abwasserbeseitigung
86 Bauwverke fir die Abfallbeseitigung NGFa
87 Strassenbauten, Wege, Platze, Gehwege NGFa
(AuBenanlagen)
88 Wasserbauten NGFa
89 Sonderbauwerke NGFa
9 Bauwerke anderer Art
91 Gebaude fiir kulturelle und musische Zwecke HNFa [ 911 Sakralbauten
912 Ausstellungsgebaude
913 Bibliotheksgebaude
914 Veranstaltungsgebaude
915 Gemeinschaftshauser
916 Schldsser, Burgen
92 Empfangsgebéaude bei Verkehrsanlagen NGFa
93 Gebaude fur Tierhaltung Ausstellung HNFa
94 Gebaude fiir Pflanzenhaltung Forschung HNFa
95 Schutzbauwerke und Schutzbauten NGFa
96 Justizvollzugsanstalten HNFa | 961 Zellengeb&aude
962 Freigangerhauser
97 Friedhofsanlagen NGFa
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Muster 6

— 6/95 — Erlauterungen — Bauwerkszuordnungskatalog (Alphabetische Reihenfolge) —

Alphabetische Reihenfolge

In der Aufstellung sind alle 2- und 3stelligen Begriffe der numerischen Gliederung enthalten sowie Beispiele (erkennbar an
dem Bindestrich zwischen Nummer und Begriff) von Bauwerksgruppen, die nur in Oberbegriffen dargestellt sind, jedoch
haufig anfallen.

86
85

131
222

41
64
621
64
221
912
131
45
912

131
131
7

222

31

66
624
77

223
42
64
913
225
916

225

132
611
83

223
92

81
36
36
222

7
131
7
711

222

55
53
962
97
77

912
76
83
87

Abfallbeseitigung, Bw. fir...
Abwasserbeseitigung, Bw.+Anl.
fur...

- Amtergebaude

- Agrarwissenschaften, Institut
fur...

Allgemeinbildende Schulen

- Altentagestatten
Altenwohnheime

- Altenzentren

- Architektur, Institutsb. fr...
- Archive

- Arbeitsamter

- Ausbildungsstéatten DED
Ausstellungsgebaude

- Bankgeb&ude

- Bauamter

- Bauhofe

- Bauingenieurwesen, Institut
far...

Behandlung (nicht stat.),
Gebaude fiir....
Beherbergungsstatten
Behindertenwohnheime
Bereitschaftsdienste, Gebaude
fur o6ffentliche ...

- Bergbau, Institut fir...
Berufliche Schulen
Betreuungseinrichtungen
Bibliotheksgebaude

- Biologie, Institut fir...
Burgen

- Chemie, Institut fur...

- Eichamter
Einfamilienwohnh&user
Elektizitat, Bw. fir Versorg.
mit ...

- Elektrotechnik, Institut fur...
Empfangsgebaude bei Ver-
kehrsanlagen
Energieerzeugung, Bw. fir...
Erholung, Gebaude fiir...

- Erholungsheime

- Ernadhrungswissensch.,
Institut fir...

- Feuerwehren

- Finanzamter

- FluBmeistereien
Forstwirtschaftliche Produk-
tionsstatten

- Forstwissenschaften, Institut
far...

Freibadeanlagen (AuRenanlagen)
Freibadeanlagen, Gebaude fir
Freigdngerh&user
Friedhofsanlagen

- Fuhrparks

- Galerien

Garagengebaude

Gas, Bw. fir Versorg. mit ...
Gehwege (AuBRenanlagen)

11. Aust.-Lf. (Februar 1984)

915
63
37
221
12
221

133
712

88
77
51
21
223

221
222

221
222
223
224
225
23

22

64
96

83
74
44
914
32
91

221

37
37

89
75
132
711

82
914

223
23
221
23
224

225

612
37
912
91

Gemeinschaftshauser
Gemeinschaftsunterkinfte
Genesung, Gebaude fiir...

- Geographie, Institutsb. fir...
Gerichtsgebaude

- Gesellschaftswiss.,

Institut fur...
Gesundheitsamter
Gewerbliche Produktions-
statten

Hafenanlagen

- Hafenmeistereien

Hallen (ohne Schwimmhallen)
Horsaalgeb&aude

- Huttenwesen, Institut fur...

- Informatik., Institutsb. fir...
- Ingenieurwiss., Institut fir
sonst.

Institutsgebaude 1
Institutsgebaude 2
Institutsgebaude 3
Institutsgebaude 4
Institutsgebaude 5
Institutsgebaude fir Forschung und
Untersuchung
Institutsgebaude fir Lehre und
Forschung

- Jugendzentren
Justizvollzugsanstalten

Kalte, Bw. flr Versorgung mit ...
- KFZ-Wasch- und Pflegestat.
Kindertagesstéatten

- Konzertgeb&aude
Krankenhauser fur Akutkranke
Kulturelle Zwecke,

Gebaude fir...

- Kulturwissenschaften,
Institut fir...

Kur, Gebaude fiir...

- Kurmittelhauser

Larmschutzbauwerke
Lagerung, Gebaude fur...

- Landesvermessungsamter
Landwirtschaftliche Produk-
tionsstatten

Lenkung, Bw. fir...

- Lichtspieltheater

- Maschinenbau, Institut fir...
- Materialprifungsanstalten

- Mathematik, Institutsb. fir...
- Max-Planck-Institute

- Medizin, Institut fir klin.
theor....

- Medizin, Inst. fur vorklini-
sche...
Mehrfamilienwohnhauser

- Mittergenesungsheime

- Museen

Musische Zwecke,

Gebaude fir...

82

222

83

11
622
94
74
34
131

225
223
87
134
131
71

221

135
35

914
911
37
89
33
43
56
64
625
54

53

221

916
626
95
95
52

131
23
82
87
77
64
623

914
77
93
132

82
32
31

23

Nachrichtentibermittlung, Bw.
far...

- Naturwissenschaften, Institut
fur sonst....

Ol, Bw. fiur Versorgung mit...

Parlamentsgebaude
Personalwohnheime
Pflanzenhaltung, Gebaude fir ...
Pflege, Gebaude fiir...
Pflegeheime

- Pfortengebaude (Kliniken,
JVA)

- Pharmazie, Inst. fir...

- Physik, Institutsb. fr...
Platze (Auf3enanlagen)
Polizeidienstgebaude

- Postamter
Produktionsstéatten

- Raumplanung,
Institutsb. fir...
Rechenzentren
Rehabilitation, Gebaude fir...

- Saalbauten

Sakralbauten

- Sanatorien
Sonderbauwerke
Sonderkrankenhauser
Sonderschulen
Sondersportanlagen

- Sozialgebaude
Sportlerwohnheime
Sportplatzanlagen (AulRen-
anlagen)
Sportplatzanlagen,
Gebaude fiir...
Sprachwissenschaften, Institut
far...

Schlosser
Schilerwohnheime
Schutzbauten
Schutzbauwerke
Schwimmbhallen

- Statistische Amter

- Sternwarten

Steuerung, Bw. fir...
Strassenbauten (Auf3enanlagen)
- Stral3enmeistereien

- Studentenhauser
Studentenwohnheime

- Theatergebaude

- THW-Ho6fe

Tierhaltung, Gebaude fir ...
- TUV-Gebaude

Uberwachung, Bw. fiir...
Univ.-kliniken fur Akutkranke
Untersuchung (nicht stat.),
Gebéaude fr....
Untersuchungs-Anstalt (chem.,
bakt., forstl.)
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83

74
74
88
84

87
45
73
221

61
62

186—190

Warme, Bw. fur Versorgung
mit ...

- Waschereigeb&aude
Wartung, Gebaude fir...
Wasserbauten
Wasserversorgung,

Bw. und Anl. fir...

Wege (AulRenanlagen)
Weiterbildungseinrichtungen
Werkstatten

- Wirtschaftswissensch., Institut

far...
Wohnhauser
Wohnheime

11. Aust.-Lfg. (Februar 1984)

914
223

72
131
222

65
78
13
132
132

45

Veranstaltungsgebaude

- Verfahrenstechnik, Institut
fur...

Verkaufsstatten

- Vermessungsamter

- Vermessungswesen,

Institut fir...
Verpflegungseinrichtungen

- Versorgungszentren Medizin
Verwaltungsgebaude
Verwaltungsgebaude mit hohe-
rer technischer Ausstattung
Verwaltungsgebaude mit nor-
maler technischer Ausstattung
- Volkshochschulen

961
74
78
78
74
78

131

Zellengebaude

- Zentraldesinfektionsgebaude
Zentrale Wirtschaftsgebaude

- Zentralkiichen

- Zentralsterilisationsgebaude
- Zentralversorgungsgebaude

(bei BWZ 63)

- Zollamter



Erlauterungsbericht (F1.1.2/F2.1.2)

Muster 7

— 7/95 — 1. — Seite ......

der Baumafnahme |:|

des Bauwerks |:|

Baumafinahme Anzahl der Bauwerke

Bauwerk

oOoood

Kostenvoranmeldung

Hauhaltsunterlage

Ergebnisfeststellung

Allgemeine Angaben

Dienstliche Veranlassung (E 3.1.1/E 3.2.1) *)

Stadtebauliche / architektonische Wettbewerbe *)

Leistungen Dritter (freiberuflich Tatiger, K 12) *)

Stand rechtlicher Vorklarung (K24) *)

Mittelbedarf
Bearbeitungszeit

Ausgabemittel

Verpflichtungs-
ermachtigungen

HU-Bau Ll Monate 1. Jahr 19.......
AFUBau Monate 2. Jahr 19.......
Bauzeit L. Monate 3. Jahr 19.......

4. und folgende

D Anlage 1 — Baunutzungskosten D Anlage 2 — Energiewirtschaftliche Kenndaten

Bauamt (Datum, Unterschrift)

Nutzende Verwaltung (Datum, Unterschrift)

Technische Aufsichtsbehoérde

in der Mittelinstanz (Datum, Unterschrift)

Oberste technische Instanz (Datum, Unterschrift)

*)  Ggf. Angaben auf besonderer Anlage

16. Aust.-Lfg. (Febraur 1995)
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ANMERKUNGEN ZU MUSTER 7 — Erlauterungsbericht

Besteht eine BaumaflRnahme aus mehreren Bauwerken, die voneinander unterschiedliche Qualitaten aufweisen, so ist
fur jedes Bauwerk ein gesonderter Erlauterungsbericht unter Verwendung des Formblattes aufzustellen. Das Blatt 1
ist als summarisches Titelblatt fur die gesamte BaumafRnahme zusatzlich zu verwenden.

Far ,Ergebnisfeststellung” kann der Erlauterungsbericht zur Hauhaltsunterlage—Bau— verwendet werden, sofern
keine kostenrelevanten Qualitatsénderungen vorgenommen wurden.

Baubeschreibung
Die Baubeschreibung ist kurz gefal3t aufzustellen.

Die Beschreibung des Entwurfs soll Angaben enthalten u.a. Uber Entwurfsidee, Entwurfsanforderung, aulRere Gestal-
tung, Modul, Rastersystem, Installationsfiihrung, Veranderbarkeit, Erweiterungsmaoglichkeiten. Sie ist zu ergénzen
durch Hinweise auf besondere auf3ere Bedingungen, die besondere Auswirkungen auf den Entwurf und damit auf die
Kosten sowie die Baunutzungskosten der BaumaRnahme haben. Besondere &auRere Bedingungen konnen unter
anderem entstehen aus:

— Lage und Beschaffenheit des Baugrundstiicks,

— Offentlichem Recht (z.B. Bebauungsplan, Bauordnung einschlieRlich Brandschutz, Bausatzung),
— Privatrecht (z.B. Eigentumsverhaltnisse, Nutzungsrechte, Nachbarrecht),

— Anforderungen des Nutzers (vgl. auch Bauantrag — Muster 13 RBBau —).

Die Beschreibung der Kostengruppen soll Angaben enthalten tber deren Konstruktion einschlieBlich Material und Ei-
genschaften. Sie ist zu ergénzen durch eine Begrindung der Wahl der Konstruktion einschlief3lich Material, soweit
diese wesentlichen Einflul3 auf die Kosten sowie die Baunutzungskosten der BaumafRnahme hat; dabei ist, wie bei der
Beschreibung des Entwurfs, hinzuweisen auf den Einflu besonderer &uf3erer Bedingungen. Die Beschreibung der
Kostengruppen ist in der Gliederungstiefe der Kostenermittlung nach Muster 6 zu gliedern (vgl. DIN 276). Die
Beschreibungen koénnen je nach Erfordernis fur die Kostenvoranmeldung in der ersten bzw. fir die Haushaltsunterlage
in der zweiten Kostengliederungsebene zusammengefalt werden unter Verwendung der Gliederungsnummern, zu
denen Angaben gemacht werden mussen. Die Gliederung der Kostengruppe 300 kann gemafld DIN 276, Ziffer 4.2
alternativ ausfihrungsorientiert nach dem Standardleistungsbuch (StLB) erfolgen.

100 Grundstiick (bezuglich der erforderlichen Angaben siehe K 1)
110 Grundstiickswert
120 Grundstiicksnebenkosten
130 Freimachen

200 Herrichten und ErschlieRen

210 Herrichten
211  Sicherungsmafnahmen
212  AbbruchmaBnahmen
213  Altlastenbeseitigung
214  Herrichten der Gelandeoberflache
219 Sonstiges

220 Offentliche ErschlieRung
221  Abwasserentsorgung
222 Wasserversorgung
223  Gasversorgung
224 Fernwarmeversorgung
225  Stromversorgung
226  Telekommunikation
227  VerkehrserschlieBung
229  Offentliche ErschlieRung, Sonstiges

230 Nichtoffentliche ErschlieRung

240 Ausgleichsabgaben
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Gliederung der Kosten in drei Ebenen gem. Pkt. 4.1 DIN 276

..Kosten im Hochbau" (KG 380 frei)

300 Bauwerk-Baukonstruktionen

310

320

330

340

350

360

370

390

Baugrube

311 Baugrubenherstellung
312 Baugrubenumschliel3ung
313 Wasserhaltung

319 Baugrube, Sonstiges

Griindung

321 Baugrundverbesserung
322 Flachgrindung

323 Tiefgriindung

324 Unterbdden u. Bodenplatten
325 Bodenbelage

326 Bauwerksabdichtungen
327 Drainagen

329 Grindung, Sonstiges

AulRenwéande

331 Tragende AulRenwande

332 Nichttragende AuRenwande
333 AuBenstitzen

334 AulRentiren u. -Fenster

335 AuRenwandbekleidungen aufRen
336 AuRenwandbbekleidungen innen
337 Elementierte AuRenwéande

338 Sonnenschutz

339 AuRenwande, Sonstiges

Innenwande

341 Tragende Innenwénde
342 Nichttragende Innenwénde
343 Innenstitzen

344 Innenfenster und - tiiren
345 Innenwandbekleidung
346 Elementierte Innenwande
349 Innenwande, Sonstiges

Decken

351 Deckenkonstruktionen
352 Deckenbelage

353 Deckenbekleidungen
359 Decken, Sonstiges

Déacher

361 Dachkonstruktionen

362 Dachfenster,Dachoffnungen
363 Dachbelage

364 Dachbekleidungen

369 Dacher, Sonstiges

Baukonstruktive Einbauten
371 Allgemeine Einbauten
372 Besondere Einbauten
379 Bes.Einbauten, Sonstiges

Sonstige MaRnahmen fir Baukonstruktionen
391 Baustelleneinrichtung

392 Geruste

393 Sicherungsmaflinahmen

394 Abbruchmaf3nahmen

395 Instandsetzung

396 Recycling, Zwischendeponierung und Entsorgung

397 Schlechtwetterbau

398 Zusatzliche Malinahmen

399 Zusatzliche MalRnahmen fur
Baukonstruktionen, Sonstiges
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Muster 7
— 7/95 — Anmerkungen —

Ausfiihrungsorientierte Gliederung der Kosten nach
Leistungsbereichen entsprechend dem Standard-
leistungsbuch fur das Bauwesen (StLB) gem. Pkt. 4.2
DIN 276 ,Kosten im Hochbau" (KG 310 bis 360 ent-
fallen)

300 Bauwerk-Baukonstruktionen

370 Baukonstruktive Einbauten

371  Allgemeine Einbauten

372  Besondere Einbauten

379  Baukonstruktive Einbauten,
Sonstiges

380 Grundkonstruktionen

38002 Erdarbeiten

38006 Verbau-, Rahmen- und

EinpreRRarbeiten

38008 Wasserhaltungsarbeiten

38010 Drainarbeiten

38012 Mauerarbeiten

38013 Beton- und Stahlbetonarbeiten

38014 Naturwerkstein-, Betonwerkstein-
arbeiten

38016 Zimmer- und Holzbauarbeiten

38017 Stahlbauarbeiten

38018 Abdichtungsarbeiten gegen Wasser

38020 Dachdeckungsarbeiten

38021 Dachdichtungsarbeiten

38022 Klempnerarbeiten

38023 Putz- und Stuckarbeiten

38024 Fliesen- und Plattenarbeiten

38025 Estricharbeiten

38027 Tischlerarbeiten

38028 Parkettarbeiten und Holzpflaster-
arbeiten

38029 Beschlagarbeiten

38030 Rolladenarbeiten, Rollabschlisse,
Sonnenschutz- und Verdunkelungs-
anlagen

38031 Metallbauarbeiten und Schlosser
arbeiten

38032 Verglasungsarbeiten

38034 Maler- und Lackierarbeiten

38035 Korrosionsschutzarb. an Stahl- und
Aluminiumbaukonstruktionen

38036 Bodenbelagarbeiten

38037 Tapezierarbeiten

38039 Trockenbauarbeiten

390 Sonstige MaRnahmen fiir Baukonstruk-

tionen

391 Baustelleinrichtungen

392  Geruste

393  Sicherungsmaflnahmen

394  Abbruchmalnahmen

395 Instandsetzungen

396  Recycling, Zwischendeponierung
und Entsorgung

397  Schlechtwetterbau

398  Zusatzliche MaRnahmen

399  Sonstige MaRnahmen fir Bau-
konstruktionen, Sonstiges
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400

194

Bauwerk — Technische Anlagen

410 Abwasser-, Wasser-, Gasanlagen

420

411 Abwasseranlagen
4111 Abwasserleitungen/Ablaufe
4112 Grundleitungen/Ablaufe
4113
anlagen
Abscheider
Hebeanlagen
Abwasseranlagen, Sonstiges

4114
4115
4119

412 Wasseranlagen
4121 Wassergewinnungsanlagen
4122 Wasseraufbereitungsanlagen
4123 Druckerhéhungsanlagen
4124 Wasserleitungen
4125 Dezentrale Wassererwarmer
4126 Sanitéarobjekte
4127 Wasserspeicher
4129 Wasseranlagen, Sonstiges

413 Gasanlagen

4131 Gaslagerungs- und Erzeugungs-
anlagen
Ubergabestationen
Druckregelanlagen
Gasleitungen
Gasanlagen, Sonstiges

4132
4133
4134
4139

414 Feuerléschanlagen
4141 Sprinkleranlagen
4142 CO2 - Loschanlagen
4143 Loéschwasseranlagen
4144 Wandhydranten
4145 Feuerldoschgerate
4149 Feuerléschanlagen, Sonstiges

419 Abwasser-,Wasser,-Gasanlagen,
Sonstiges
4191 Installationsblocke
4192 Sanitéarzellen

Warmeversorgungsanlagen

421 Warmeerzeugungsanlagen
4211 Brennstoffversorgungsanlagen
4212 \Warmelbergabestationen
4213 Heizkesselanlagen
4214 \Warmepumpenanlagen
4215 Solaranlagen
4216 Wassererwarmungsanlagen
4217 MeR-,Steuer,-und Regelanlagen
4219 Warmeerzeugungsanlagen,

Sonstiges

422 \Warmeverteilnetze
4221 Verteiler
4222 Rohrleitungen
4229 Warmeverteilnetze, Sonstiges

423 Raumbheizflachen
4231 Heizkorper
4232 Flachenheizsysteme
4239 Raumheizflachen, Sonstiges

429 Warmeversorgungsanlagen,

Sonstiges
4291 Schornsteinanlagen
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AW-Sammel- und -behandlungs-

430 Lufttechnische Anlagen

440

431 Luftungsanlagen
4311 Zuluftanlagen
4312 Abluftanlagen
4313 Warmerlickgewinnungsanlagen
4314 Zuluftleitungen
4315 Abluftleitungen
4316 Mel,-Steuer,-Regelanlagen
4319 Luftungsanlagen, Sonstiges

432 Teilklimaanlagen
4321 Zuluftanlagen
4322 Abluftanlagen
4323 Warmerlickgewinnungsanlagen
4324 Zuluftleitungen
4325 Abluftleitungen
4326 Mel,-Steuer,-Regelanlagen
4329 Teilklimaanlagen, Sonstiges

433 Klimaanlagen
4331 Zuluftanlagen
4332 Abluftanlagen
4333 Warmerlickgewinnungsanlagen
4334 Zuluftleitungen
4335 Abluftleitungen
4336 Mel,-Steuer,-Regelanlagen
4339 Klimaanlagen, Sonstiges

434 ProzeRlufttechnische Anlagen
4341 Farbnebel-Abscheideanlagen
4342 ProzeR-Fortluftanlagen
4343 Absaugeanlagen
4349 ProzeBlufttechnische Anlagen

435 Kalteanlagen
4351 Kalteerzeugungsanlagen
4352 Ruckkihlanlagen
4353 Pumpen, Verteiler
4354 Rohrleitungen
4355 MelR-, Steuer-, Regelanlagen
4359 Kalteanlagen, Sonstiges

439 Lufttechnische Anlagen,
Sonstiges
4391 Luftungsdecken
4392 Kuhldecken
4393 Raumgerate
4394 Abluftfenster

Starkstromanlagen

441 Hoch-und Mittelspannungsanlagen
4411 Schaltanlagen
4412 Transformatoren
4419 Hoch-und Mittelspannungs-
anlagen, Sonstiges

442 Eigenstromversorgungsanlagen

4421 Rotierende Anlagen

4422 Statische Anlagen mit Wechsel-
richter
Zentrale Batterieanlagen
Photovoltaikanlagen
Eigenstromversorgungsanlagen,
Sonstiges

4423
4424
4429

443 Niederspannungsschaltanlagen
4431 Niederspannungshauptverteiler
4432 Blindstromkompensationsanlage
4433 Maximumiberwachungsanlage
4439 Niederspannungsanlagen,
Sonstiges



444 Niederspannungsinstallationsanlagen
4441 Kabel und Leitungen
4442 Unterverteiler
4443 Verlegesysteme
4449 Niederspannungsinstallations-
anlagen, Sonstiges

445 Beleuchtungsanlagen
4451 Ortsfeste Leuchten fur Allgemein-
beleuchtung
4452 Ortsfeste Leuchten fir Sicherheits-
beleuchtung
4459 Beleuchtungsanlagen, Sonstiges

446 Blitzschutz- u. Erdungsanlagen
4461 Auffangeinrichtungen,Ableitungen
4462 Erdungen
4463 Potentialausgleich
4469 Blitzschutz- und Erdungsanlagen,
Sonstiges
449 Starkstromanlagen, Sonstiges
4491 Frequenzumformer
4492 Trenntransformatoren, Klein-
spannungstransformatoren

450 Fernmelde- und informationstechnische Anlagen

451 Telekommunikationsanlagen
4511 Telekommunikationsanlagen
4519 Telekommunikationsanlagen,
Sonstiges

452 Such-und Signalanlagen
4521 Personenrufanlagen
4522 Lichtruf-und Klingelanlagen
4523 Tursprech-und Turoffneranlagen
4529 Such-und Signalanlagen, Sonstiges

453 Zeitdienstanlagen
4531 Uhrenanlagen
4532 Zeiterfassungsanlagen
4539 Zeitdienstanlagen, Sonstiges

454 Elektroakustische Anlagen
4541 Beschallungsanlagen
4542 Konferenz- und Dolmetscher-
anlagen
4543 Gegen-und Wechselsprechanlagen
4549 Elektroakustische Anlagen,
Sonstiges

455 Fernseh-und Antennenanlagen

4551 Fernseh- und Rundfunkempfangs-
anlagen

4552 Fernseh- und Rundfunkverteil-
anlagen

4553 Fernseh- und Rundfunkzentrale

4554  Video-Anlagen

4555 Funk-, Sende- und Empfangs-
anlagen

4556 Funkzentralen

4559 Fernseh- und Antennenanlagen,
Sonstiges

456 Gefahrenmelde-und Alarmanlagen
4561 Brandmeldeanlagen
4562 Uberfall-,Einbruchmeldeanlagen
4563 Wachterkontrollanlagen
4564 Zugangskontrollanlagen
4565 Raumbeobachtungsanlagen
4569 Gefahrenmelde-und Alarmanlagen,
Sonstiges
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470

457

459
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Ubertragungsnetze
4571 Ubertragungsnetze
4579 Ubertragungsnetze, Sonstiges

Fernmelde-und informationstechnische
Anlagen, Sonstiges

4591 Verlegesysteme

4592 Personenleitsysteme

4593 Parkleitsysteme

Forderanlagen

461

462

463

464

465

469

Aufzugsanlagen

4611 Personenaufziige

4612 Lastenaufzige

4613 Kleinguteraufziige

4619 Aufzugsanlagen, Sonstiges

Fahrtreppen,Fahrsteige

Befahranlagen

Transportanlagen

4641 Automatische Warentransport-
anlagen

4642 Kleinguterforderanlagen

4643 Rohrpostanlagen

4649 Transportanlagen, Sonstiges

Krananlagen

Forderanlagen, Sonstiges

Nutzungsspezifische Anlagen

471

472

473

474

475

Kiichentechnische Anlagen

4711 GrofRRkichenanlagen

4712 Haushalts / Stationskiichen

4713 Teekiichen

4719 Kichentechnische Anlagen,
Sonstiges

Wascherei-und Reinigungsanlagen

4721 Waéschereianlagen

4722 Chemischreinigungsanlagen

4723 Medizinische Geratereinigungs-
anlagen

4724 Bettenreinigungsanlagen

4725 Sterilisationsanlagen

4729 Wascherei-und Reinigungs-
anlagen, Sonstiges

Medienversorgungsanlagen
4731 Techn. und med. Gase (Zentrale)
4732 Drucklufterzeugungsanlagen
4733 Vakuumerzeugungsanlagen
4734 Leitungen fir Gase und Vakuum
4735 Flissigchemikalien (Zentralen)
4736 Leitungen fir Flissigchemikalien
4739 Medienversorgungsanlagen,
Sonstiges

Medizintechnische Anlagen

4741 Diagnosegeréte

4742 Behandlungsgerate

4743 OP-Einrichtungen

4744 Hebeeinrichtung fir Behinderte

4749 Medizintechnische Anlagen,
Sonstiges

Labortechnische Anlagen

195



Muster 7

— 7/95 — Anmerkungen —

476

477

478

479

Badetechnische Anlagen

4761 Schwimmbeckenanlagen

4762 Saunaanlagen

4763 Medizinische Badeanlagen

4764 Whirlpools

4769 Badetechnische Badeanlagen,
Sonstiges

Kalteanlagen

4771 Kalteerzeugungsanlagen
4772 Kalteverteilleitungen
4779 Kalteanlagen, Sonstiges

Entsorgungsanlagen

4781 Abfallentsorgungsanlagen

4782 Sonderabfallentsorgungsanlagen
4783 Recyclinganlagen

4784 Kompostierungsanlagen

4789 Entsorgungsanlagen, Sonstiges

Nutzungsspezifische Anlagen, Sonstiges

4791 Buhnentechnische Anlagen, Ober-
maschinen

4792 Buhnentechnische Anlagen,
Untermaschinen

4793 Fahrzeugwaschanlagen

4794 Betankungsanlagen

4795 Blockheizkraftwerksanlagen

4796 Sonderanlagen

480 Gebaudeautomation

481
482
483
489

Automationssysteme
Leistungsteile

Zentrale Einrichtungen
Gebaudeautomation, Sonstiges

490 Sonstige MaBnahmen fiir Technische Anlagen

500 AufRenanlagen

510 Gelandeflachen

511
512
513
514
515
516
517
519

Gelandebearbeitung
Vegetationstechnische Bodenbearbeitung
Sicherungsbauweisen

Pflanzen

Rasen

Begriinung unterbauter Flachen
Wasserflachen

Gelandeflachen, Sonstiges

520 Befestigte Flachen

521
522
523
524
525
526
527
529

Wege

StralRen

Platze, Hofe

Stellplatze

Sportplatzflachen
Spielplatzflachen
Gleisanlagen

Befestigte Flachen, Sonstiges

530 Baukonstruktionen in AuRenanlagen

531
532
533
534
535
536
537
538
539

Einfriedigungen
Schutzkonstruktionen
Mauern,Wande

Rampen, Treppen,Triblhnen
Uberdachungen

Briicken,Stege

Kanal-und Schachtbauanlagen
Wasserbauliche Anlagen
Baukonstruktionen in Aul3enanlagen,
Sonstiges

540 Technische Anlagen im Auf3enanlagen

541 Abwasseranlagen

542 Wasseranlagen

543 Gasanlagen

544 \Warmeversorgungsanlagen

545 Lufttechnische Anlagen

546 Starkstromanlagen

547 Fernmelde-und informationstechnische
Anlagen

548 Nutzungsspezifische Anlagen

549 Technische Anlagen im Aul3enanlagen,
Sonstiges

550 Einbauten in AuRenanlagen
551 Allgemeine Einbauten
552 Besondere Einbauten
559 Einbauten in Au3enanlagen, Sonstiges

590 Sonstige MalRnahmen fiir AuBenanlagen

591 Baustelleneinrichtung

592 Geruste

593 Sicherungsmalnahmen

594 Instandsetzungen

595 Recycling,Zwischendeponierung und Ent-
sorgung

596 Schlechtwetterbau

597 Zusétzliche MaBnahmen

599 Sonstige MaBnahmen fir AuRenanlagen,
Sonstiges

600 Ausstattung und Kunstwerke

610 Ausstattung®)
611 Allgemeine Ausstattung
612 Besondere Austattung
619 Ausstattung, Sonstiges

620 Kunstwerke
621 Kunstobjekte™)
622 Kunstlerisch gestaltete Bauteile und Bau-
Bauwerke
623 Kunstlerisch gestaltete Bauteile der
AulRenanlagen
629 Kunstwerke, Sonstiges*)

700 Baunebenkosten

710 Bauherrenaufgaben
711 Projektleitung
712 Projektsteuerung
713 Betriebs-u.Organisationsberatung
719 Bauherrenaufgaben, Sonstiges

720 Vorbereitung der Objektplanung
721 Untersuchungen
722 Wertermittlungen
723 Stadtebauliche Leistungen
724 Landschaftsplanerische Leistungen
725 Wettbewerbe
729 Vorbereitung der Objektplanung,
Sonstiges

730 Architekten-und Ingenieurleistungen

731 Gebaude

732 Freianlagen

733 Raumbildene Ausbauten

734 Ingenieurbauwerke und Verkehrsanlagen

735 Tragwerksplanung

736 Technische Ausriistung

739 Architekten-und Ingenieurleistungen,
Sonstiges

*)  Angaben sind nur erforderlich, wenn die Beschaffung durch das Bauamt vorgenommen wird.
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740 Gutachten und Beratung

741 Thermische Bauphysik

742 Schallschutz und Raumakustik

743 Bodenmechanik, Erd-und Grundbau

744 Vermessung

745 Lichttechnik, Tageslichttechnik

749 Gutachten und Beratung, Sonstiges

750 Kunst
751 Kunstwettbewerbe
752 Honorare
759 Kunst, Sonstiges

770 Allgemeine Baunebenkosten
771 Prufungen,Genehmigungen
772 Abnahmen
773 Bewirtschaftungskosten
774 Bemusterungskosten
775 Betriebskosten wahrend der Bauzeit
779 Allgemeine Baunebenkosten, Sonstiges

790 Sonstige Baunebenkosten
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Anlage 1 zu Muster 7
Anlage 1 — 7/88 —

(Bezeichnung der Baumafnahme)

| )

(Bezeichnung des Bauwerkes)

Baunutzungskosten

Beitrag zu den entstehenden jahrlichen
Haushaltsbelastungen

—BHO §24 (1) —

Planungsdaten (DIN
**) m?2 BRla m3 |Gt
Warmeleistung MW Elektr. Anschluf3leistung kw
Betriebskosten

1 2 3 4 5 6 7 8
Kostengruppen Ein- Kosten / **) Kosten/Einh. Kosten/Jahr Anteil Verbr./Jahr | Verbr./ **)
gem. DIN 18960 heit (DM/m?/a) (DM) (DM/a) (v. H) (Einh./a) (Einh./m2/a)
5.1 Gebaudereinigung — — — — —
5.2.1 Abwasser m3
5.2.2 Wasser m3
5.2 Abwasser und Wasser m3 — — — — —
5.3 Warme/Fernwarme/ MWh

-kalte***)
5.4 Strom MWh
5.5 Bedienung —
5.6 Wartung und Inspektion —
Summe 5.1 bis 5.6 — 100
5.7 Verkehrs- und Griinflachen | — Nachrichtliche Angabe der
5.8 S . Personalkosten bei Einsatz von
' onstiges — verwaltungseigenem Personal

Summe 5.1 bis 5.8 —
Bauunterhaltungskosten (RBBau C 2.2) DM
Baunutzungskosten DM DM

Aufgestellt (ohne Angaben zu 5.2 bis 5.4 sowie Bauunterhaltungskosten):

Nutzende Verwaltung

(Ort, Datum, Unterschrift)

*)Bei Baumafinahmen des BMVg ist die Liegenschafts-Kenn-Nr. einzutragen
**) BezugsgrofRen sind HNFa, NFa oder NGFa gemal Bauwerkszuordnungskatalog sowie Kurzinformationen der BBD und LAG

***) Nichtzutreffendes streichen

14. Aust.-Lfg. (November 1988)
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Erlauterungen (nach DIN 18 960)

Zu 5.1 Gebé&udereinigung: Innenreinigung
(z.B. FuBbdden, Inneneinrichtung, Vorhange,
Sanitarobjekte, Arbeitsplatze); Fensterreini-
gung einschl. Sonnenschutzeinrichtungen;
re-gelmafige Reinigung von Fassaden

Zu 5.2 Abwasser und Wasser: Abwasser
(Ko-sten auch in Form von Geblhren) sowie
Brauch- und Trinkwasser (auch aus eigenen
Brunnenanlagen) einschl. des Abwassers und
Wasser zur Gesamterzeugung von Warme
und Kalte

Zu 5.3 Warme und Kalte: Heizstoffe, auch
Fernwéarme und Fernkalte zur Erzeugung von
Raum-, Luftungs- und Wirtschaftswarme
oder -kélte, Gesamtverbrauch an Gas,
jedoch nicht technischer Gase

Zu 5.4 Strom: Gesamtverbrauch einschl. des
Stroms zur Gesamterzeugung von Warme
und Kalte

Zu 5.5 Bedienung: Bedienen von haus- und
betriebstechnischen Anlagen

Zu 5.6 Wartung und Inspektion: Wartung und
Inspektion der haus- und betriebstechnischen
Anlagen einschlie3lich damit zusammenhan-
gender kleinerer Reperaturen, Auswechseln
von Verschlei3teilen, Gebihren, Hilfs- und Be-
triebsstoffe (z.B. Lampen, Chemikalien fir Ab-
wasser- und  Wasseraufbereitung, Filter,
Schmierstoffe, Dichtungen); hierzu gehéren
nicht allgemeine Hausdienste wie Pfortner,
Nachtwaéchter oder Hausmeister

Zu 5.7 Verkehrs- und Grinflachen: Reinigung
und Pflege der Verkehrsanlagen und Grunfla-
chen einschlieBlich der notwendigen Hilfs-
stoffe (z.B. Unterhaltungsarbeiten bei Vegeta-
tionsflachen, StraBen- und Gehwegreinigung,
Schneebeseitigung, Streudienst)

Zu 5.8 Sonstiges: Sonstige Betriebskosten (z.B.
Abfallbeseitigung, Schornsteinreinigung, Auf-
sichts- und Hausmeisterdienst, Versicherun-
gen fir das Gebaude oder Grundstiick)

Anmerkungen zu Anlage 1 zu Muster 7

Das Formblatt ist fur jedes Bauwerk auszufillen, wobei fur Wiederholungsbauten, bei denen die
geforderten Angaben weitgehend uUbereinstimmen, das Formblatt nur fur ein Bauwerk aufzu-
stellen ist. Besteht ein Bauwerk aus mehreren Baukorpern, die sich in ihrer Nutzungsart so
voneinander unterscheiden, daR sie als selbstandige Anlage gelten, ist fir jeden Baukorper ein
Formblatt auszufillen.

Zusatzlich ist fir eine aus mehreren Bauwerken/Baukorpern bestehende Baumalinahme ein
Formblatt auszufillen, wobei die addierten Werte einzutragen und die Werte der Kostengruppen
5.7 und 5.8 zu ermitteln sind.

Das Formblatt entspricht weitgehend der DIN 18 960 Teil 1 (April 1976). Die Betriebskosten fir
Abwasser, Wasser und Strom zur Gesamterzeugung von Warme und Kélte werden wegen des
nicht vertretbaren mef3technischen Aufwandes in diesem Formblatt unter den Kostengruppen
5.2 und 5.4 erfal3t. Die Trennung zwischen Eigenbetrieb und Fremdversorgung wird nicht fir
erforderlich gehalten. Soweit Eigenbetrieb durchgefihrt wird, ist in der betreffenden Zeile der
Betriebskosten zu Spalte 3 ein "E" einzutragen.

Die Angaben zu den Planungsdaten sind identisch mit Muster 6 Seite 2. Die zutreffenden Werte
sind zu Ubernehmen.

Die Kosten/Jahr sind einschlieRlich Umsatzsteuer und evtl. Ausgleichsabgaben zu errechnen,
wobei die gespaltenen Preise, wie Grundpreis, Arbeitspreis und MefRpreis zu beriicksichtigen
sind; sie kénnen auch aufgrund von Vergleichen mit Liegenschaften &hnlicher Nutzung bzw.
durch Anwendung vorliegender spezifischer Verbraucherwerte ermittelt werden.

Die Bauunterhaltungskosten sind nach RBBau C 2.2 anzugeben.

Die Angaben zu 5.1, 5.5, 5.6, 5.7 und 5.8 sowie die nachrichtlichen Angaben der Personalkosten
sind von der nutzenden Verwaltung, alle weiteren Angaben vom Bauamt zu machen.

Die Kostengruppen 5.1, 5.5 und 5.6 schlielen Eigen- und Fremdpersonalkosten ein; nachrichtlich
sind anzugeben die Personalkosten bei Einsatz von verwaltungseigenem Personal.

Gt = mittlere Gradtagszahl (s. VDI 2067)

14. Aust.-Lfg. (November 1988)



Anlage 2 zu Muster 7
Anlage 2 — 7/95 —

Energiewirtschaftliche

Gebaudekenndaten
(Bezeichnung der Baumaf3nahme)

zur
Haushaltsunterlage — Bau —
(Bezeichnung des Bauwerks/Baukdorpers)

Hauptnutzflaiche — HNF s m?2
Gesamt Warme-/Kéalte-/ Strombedarf (kW)
Norm-Warmebedarf/Heizlast (DIN 4701) *) QN
Warmebedarf/Heizlast fir RLT-Anlagen (Gesamtvolumenstrom V = .. m3/s) QLA
Kuhllast nach VDI 2078 QK
Strombedarf .
Qs
Spezifischer Warme-/Kélte- Strombedarf (W/m2)
Spezifischer Warmebedarf / Spezifische Heizlast QN CUNE
Spezifischer Warmebedarf / Spezifische Heizlast fir RLT-Anlagen **) QLA - NE
Spezifische Kihllast **) QK CHNE
Spezifischer Strombedarf QS HNE

Hinweis: Weitere Kenndaten, insbesondere Warmedurchgangskoeffizienten, siehe Warmebedarfsausweis nach
8§ 12 Warmeschutzverordnung (vgl. Anhang 20/5).

*) Sowveit fir Raume nicht RLT-Anlagen vorgesehen sind.
**) Nur fur Raume, fiur welche Lufterwarmung bzw. -kiihlung vorgesehen ist.

201—204
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Bauunterhaltung

An

1 PPN
Fir das Haushaltsjahr 19 ...... wird zur Aufstellung des Haushalts-

planes folgender Bedarf angemeldet:

1 fur die bundeseigene Liegenschaften

Summe der Neubauwerte 1936 aller Liegenschaften

Jahresrichtsatz = ......... %

2 fiur gemietete, gepachtete Liegenschaften oder Anlagen
Mittelbedarf nach umseitiger Zusammenstellung

Die unter 1 angegebene Summe der Neubauwerte 1936 aller
bundeseigenen Liegenschaften stimmt mit den Mitteilungen
nach Muster 21 uberein.

14. Aust.-Lfg. (Nobember 1988)

Muster 8 A

— 8 A/88 —
AABau — 1 A —
Ausgabenanmeldung — Bau —
Epl. Kap. Tit.
............................................ 519 01
Haushaltsjahr Vorlagetermin:
19, 19.....
Aufsteller
Mittelbedarf = ... DM
T e s DM
ZUS. . T i e DM
(Ort) (Datum)
. A.
Unterschrift
205



Muster 8 A
— 8 A/88 — 2. — Seite *)

Bezeichnung

je Liegenschaft

Ifd. der gemieteten / gepachteten Liegenschaften geschatze
Nr. oder Anlagen Kosten
DM
1 2 3

206—208

*)  Seite 2 Muster 8 A ist nur fur die Ermittlung der Ausgaben durch die hausverwaltende Dienststelle auszufiillen (C 2.4.1).

14. Aust.-Lfg. (November 1988)




Bauunterhaltung

Muster 8 C
—8C/85 —

BBN

(Baubedarfsnachweisung)

Epl. oooiiieaiis Kap. ..cooeennenn. Tit. e
Haushaltsjahr 19 .......

L PN

(Bezeichnung
s
"""""""""""""" Legenschafty
1 TP
(Ort)

.............................. (StraBe)
L PN

Aufgestellt: FE)

................ (ort)(Datum)

LA e
(Unterschrift)

"""""""""""" (Amtsbezeichnung)

*)hausverwaltende Dienststelle oder Bauamt
**) Abkiirzung von der aufstellenden Dienststelle einsetzen
Bauamt = ..Bau”,
hausverw. Dienststelle = ..Verw".

12. Aust.-Lfg. (Juli 1985)
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Muster 8 C

—8C/85—

(uspunugne |NQ 9]0A Jne)

S 14 € 4 T
A\le] Nd
usBuUNSLBWAg g v usBejueuagny ‘usiamneg/uapnegas yoeu 1j1811a1un "IN
ajn1ssuayyoIbuLqg jne us|eius s3j usuagesBunifeylalunneg Jsp Bunuyolazag PI1

u91s0) 81218Yyosab

21198
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Bauunterhaltung

Fir die bei den Baubegehungen ermittelten Arbeiten werden
an Ausgabemitteln im Hj 19.. benétigt:

2 TUD e e e = *%)
(Bauamt)

B E) e = *%)

A FREY e = *%)

ZUs.: =

Um getrennte Bereitstellung der Ausgabemittel wird gebeten.

Summe der ums. Spalten
*)7 bis 8
**)5 bis 6
***) bei mehreren Bauamtern entsprechend getrennt

9. Aust.-Lfg. (Juli 1981)

Muster 8 D
—8D/80 —

MABau

Mittelanforderung — Bau —

Epl. oo Kap. ..coveennenn. Tit. 519 01

Haushaltsjahr 19 .......

Vorlagetermin: 1. 12.19........

""""""""" (hausverwaltende Dienststelle)
............................................................ DM
............................................................ DM
............................................................ DM
............................................................ DM
............................................................ DM

................... (Om(Damm)
LA
""""""" (Unterschrif)  (Amtsbezeichnung)



Muster 8 D

—8D/81—

jusgabnzue 1uUa186 UBYDILIBQSIIBYISSD) UaIap Yoeu uageluy alp puls uisiweneg ualaiysw 199 (x

8 L 9 S v € Z T
Wa na Wa na Wa 1e1yoedab
g v g v yeyosuabaiq af 18po 19101Wab
ajn1ssuayyo1BbuLqg ajn1ssuayyo1BbuLqg usuagIv-Ng Jap =49 agebuesuo Hw “IN
9||91S1suUaIq apualeMIsASNEeH (x Jweneg ua1soMIWesan uablasapunq uayeyosuabal Jap Bunuyoliazag I
Jne us|jejiua Benoag usuagababue {, 91eds Ul WBP UOA 91218Y2S39 =V
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Kleine Neu-, Um- und
Erweiterungsbauten

fur das Haushaltsjahr 19....... wird zur Aufstellung des Haus-

haltsplanes folgender Bedarf angemeldet:

Muster 9 A
—9A/82 —

AABau — 2A

Ausgabenanmeldung — Bau —
Epl. ooiiiieniis Kap. .ocoveennenn. Tit. e

Haushaltsjahr 19 .......

Vorlagetermin: .......cccccovveviineennne. 19 ..........

(hausverwaltende Dienststelle)

a) fur bundeseigene Liegenschaften *) ST OO PPTPPN DM
b) fir gemietete oder gepachtete Liegenschaften *) PP DM
ZU S, . T et et et e DM
"""""""""" o T Toaum
LA
.............. iL.J'r;t'ér's:éHr}f't.)' . ...”""“ixr;t.s.t;;e.z;a.i::.r';r;t.;.r'n .g;).
Gesehen
und zu Spalte 6 erganzt:
........................... (Ort)(Datum)
""""""""""" (Unterschrift)  (Amtsbezeichnung)
...................................... il.j.i;r{s.t.s.t.él.lé.).................................
*)  nach umseitiger Aufstellung

10. Aust.-Lfg. (November 1982)
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Muster 9 A

—9A/82—

9 S 14 € 4 T
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Kleine Neu-, Um- und
Erweiterungsbauten

An

Zur Aufstellung des Haushaltsplanes fur das Haushaltsjahr

19...... wird folgender Bedarf angemeldet:

a) fur bundeseigene Liegenschaften =

b) fir gemietete oder gepachtete Liegenschaften =
Zus.: =

Hierzu:

........ Anlagen (AABau— 2A —)

Muster 9 B
— 9B/70 —

AABau — 2B —

Ausgabenanmeldung — Bau —
Epl. oooiiieaiis Kap. ..cooeennenn. Tit. e

Haushaltsjahr 19 .......

Vorlagetermin: .......cccccovveiinneennne. 19 ..........

(Bundesober- bzw. Bundesmittelbehérde)

(Ort) (Datum)

(Unterschrift) (Amtsbezeichnung)

215
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Muster 9 B
— 9 B/70 — 2. —Seite

Zusammenstellung:

Geschaftsbereich

Gesamtbetrag der BaumalRinahmen

der je Geschaftsbereich der hausverw. Dienststelle
Ifd. hausverwaltenden bundeseigene gemietete oder
Nr. Dienststelle Liegenschaften gepachtete Liegenschaften
DM DM
1 2 3 4




Muster 9 B
—9B/70 — ........ Seite

Zusammenstellung:

Geschaftsbereich

Gesamtbetrag der BaumalRinahmen

der je Geschaftsbereich der hausverw. Dienststelle
Ifd. hausverwaltenden bundeseigene gemietete oder
Nr. Dienststelle Liegenschaften gepachtete Liegenschaften
DM DM
1 2 3 4
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Kleine und grof3e Neu-, Um-
und Erweiterungsbauten

Am 31. Dezember 19

Muster 10
—10/84 —

Erfassung der konjukturpolitisch
bedeutsamen Verpflichungen

des abgelaufenen Haushaltsjahres oder friherer Jahre eingegangen wurden:

—in 1 000 DM —

Muster 10.1

bestanden folgende Verpflichtungen, die It. HUL zu Lasten von Verpflichtungserméchtigungen

Epl.
Kap./Tit.

insgesamt

fallig in

den Folgejahren

Muster 10.2

Die Verpflichtungserméachtigungen *) des abgelaufenen Haushaltsjahres wurden wie folgt in Anspruch genommen:

—in 1 000 DM —

fallig in

Epl.
Kap./Tit. insgesamt 19 ... 19 ... 19 ... 19 ... den Folgejahren
Aufgestellt:
"""""""""" oy T oaamy
e (Unterscmﬁ) .......................... (AmtSbezemhnung) .........

*)  Die Inanspruchnahme von {pl./apl. VE ist kenntlich zu machen.

11. Aust.-Lfg. (Februar 1984)

221222



Muster 11
— 11/95 — 1. —Seite

Bezeichnung der Baumaflinahme

Vereinfachter Nachweis bei Kosten-
Uberschreitungen infolge von Lohn-
oder Stoffpreissteigerungen nach
RBBau E 3.2.8.2, Abs. 2

....... Nachtrag zur Kostenberechnung
der Haushaltsunterlage — Bau —

1 Bauunterlage Aufstellungs- Genehmigungs- Genehmigende Instanz Genehmigter
datum datum Betrag in DM
Hauhaltsunterlage
— Bau —
1. bis ...... Nachtrag (bisherige Nachtrage) zur Hauhaltsunterlage — Bau —
Betrag
2| .... Nachtrag zur Haushaltsunterlage — Bau — Aufschlisselung (nach 3)
Gesamtbetrag
3 Aufschlisselung der Mehrkosten
Abschnitte bisher Mehrkosten infolge Minderkosten Abschnitts-
Kostenberechnung | genehmigter Betrag | von Lohn- oder Stoff- (Einsparungen) summen
preisgleitklauseln *)
1 2 3 4 5
200
300 (-312 ff.)
312 ff.**)
400
500
600
700
Zur Aufrundung
Insgesamt
Aufgestellt: Priif- und Feststellungsvermerke Genhmigungs- und
Ort, Datum: der Technischen Aufsichtsbehorde Feststellungsvermerk der Obersten
in der Mittelinstanz Technischen Instanz
Bauamt
(Unterschrift, Amtsbezeichnung)

*) Art und Umfang der Bauleistungen bleiben unveréndert.
**) vgl. Muster 6, 3.Seite

16. Aust.-Lfg. (Februar 1995)
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Muster 11
— 11/86 — 2. —Seite
4 Erlauterung *):

(z. B. Angaben des Prozentsatzes tariflicher Lohnerhéhungen oder von Stoffpreissteigerungen und ihrer Auswirkungen
auf die einzelnen Bauleistungen)

5 Hinweis auf zusatzliche Einsparungsmoglichkeiten *) **):

*) Ggf. Nachweis auf besonderer Anlage.
**) Z. B. Vereinfachung der BaumaRnahme

224
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Muster 11
- 11/95 - 3. Seite
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*) Bei Anwendung der Indextabelle eines Statist. Landesamtes ist ein Abdruck der Tabelle beizufiigen

**) Preisindizes It. Fachserie 17R4 des Statistischen Bundesamtes (Verlag W. Kohlhammer, Stuttgart/Mainz)

***) Zum Beispiel: Wohngebaude, Biurogebaude, Gewerbliche Betriebsgeb&dude (ggf. vergleichbare Bauwerksart)
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Muster 11

- 11/95 - Beispiel - 4. Seite
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***) Zum Beispiel: Wohngebaude, Burogebaude, Gewerbliche Betriebsgebaude (ggf. vergleichbare Bauwerksart)
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Muster 12

—12/82 —
(Dienstelle)
Stellenplan
Funktion des Stelleninhabers
| Referenten in
: . . Ministerien,
Personalstarke Jpptlater | Refeetseter | peteraseter
der Abteilungen, Minister, Abt.-Leiter iy o und Referenten Sach- arbeiter | Schreib- '
9 Staatssekretare | in Ministerien Leiter und Gruppen-Leiter in Ober- und bearbeiter | (Hilfs- krafte Boten
Gruppen, Sach- Abt.-Leiter von in Ober- und Mittelbehdrden krafte) Pfértner
gebiete USW. _Ober- und Mittelbehérden, Sachgebiets-
Mittelbehdrden Amtsvorsteher eiter in
Ortsbehdrden
1 2 3 4 5 6 7 8 9 10
Summe | =
I
Arbeitskrafte,
die uber I.
hinaus
fur erforderlich
gehalten werden
Summe | + Il =
Gepruft und anerkannt: Aufgestellt:
..................................... L deN BTSRRI o |- o B PT
(Nutznief3er)

(Unterschrift/Amtsbezeichnung)

Bemerkung:

a)

(Unterschrift)/Amtsbezeichnung)

Im Stellenplan sind séamtliche planmafige und auflerplanméaRige Beamte, beamtete Hilfskrafte, Angestellte und Arbeiter aufzunehmen.

b) Falls davon dauernd Personal zu anderen Dienststellen abgeordnet wird, ist dieses mit Erlauterung von der Personalstarke abzusetzen.

c)

10. Aust.-Lfg. (November 1982)

Fur langere Zeit oder dauernd im geplanten Neubau usw. mit unterzubringendes fremdes Personal kann in Ausnahmeféllen mit Angabe der Dienststelle
und entsprechende Begrindung, weshalb Raume mit vorgesehen sind, der Personalstarke hinzugerechnet werden.
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Muster 13
— 13/95 — 1. —Seite ..........

Raumbedarfsplan

1. Beabsichtigte Bezeichnung der BaumalRinahme 1)

2. Ort

3.  Geplante Unterbringung 2) in

3.1 vorhandenen Gebé&uden I:I

3.2 Neubauten I:I

3.3 Umbauten I:I

3.4 Erweiterungsbauten I:I

4.  Nutzende Verwaltung: 3)

5.  Technische Aufsichtsbehdrde in der Mittelinstanz: 4)

Anmerkung:

1. Fir die Unterbringung des Personals in vorhandenen Gebauden, in Neu-, Um- und Erweiterungsbauten ist entspre-
chend dem Bedarf fir jedes Gebaude ein gesondertes Formblatt aufzustellen.

2. Die Hoéchstflachen fir Geschaftszimmer in Verwaltungsgebauden der Bundesbehdrden nach Anlage 2 zu Muster 13
dienen als Anhalt, soweit Beschaftigte in Einzelzimmern oder Gemeinschaftsrraumen untergebracht werden. Die
Hochstflachen begrinden keinen Anspruch der Stelleninhaber auf diese RaumgrofRe. Die Festsetzung der Raumfla-
chen im einzelnen bleibt der obersten technischen Instanz bei der Prifung des Raumbedarfsplans vorbehalten.
Fir GroRraumbiros kdnnen die angegebenen Hochstflachen nicht als Richtwerte dienen. Der GroRraumbedarf ist
mit Angabe der vorgesehenen Belegung gesondert nachzuweisen.

3. Im Raumbedarfsplan sind die Hauptnutzflachen (DIN 277) anzugeben. Die anderen Raume sind nach der tatsach-
lich erforderlichen GréRe einzusetzen und in Spalte 11 zu begriinden. Nebennutzflachen, Funktions- und Verkehrs-
flachen sind nur dann anzugeben, wenn fir diese Grundflachenarten auRergewoéhnliche Flachenanforderungen be-
griindet sind. — Fir die RaumgréRen von Behdrdenkantinen dienen die in Anlage 3 angegebenen Richtwerte als An-
halt.

4. Soweit fur Lohnempfanger usw. besondere Rdume zu schaffen sind, soll sich der Raumbedarf in Grenzen von 3,5
m2 je Person halten. Der Nachweis ist nebenbei zu erbringen. Beschaftigte, die keinen festen Arbeitsplatz
bendtigen, z. B. standig im AuRendienst tatig sind, sind gesondert aufzufihren.

5. Dienstwohnungen fir Leiter von Behérden sind nur dann aufzunehmen, wenn sie im Haushaltsplan vorgesehen
werden sollen.

6. Dienstwohnungen (fir Hausmeister, Heizer, usw.) kdnnen dann aufgenommen werden, wenn die Anwesenheit der
Dienstposteninhaber auch auBerhalb der Dienststunden im dienstlichen Interesse zur Betreuung der Gebaude si-
chergestellt sein muf3.

7. Die GroRRe der Dienstwohnungen richtet sich nach der jeweils giltigen Fassung der*Baufachlichen Bestimmungen
fur bundeseigene oder mit Bundesmitteln geférderte Wohnungen''.

8. Bei Um- und Erweiterungsbauten sind dem Stellen- und Raumbedarf Benutzungs- und Belegungsplanskizzen der vor-

handenen, in Planung oder in Ausfihrung befindlichen Baulichkeiten mdglichst im Maf3stab 1:200 sowie ein
Lageplan beizufiigen.

1) Verschlusselung nach Bauwerkszuordnungskatalog

2) Zutreffendes ist anzukreuzen

3) Verschlusselung nach Nutzerkatalog

4) Verschliusselung nach Katalog tiber die Bauverwaltungen
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Muster 13
— 13/95 — 2. Seite .......

Nutzflachen
HNF, NNF 3)
Raumbezeichnung RC | Aufteilung in | Anzahl Nutz- FF Zu-
Ifd. und 1) Leitung der ungs- | Anzahl VF | schla- [ Bemerkungen | Raum-
Nr. Dienststellung Abteilungen | Arbeits- art der mz2 / & m2 ge Nr.
der Benutzer Gruppen, platze NC Raume | Raum | (7-8) 3) 4) 5) 6)
1) Sachgebiete 2) m?2 m?2
1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13

Ubertrag / Gesamtsumme

1) Raumbezeichnung und Raumcodes - RC - nach Raumzurdnungskatalog (Raumnutzungsschliissel)
2) Nutzungsart Nr. nach Raumzuordnungskatalog (Raumnutzungsschliissel)
3) HNF = Hauptnutzflache; NNF = Nebennutzflache; FF = Funktionsflache; VF = Verkehrsflache; nach DIN 277
4)  Zuschlage von Sonderraumfléchen, die in Spalte 9 bereits enthalten sind.
5) Angabe tiber besondere bauliche Einrichtungen
6) Raumnummern sind im Verlaufe der Planung zu erganzen
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Muster 13
— 13/95 — 3. Seite

Nutzflachen
HNF, NNF 3)
Raumbezeichnung RC | Aufteilung in | Anzahl Nutz- FF Zu-
Ifd. und 1) Leitung der ungs- | Anzahl VF | schla- [ Bemerkungen | Raum-
Nr. Dienststellung Abteilungen | Arbeits- art der mz2 / & m2 ge Nr.
der Benutzer Gruppen, platze NC Raume | Raum | (7-8) 3) 4) 5) 6)
1) Sachgebiete 2) m?2 m?2
1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13

Ubertrag / Gesamtsumme

zuzuglich Raumreserve =
% der Summe Spalte 9

Ubertrag / Gesamtsumme

1) Raumbezeichnung und Raumcodes - RC - nach Raumzurdnungskatalog (Raumnutzungsschliissel)
2) Nutzungsart Nr. nach Raumzuordnungskatalog (Raumnutzungsschliissel)
3) HNF = Hauptnutzflache; NNF = Nebennutzflache; FF = Funktionsflache; VF = Verkehrsflache; nach DIN 277
4)  Zuschlage von Sonderraumfléchen, die in Spalte 9 bereits enthalten sind.
5) Angabe tiber besondere bauliche Einrichtungen
6) Raumnummern sind im Verlaufe der Planung zu erganzen
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Muster 13
— 13/94 — 4. —Seite ..........

Begriindung fiir etwaige Raumreserven durch Aufsteller:

Aufgestellt:

(Unterschrift / Amtsbezeichnung)

Raum fir Prufvermerke:

234
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Muster 13 A, B, C, D
— 13/95 — 5. —Seite ..........

Forderungen des Nutzers (qualitative)

Muster 13 A — Baugrundsttick 1)
Muster 13 B — ErschlieRung 1)
Muster 13 C — Raume 1)

Muster 13 D — AuRenanlagen 1)

OO0

Beabsichtigte Bezeichnung der BaumaRnahme 2)

1) Zutreffendes ist anzukreuzen

2) Verschlusselung nach Bauwerkszuordnungskatalog

3) Verschlisselung nach Nutzerkatalog

4) Verschlusselung nach Katalog tiber die Bauverwaltungen
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Muster 13 A
— 13A/95 — 6. —Seite ..........

Forderungen des Nutzers an das Baugrundstiick

Beabsichtigte Bezeichnung der BaumaflRnahme 1)

Nr. Merkmal / Beschreibung Anforderung
Legende Text, Code, MaR, Erlauterung
1 2 3

1.0 ErschlieBung

1.1 STralle e
1.2 POStfaCh
1.3 Art der NUTZUNG e e
1.3.1 Art der bisherigen NUTZUNG e
1.3.2 Art der kiinftigen NUTZUNG e e
1.4 offentlich rechtliche Bestimmungen e e e
1.4.1 zuldssige BEDAUUNG e e
1.4.2 Bauart e e
1.4.3 BaUWERISE e e e
1.4.4 Besondere BeaChtung VON: e e e

1.4.4.1 Naturschutz

]
1.4.4.2 Landschaftsschutz D
]

1.4.4.3 Denkmalschutz

1.5 Grundstiicksgrofiie N2 e e e
1.5.1 bebaute Flache N2 e e e
1.5.2 bebaute Flache N2 e e e
2.0 Lage

2.1 Klimatische Lage e e
2.2 Lage zum bzw. im OFt e e
2.3 Verkehrslage e e e
2.3.1 SEralennetz e e e
2.3.2 offentliche Verkehrsmittel
2.3.3 andere EiNfiChTUNGEN e e
234 Nachbarschaft und Umgebung e e e

1) Verschliisselung nach Bauwerkszuordnungskatalog
2) Verschlusselung nach Nutzerkatalog
3) Verschlusselung nach Katalog tiber die Bauverwaltungen
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Muster 13 B

— 13B/95 — 7. —Seite

Forderungen des Nutzers an die ErschlieBung

Beabsichtigte Bezeichnung der BaumaRnahme 1)

Nr. Merkmal / Beschreibung Anforderung

Legende Text, Code, MaR, Erlauterung

1 2 3

1.0 ErschlieBung
1.1 ADWASSEr e e
1.2 WaASSEIVEISOrQUNG e s
1.3 GasVErSOrgUNG e s
1.4 FErnWArmeversSOrgUNG e s
1.5 STrOMVErSOrgUNG e e aas
1.6 Telekommunikation e s
1.7 VerkehrserschlieBUNG e
1.7 SONSLIGES e s
1.8 BaAUWEISE e e
2.0 Herrichten
2.1 SicherungsmaBBnahmen e e
2.2 Abbruchmalnahmen e
2.3 Altlastenbeseitigung e e
2.4 Herrichten der Geldndeoberflache e

1) Verschliisselung nach Bauwerkszuordnungskatalog
2) Verschlusselung nach Nutzerkatalog
3) Verschlusselung nach Katalog tiber die Bauverwaltungen
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Muster 13 C
— 13C/95 — 8. —Seite ..........

Forderungen des Nutzers — Raumgruppen / Rdume

Beabsichtigte Bezeichnung der BaumaRnahme 1)

Ordnungsnummern 4)

Raumcodes 5)

Nr.

Merkmal / Beschreibung Erfordernis

Anforderung

Legende: ja D

unklar D

Text, Code, Maf3, Erlauterung

1 2 3 4 5

1.0 Beschreibung der Nutzung
(Aktivitaten)

1.1 Prozessbedingungen
1.1.1 Arbeitsgegenstand D D ................................................................
1.1.2 Techn. Betriebsmittel D D ................................................................
1.1.3 Arbeitsgegenstand D D ................................................................
1.1.4 Techn. Betriebsmittel D D ................................................................
1.1.5 Beschreibung der Prozessbedingungen D D ................................................................
1.2 Immissionen
1.2.1 Luftverunreinigungen
1.2.1.1 Rauch / Dampfe OO OO s
1.2.1.2 Staub OO OO s
1.2.1.3 Gase D D ................................................................
1.2.1.4 Aerosole D D ................................................................
1.2.1.5 Geruchstoffe D D ................................................................
1.2.2 Gerausche D D ................................................................
1.2.3 Erschitterungen D D ................................................................
1.2.4 Licht OO OO s
1.25 Warme / Kalte OO OO s
1.2.6 Strahlung D D ................................................................

1) Verschlusselung nach Bauwerkszuordnungskatalog

2) Verschlusselung nach Nutzerkatalog

3) Verschlisselung nach Katalog tiber die Bauverwaltungen
4)  Ordnungsnummern der Spalte 1 des Raumbedarfsplanes
5) Raumcodes der Spalte 3 des Raumbedarfplanes
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Muster 13 C

— 13C/95 — 9. —Seite ..........

1 2 3 4 5
1.2.7 Sonstiges D D ................................................................
1.2.8 Beschreibung der Immissionen D D ................................................................
1.3 Prozessbedingte Emissionen
1.3.1 Luftverunreinigungen
1.3.1.1 Rauch / Dampfe 0 O i,
1.3.1.2 Staub 0 O i,
1.3.1.3 Gase 0 O i,
1.3.1.4 Aerosole D D ................................................................
1.3.1.5 Geruchstoffe 0 O i,
1.3.2 Gerausche D D ................................................................
1.3.3 Erschitterungen D D ................................................................
1.3.4 Licht 0 O i,
1.35 Warme / Kalte 0 O i,
1.3.6 Strahlung D D ................................................................
1.3.7 Feste Abfalle 0 O i,
1.3.8 Sonstiges D D ................................................................
1.3.9 Beschreibung der Emissionen D D ................................................................
2.0 Forderungen an den Raum
2.1 Raumliche Veranderbarkeit (Beschreibung) D D ................................................................
2.2 Raumhohe / Licht D D ................................................................
2.3 Beleuchtung
2.3.1 mit Tageslicht 0 O i,
2.3.2 mit Kunstlicht
2.3.2.1 allgemeine Beleuchtung D D ................................................................
2.3.2.2 besondere Beleuchtung D D ................................................................
2.3.2.3 Sicherheitsbeleuchtung 0 O i,
2.3.3 Sonstiges D D ................................................................
2.3.4 Beleuchtungsstérke D D ................................................................
2.3.5 Beleuchtungsfarbe D D ................................................................
2.4 Raumakustik D D ................................................................
2.5 Raumklima
25.1 Lufttemperatur D D ................................................................
252 Luftfeuchte D D ................................................................
2.5.3 Kiihllast 0 O i,
2.6 Luftwechsel
2.6.1 Natirlicher Luftwechsel D D ................................................................
2.6.2 Kunstlicher Lutwechsel D D ................................................................
2.7 Belastungen von Decken D D ................................................................
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Muster 13 C

— 13C/95 — 10. —Seite ..........
1 2 3 4 5
2.8 Oberflachen
2.8.1 Decken D D ................................................................
2.8.2 Winde OO OO s
2.8.3 Boden OO OO s
2.9 Medien fur Sonderzwecke
2.9.1 Sauerstoff D D ................................................................
2.9.2 Stickstoff OO OO s
2.9.3 Lachgas D D ................................................................
29.4 Kohlenséaure D D ................................................................
2.9.5 Druckluft D D ................................................................
2.9.6 Vollentsalztes Wasser D D ................................................................
2.9.7 Sonstiges D D ................................................................
2.10 Medien fur Sonderzwecke
2.10.1 Drehstrom D D ................................................................
2.10.2 Gleichstrom D D ................................................................
2.10.3 FI-Schutz, EX-Schutz OO OO s
2.10.6 Sonstiges D D ................................................................
2.11 Gefahren bei Medien- bzw. Strom-Ausfall fur D D ................................................................
Sonderzwecke (Beschreibung)
2.12 Informationstechnische Anlagen
2.12.1 Telekomm.anl. incl. Birokommunikation D D ................................................................
2.12.2 Such- und Signalanlagen
2.12.2.1 Personenrufanlage D D ................................................................
2.12.2.2 Nachtruf- und Klingelanlagen D D ................................................................
2.12.2.3 Tirsprech- und Offneranlagen D D ................................................................
2.12.2.4 Sonstiges D D ................................................................
2.12.3 Zeitdienstanlagen
2.12.3.1 Uhrenanlagen D D ................................................................
2.12.3.2 Sonstiges D D ................................................................
2.12.4 Elektroakustische Anlagen
2.12.4.1 Beschallungsanlagen D D ................................................................
2.12.4.2 Konferenz- und Dolmetscheranlagen D D ................................................................
2.12.4.3 Gegen- und Wechselsprechanlagen D D ................................................................
2.12.4.4 Sonstiges D D ................................................................
2.125 Fernseh- und Antennenanlagen D D ................................................................
2.12.6 Gefahrens- und Alarmanlagen
2.12.6.1 Brandmeldeanlagen D D ................................................................
2.12.6.2 Uberfallmeldeanlagen D D ................................................................
2.12.6.3 Einbruchsmeldeanlagen D D ................................................................
2.12.6.4 Waéchterkontrollanlagen D D ................................................................
2.12.6.5 Zugangskontrollanlagen D D ................................................................
2.12.6.6 Sonstiges D D ................................................................
2.12.7 Datenuibertragungsnetze D D ................................................................
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Muster 13 C

— 13C/95 — 11. —Seite ..........

1 2 3 4 5
2.13 Nutzungsspezifische Anlagen
2.13.1 Kichentechnische Anlagen D D ................................................................
2.13.2 Waéscherei- und Reinigungsanlagen D D ................................................................
2.13.3 Medienversorgungsanlagen D D ................................................................
2.13.4 Medizintechnische Anlagen D D ................................................................
2.13.5 Labortechnische Anlagen D D ................................................................
2.13.6 Badetechnische Anlagen D D ................................................................
2.13.7 Kélteanlagen D D ................................................................
2.13.8 Abfallentsorgungsanlagen D D ................................................................
2.13.9 Buhnentechnische Anlagen D D ................................................................
2.13.10 Sonstiges D D ................................................................
2.14 Forderanlagen
2.14.1 Aufzugsanlagen D D ................................................................
2.14.2 Fahrtreppen D D ................................................................
2.14.3 Fahrsteige D D ................................................................
2.14.4 Transportanlagen
2.14.4.1 Warentransportanlagen D D ................................................................
2.14.4.2 Aktentransportanlagen D D ................................................................
2.14.4.3 Rohrpostanlagen D D ................................................................
2.145 Sonstiges D D ................................................................
2.15 Nutzungsspezifische Einbauten
2.15.1 Gestiihle OO OO s
2.15.2 Schranke OO OO s
2.15.3 Regale OO OO s
2.15.4 Schaukasten D D ................................................................
2.15.5 Einbaukiichen D D ................................................................
2.15.6 Werkbznke OO OO s
2.15.7 Arbeitstische D D ................................................................
2.15.8 Projektionswéande D D ................................................................
2.15.9 Verdunkelungsanlagen D D ................................................................
2.15.10 Sonstiges D D ................................................................
3.0 Anforderung an Ausstattung
3.1 Textilien
3.1.1 Vorhéange D D ................................................................
3.1.2 Wandbehange D D ................................................................
3.1.3 Sonstiges D D ................................................................
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Muster 13 C

— 13C/95 — 12. —Seite ..........
1 3 4 5

3.2 Gerate

3.2.1 Wirtschaftsgerate D D ................................................................
3.2.2 Reinigungsgeréate D D ................................................................
3.2.3 Technische Geréte D D ................................................................
3.24 Medizinische Geréte D D ................................................................
3.2.5 Sportgerate OO OO s
3.2.6 Spielgerate D D ................................................................
3.2.7 Sonstiges D D ................................................................
3.3 Sonstiges

2.3.1 Wegweiser D D ................................................................
2.3.2 Orientierungstafeln D D ................................................................
2.3.3 Raumbezeichnungen D D ................................................................
2.3.4 Farbleitsysteme D D ................................................................
2.3.5 Werbeanlagen D D ................................................................
2.3.6 Sonstiges D D ................................................................
3.4 Kunstwerke D D ................................................................
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Muster 13 D

— 13D/95 — 13. —Seite

Forderungen des Nutzers — Aul3enanlagen

Beabsichtigte Bezeichnung der BaumaflRnahme 1)

Erfordernis

Anforderung

unklar

Text, Code, MaR, Erlauterung

Hn

ooood
ooood

OO00000000
OO00000000

Nr. Merkmal / Beschreibung
Legende:
1 2
1.0 Gelandeflachen
1.1 Pflanzen
1.2 Rasen
1.3 Begriinung unterbauter Flachen
1.4 Wsserflachen
1.5 Sonstiges
2.0 Befestigte Flachen
2.1 Wege
2.2 Strallen
2.3 Platze
2.4 Hofe
2.5 KFZ-Stellplatze / Anzahl
2.6 Sportplatzflachen
2.7 Spielplatzflachen
2.8 Gleisflachen
2.9 Sonstiges
3.0 Baukonstruktionen in AufRenanlagen
3.1 Einfriedung
3.1.1 Zaune
3.1.2 Mauern
3.1.3 Schrankenanlagen
3.2 Larmschutzanlagen
3.3 Stitzmauern
3.4 Rampen

OOOOooo
OOOOooo

1) Verschlusselung nach Bauwerkszuordnungskatalog

2) Verschlusselung nach Nutzerkatalog

3) Verschlisselung nach Katalog tiber die Bauverwaltungen
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Muster 13 D

OO0 OO0OoOod odje

OO0 O0Odod odj-

ooood
ooood

OO0o
OO0o

OO
OO

O
O

— 13D/95 — 14. —Seite ..........

1 2
3.5 Treppen
3.6 Triblnen
3.7 Uberdachungen
3.7.1 Wetterschutz
3.7.2 Unterstande
3.8 Briicken
3.9 Stege
3.10 Kanal- oder Schachtbauwerke
3.11 Wasserbauwerke
3.11.1 Brunnen
3.11.2 Wasserbecken
4 Abwasseranlagen
4.1 Klaranlagen
4.2 Oberflachen- und Bauwerksentwaésserung
4.3 Sammelgruben
4.4 Abscheider
4.5 Hebeanlagen
5 Wasseranlagen
51 Wasserversorgungsnetze
5.2 Hydrantenanlagen
5.3 Druckerhéhungsanlagen
5.4 Beregnungsanlagen
6 Gasanlagen
6.1 Gasversorgungsnetze
6.2 Flissiggasanlagen
7 Warmeversorgungsanlagen
7.1 Warmeversorgungsnetze
8 AuRenluftkihlanlagen
8.1 AuRenluftkihlanlagen
9 Starkstromanlagen
9.1 Stromversorgungsnetze
9.2 Freilufttrafostationen
9.3 Aulenbeleuchtungsanlagen
9.4 Flutlichtanlagen

OO0o
OO0o
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Muster 13 D

— 13D/95 — 15. —Seite ..........
1 2 3 4 5

10 Fernmeldeanlagen
10.1 Fernmeldeleitungsnetz D D ................................................................
10.2 Beschallungsanlagen D D ................................................................
10.3 Verkehrssignalanlagen D D ................................................................
10.4 Elektronische Anzeigetafeln D D ................................................................
10.5 Objektsicherungsanlagen D D ................................................................
10.6 Sonstiges D D ................................................................
11 Betriebspezifische Anlagen

Beschreibung D D ................................................................
12 Sonstiges

Beschreibung D D ................................................................
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Muster 13 (Anlage 1)

— freigehalten —
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Muster 13 (Anlage 2)

Hochstflachen fiir Geschaftszimmer der Bundesbehotrden

(die angegebenen Flachen begrinden keinen Anspruch der Stelleninhaber auf diese Raumgrofen)

1 Einzelflache fur Schreibkrafte
bei gemeinsamer Unterbringung von
mehreren Personen in einem Raum *) 6 m2
bei 2 Personen 15 mz

2 Einzelflache fur Mitarbeiter (Hilfskrafte)
Beschaftigte im Registraturdienst und in
gleich zu bewertender Tatigkeit **) 9 m2

Bei gemeinsamer Unterbringung

mehrerer Mitarbeiter

in einem Raum je Person **) 6 m?
bei 2 Personen **) 15 mz

3 a Einzelzimmer fiir Sachbearbeiter und
andere Beschéftigte mit entsprechend
zu bewertenden Aufgaben **) 12 mz

b) bei gemeinsamer Unterbringung von
2 Personen (z. B. Sachb. oder
1 Sachb. und 1 Mitarb.) kénnen 18 m2,
fur jede weitere Person jeweils 6 m2
angesetzt werden **)

4  Einzelzimmer
a) Referenten in Ministerien
b) Referatsleiter in Ober- und Mittelbehdrden
c) Referenten in Ober- und Mittelbehdrden ***)
d) Sachgebietsleiter in Ortsbehdrden **) ***) 18 m2

5 Einzelzimmer fur
a) Referatsleiter in Ministerien
b) Gruppenleiter in Ober- und Mittelbehérden
c) Amtsvorsteher 24 m2

6 Einzelzimmer fur
a) UAbt.-Leiter in Ministerien
b) Leiter und Abt.-Leiter von Ober- und Mittelbehdrden 30 m2

7 Einzelzimmer fir
Abt.-Leiter in Ministerien 36 m2

8 Einzelzimmer fur
a) Minister
b) Staatssekretéare 42—48 m?

*)Vorzimmer kénnen einen Zuschlag von 6 gm erhalten.
**)Bei im Einzelfall nachzuweisendem zuséatzlichen Raumbedarf (z. B. fur Arbeitskréafte des technischen Dienstes oder Arbeitsgebiet mit
Aktenablage) kdnnen Zuschlage genehmigt werden.
***) Die Hochstflachen sind je zur Halfte mit 18 m2 und 12 m? zu bemessen

Bemerkung:

1 Grundsétzlich sind die Arbeitskrafte, wenn das Interesse des Dienstes oder die Art der Arbeit es zulat oder erfordert, z. B. bei Buchhaltereien, Kassen,
Biicherprifstellen, Kanzleien und dergleichen, nicht in Einzelzimmern, sondern in Gemeinschaftsraumen unterzubringen.

2 Im Rahmen des fiur eine Behorde zustandigen Gesamtflachenraumes sind Abweichungen von den oben festgesetzten ZimmergréRen nach Mafl3gabe des
Gebéudegrundrisses oder besonderer Umstande des Einzelfalles gestattet.

3 Fur Geb&ude, die vorwiegend Betriebszwecken dienen, sind die Bestimmungen nur soweit bindend, als es der GrundriB3 in Hinblick auf die Abmessung der
Betriebsrdume gestattet.
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Muster 13 (Anlage 3)

Raumzuordnungskatalog

(Raumnutzungsschliissel)

Vorbemerkungen

Der Raumzuordnungskatalog ist eine Erganzung zur DIN 277 Teil 2 (Juni 1987). Er bietet Uber deren Unterteilung
der Raume nach 2 Nummern eine weitergehende Differenzierung in 3 Nummern mit dazugehérigen Beispielen an. Es
bleibt dem Anwender vorbehalten, fir einfache Flachenermittlungen (Berechnung der Netto-Grundflache, Nutzflache,
Funktions- und Verkehrsflache) nur die numerische Reihenfolge nach DIN 277 Teil 2 anzuwenden.

Die einzelnen Zahlengruppen (Raumcodes — RC, kenntlich durch die erste Nr.) haben die Flachenbezeichnungen, wie
sie durch die nachfolgend dargestellte Tabelle 1 DIN 277 Teil 2 geregelt werden, jedoch erganzt durch eine weitere
Untergliederung (3. Stelle).

Tabelle 1 Nutzungsarten und Gliederung der Netto-Grundrif3flache (DIN 277 Teil 2)

Nutzungsart Netto-Grundri3flache (NGF)
Nr. Benennung Gliederung
1 Wohnen und Aufenthalt Hauptnutzflache 1 (HNF 1)
2 Buroarbeit Hauptnutzflache 2 (HNF 2)
3 Produktion, Hand- und Maschinenarbeit, Nutz- Hauptnutzflache 3 (HNF 3)

Experimente

4 Lagern, Verteilen und Verkaufen flache Hauptnutzflache 4 (HNF 4)
5 Bildung, Unterricht und Kultur (NF) Hauptnutzflache 5 (HNF 5)
6 Heilen und Pflegen Hauptnutzflache 6 (HNF 6)
7 Sonstige Nutzungen Nebennutzflache (NNF)
8 Betriebstechnische Anlagen Funktionsflache (FF a)
9 VerkehrserschlieBung und -sicherung Verkehrsflache (VF a)

Der Raumzuordnungskatalog/Raumnutzungsschliissel ordnet Grundflachen und Raume den Nutzungsarten zu; erfor-
derlichenfalls sind die Grundflachen nach DIN 277 Teil Nr. 3.1.1 zuséatzlich zu untergliedern in

a) Grundflachen, die Uberdeckt und allseitig in voller Hohe umschlossen sind;
b) Grundflachen, die tUberdeckt, jedoch nicht allseitig in voller Hhe umschlossen sind (z. B. Balkone, Loggien);
c) Grundflachen, die nicht tUberdeckt sind (z. B. Terrassen).

Mehrfach genutzte Raume (nach DIN 277 Teil 2 Nr. 3.8)

Grundflachen, die mehrfach genutzt werden, sind der Uberwiegenden Nutzungsart zuzuordnen, z. B. Eingangshallen
zur Nutzungsart Nr. 9 (Verkehrsflachen), trotz gleichzeitiger Nutzung fiir Information, Ausstellung usw.

Sind jedoch Flachen innerhalb eines Raumes fir andere Nutzungen besonders ausgewiesen, z. B. Garderoben in
Eingangshallen, so sollen diese Teil-Grundflachen der entsprechenden Nutzungsart, z. B. Nr. 7, gesondert
zugeordnet werden.

Der Raumzuordnungskatalog/Raumnutzungsschlissel wurde von der erweiterten Themgruppe — unter Beteiligung
des Statistischen Bundesamtes — der Fachkommission "Baukostenplanung/Baukostenkontrolle” der ARGE-BAU
Hochbauausschul? (LAG) aufgestellt.
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Muster 13 (Anlage 3)

Numerische Reihenfolge (nach DIN 277 Teil 2 Juni 1987) mit Beispielen

RC Grundflachen/Radume/Beispiele

RC Grundflachen/R&dume/Beispiele

RC

Grundflachen/Raume/Beispiele

1  WOHNEN UND AUFENTHALT

11 WOHNRAUME

- Wohnzimmer

- Schlafzimmer

- Kinderzimmer

- Arbeitszimmer in Whg.
- ERzimmer in Whg.

- Gastzimmer in Whg.

- Wintergarten

112 Wohnkiichen

113 Wohndielen
- ERdiele

114 Wohnraume in Einzimmerwohnungen
- Wohn-/Schlafraum
- Wohnraum mit Schlafnische
- Wohn-/Schlafraum mit Kochnische

11

&)

Einzelwohnraume
- Wohnheimzimmer
- Hotelzimmer

116 Gruppenwohnraume
- Gruppenunterkunftsraum
- Gruppenschlafraum

111 Wohnraume in Mehrzimmerwohnungen

15 SPEISERAUME

151 Speiserdume allgemein
- ERraum
- Gaststube
- Patientenspeiseraum
- Personalspeiseraum

152 Speiseséle
- Mensaspeisesaal
- Kantinenspeisesaal
- Hotelspeisesaal

153 Cafeterias
- ImbiBraum
- Snack-Bar
- Barraum

24

241

KONSTRUKTIONSRAUME

Zeichenraume
- Raum mit Zeichentischen

16 HAFTRAUME

161 Einzelhaftraume

s

162 Gemeinschaftshaftraume

164 Besondere Haftrdume
- Arrestraum
- Vorfihrzelle
- Beruhigungszelle

242 Konstruktionsbiiros

- Raum mit Zeichenmaschinen
25 SCHALTERRAUME
251 Schalterraume allgemein

- Auskunft

- Aufnahme

252

25!

w

- Zentralsekretariat
- Immatrikulation
- Patientenleitstelle

Kassenraume

Kartenschalter

- Kartenschalter im Theater

- Kartenschalter im Kino

- Kartenschalter in Sportstatten

- Kartenschalter in Verkehrsanlagen

12 GEMEINSCHAFTSRAUME

12

[y

Aufenthaltsraume allgemein
- Aufenthaltsraum
-Tagesraum

- Besuchsraum

- Freizeitraum

- Clubraum

- Lehrerzimmer

12

N

Bereitschaftsraume

12

w

Kinderspielraume
- Kindergartengruppenraum
- Kinderklinikspielraum

13 PAUSENRAUME
131 Pausenrdume allgemein
- Pausenzimmer

- Sozialraum

13

N

Pausenhallen

- Schulpausenhalle
- SchulstraRe

- Theaterfoyer

- Konzertfoyer

13

w

Pausenflachen

13

IS

Wandelhallen

135 Ruheraume allgemein
- Personalruheraum
- Bereitschaftsdienstruheraum

136 Patientenruherdume
- Klinikruheraum
- Ambulanzruheraum
- Kurbadruheraum

2 BUROARBEIT
21 BURORAUME
211 Buroraume allgemein
212 Schreibraume

213 Buroraume mit manuellen/experimentellem
Arbeitsplatz

214 Burordume mit Archivfunktion
- Buroraum mit Handbibliothe
- Buroraum mit Handarchiv
- Blroraum mit Registratur

215 Burordaume mit Materialausgabe

216 Einzelarbeitsplatze
- Diktierkabine
- Denkzelle
- Schreibkabine
- Lehrerstitzpunkt

26

26

ey

26

N

26

w

264

26

al

26

(&)

26

3

268

269

BEDIENUNGSRAUME
Fernsprechraume/-kabinen
Fernsprechvermittlungsraume
Fernschreibraume

Funkzentralen

Bedienungsraume fiir Férderanlagen
Regieraume

- Bildregieraum

- Tonregieraum

Projektionsraume
- Filmvorfihrraum

Schaltraume fir betriebstechnische Anlagen
- Betriebstechnikleitstelle
- Schaltwarte

Schaltraume fir betriebliche Einbauten

- Schaltraum fir Medizintechnik

- Schaltraum fur wissenschaftliche Apparate
- Steuerraum

22 GROSSRAUMBUROS

22

[y

GroRraumbiiros allgemein
- Arbeitsflache im GroRraumbiiro
- Besprechungszone im GrofRRraumbiiro

- Pausenzone im GroRraumbiiro
- Garderoben im GroRraumbiiro
- Verkehrswege im GrofRRraumbiiro

222 Grofraumbiros mit Schaltern

14 WARTERAUME

141 Warterdaume allgemein
- Patientenwartezimmer
- Besucherwartezimmer

142 Wartehallen
- Wartesaal

143 Warteflachen

23 BESPRECHUNGSRAUME

23

iy

Besprechungsraume allgemein
- Diskussionsraum ohne spez.Ausstattung
- Prafungsraum ohne spez.Ausstattung

232 Sprechzimmer
- Beratungszimmer mit Publikumsverkehr
- Berufsberatung
- Elternberatung

233 Sitzungssale
- Konferenzsaal

234 Gerichtssale

235 Parlamentssale

27

271

27

N

273

274

27

al

AUFSICHTSRAUME
Aufsichtsraume allgemein
- Uberwachungsraum

- Kontrollraum

- Hausmeisterdienstraum
Pfortnerrdume
Wachréaume

Haftaufsichtsrdume

Patiententiberwachungsraume

28

28

-

28

N

283

BUROTECHNIKRAUME

Verfielfaltigungsraume
- Reprografieraum

- Fotokopierraum

- Lichtpausraum

- Druckraum

Filmbearbeitungsraume

- Fotolaborraum

- Rontgenfilmentwicklungsraum
- Cutterraum

- Dunkelkammer

ADV-GroRrechenanlagenraume
- GroBrechnerraum

252
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Muster 13 (Anlage 3)

Numerische Reihenfolge (nach DIN 277 Teil 2 Juni 1987) mit Beispielen

RC Grundflachen/Radume/Beispiele RC Grundflachen/R&dume/Beispiele RC Grundflachen/Radume/Beispiele
284 ADV-Kleinrechenanlagenraume 324 Oberflachenbehandlungswerkstatten 334 Lichttechnische Labors

- Terminalraum - Malerwerkstatt - Beleuchtungstechniklabor

- Datenstation - Spritzlackierraum - Lichttechniklabor

- Prozel3rechenraum - Einbrennraum - Spiegelraum

ADV-Periphergerateraume
- Lochkartengeréateraum

- Lochstreifengerateraum
- Plotterraum

- Schnelldruckerraum

Schreibautomatenraume

»

(%)

PRODUKTION; HAND- UND
MASCHINENARBEIT, EXPERIMENTE

WERKHALLEN
Produktionshallen fiir Grundstoffe

Produktionshallen fiir Investitions-
und Versorgungsguter

Produktionshallen fur Nahrungs- und
GenuBmittel

Instandsetzungs-/Wartungshallen

Technologische Versuchshallen

- Elektrotechnikversuchshalle

- Maschinenversuchshalle

- Materialprufhalle

- GroBmotorenprifhalle

- Versuchshalle fir mech. Verfahrenstechnik

Physikalische Versuchshallen
- Beschleunigerhalle

- Versuchsreaktorhalle

- Hochspannungshalle

Chemie-Versuchshallen

- Chemietechnikum

- Versuchshalle fir chem. Verfahrenstechnik
- Mikrobiologietechnikum

- Lebensmitteltechnologietechnikum

Sonderversuchshallen
- Sternwartekuppelraum
- Wasserbauversuchshalle

- Aufdampfraum

- Beizraum

- Atzraum

- Galvanikraum

- Sandstrahlraum

- Textilveredlungswerkstatt
- Dekorationswerkstatt

- Tapezierlehrwerkstatt

Holz-/Kunststoffwerkstatten

- Tischlerwerkstatt

- Zimmererwerkstatt

- Kunststoffverarbeitungswerkstatt
- Modellbauwerkstatt

Bau-/Stein-/Erd-Werkstatten

- Hochbaulehrwerkstatt

- Tiefbaulehrwerkstatt

- Betonbauwerkstatt

- Steinbauwerkstatt

- Steinmetzwerkstatt

- Keramikwerkstatt

- Glasblaserwerkstatt

- Glaserbearbeitungswerkstatt

Drucktechnikwerkstatten
- Setzerwerkstatt

- Lithografiewerkstatt

- Druckereiwerkstatt

- Buchbinderwerkstatt

- Textil-/Lederwerkstatten
- Handweberei

- Schnittmusterwerkstatt
- Zuschneideraum

- Nahraum

- Schuhmacherwerkstatt

- Polsterwerkstatt

Werkstatten fiir Gesundheit und Koérperpflege
- Prothetische Werkstatt

- Dentalwerkstatt

- Frisérarbeitsraum

- Kosmetikarbeitsraum

00

- Schalltechnische Labors
- Akustiklabor

- Hallraum

- SchallmeBraum

- Schalltoter Raum

Technologische Labors mit erhéhter
Deckentragfahigkeit

- Kristallzuchtraum

- Ofenraum

- Schwerlabor

Technologische Labors mit Erschitterungs-
schutz

- Fotogrammetrieraum

- Kristallzuchtraum

Technologische Labors mit Berstwéanden
- Hochdruckbehélterlabor

- Autoklavenraum

- Sprengraum

fuy

PHYSIKALISCHE; PHYSIKALISCHE-
TECHNISCHE; ELEKTROTECHNISCHE LABORS

Elektrotechniklabors (Verwendung
elektronischer Bauelemente)

- Hochfrequenzlabor

- Nachrichtentechniklabor

- Niederfrequenzlabor

- Optoelektroniklabor

Physiklabors einfach

- Elektronenmikroskopielabor
- Elektronenresonanzlabor

- Festkérperphysiklabor

- Halbleiterlabor

- Laserlabor

- Massenspektroskopielabor
- Optiklabor

- physikalisch-pysiologisches Labor
- Probenvorbereitungslabor

- Rontgenspektroskopielabor
- Tieftemperaturlabor

- Windkanalversuchshalle 33 TECHNOLOGISCHE LABORS
34

w

Physiklabors mit besonderen luttechnischen

33

iy

[y

WERKSTATTEN

Metallwerkstatten (grob)
- Schmiedewerkstatt

- Hartereiwerkstatt

- Schweil3ereiwerkstatt
- GieRereiwerkstatt

- Schlossereiwerkstatt

- KFZ-Werkstatt

- Prifstand

- Montagewerkstatt

- Blechbearbeitungswerkstatt
- Stahlbauwerkstatt

322 Metallwerkstatten (fein)

- MeBinstrumentenwerkstatt
- Optikerwerkstatt
- Uhrmacherwerkstatt

323 Elektrotechnikwerkstétten

- Elektrowerkstatt

- Elektronikwerkstatt

- Mikroelektronikwerkstatt
- Horgeratewerkstatt

Technologische Labors einfach (ohne
Absaugung)

- Eichraum

- Feinmechaniklabor

- Feinwerktechniklabor

- Regelungstechniklabor

- Stromungstechniklabor

- Uhrentechniklabor

Technologische Labors (mit Absaugung
und/oder Explosionsschutz)

- Anstrich- und Beschichtungspruflabor

- Kolbenmaschinenprifstand mit Abgasen
- Korrosionslabor

- Mechnanisches Verfahrenstechniklabor
- Schweil3labor

- Staublabor

- Stromungstechniklabor

Labors fir Stationare Maschinen

- Elektromaschinenlabor

- Festigkeitspruflabor

- Kolbenmaschinenpriifstand ohne Abgas
- Spannungsoptiklabor

- Stromungstechniklabor

- VerschleiBprifbox

- Werkzeugmaschinenlabor

- Werkzeugpruflabor

- ZerreiBlabor

Anforderungen

- Elektronenmikroskopielabor
- Elektronenresonanzlabor

- Festkérperphysiklabor

- Halbleiterlabor

- Laserlabor

- Massenspektroskopielabor
- Optiklabor

- Probenvorbereitungsraum
- Rontgenspektroskopielabor
- Tieftemperaturlabor

Physikalische MeRRraume und Raume fir
instrumentelle Analytik (nur Methodenanwen-
dung)

- Elektrochemischer MeRBraum

- Elektrophoreseraum

- Fotometrieraum

- Gaschromatographieraum

- Infrarotspektroskopieraum

- Massenspektroskopieraum

- Ramanspektroskopieraum

- Rontenspektroskopieraum

- Ultraviolettspektroskopieraum

- Wageraum
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Muster 13 (Anlage 3)

Numerische Reihenfolge (nach DIN 277 Teil 2 Juni 1987) mit Beispielen

RC Grundflachen/Radume/Beispiele

RC Grundflachen/R&dume/Beispiele

RC

Grundflachen/Raume/Beispiele

345 Physikalische MeRraume und Raume fiir
instrumentelle Analytik (nur Methodenan-
wendung) mit besonderen lufttechnischen
Anforderungen
- Atom-Absorptionsspektroskopieraum
- Elektrochemischer MeRBraum
- Elektronenmikroskopieraum
- Elementaranalyselabor
- Fotometrieraum
- Gaschromatographieraum
- Infrarotspektroskopieraum
- Massenspektroskopieraum
- Ramanspektroskopieraum
- Réntgenspektroskopieraum
- Ultraviolettspektroskopieraum

- Wageraum
- Massenspektroskopieraum
- Zentrifugenraum
346 Kernphysiklabors mit Dekontamination von Ab-
wasser und Abluft
- Beschleunigerraum
- Kernphysiklabor
- Labor fir MoRbauereffekt
- Strahlenphysiklabor
347 Physiklabors und Mef3rdume mit Erschitterungs-
schutz
- Geophysikalisches Labor
- Gravimeterraum
- Laserlabor (erschutterungsfrei)
- Massenspektroskopielabor (erschutterungsfrei)
- Prazisionswageraum
348 Physiklabors und Mel3raume mit elektro-
magnetischer Abschirmung
- AntennenmefRraum
- Faradayscher Kéfig
- Hochspannungslabor
349 Physiklabors und MefRraume mit Strahlenschutz
- Beschleunigerraum
- MeBbunker
- Neutronenbunker
35 CHEMISCHE, BAKTERIOLOGISCHE,
MORPHOLOGISCHE LABORS
351 Morphologische Labors (ohne Hygienean-
forderungen)
- anatomischer Praparierraum
- Mazerationsraum
- Mikroskopierraum
352 Labors fur analytisch- und praparativchemische

Arbeitsweisen

- naf3analytisch-chemisches Labor

- praparativ-chemisches Labor

- chemisch-biochemisches Labor

- Labor fur Kklinisch-diagnostische Chemie

- Destillierraum

- Hydrierraum

- Digestorienraum

- Flussigkeitschromatographieraum

- Dauerversuchsraum (chemisch, biochem.)

353 Chemisch-technische Labors
- Chem.Verfahrenstechniklabor
- Chemiekalienabfillraum
- Pharmazeutisch-technologisches Labor
- Verbrennungsraum

354 Labors mit zusatzlichen Hygieneanforderungen
- Bakteriologisches Labor
- Brutraum
- Chemisch-Biochemisches Labor
- Hygienelabor
- Impfraum
- Labor fur medizische Mikrobiologie
- Morphologisches Labor
- Nahrbodenraum
- Parasitologisches Labor
- Physiologisches Labor
- Virologisches Labor

355 Labors mit zuséatzlichen hygienischen und
besonderen lufttechnischen Anforderungen

365

366

36

J

36

0

369

Raume fir Beckenhaltung
- Aquarienraum
- Terrarienraum

Tierpflegraume
- Tierwégeraum
- Schafschurraum

Futteraufbereitungsraume
- Futterkiiche

Milch-/Melkraume

Kadaverraume

- Bakteriologisches Labor
- Brutraum
- Chemisch-Biochemisches Labor
- Hygienelabor
- Impfraum
- Labor fur medizische Mikrobiologie
- Morphologisches Labor
- Nahrbodenraum
- Parasitologisches Labor
- Physiologisches Labor
- Virologisches Labor
356 Isotopenlabors mit Dekontamination von Ab-
wasser und Abluft
- Kernchmielabor
- Radiochemielabor
- Targetpraparation
- Tracerlabor
357 Isotopenlabors mit Dekontamination von Ab-
wasser und Abluft und besonderen luft-
technischen Anforderungen
- Kernchmielabor
- Radiochemielabor

37

371

372

373

374

375

RAUME FUR PFLANZENZUCHT

Gewachshéauser allgmein
- Kalthaus

- Treibhaus

- Warmhaus

- Vegetationshalle

Gewachshauser mit besond. klimat. Bedingungen
- Tundrahaus
- Tropenhaus

Pflanzenzuchtraume experimentell
- Phytokammer

Pilzzuchtraume
- Champignonzuchtraum

Pflanzenzuchtvorbereitungsrdaume
- Pflanzraum

- Erdaufbereitungsraum

- Samensortierraum

- Targetpraparation
- Tracerlabor
358 Isotopenlabors mit Dekontamination von Ab-
wasser und Abluft, hygienischen und
besonderen lufttechnischen Anforderungen
- Bakteriologisches Labor
- Tracerlabor
359 Labors mit besonderen Hygieneanforderungen,
Zugang uber Schleusen und Zwangsduschen
- Raum fur Arbeiten mit hochpathogenen Keimen|

36 RAUME FUR TIERHALTUNG
361 Raume fur Stallhaltung allgemein
Rinderstall

- Schweinestall

- Pferdestall

- Geflugellaufstall

- Schaustall

362 Raume fur Kafighaltung allgemein
- Hundehaltung

- Katzenkafig

- Labornagerkafig

- Geflugelkafig

- Schaukafig

- Voliere

363 Raume fur Tierhaltung experimentell
- Tierernahrungsversuchsraum

364 Raume fur Kéfighaltung experimentell
- SPF Tierhaltungsraum

- Barrierentierhaltungsraum

38

381

382

383

38

g

385

386

387

388

KUCHEN

Kuchen in Wohnungen
- Kochkiiche

- Anrichte

- Kochnische

Teilkiichen

- Teekiiche

- Kaffeekiiche

- Milchkiiche

- Stationskiiche

- Anrichte in Bettenstationen

Grof3kiichen

- Mensakiiche

- Klinikkiiche

- Diatkuche

- Restaurantkiiche

Spezialkiuchen
- Cafeteriakiiche
- Wurstkiiche
- Versuchskiiche

Kuchevorbereitungsraume
- Kartoffelschale

- Gemiseputzraum

- Fleischvorbereitung

- Fischvorbereitung

Backréaume
- Backereiarbeitsraum
- Konditoreiarbeitsraum

Speiseausgaben
- Essensausgabe
- Getrankeausgabe

Spukichen

- Geschirr-Ruckgabe
- Vorsplle

- Geschirrspiile

- Topfspule
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Muster 13 (Anlage 3)
Numerische Reihenfolge (nach DIN 277 Teil 2 Juni 1987) mit Beispielen

RC Grundflachen/Raume/Beispiele RC Grundflachen/Rédume/Beispiele RC Grundflachen/Raume/Beispiele
39 SONDERARBEITSRAUME 42 ARCHIVE, SAMMLUNGSRAUME 5 BILDUNG, UNTERRICHT UND KULTUR
391 Hauswirtschaftsraume 421 Archive 51 UNTERRICHTSRAUME MIT FESTEM GESTUHL
- Dokumentenarchiv
392 Waéschereiraume - Réntgenbildarchiv 511 Hor-/Lehrséle ansteigend mit Experimentier-
- Waschkiiche - Krankenblattarchiv biihne
- Waschetrockenraum - Planarchiv
- GroBwaschereiraum - Tontragerarchiv 512 Hor-/Lehrséle mit Experimentierbiihne
- Krankenhauswascherei - Datentragerarchiv
- Chemischer Reinigungsraum 513 Hor-/Lehrséle ansteigend ohne Experimentier-
422 Registraturen biihne
393 Waéschepflegeraume - Aktenablageraum
Wascheausbesserungsraum - Aktenlagerraum 514 Hor-/Lehrséle eben ohne Experimentierbiihne
Bugelraum
Mangelraum 423 Sammlungsraume
- Lehrmittelraum 52 ALLGEMEINE UNTERRICHTS- UND UBUNGS-
394 Spulraume - Kartenraum RAUME OHNE FESTES GESTUHL
- Laborsptlraum - Modellraum
- AusguBraum - Bildmaterialraum 521 Unterrichtsraume
- Steckbeckenspiilraum - Klassenraum
424 Magazine - Fachklassenraum
395 Geréatereinigungsraume - Buchermagazin - Fachtheorieraum
- Instrumentenreinigungsraum - Zeitschriftenablage - Auschweichklassenraum
- Anéastesiegerateaufbereitungsraum - Notenmagazin
- Ké&figreinigungsraum - Archivalienmagazin 522 UnterrichtsgroBraume
396 Desinfektionsraume 425 Magazine mit Klimakonstanz 523 Ubungsraume
- Bettendesinfektionsraum - Alte-Handschriften-Magazin - Gruppenraum
- Kleiderdesinfektionsraum - Geméldemagazin - Kursraum
- Inkunabelnmagazin - Seminarraum
397 Sterilisationsraum - Schiilerarbeitsraum
- Spontansterilisationsraum - Studentenarbeitsraum
- Substerilisationsraum 43 KUHLRAUME
- Aseptorenraum 524 Mehrzweckunterrichtsraume
431 Lebensmittelkiihlraume
398 Pflegearbeitsraume 525 Zeichenlibungsraume
- Bettenaufriistraum 432 Lebensmitteltiefkihlrdume - Entwurfsseminar
- Bettenabriistraum - Konstruktionstibungsraum
433 Kihlraume fur mediz. Zwecke
399 Vorbereitungsraume - Blutbank 526 Verhaltensbeobachtungsraume
- Unterrichtsvorbereitungsraum - Gewebebank - Testspielraum
- Horsaalvorbereitungsraum - Organersatzbank - Testraum
- Laborvorbereitungsraum - Mitschauraum

434 Kihlraume fir wiss./techn. Zwecke

527 Ubungsraume fiir darstellende Kunst

4 LAGERN, VERTEILEN, VERKAUFEN 435 Leichenkuhlraume - Schauspieltibungsraum
- Ballettiibungsraum
41 LAGERRAUME - Puppenspieltibungsraum

44  ANNAHME- UND AUSGABERAUME

411 Lagerraume allgemein

- Materiallager 441 Annahme-/Ausgaberdume allgemein 53 BESONDERE UNTERRICHTS- UND UBUNGS-
- Geratelager - Annahmeraum RAUME OHNE FESTES GESTUHL
- Sportgerateraum - Ausgaberaum
- Asservatenraum - Poststelle 531 Musisch-technische Unterrichtsraume
- Verladerampe - Zeichensaal
412 Lagerraume mit lufttechnischen Anforderungen - Aktsaal
- NaBlager 442 Sortierraume - Werkunterrichtsraum
- Feuchtlager - Verteilraum - Modellierunterrichtsraum
- Handarbeitsunterrichtsraum
413 Lagerraume mit hygien. Anforderungen 443 Packraume -Malklassenraum
- Lebensmittellager - Bildhauerklassenraum
444 \ersandrdume
414 Lagerraume mit betriebsspezifischen Einbauten 532 Hauswirtschaftliche Unterrichtsraume
- Hochregallager 445 Versorgungstiitzpunkte - Hauswirtschaftsunterrichtsraum
- Tankraum - Hauswirtschaftspraktikumsraum
- Siloraum 446 Entsorgungsstutzpunkte - Lehrkiichenraum

- Lehrwéschereiraum

415 Lagerraume mit Explos./Brandschutz

- Losungsmittellager 45 VERKAUFSRAUME 533 Medienunterstiitzte Unterrichtsraume
- Chemikalienlager - Sprachlaborraum
- Munitionslager 451 Verkaufsstande - Schreibmaschinenunterrichtsraum
- Sprengstofflager - Kiosk - Phonotypieunterrichtsraum
- Treibstofflager - Verkaufstheke - Audiovisueller Unterrichtsraum
- Ubungskontor
416 Lagerraume mit Strahlenschutz 452 Ladenraume - ADV-Unterrichtsraum
- Isotopenlagerraum - Geschéftsraum
534 Musik-/Sprechunterrichtsraume
417 Tresorrdume 453 Supermarktverkaufsraume - Musikraum/-saal
- Instrumententibungsraum
418 Futtermittellager 454 Kaufhausverkaufsraume - Orgeliibungsraum
- Heuboden - Gesangsiibungsraum
455 GroRmarkthallenverkaufsraume - Sprechiibungsraum
419 Leichenraume fir Anatomie

- Humananatomieleichenraum
- Veterinaranatomieleichenraum 46 AUSSTELLUNGSRAUME

461 Verkaufsausstellungsraume
- Ausstellungsraume
- Kunstgalerie (Verkauf)

462 Musterraume

463 Messehallen
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Muster 13 (Anlage 3)

Numerische Reihenfolge (nach DIN 277 Teil 2 Juni 1987) mit Beispielen

RC Grundflachen/Radume/Beispiele RC Grundflachen/Rdume/Beispiele RC Grundflachen/Radume/Beispiele
535 Physikal.-techn. Ubungsraume 57 BUHNEN-, STUDIORAUME 613 Verstorbenenraume
- Physikiibungs-/demonstrationsraum - Obduktionsraum
- Defilierpraktikum 571 Buhnenraume - Einsargungsraum
- Physikpraktikum - Hauptbuhne
- Elektronikpraktikum - Seitenbuhne 614 Tiermedizin U+B-Raume mit einfacher med.

- Regelungs-/Steuerungstechnikpraktikum - Hinterbiihne
- Fertigungstechnikpraktikum - Zentralbiihne
- Geodasiepraktikum - Schnirboden
- Mikroskopiertibungsraum 615 Demonstrationsraume mit einfacher med.
572 Probebuhnen Ausstattung

- Réntgenbilddemonstrationsraum

Ausstattung
- U+B-Raum fur Tiere

536 NaRpréaparative Ubungsraume
- Biologielibungs-/demonstrationsraum 573 Orchesterraume

- Chemielibungs-/demonstrationsraum - Orchestergraben

- Chemie-Praktikum - Orchesterbihne 62 RAUME MIT BESONDERER MEDIZINISCHER
- Biochemie-Praktikum AUSSTATTUNG

- Physiologie-Praktikum Orchesterprobenraume

- Klin.mediz. Laborpraktikum
- Techn. chem. Praktikum

Zahnmedizinische Ubungsraume
- Phantomkursraum
- Zahntechnik-Ubungsraum

a

- Orchesterstimmraum

Tonstudiordume
- Tonaufnahmestudio
- Rundfunkstudio

621

Atemphysiologische Untersuchungsraume
- Lungenfunktionsprifung

- Spirometrie

- Broncographie

- Pneumographie

Bildstudioraume 622 Herz- und Kreislaufdiagnostische Unter-
- Filmstudio suchungsraume
BIBLIOTHEKSRAUME - Fernsehstudio - EKG
- Fotostudio - Belastungs-EKG
1 Bibliotheksraume allgemein - Plethysmographie

- Buchereiraum
- Handbibliotheksraum
- Lese-/Freihandflache

Leseraume
- Lesesaal
- Leseplatzflache

Kunstlerlateliers
- Maleratelier

- Grafikeratelier

- Bildhaueratelier

SCHAURAUME

623

- Rheographie

Neurophysiologische U+B-Réaume

- Elektro-Enzephalografie - (EEG) Raum
- Elektro-Nystagmografie - (ENG) Raum
- Elektro-Myografie - (EMG) Raum

624 Sinnesphysiologische U+B-Raume
3 Freihandstellflache Schaurdume allgemein - Audiometrie
- Blcherstellflache - Kleinausstellungsraum - Vestibularis
- Zeitschriftenauslage - Vitrinenflache - Phoniatrie

Katalograume/-flache
- Auskunftsbereich
- Fachbibliografiebereich

Mediothekraume

- Freihandstellflache f. Infotréger aller Art

- Mikrofilleseplatz

ey

Museumsraume
- Kunstausstellungsraum

Lehr- und Schausammlungsraume
- Mineraliensammlungsraum

- Antikensammlungsraum

- Kriminologiesammlungsraum

625

- Rhinomanometrie
- Sprechschule

Augen U~+B-Raume

- Perimetrie

- Tonometrie

- Elektroretinographie

- Chromato-Ophtalmoskopie

- Abhorkabine - Sehschule

Besucherflachen

- Tierhausbesucherflache 626 Zahnmedizinische U-+B-Réaume
SPORTRAUME - Pflanzenhausbesucherflache - Zahnmedizinischer Behandlungsplatz

Hallen fir Turnen und Spiele
- Normturnhalle

- Geréateturnhalle

- Leichtathletikhalle

SAKRALRAUME

Gottesdienstraume
- Kirchenraum

627

- Zahnmedizinischer Ausbildungsplatz
- Zahnmedizinischer Funktionsuntersuchungs-
raum

Tiermed. U+B-Rdume mit besonderer Aus-
stattung

2 Schwimmhallen - Synagogenraum - Physiol. Funktionsprifung fur Tiere
- Moscheenraum
3 Eissporthallen - Kirchenempore 628 Demonstrationsraume mit besonderer
- Taufkapelle medizinischer Ausstattung
554 Radsporthallen
592 Andachtsraume
555 Reitsporthallen 63 RAUME FUR OPERATIVE EINGRIFFE,

593 Aussegnungsraume ENDOSKOPIEN UND ENTBINDUNGEN
556 Sportubungsraume

- FitneBréaume 594 Aufbahrungsraume 631 Operationsraume

- Gymnastikraum
- Krafttrainingsraum

Kegelbahnen
SchieBsportraume

Sondersporthallen
- Rollsporthalle

Sakristeien

Kreuzgange

HEILEN UND PFLEGEN

RAUME MIT ALLGEMEINER MEDIZINISCHER

632

- Operationsraum fir alle Fachgebiete
(septische und aseptische)
- Organtransplantationen

Operationsraume mit Sonderausstattung
- Notfall-Operationsraum

- Stereotaxie

- Herz-Lungen-Maschine

- Kryochirurgie

- Tennishalle AUSSTATTUNG
633 Reanimations-/Eingriffraume
1 Untersuchungs- und Behandlungs- (U+B) - Raum fur Erstversorgung (Infarkt, Brand-
VERSAMMLUNGSRAUME Raume mit einfacher med. Ausstattung verletzungen)

Versammlungsraume allgemein

- Aufnahmeuntersuchungsraum
- Arztsprechzimmer

- Eingriffsraum im stationaren oder ambulanten
Bereich

- Kongref3saal - Konsiliardienstraum - Reanimationsraum
- Vortragssaal - Beratungsraum - Schockbehandlung
- Aula - Psychotherapeut. Behandlungsraum - Herzkatheterraum
- Schulforum - Verbandsraum
- Probenentnahmeraum
Zuschauerrdume
- Zuschauerflache 612 Erste-Hilfe-Raume
- Zuschauertribiine - Sanitatsraum
- Zuschauergalerie
- Zuschauerrang
563 Mehrzweckhallen
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Muster 13 (Anlage 3)

Numerische Reihenfolge (nach DIN 277 Teil 2 Juni 1987) mit Beispielen

RC Grundflachen/Radume/Beispiele RC Grundflachen/R&dume/Beispiele RC Grundflachen/Radume/Beispiele
634 Geburtshilferaume 655 Bestrahlung mit umschlossenen 68 BETTENRAUME MIT BESONDERER AUS-
- Entbindungsraum radioaktiven Stoffen STATTUNG
- Wehenraum - Applikationsraum
- Enklampsieraum - Radiumkontaktbestrahlung 681 Intensiviberwachung/Bettenraume fir ...
- After loadingverfahren
635 Endoskopierdaume - Stereotaktische und operative Verfahren 682 Intensivbehandlung/Bettenrdaume fur ...
- Bronchoskopie
- Gastroskopie 656 Bestrahlung mit offenen Isotopen 683 Behandlung Brandverletzter/Bettenraume fur ...
- Rektoskopie (Applikationsraume)
- Laparoskopie - Jodtherapie 684 Dialyse/Bettenraume fir ...
- Sonstiger fachspez. Endoskopieraum
657 Bestrahlung mit umschlossenen Isotopen 685 Reverse Isolation/Bettenraume fur ...
636 Operationserganzungsraume (Applikationsraume)
- Patientenvorbereitungsraum - Iridiumstrahler 686 Pflege Fruhgeborene (Neonatale)/Bettenraume
- Einleitungsraum - After loadingverfahren fir ...
- Ausleitungsraum - Stereotaktische und operative Applikations-
- Artzewaschraum verfahren 687 Pflege strahlender Patienten/Bettenrdume
- Medizinischer Versorgungsraum fir ...
- Medizinischer Entsorgungsraum
- Gipsraum 66 RAUME FUR PHYSIOTHERAPIE UND 688 Pflege Querschnittgelahmter/Bettenraume
REHABILITATION fir ...
637 Tiermedizinische Operationsraume
- Tieroperationsraum 661 Medizinische Bader/Duschen 689 Aufwachraume (postoperativ)
- Tierendoskopieraum - Voll-/Teilbader mit med. Zusétzen
- Unterwassermassage
- Sudabad 7 SONSTIGE NUTZUNGEN
64 RAUME FUR STRAHLENDIAGNOSTIK - Stangerbad
- Vierzellenbad 71 SANITARRAUME
641 Rontgenuntersuchungsraume allgemein - Kneippsche Anwendungen
- Durchleuchtungsraum allgemein 711 Toiletten
- Réntgenaufnahmeraum (z.B. Magen, Darm, 662 Bewegungsbader
Niere, Galle, Skelett, Thorax) - Bewegungsbad allgemein 712 Waschraume
- Schwimmbecken
642 Spezielle Rontgenuntersuchungsraume - Tretbad 713 Duschraume
- Myelographie - Tauchbad
- Mammographie 714 Baderaume
- Neuroradiologisches Rontgen 663 Schwitzbader/Packungen
- Schichtaufnahmen - Dampfbad 715 Saunen
- Angiographie - HeiBluftbad
- Cerebrale Angiographie - Fangopackungen 716 Reinigungsnaf3schleusen
- Koronar-Angiographie - Zwangsdusche im Schwimmbad
664 Inhalationsraume - Zwangsdusche im Labor
643 Tomographierdume - Einzelinhalationsraum - Zwangsdusche in der Klinik
- Computertomographie (CTG) - Rauminhalation - Zwangsdusche in der Produktion
644 Zahnmed. Rontgenuntersuchungsrdaume 665 Bewegungstherapieraume 717 Wickelraume
- Endodontie - Krankengymnastikraum
- Fernréntgenuntersuchung - Streckbettbehandlungen 718 Schminkraume
- Panoramaaufnahmen - Laufschule 719 Putzrdaume
- Stomatoskopie - Schlingentherapieraum
645 Raume der Nuklearmediz. Diagnostik 666 Massageraume 72 GARDEROBEN
- Nuklearmedizinischer MeRraum - Massagekabine
- Scannerraum 721 Einzelumkleideraume
- Gammakameraraum 667 Elektrotherapieraume - Umkleidekabine
- Elektrotherapiekabine
646 Erganzungsraume der nuklearmedizinischen - Kurz-/Mikrowellentherapieraum 722 Gruppenumkleideraume
Diagnostik - Reizstromtherapieraum
- Applikationsraum - Ultraschalltherapieraum 723 Umkleideschleusen
- Implikationsraum
- Abklingraum 724 Kunstlergarderoben
67 BETTENRAUME MIT ALLGEMEINER AUS-
647 Ultraschalldiagnostikraume STATTUNG IN KRANKENHAUSERN, PFLEGE- 725 Garderobenflachen
HEIMEN, HEIL- UND PFLEGEANSTALTEN - Garderobennische
648 Tiermedizinische Raume fiir die Strahlen- - Garderobenraum
diagnostik 671 Normalpflegebettenraume - SchlieRfachgarderobenraum
- Kleintiermef3raum
672 Infektionspflegebettenraume 726 Schrankrdaume
65 RAUME FUR STRAHLENTHERAPIE 673 Psychiatrische Pflegebettenrdume
73 ABSTELLRAUME
651 Oberflachenbestrahlung 674 Neugeborenenpflegebettenraume
- Haut-/Kérperhohlenbestrahlung 731 Abstellraume allgemein
675 Sauglingspflegebettenrdaume - Besenkammer
652 Halbtiefen-/Tiefenbestrahlung - Wohnungsabstellraum
- Réntgenbestrahlung bis 300 KV 676 Kinderpflegebettenraume - Geréateabstellraum
- Linearbeschleuniger
- Radialbeschleuniger 677 Langzeitpflegebettenraume 732 Kellerabstellraume
- Kobalt 60 Bestrahlung
- Caesium 137 Bestrahlung 678 Leichtpflegebettenraume 733 Dachabstellraume
653 Bestrahlungsplanung 734 Fahrrad-/kinderwagenraume
- Simulatorraum
- Zeichner-/Rechnerraum 735 Krankentransportgerateraume
- Rollstihleraum
654 Bestrahlung mit offenen radioaktiven - Fahrtragenraum

Stoffen
- Applikationsraum
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Muster 13 (Anlage 3)

Numerische Reihenfolge (nach DIN 277 Teil 2 Juni 1987) mit Beispielen

RC Grundflachen/Radume/Beispiele

RC Grundflachen/R&dume/Beispiele

RC

Grundflachen/Raume/Beispiele

736 Gutertransportgerateraume
- Materialtransportwagen
- Speisetransportwagen
- Waschetransportwagen
- AWT-Bahnhof

737 Millsammelrdume
- Abfallsammelraum
- Papiersammelraum

74 FAHRZEUGABSTELLFLACHEN

741 Kraftfahrzeugabstellflachen allgemein
- PKW-Abstellflache
- Kraftradabstellflache

74

N

GroRkraftfahrzeugabstellflachen
- Lastkraftwagenabstellflache

- Omnibusabstellflache

- Zugmaschinenabstellflache

- Mahdrescherabstellflache

- Loschfahrzeugabstellflache

- Bergefahrzeugabstellflache

- Raumfahrzeugabstellflache

74

w

GroRgerateabstellflachen
- Baugerateabstellflache

- landwirtschaftl. Geréat/Abstellflache fur ...

74

iN

Kettenfahrzeugabstellflachen

74

a

Schienenfahrzeugabstellflachen

74

(o)

Luftfahrzeugabstellflachen

747 Wasserfahrzeugabstellflachen

767 Luft-/Kalteversorgung
- Klimazentrale
- Kéltezentrale
- Bewetterungsanlage

768 Foérderanlagen
- Seilbahnstation

769 Sonstige Ver- und Entsorgung
- Mullverbrennungsanlage
- Kompostierungsanlage

893

894

89

ol

Installationsschéachte

Installationskanéle
- Verteilerraum unter Versuchsrdaumen

Abfallverbrennungsraume

77 SCHUTZRAUME

771 Luftschutzraume

iy

772 Strahlenschutzraume

8 BETRIEBSTECHNISCHE ANLAGEN
(Réaume fur betriebstechnische Anlagen
fur die Ver- u. Entsorgung des Bauwerkes
selbst)

81 ABWASSERAUFBEREITUNG UND
-BESEITIGUNG
- Dekontaminierungsanlage
- Neutralisationsanlage

82 WASSERVERSORGUNG
- Wassergewinnungsanlage
- Wasseraufbereitungsanlage
- Vorratsbehalter

75 FAHRGASTFLACHEN
751 Bahnsteige

75

N

Fahrsteige

75

w

Flugsteige

75

I

Landestege

83 HEIZUNG UND BRAUCHWASSER-
ERWARMUNG
- Warmeerzeuger
- Warmeritickgewinnung
- Ubernahmestation
- Brennstoffvorrate

76 RAUME FUR ZENTRALE TECHNIK
(Raume fir die Ver- und Entsorgung
anderer Bauwerke u. baul. Anlagen)

761 Abwasser-Aufbereitung u. Beseitigung
- Klarwerk
- Abwasserhebewerk

762 Wasserversorgung
- Wasserwerk
- Wasserturm
- Wasserreservoir
- Pumpstation

763 Warmeversorgung
- Fernheizwerk
- freistehendes Kesselhaus
- Warmwasserpumpstation
- HeiBwasserpumpstation

764 Versorgung mit Gasen u. Flissigkeiten
- Gaswerk
- Gasvorratsbehaélter
- Pipeline-Pumpstation

765 Stromversorgung
- Kraftwerk
- Elektrizitatswerk
- Umspannwerk
- Trafostation

766 Fernmeldetechnik
- Ortsvermittlungsstelle
- Relaisstation
- Sendestation
- Satellitenbodenstation

84 GASE (AUSSER FUR HEIZZWECKE)
UND FLUSSIGKEITEN
- Gas-/Flussigkeitserzeugung
- Ubergabestation
- Vorratsbehalter

85 ELEKTRISCHE STROMVERSORGUNG
-Mittelspannungsschaltanlage
- Transformatoren
- Niederspannungshauptverteilung
- Notstromversorgung

86 FERNMELDETECHNIK
- Fernsprechgestelle

87 RAUMLUFTTECHNISCHE ANLAGEN
- Zuluftanlage
- Abluftanlage
- Ventilatorraum
- Kéltemaschinen

88 AUFZUGS- UND FORDERANLAGEN
- Aufzugsmaschinen
- Foérderanlagenmaschinenraum

89 SONSTIGE BETRIEBSTECHNISCHE
ANLAGEN

891 HausanschluBraume
892 Installationsrdume

- Install.-Bedienungsraum
- Revisionsraum

9 VERKEHRSERSCHLIESSUNG UND -SICHERUNG
91 FLURE, HALLEN
911 Flure allgemein
- Gang
- Korridor
- Verbindungsgang
- Laubengang
912 Flure in Wohnungen
- Diele
- Gang in Wohnungen
- Appartementflur
913 Vorraume
- Krankenzimmervorraum
- Hotelzimmervorraum
914 Schleusen
- Horsaalschleuse
- Garagenschleuse
- Luftdruckschleuse
915 Windfange
916 Eingangshallen
917 Rollsteige
918 Fluchtwege
- Fluchttunnel
- Fluchtbalkon
- Wartungsbalkon
92 TREPPEN
921 Treppenrdume, -laufe, Rampen
922 Treppen in Wohnungen
- Einfamilienhaustreppe
- Maisonettetreppe
923 Rolltreppen, -rampen
924 Fluchttreppen
93 SCHACHTE FUR FORDERANLAGEN
931 Schachte fir Personenaufzige
932 Schachte fur Materialférderanlagen
- Lastenaufzugsschacht
- Kleinguteraufzugsschacht
- AWT-Schacht
933 Materialférderanlagentunnels
- AWT-Tunnel
934 Abwurfschachte
94 FAHRZEUGVERKEHRSFLACHEN
941 Fahrzeugverkehrsflachen horizontal
- Durchfahrt
- Liegendkrankenvorfahrt
- Gleisflache
942 Fahrzeugverkehrsflache geneigt

- GroR3garagenrampe
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Richtwerte fur die Raumgréf3en von Behdrdenkantinen

Muster 13 (Anlage 4)

RaumgrofRen des Kiichenteils *)

Anzahl der Verpflegungsteilnehmer (n) **)

100—200 201—400 | 401—600
Gesamtflache der Betriebsrdaume 250 m? 380 m? 580 m?
— Annahme/Stauraum 11 21 32
— Leergutraum 4 10 17
— Tagesvorrat 6 8 10
— Vorrat Lebensmittel 7 20 26
— Lager Verkaufswaren Cafeteria 10 10 20
— Lager Geschirr, Wasche 6 6 9
— Vorkihlraum 55 8 10
— Molkereiprodukte Kithlraum 1,2 3 5
— Obst und Gemiusekuhlraum 1,5 2 5
— Fleischkiihlraum 2,5 3,5 5
— Tiefkihlraum 2,5 3,5 5
— Getrankekihlraum 2 3,5 8,5
— Kartoffel-/Gemiisevorbereitung 10 18 30
— Fleischvorbereitung - 19 14
— Kalte Kiiche - - 21
— Garkiche 53 48 86
— Speisenausgabe 27 22 30
— Cafeteriaausgabe - 19 20
— Geschirreinigung 15 31 50
— Topfspule 10 10 16
— Abfallraum 4 4 55
— Buro Kichenleiter 10 10 10
— Aufenthalt Kiichenpersonal 10 12 22
— Putzmittelraum 3 5 7
— Lager ungekuhlte Getranke - 12 15
— Umkleideraum mannlich 6 6 13
— Umkleideraum weiblich 6 10 18
— Regalwagenabstellplatz 8 12 17
— Kartoffellager 10 15 23
— Liegensch. Materiallager 20 26 32
Summe der Einzelanséatze 252 m2 379 m?2 582 m2

In den Richtwerten sind Raume fiir den Bedienungsgang der Essensausgabestellen (auch bei Selbstbedienung),
die Einrichtung zum Aufwarmen mitgebrachter Speisen und der Kaffeestube nicht enthalten

Raumgrof3en des Speiseraumes ***) und der
Kaffeestube

Bei 3-Schichtenbetrieb bzw. Essensausgabe
Uber 1 Stunde

Bei 2-Schichtenbetrieb bzw. Essensausgabe
bis 1 Stunde

Kaffeestube

nx0,4 m2

nx=0,6 m2

n * 0,15 m2

n+0,4 m2

n+0,6 m2

n+0,1 m2

nx0,4 m2

nx=0,6 m2

n = 0,08 m2

Bei Selbstbedienung kann wegen der

kirzeren Wartezeiten

und der dementsprechend besseren
Nutzungsmoglich-keit der Flachenbedarf um bis zu 0,10 m?/Verpflegungsteilnehmer unterschritten werden. — Ein
2-Schichtenbetrieb ist bei mehr als 450 Verpflegungsteilnehmern nur in Ausnahmefallen vorzusehen.

Abortraume (Ausstattung)

3.1 fir Herren

Sitzbecken

Stehbecken

Waschbecken
3.2 flur Damen

Sitzbecken
Waschbecken
AusguBbecken (fir Raumpflege)

N

[EY

N

[

N WN

[EY

Aufenthalts-, Ankeide- und Sanitarraume fir Personal

Fir das Kantinenpersonal sind Aufenthalts-, Ankleide- und Sanitarraume entsprechend den bau- und gewerbe-
aufsichtlichen Vorschriften zuséatzlich vorzusehen.

*)Die Angaben gelten fir die Kiichen, die alle Speisen selbst zubereiten.
**)Die Anzahl der Verpflegungsteilnehmer(n), die in der Regel nicht identisch mit der Anzahl der Beschaftigten sein wird, ist — unter Beriick-
sichtigung weiterer berechtigter Verpflegungsteilnehmer — zu ermitteln.

***) Ggf. Aufstellungen mehrerer Raume.
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Muster 14

— 14/90 —
Niederschrift der Ubergabeverhandlung
Zur Ubergabe der mit ErlaR der obersten technischen Instanz — Vfg. von ...........cceeeeeeee... — VOM o,
(Datum)

AZ. e genehmigten Baumalnahme:...........ooouiiiiiiiiiiiiiiieeeeeeeeans

war heute um ..........coeeeenle. Uhr Termin angesetzt.

Die Ubergabe erfolgte QUITH ..............iii it et e e e e e e e e ettt e e e e e e e e e e e e e e st et e e aeeeeaeeeerseessttnannnnnns

(Bauamt)
= Lo PP PPRN und von dieser

(nutzende Verwaltung)

Erschienen waren:

F S =T (= (= gl (RS =TT Lo (=P
AlS Vertreter dES EIQENTUMEIS: .. .e. ittt ettt oot et et et et et e e ea e et e ea e ea e e e e ea e aa e et caneeaeenaesnaennaeneans
als Vertreter der NUEZENAEN VEIWaAITUNG: ... o et et e et et e e ea et e e e e e e e e e e e e eae seenaennenns

Die BaumaRBnahme wurde gemeinsam besichtigt. Das Bauamt erklarte, daR sie wie genehmigt ausgefiihrt worden
ist. Die Bedienungsvorschriften fir die Betriebstechnischen Anlagen wurden It. Gerateverzeichnis tibergeben.

Es wurden — keine — die auf umstehender Seite aufgefiihrten Restarbeiten und die unter die Gewéhrleistungs-
pflicht fallenden Méangel festgestellt und Erganzungsantrage angemeldet.

Nachdem nichts weiteres zu bemerken war, wird die Verhandlung um ..........c...cccccieenneen. Uhr geschlossen.
Diese Verhandlungsniederschrift ist in ........... facher Ausfertigung aufgestellt.
Anlagen:

1 Satz Plane
1 Satz Gerateverzeichnis

1 Verzeichnis der Verjahrungsfristen fir die Gewahrleistung

.......... Stiick Abnahmebescheinigung(en)
.......... Genehmigungsbescheid(e)
.......... aktualisierte(r) Warmebedarfsausweis(e)
.......................................................... L BN L. 19
(Ort)
fiir die Ubergabe:
"""""""""""" ®avamty
fur die Ubernahme:
................................. (Elgemumer) (nmendeverwalmng)
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Muster 15
— 15/86 —

Grofl3e Neu-, Um- und
Erweiterungsbauten

Bericht Uber Stand der Bearbeitung
und die finanzielle Lage

(Bezeichnung der Baumaf3nahmen)

........................................................................... Epl. o Kap. e TG
I o Vorlagetermin: ........ccoccieeenniiinnnns
1 Planung Hauhaltsunterlage — Bau —
1.1 Planungsauftrag erteilt am .........coooiveiiiiiiiiiiii s
1.2 Bearbeitungsstand ..........cocooiiiiiiiiiiii e v. H.
1.3 Aufgestellt am ...
1.4 Zur baufachl. Genehmigung vorgelegt am ..................]
1.5 Baufachlich genehmigt am ...........coooeiiiiiiiiiiiiiiennes
1.6 Gesamtkosten der KOStENDEreChNUNG ......cuuiiniiiiiiiii e e s TDM
1.7 Gesamtkosten des 1. bis ... NaChtrages .........ccooeiieiiiiiiiiiiiiie e TDM
1.8 SUMIMIE et ettt e et et e e s e e e e et r e e e e e e r e e e e arreaaeans TDM
2 Bauauftrag und Ausschreibung
2.1 Planungsauftrag erteilt am ...........coooieiiiiiiiinen e
2.2 Summe der insgesamt durch Auftragserteilung festgelegten Betréage ..................... TDM
3 Bauausfihrung
3.1 Baubeginn @am .......cciiiiiiiiii e
3.2 Voraussichtliche Fertigstellung/Fertigstellung am *) ....
3.3 Stand der Bauarbeiten ..........c.ooooiiiiiiiiiiiii e v. H.
3.4 Bisher erteilte AuszahlungsanordnNUNGEN ...........couveuiiuiiiuiiieet et eanes TDM
3.5 Stand der Abrechnung (bezogen auf Nr. 1.8) ............. v. H.
3.6 Zu erwartende Mehr-/Minderausgaben *) ... ..o e TDM
3.7 Baurechnung gelegt am ........ccooeviiiiiiiiiiiiiie e
Bemerkungen:
Sichtvermerk: Aufgestellt:
oy T (atum) oy T (Catum)
e (Amtsbereichnung) (nterschrry (Amtsbezeichnung)

— Techn. Aufsichtsbehorde in der Mittelinstanz —

Nichtzutreffendes streichen

*)

13. Aust.-Lfg. (Juli 1986)
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Muster 16—Muster 20

— freigehalten —
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Muster 21

— 21/95 —
An Mitteilung Uber
__________________________________________________________________________________ Werterh6hung/
Wertminderung *)
.................................................................................. aufgrund baullcher
__________________________________________________________________________________ MalRnahmen
(Hausverwaltende Dienststelle)
Bezeichnung der BaumaflRnahme/Liegenschaft *)
Liegenschaftskenn-Nr. Jahr Verbuchungsstelle
(nur bei BaumaRnahmen des BMVg) der Kapitel .....covveiiiiiiiiieieeieeas
I I I I I I I I I I Fertigstellung .......ccoceeveveennenn. JLILLC] P PP
Bisheriger Neubauwert - 36 Rj. oo, e SR DM
Bauliche Veranderungen im Rj. :
a) Vermodgenswirksam anrechenbare Kosten
b) Zugang an NBW-36 auf Indexbasis
1958 = 100 1936 = 38,0
Werterhéhung / Wertminderung®) * 38 **) * 38
Index des Wertzuganges***) DM
Mithin jEtZiger NBW 36 = Z:IZ::::::ZZ:Z:::::::ZZ:Z:::::::DM
Aufgestellt
1= 7= 10 =0 01 PPN
(Ort, Datum, Unterschrift)
Vermerke der hausverwaltenden Dienststelle
*)Nichtzutreffendes ist zu streichen
**)vgl. FuBnote zu C 2.2
***)auf der Grundlage 1958=100 vgl. Anhang 1 —
Das Muster ist sowohl fir Neu-, Um und Erweiterungsbauten als auch nach K 20 Nr. 4 auszuftillen
281282
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Muster 22

— 22/88 —
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Muster 22
— 22/88 — Anleitung —

Anleitung

1. Das Muster 22 ist vor der ersten Ausschreibung anzulegen.

2. Die Umgliederung der Kostenberechnung zur HU—Bau— in Betrage fur Kostenkontrolleinheiten (KKE) erfolgt aus

den Kostengruppen (KGr) z. B. Uber Leistungsbereiche (LB).

Eine KKE umfaRt i. d. R. einen Auftrag. Sie kann nach fachlicher Anforderung und Ubersichtlichkeit gebildet werden
aus:

a) einer Kostengruppe nach DIN 276
b) einem Leistungsbereich oder
c) Teilen oder Kombinationen von a) und b).

Die Einteilung in KKE ist nach den Erfordernissen der Bauausfiihrung zu wahlen.
Fir die Kostenkontrolle unbedeutende Auftrage sind in einer Sammel—KKE zusammenzufassen.
In den Spalten 1—8 ist einzutragen:

In Spalte 1 die Nummer der Kostengruppe nach DIN 276.
In der gleichen Zeile ist in Spalte 4 der Gesamtbetrag dieser Kostengruppe aus der Kostenberechnung
zur HU—Bau— auszuweisen

In Spalte 2 die Nummern der in der Kostengruppe enthaltenen Leistungsbereiche. Dabei ist fir jeden Leistungsbe-
reich eine eigene Zelle vorzusehen;

In Spalte 3 die Bezeichnung des Leistungsbereiches bzw. der Kostengruppe, vgl. 3 a)—c);

In Spalte 4 der Betrag fur den Leistungsbereich als geschatzten Anteil aus der Kostenberechnung zur HU—Bau,
bzw. der Betrag der Kostengruppe aus der Kostenberechnung zur HU—Bau—;

In Spalte 5 Die Nummer der KKE, der der Leistungsbereich bzw. die Kostengruppe zugeordnet wird.
Diese Spalte kann erst ausgefullt werden, wenn in Spalten 6/7 die KKE festgelegt ist;

In Spalte 6 die Nummer der KKE;
In Spalte 7 die Bezeichnung der KKE; z. B. Rohbauarbeiten;

In Spalte 8 der Gesamtbetrag der KKE; der sich aus der Addition der Einzelbetrage entsprechend der Zuordnung in
Spalte 5 ergibt.

Die Summe der Spalten 4 und 8 missen jeweils mit der Gesamtsumme der Kostenberechnung zur HU—Bau— uber-
einstimmen.

Genehmigte Nachtrage zur HU—Bau— sind aufzuaddieren.

Hilfen fir die Aufteilung der Kostenansatze der Kostengruppen aus der Kostenberechnung zur HU—Bau— in
Betrage fir Leistungsbereiche sind z. B.:

a) Prozentwerte von vergleichbaren schon abgerechneten Bauwerken,
b) Erfahrungswerte der Bauleiter und

c) Werte aus Einzelkostennachweisen.

14. Aust.-Lfg. (November 1988)



Muster 23

— 23/88 —
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Muster 23
— 23/88 — Anleitung —

Anleitung

1. Das Muster 23 ist fir jede Kostenkontrolleinheit (KKE) anzulegen und wahrend der Bauausfiihrung fortzuschreiben.
Mit Muster 23 wird die Auftragsabwicklung und der Kostenstand laufend kontrolliert.

2. Im ersten Blatt wird in der ersten Zeile notiert:
In Spalte 2 ,,HU—Bau—" und
in Spalte 7 der in Muster 22 ermittelte Betrag der KKE.

3. In die folgenden Zeilen, Spalten 1 bis 9 ist einzutragen:
In Spalte 1 das Vorgangsdatum;

In Spalte 2 der Vorgang mit folgendem Kiirzel;

A— Auftrag

NA 1 — 1. Nachtragsvereinbarung
AZ 1 — 1. Abschlagszahlung
TSZ1 — 1. Teilschlu3zahlung

Sz — SchluRzahlung

In Spalte 3 der Einzelbetrag des Auftrages bzw. der Nachtragsvereinbarungen;

In Spalte 4 der Gesamtbetrag des Auftrages einschlieRlich aller Nachtragsvereinbarungen;
In Spalte 5 jede Zahlung;

In Spalte 6 alle Zahlungen als Gesamtsumme;;

In Spalte 7 die voraussichtliche Abrechnung der KKE in TDM;

In Spalte 8 Mehr- bzw. Minderkosten in TDM, die sich ergeben:.

1. Als Differenz zwischen dem Betrag der KKE aus Muster 22 und der voraussichtlichen Abrechnung
(Spalte 7);

2. bei der Fortschreibung des voraussichtlichen Abrechnungsbetrages als Differenz zwischen der letz-
ten und der vorletzten Eintragung in Spalte 8;

In Spalte 9 z. B. Begriindungen fiir Kostenédnderungen durch Stundenlohnarbeiten, Mengenénderungen, Standard-
anderungen.

4. Fur Sammel—KKE (vgl. Anleitung zu Muster 22, 3.) braucht die Kostenkontrolle nur in grof3eren zeitlichen
Abstanden gefihrt zu werden.
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Muster 24

— 24/88 —
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Muster 24
— 24/88 — Anleitung —

Anleitung

1. Das Muster 24 gibt die Ubersicht tiber den Kostenstand der BaumaRnahme.

In Muster 24 werden die sich in den Mustern 23 ergebenden Mehr- und Minderkosten zusammengestellt. Damit ist
aktuell ersichtlich, wie der interne Mittelausgleich zwischen den Kostenkontrolleinheiten (KKE) erfolgt und ob die
Mittel insgesamt ausreichen.

2. Sobald Mehrkosten erkennbar sind, ist Uber die Art der Kostendeckung eine Entscheidung herbeizufuhren. Es ist zu
prufen, ob durch Standardanderungen oder Mengenanderungen ein Ausgleich méglich ist. Fur einen Nachtrag zur
HU—Bau— ist nach E 3.2.7 zu verfahren.

3. Inden Spalten 1 bis 6 ist einzutragen:
In Spalte 1 das Vorgangsdatum;
In Spalte 2 die Nummer der KKE oder der genehmigten Nachtrage zur HU—Bau—;
In Spalte 3 die Bezeichnung der KKE oder das Kirzel NHUBau (Nachtragshaushaltsunterlage—Bau—)

In Spalte 4 die Mehr- und Minderkosten in TDM aus Muster 23, Spalte 8. Nachtrage zur HU—Bau— sind als
Minderkosten einzutragen.

In Spalte 5 die Mehr- und Minderkosten insgesamt.
In der Regel diurfen hier nur Minderkosten erscheinen;

In Spalte 6 z. B. Begriindung fiir Mehr- oder Minderkosten; die Gesamtkosten der genehmigten Kostenberechnung
zur HU—Bau— (s. Muster 11).
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Muster 30

— 30/95 —
Bezeichnung der Liegenschaft, Anschrift, Telefon 1) Jahrliche Verbrauchswerte und
Betriebskosten
fur das Haushaltsjahr 19....
Liegensch.-Kenn-Nr.-LKNR  2) Flache 8) m2 | BRla 8) | m3
Nutzende Verwaltung N 3) Gradtagszahl - Gt - I Kd
Baumaf3n.-Nr. 4) Anzahl der Beschéftigten......................
Anzahl der Bauwerke ZBW AnschluB3leistung 9) Hochstleistung10) Energietrager f.Wéarme 11)
Baudienststelle 5) Warme kw kw Heizol EL 5 | Strom
Bauw.Zuordnung.-Nr.BWZ 6) 2 | Heizol S 6 | Erdgas
Mo/Jahr Ubergabe T1 Strom kw kw 3 | Kohle 7 | Fernwarme
Mo/Jahr Veranderung 7) 4 | Koks 8 | Sonstige
Brauchwassermenge 20) ................ ...m3 Trockenwaésche 21) .........ccccevueennes kg Essensportionen 19) ............... Stiick
Ist-Kosten/Verbrauch 15)
. . . Leistungspr./ .
Kostengruppen 12) | Ein- Arbeitspreis Grundpreis MeRpreis Kosten/Jahr Verbr./Jahr Soll/Verbr.
gem. DIN 18 960 heit DM/Einheit DM/Einheit DM/Einheit DM/a 14) Einheit/a 17) Einheit/a 13)
1 2 3 4 5 6 7 8

5.1 Gebé&udereinigung
5.2.1 Abwasser m3
5.2.2 Wasser m3
5.3.1 Gesamtwéarme Heizung MWh

und Luftung 11)
5.3.2 Warme fir Brauchwasser- MWh

erwarmung
5.3.3 Warme MWh

Kuche
5.3.4 Warme MWh

Wascherei
5.3.5 Sonderwarme, MWh

Kalte 16)
5.3 Gesamtwarme Mwh

kwh [ HT
5.4 Strom
NT

5.5 + 5.6 Bedienung, Wartung u.

Inspektion 22)

mit Eigenpersonal

Fir das Bauwerk einge- Pers.

mit Fremdpersonal

setztes Betr.- Personal

5.7 Verkehrs- u. Grinflachen

5.8 Sonstiges

6.1 Bauunterhalt Betreiber

6.2 Baulicher Bauunterhalt

6.3 Betriebstechn.Bauunterhalt

Ingenieure

Meister/Techniker

Handwerker

Fett markierte Felder sind von der Baudienststelle auszufullen

16. Aust.-Lfg. (Februar 1995)
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Muster 30
— 30/95 — Erlauterungen (nach DIN 18 960)

Zu 5.1 Gebaudereinigung: Innenreinigung (z.B. FuBbdden, Inneneinrichtung, Vorhénge, Sanitarobjekte, Arbeitsplatze), Fensterreinigung ein-
schlie8lich Sonnenschutzeinrichtungen, regelmafige Reinigung von Fassaden.

Zu 5.2.1 und 5.2.2 Abwasser und Wasser: Abwasser (Kosten auch in Form von Gebiihren) sowie Brauch- und Trinkwasser (auch aus eige-
nen Brunnenanlagen) einschlie3lich des Abwassers und Wasser zur Gesamterzeugung von Wéarme und Kalte.

Zu 5.3.1 - 5.3.5 Warme und Kalte: Heizstoffe, auch Fernwarme und Fernkalte zur Erzeugung von Raum-, Liftungs- und Wirtschaftswarme
oder -kélte; jedoch nicht technischer Gase.

Zu 5.4 Strom: Gesamtverbrauch einschlieBlich des Stroms fir Hilfsenergie zur Erzeugung von Warme und Kalte.

Zu 5.5 und 5.6 Bedienung: Bedienen von haus- und betriebstechnischen Anlagen.

Wartung und Inspektion: Wartung und Inspektion der haus- und betriebstechnischen Anlagen einschlielich damit zusammenhangender klei-
nerer Reparaturen, Auswechseln von Verschleil3teilen, Gebuhren, Hilfs- und Betriebsstoffe (z.B. Lampen, Chemikalien fur Abwasser- und
Wasseraufbereitung, Filter, Schmierstoffe, Dichtungen)

Eigenpersonal, zeitanteilige Personalselbstkosten fiir Betriebspersonal des Betreibers; hierzu gehéren nicht allgemeine Hausdienste, wie
Pfortner, Nachtwachter oder Hausmeister. Kosten fir Ausfiihrung durch Fremdfirmen.

Zu 5.7 Verkehrs- und Grunflachen: Reinigung und Pflege der Verkehrsanlagen und Griinflachen einschlielich der notwendigen Hilfsstoffe
(z.B. Unterhaltungsarbeiten bei Vegetationsflachen, Straen- und Gehwegreinigung, Schneebeseitigung, Streudienst).

Zu 5.8 Sonstiges: Sonstige Betriebskosten (z.B. Abfallbeseitigung, Schornsteinreinigung, Aufsichts- und Hausmeisterdienst, Versicherun-
gen fur das Gebaude oder Grundstiick).

Das Formblatt entspricht weitgehend der DIN 18 960 Teil 1 (April 1976). Die Betriebskosten fir Abwasser, Wasser und Strom zur Gesamt-
erzeugung von Warme und Kalte werden wegen des nicht vertretbar mef3technischen Aufwandes in diesem Formblatt unter den Kosten-
gruppen 5.2 und 5.4 erfal3t. Unter 5.4 ist nicht der Strom fiir Heizzwecke erfaf3t.

Zu 6.1 Bauunterhaltungskosten im Rahmen des "Kleinen Bauunterhalts" die der Betreiber mit Fremdfirmen ausfiihren laRt.

Bei Bauunterhaltung mit eigenem Personal sind anteilige Personal- und Materialkosten getrennt unter 6.1 anzugeben.

Zu 6.2 und 6.3 Die Bauunterhaltungskosten sind nach RBBau C 2.2. anzugeben und in bauliche und betriebstechnische MalRhahmen zu
unterteilen.

Die Angaben zu 5.1 bis 6.1 sowie zu den entsprechenden Unterpunkten (bei vorhandenen MeReinrichtungen) sind von der nutzenden Ver-
waltung, alle weiteren Angaben von der Baudienststelle zu machen.

Anmerkungen
1) Gehoren zur Liegenschaft mehrere beheizte Bauwerke, so sind jeweils von einer 12) Die entsprechenden Kosten enthalten auch die anteiligen Kosten des verwal-
Heizzentrale versorgte Gebéude oder Gebaudeteile in Ubersichten zu erfassen. Ist tungseigenen Personals/Techniker.
der Energieverbrauch einzelner Bauwerke feststellbar, so sind fiir diese eigene 13) Der Soll-Verbrauch wird von der Betriebsiiberwachung der Bauverwaltung
Ubersichten zusatzlich aufzustellen. (Beiblatt) festgelegt.
2) Angaben sind nur bei Liegenschaften des BMVg einzutragen. 14) Die Kosten sind aus den Jahresrechnungen der Versorgungsunternehmen bzw.
3) Die Angaben sind dem Nutzerkatalog (siehe Erlauterungen zu Muster 6 ) zu ent- anteilig dem Jahresverbrauch den Brennstoffrechnungen zu entnehmen. Bei
nehmen. mehreren Energietragern Einzelsummen in Spalte 6 eintragen.
4) Vorbehalten fur Verwaltungen, die zur Erfassung von Daten eine bes. Kenn-Nr. 15) Die Einzelpreise sind den Jahresrechnungen zu entnehmen. Bei nur einem
benétigen. Einheitspreis ist in Spalte 3 einzutragen. Alle Kostenangaben einschlieBlich Um-
5) Die Angaben sind dem Katalog Uber die Bauverwaltungen (siehe Erlauterungen zu satzsteuer und Ausgleichsabgabe.
Muster 6) RBBau zu entnehmen. 16) Technische Gase (Labor usw.) Kalte.
6) Die Angaben sind dem Bauwerkszuordnungskatalog (siehe Erlauterungen zu 17) Der Verbrauch wird durch Z&hlerablesung bzw. Messung fiir ein Jahr bestimmt.
Muster 6) zu entnehmen. (Anhang 10 EVA) Werden in einer Heizungsanlage mehrere Energiearten eingesetzt, ist der
7) Datumsangabe dann, wenn Umbauten oder Erweiterungen der Gebaude, Verénde- Waérmeverbrauch jeder einzelnen Energieart zu ermitteln und in Spalte 7
rungen der Heizanlage oder Nutzungsanderungen erheblich sind. getrennt einzutragen.
8) Die Flachen und Raum-Inhalte sind auf volle m2/m3 aufzurunden. BezugsgroRen 18) Angabe zu betriebsbeeinflussenden Umsténden, wie besondere betriebstech-
sind HNFa, NFa gemaR Bauwerkszuordnungskatalog,RBBau. nische Anlagen (z.B. Klimaanlagen) und Gebaudenutzung (z.B. 24-Std.-Dienst-
9) AnschluBleistungen sind die vom EVU bereitgestellten und vertraglich zugesicher- betrieb). Zeitpunkt und Investitionssumme energiesparender Manahmen.
ten Leistungen, bei Eigenerzeugung die installierte Erzeugerleistung. 19) Anzahl der zubereiteten Essensportionen.
10) Die den Abnehmern in Rechnung gestellten Hochstleistungen sind einzutragen. 20) Angabe tiber den Warmwasserverbrauch (Brauchwassermenge).
11) Bei den Kostengruppen 5.3.1 - 5.3.5 ist die jeweilige Energieart entsprechend der 21) Angabe tiber die Menge der Trockenwaésche.
vorgegebenen Numerierung in den vorgesehenen Késtchen einzugeben. Die abge- 22) Bei Arbeiten mit Eigenpersonal nur anteilige Personalkosten angeben.

lesene Einheit ist einzutragen. Bei mehreren Energietragern in einer Kostengruppe
sind die Angaben zeilenweise zu unterteilen.

Beispiel fur die Berechnung des Gesamtwéarmeverbrauchs fiur Anlagen nach Anmerkung 17)

Lfd. Nr Eneraietrager Heizwert Brennstoffverbrauch Warmeverbrauch
- gietrag Hw inkg -1.-m3 in MWh
1 2 3 4 5
1 Heizol EL 10 kWh/I 15000 | 150,000
2 Erdgas L 9 kWh/ms3 125000 m3 1 125,000
3

Summe Warmeverbrauch 1 275,000
Bemerkung: 18)
Aufgestellt: Angaben Uberprift:
, den 19 , den 19
(Baudienststelle)
Der Betreiber Der Sachbearbeiter
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Deutschland

Anhang 1

(Abschn. V 2.2 RBBau)

Preisindizes fir den Neubau von Wohngebauden insgesamt (verschiedene Basisjahre)
einschliel3lich Umsatz-(Mehrwert-)steuer *)

Jahr 1913 1914 | 1950 | 1958 | 1970 | 1976 | 1980 I 1985 | 1991
= 100

100 93,6 39,9 28,8 14,7 10,2 7.6 6,6 5,3
106,8 100 42,7 30,8 15,7 10,9 8,1 7.1 5,7
119,7 112,1 47,8 34,5 17,6 12,3 9,2 8,0 6,4
132,0 123,6 52,7 38,0 19,4 13,5 10,1 8,8 7.1
163,9 153,5 65,5 47,3 24,1 16,8 12,5 10,9 8,8
2272 212,7 90,8 65,5 33,4 23,3 17,4 15,2 12,2
373,5 349,7 149,2 107,6 54,9 38,2 28,5 24,9 20,0
1 068,0 1 000,0 427,0 308,0 157,0 109,0 81,3 71,0 57,1
1 803,0 1 688,0 720,0 520,0 265,0 185,0 138,0 120,6 97,0
138,1 129,3 55,2 39,8 20,3 14,1 10,5 9,2 7.4
170,1 159,2 67,9 49,0 25,0 17,4 13,0 11,4 9,2
165,3 154,8 66,0 47,6 24,3 16,9 12,6 11,0 8,8
167,3 156,7 66,8 48,2 24,6 17,1 12,8 11,2 9,0
174,8 163,7 69,8 50,4 25,7 17,9 13,4 11,7 9,4
177.6 166,2 70,9 51,2 26,1 18,2 13,6 11,9 9,6
170,1 159,2 67,9 49,0 25,0 17,4 13,0 11,4 9,2
155,8 145,9 62,2 44,9 22,9 15,9 11,9 10,4 8,4
132,0 123,6 52,7 38,0 19,4 13,5 10,1 8,8 7.1
125,2 117,2 50,0 36,1 18,4 12,8 9,6 8,4 6,8
131,3 122,9 52,4 37,8 19,3 13,4 10,0 8,7 7,0
131,3 122,9 52,4 37,8 19,3 13,4 10,0 8,7 7,0
131,3 122,9 52,4 37,8 19,3 13,4 10,0 8,7 7,0
134,0 125,5 53,5 38,6 19,7 13,7 10,2 8,9 7,2
135,4 126,8 54,1 39,0 19,9 13,9 10,4 9,1 7,3
137,4 128,7 54,9 39,6 20,2 14,1 10,5 9,2 7.4
139,5 130,6 55,7 40,2 20,5 14,3 10,7 9,4 7.6
146,3 136,9 58,4 42,2 21,5 15,0 11,2 9,8 7,9
158,5 148,4 63,3 45,7 23,3 16,2 12,1 10,6 8,5
161,9 151,6 64,7 46,7 23,8 16,6 12,4 10,8 8,7
165,3 154,8 66,0 47,6 24,3 16,9 12,6 11,0 8,8
170,7 159,9 68,2 49,2 25,1 17,5 13,1 11,4 9,2
182,3 170,7 72,8 52,5 26,8 18,7 14,0 12,2 9,8
212,9 199,4 85,1 61,4 31,3 21,8 16,3 14,2 11,4
281,0 263,1 112,2 81,0 41,3 28,8 21,5 18,8 15,1
262,6 245,9 104,9 75,7 38,6 26,9 20,1 17,6 14,2
250,3 234,4 100 72,2 36,8 25,6 19,1 16,7 13,4
289,8 271,3 115,8 83,5 42,6 29,7 22,2 19,4 15,6
308,8 289,2 123,4 89,0 45,4 31,6 23,6 20,6 16,6
298,6 279,6 119,3 86,1 43,9 30,6 22,8 19,9 16,0
300,0 280,9 119,8 86,5 44,1 30,7 22,9 20,0 16,1
316,3 296,2 126,4 91,2 46,5 32,4 24,2 21,1 17,0
324,5 303,8 129,6 93,5 47,7 33,2 24,8 21,7 17,5
336,1 314,6 134,2 96,9 49,4 34,4 25,7 22,5 18,1
346,9 324,8 138,6 100 51,0 35,5 26,5 23,2 18,6
365,3 342,0 145,9 105,3 53,7 37,4 27,9 24,4 19,6
392,5 367,5 156,8 113,1 57,7 40,2 30,0 26,2 21,0
422.4 395,5 168,7 121,8 62,1 43,2 32,2 28,1 22,6
457,1 428,0 182,6 131,8 67,2 46,8 34,9 30,5 24,5
481,0 450,3 192,1 138,6 70,7 49,2 36,7 32,1 25,7
503,4 471,3 201,1 145,1 74,0 51,5 38,4 33,6 26,9
524,5 491,1 209,5 151,2 77,1 53,7 40,1 35,0 28,1
541,5 507,0 216,3 156,1 79,6 55,4 41,3 36,1 29,0
529,9 496,2 211,7 152,7 77,9 54,2 40,4 35,3 28,4
5524 517,2 220,7 159,2 81,2 56,5 42,2 36,9 29,6
584,0 546,8 233,3 168,4 85,9 59,8 44,6 39,0 31,3
680,3 636,9 271,7 196,1 100 69,6 52,0 45,4 36,5
750,5 702,7 299,8 216,4 110,3 76,8 57,3 50,1 40,2
801,2 750,2 320,1 230,9 117,8 82,0 61,2 53,5 43,0
860,0 805,3 343,5 247,9 126,4 88,0 65,7 57,4 46,1
922,6 863,9 368,6 265,9 135,6 94,4 70,5 61,6 49,4
944,6 884,4 377,3 272,2 138,9 96,7 72,1 63,1 50,6
977,1 915,0 390,4 281,7 143,7 100 74,6 65,2 52,4
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Anhang 1

Jahr 1913 1914 | 1950 | 1958 | 1970 | 1976 | 1980 I 1985 1991
= 100

1024,5 959,3 409,3 295,3 150,6 104,9 78,2 68,4 54,9
1087,8 1018,6 434,6 313,6 159,9 111,3 83,1 72,6 58,3
1183,3 1108,0 4727 341,1 174,0 121,1 90,4 79,0 63,4
1309,7 1226,3 523,2 377.,6 192,5 134,0 100 87,4 70,2
1386,3 1298,1 553,8 399,6 203,8 141,9 105,9 92,5 74,3
1426,3 1335,5 569,8 411,1 209,6 146,0 108,9 95,2 76,4
1456,4 1363,7 581,8 419,8 214,1 149,1 111,2 97,2 78,0
1492,4 1397,4 596,2 430,2 219,3 152,8 114,0 99,6 80,0
1498,7 1403,3 598,7 432,0 220,3 153,4 114,5 100 80,3
1519,3 14226 607,0 437,9 223,3 155,5 116,0 101,4 81,4
1548,2 1449,6 618,5 446,2 227,5 158,5 118,2 103,3 83,0
1581,1 1480,5 631,6 455,7 232,4 161,8 120,7 105,5 84,8
1638,9 1534,5 654,7 472,4 240,9 167,8 125,1 109,4 87,8
17445 1633,4 696,9 502,8 256,4 178,6 133,2 116,4 93,5
1865,6 1746,9 745,3 537,7 274,2 191,0 142,5 124,5 100
1985,0 1858,7 793,0 572,1 291,7 203,3 151,6 132,5 106,4
2083,0 1950,4 832,1 600,4 306,1 213,3 159,1 139,0 111,7
2132,9 1997,1 852,0 614,7 313,5 218,4 162,9 142,3 114,3

*) 1913 bis 1944 Reichsgebiet (jeweiliger Gebietsstand), 1945 bis 1959 friheres Bundesgebiet ohne Berlin(West) und Saarland,
1960 bis 1965 fruheres Bundesgebiet ohne Berlin (West), ab 1991 Deutschland.

Fur 1922 und 1923 wurden wegen der sprunghaften Entwertung der Mark keine Durchschnittsindizes veréffentlicht.

Quelle: Statistisches Bundesamt
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Anhang 2

Aufgaben der Bauverwaltung
1 Objektubergreifende Aufgaben

Mit der Erfullung der objektiibergreifenden Aufgaben muf} die Bauverwaltung die
Voraussetzungen dafiir schaffen, dall die BaumalRnahmen gemafR den Haushaltsrecht-
lichen Vorschriften wirtschaftlich und sparsam, gestalterisch, funktionell und technisch
einwandfrei sowie in jeder Hinsicht ordnungsgemal und nach einheitlichen Grundsatzen
durchgefiihrt werden kdnnen.

Es handelt sich um Aufgaben, die typisch sind fur den o6ffentlichen Bauherrn, der
permanent in groBem Umfang BaumaRnahmen (Neu-, Um- und Erweiterungsbauten,
Bauunterhaltung) durchfuhrt und hierfir dauerhafte organisatorische, verfahrensméagige
und personelle Voraussetzungen schaffen muf3.

Dies sind u. a.:

1.1 Aufstellung und Fortschreibung von Regelwerken mit Festlegungen insbesondere
Uber
— Aufbau- und Ablauforganisation, Zustandigkeiten
— Umfang und Inhalt von Bauunterlagen
— Standardleistungsbuch
— Vergabe- und Vertragswesen
— Haushaltsvollzug, Kostenplanung und -kontrolle
— Planungs- und Ausfihrungsstandards
— Planungswettbewerbe — GRW
— Bauten mit staatlichen Zuwendungen
— Wertermittlungen von bebauten und unbebauten Grundstiicken

1.2 Erfassung und Auswertung aller aus der Durchfihrung der Baumafnahmen
gewonnenen Erkenntnisse, insbesondere im Hinblick auf
— Planungs- und Kostendaten (z. B. Investitions- und Folgekosten)
— Bauschaden
— Prifungsmitteilungen der Rechnungshoéfe
— Vergabestatistik
— Energieeinsparung
— Umwveltschutz

1.3 Sonstige baufachliche Verwaltungstéatigkeiten
— Entwicklung und Einfiihrung moderner Arbeitshilfen im DV-Bereich
— Mitwirkung bei der Entwicklung von Bau- und Baunebenrecht einschl. Hono-
rarordnungen
— Mitwirkung bei der Aufstellung von Normen und technischen Regeln
— Beitrage zu Vorlagen fiir Regierung und Parlament
— Ausbildung und Fortbildung
— Veroffentlichungen

2 Objektbezogene Aufgaben

Objektbezogene Aufgaben umfassen fur den Einzelfall die Bauherrenaufgaben und die
Leistungen, die fur die Planung und Ausfiihrung von BaumafRnahmen erforderlich sind.

Bauherrenaufgaben sind:

— Vorgabe des Zieles, das mit der BaumaRnahme erreicht werden soll,

— Entscheidungen ber die Durchfilhrung der BaumaRnahme hinsichtlich Zeit, Qualitat
und Kosten

— Schaffung der Voraussetzungen fir die Durchfithrung der Baumafl3inahme

— Uberwachen der Leistungserfiillung.

Diese Aufgaben sind auf die nutzende Verwaltung (Ressort und nachgeordneter Bereich)
und auf die Bauverwaltung (Oberste technische Instanz, Technische Aufsichtsbehérde
in der Mittelinstanz [z. B. OFD]) Bauamt verteilt. Planung und Ausfiihrung von
Baumafinahmen sind Aufgabe der Bauverwaltung.

2.1 Die Bauverwaltung erfillt die baufachlichen Bauherrenaufgaben. Dies sind ins-

besondere

— Beratung der nutzenden Verwaltung

— Klarung der Voraussetzungen fir die reibungslose Planung und Ausfihrung der
Baumaf3nahmen

— Vorgabe baufachlich abgesicherter Termine und Fristen

— Auswahl der zu Beteiligenden

— Bereitstellen erforderlicher Unterlagen und Erteilen notwendiger Auskinfte an
die Beteiligten

— AbschluB3 von Vereinbarungen mit rechtlichen und finanziellen Auswirkungen

— Haushaltsfuihrung und -tiberwachung

— Rechtsgeschéftliche Abnahme der Leistungen

— Leistung von Zahlungen.
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2.2 Die Bauverwaltung erbringt die Leistungen fiir die Planung und Ausfiihrung von
Baumal3nahmen. Dabei entscheidet sie im Einzelfall aufgrund ihrer Verantwortung,

ob

und in welchem Umfang sie freiberuflich Tatige beteiligt (vlg. Abschnitt

A 2 RBBau).

Bei Beteiligung von freiberuflich Tatigen erbringt die Bauverwaltung aufgrund von
haushaltsrechtlichen und baurechtlichen Bestimmungen mindestens nachfolgende
Leistungen, auch soweit sie Leistungen nach HOAI darstellen.

Grundlagenermittlung

Kostenvoranmeldung (u. a. baufachliches Gutachten, Kostenschatzung)
Einholen der nach o6ffentlich-rechtlichen oder sonstigen Vorschriften
erforderlichen Genehmigungen oder Zustimmungen (einschlie3lich Antrage auf
Ausnahmen oder Befreiungen)

Verhandeln mit Behérden

Einholen von Angeboten, Verhandlungen mit Bietern

Kostenkontrolle nach RBBau G 2, Kostenfeststellung

Antrage auf behoérdliche Abnahme und Teilnahme hieran

Ubergabe der Objekte

Uberwachen der Gewahrleistungsfristen

Objektbetreuung und Dokumentation

2.3 Weitere baufachliche Aufgaben sind

Wahrnehmung der baurechtlichen Belange aufgrund der Landesbauordnungen
Mitwirkung bei Baumaflinahmen mit staatlichen Zuwendungen
Wertermittlungen von bebauten und unbebauten Grundstiicken

Baufachliche Beratung anderer Verwaltungen.
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RBBau K12;

Anhang 4

hier: RBBau K 12; Anhang (alt: 16 neu: 4), Neufassung der Richtlinie Gber die Bemessung des
Versicherungsschutzes bei Vertragen mit freiberuflich Tatigen

Oberfinanzdirektionen (ohne Berlin)
Bundesbaudirektion

Oberfinanzdirektion Berlin

Nachrichtlich:

Bundesbaudirektion

— Abteilung Il —
Bezug: Mein Erlal vom 1. Marz 1983

—B11—B 1000 — 00

Die mit ErlaB vom 1.Marz 1983 letztmalig vorgenommene
Aktualisierung der Regelung zum Umfang des Versicherungs-
schutzes bei Vertragen mit freiberuflich Tatigen ist angesichts
der inzwischen eingetretenen, sowie der kunftig zu erwarten-
den Kostenentwicklung fur Bauleistungen fortzuschreiben. Ich
hebe deshalb den Bezugserla®@ vom 1.Marz 1983 auf und
bitte, Vertragen mit freiberuflich Tatigen, die ab 1.0kt.1994
abgeschlossen werden, folgende Regelung zugrunde zu legen:

Bei voraussichtlich honorarfahigen Herstellungskosten bis zu
einer Hohe von 1,5 Mio DM ist eine Haftpflichtversicherung
mit Deckungsummen

von 1 Mio DM fir Personenschaden und
von 150 000,00 DM fir sonstige Schaden,

bei voraussichtlich honorarfdhigen Herstellungskosten uber
1,5 Mio DM

ist eine Haftpflichtversicherung mit Deckungssummen
von 1 Mio DM fiir Personenschéden und
von 300 000,00 DM fir sonstige Schaden

nachzuweisen.

Bei voraussichtlich honorarfahigen Herstellungskosten von (ber
10 Mio DM sind fur sonstige Schaden Deckungssummen in
folgender Staffelung nachzuweisen:

Herstellungskosten

— Uber 10 bis 30 Mio DM

— Uber 30 bis 50 Mio DM
— Uber 50 Mio DM

Deckungssummen
—600.000,00 DM

=1.000.000,00 DM
3 2.000.000,00 DM

16. Aust.-Lfg. (Februar 1995)

Der freiberuflich  Tatige hat den ausreichenden
Versicherungsschutz in der Regel durch eine Berufshaft-
pflichtversicherung nachzuweisen, die eine
Inanspruchnahme der im Vertrag genannten
Deckungssummen ermdglicht. In jedem Fall ist der Nachweis
zu erbringen,dal die Maximierung der Ersatzleistung
mindestens das Zweifache der Deckungssumme betragt.

Diese Regelung ist mit dem Bundesaufsichtsamt fir Ver-
sicherungswesen abgestimmt.

Soweit der freiberuflich Téatige Versicherungsschutz
oberhalb der Basisversicherung nachzuweisen hat, besteht
die Mdoglichkeit des Abschlusses einer Objektversicherung
oder der Zusatzdeckung durch Abschluf3 einer zu seiner
Basisversicherung  hinzutretenden  Berufshaftpflicht -
Excedentenversicherung.

Im Ubrigen bleibt es bei der Bestimmung, daf3 die Kosten der
Versicherung nicht auf den Bundeshaushalt bernommen
werden.

53 179 Bonn, 5. Oktober 1994
B 11— B 1000 — 00

Das Bundesministerium fir Raumordnung,
Bauwesen und Stadtebau
Im Auftrag

Schaffel
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Anhang 5

Gesetz
zur Anpassung gesetzlich festgelegter Zustandigkeiten

an die Neuabgrenzung der Geschéaftsbereiche von Bundesministern
(Zustandigkeitsanpassungs-Gesetz)

Vom 18. Méarz 1975

Abdruck — auszugsweise —

Artikel 52
Gesetz Uber die Bundesbauverwaltung

81
Bundesbaubehorden

Bundesbaubehdrden sind
1. als oberste Bundesbehérde:
Der Bundesminister fiir Raumordnung, Bauwesen
und Stadtebau;
2. als Oberbehorde:
die Bundesbaudirektion
§2

Leitung der Bundesbauverwaltung

Der Bundesminister fir Raumordnung,
Stadtebau leitet die Bundesbauverwaltung

Bauwesen und

8§83
Sitz und Aufgaben der Bundesbaudirektion

(1) der Bundesminister fir Raumordnung, Bauwesen
und Stadtebau bestimmt den Sitz der Bundesbaudirek-
tion

(2) Die Bundesbaudirektion ist fur die Bauangelegen-
heiten der Verfassungsorgane des Bundes und der ober-
sten Bundesbehorden zustandig. Sie ist ferner zustandig
fur die Bauangelegenheiten der Bundesrepublik Deutsch-
land im Ausland mit Ausnahme der Bauten im Geschafts-
bereich des Bundesministers der Verteidigung.

(3) Jeder Bundesminister kann der Bundesbaudirektion
im Einvernehmen mit dem Bundesminister fir Raumor-
dnung, Bauwesen und Stadtebau in Ausnahmefallen ein-
zelne Bauvorhaben des Bundes Ubertragen, wenn dies
im Uberwiegenden Interesse des Bundes liegt.

Gesetz zur Anderung des Gesetzes tber die Bundesbauverwaltung
Vom 11. Méarz 1993

Der Bundestag hat folgendes Gesetz beschlossen:
Artikel 1

Das Gesetz Uber die Bundesbauverwaltung vom 18. Marz
1975 (BGBI. S. 705, 714) wird wie folgt gedndert:

Dem § 3 werden folgende Absatze angefiigt:

(4) Abweichend von Absatz 2 kann die Bundesregierung
Bauangelegenheiten der Verfassungsorgane des Bundes und
der obersten Bundesbehdérden in Berlin im Einvernehmen mit
dem betroffenen Verfassungsorgan einer Gesellschaft des
privaten Rechts Ubertragen.

(5) Bauvorhaben der Verfassungsorgane des Bundes und
der obersten Bundesbehérden in dem vom Internationalen
Stadtebaulichen Ideenwettbewerb Spreebogen erfal3ten
Bereich in Berlin werden einer bundeseigenen Gesellschaft des
privaten Rechts Uibertragen. Gesellschafter ist die Bundesrepu-
blik Deutschland, vertreten durch die Bundesregierung und
den Deutschen Bundestag.

16. Aust.-Lfg. (Februar 1995)

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkiindung in
Kraft.

Die verfassungsmafigen Rechte des Bundesrates sind
gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und
wird im Bundesgesetzblatt verkiindet

Bonn, den 11. Marz 1993

Der Bundesprasident
Weizsacker

Der Bundeskanzler
Dr. Helmut Kohl

Die Bundesministerin

fur Raumordnung, Bauwesen und Stadtbau
I. Schwaetzer
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Gesetz

Anhang 6
(Abschn. A RBBau)

zur Anpassung verschiedener Vorschriften Uber die Finanzbeziehungen
zwischen dem Bund und den Landern
an die Neuregelung der Finanzverfassung
(Finanzanpassungsgesetz — FAnpG —)

Vom 30. August 1971

Abdruck — auszugsweise —
TEIL 1

Artikel 5
Gesetz Uber die Finanzverwaltung
(Finanzverwaltungsgesetz — FVG)

8§88
Aufgaben und Gliederung der Oberfinanzdirektion

(1) Die Oberfinanzdirektion leitet die Finanzverwal-
tung des Bundes und des Landes in lhrem Bezirk.

(2) Die Oberfinanzdirektion gliedert sich in eine Zoll- und
Verbrauchsteuerabteilung, eine Bundesvermégens-
abteilung und in eine Besitz- und Verkehrsteuerabteilung;
auBerdem kann eine Landesvermdgens- und Bauabteilung
eingerichtet werden. Die Zoll- und Verbrauchsteuerabtei-
lung und die Bundesvermdogensabteilung (Bundesabteilun-
gen) werden mit Verwaltungsangehorigen des Bundes,
die Besitz- und Verkehrsteuerabteilungen und die Lan-
desvermdgens- und Bauabteilung (Landesabteilungen) mit
Verwaltungsangehdorigen des Landes besetzt.

(3) Durch Rechtsverordnung koénnen Aufgaben der
Oberfinanzdirektion fir den ganzen Bezirk oder einen
Teil davon auf andere Oberfinanzdirektionen Ubertragen
werden, wenn dadurch der Vollzug der Aufgaben ver-
bessert oder erleichtert wird. Die Rechtsverordnung er-
lat fur den Bereich von Bundesaufgaben der Bundesmi-
nister der Finanzen und fir den Bereich von Aufgaben
eines Landes die zustadndige Landesregierung. Die Lan-
desregierung kann die Erméchtigung auf die fur die Fi-
nanzverwaltung zusténdige oberste Landesbehérde tber-
tragen. Die Rechtsverordnung des Bundesministers der
Finanzen bedarf nicht der Zustimmung des Bundesrates.
Vor ErlaB der Rechtsverordnung setzen sich der Bundes-
minister der Finanzen und die fir die Finanzverwaltung
zustandige oberste Landesbehdrde gegenseitig ins Be-
nehmen. Bundes- und Landesabteilungen sind nicht ein-
zurichten, wenn deren Aufgaben nach den Satzen 1 und
2 Ubertragen worden sind.

(4) Die Zoll- und Verbrauchsteuerabteilung leitet die
Durchfiihrung der Aufgaben, fir deren Erledigung die
Hauptzollamter und die Zollfahndungsdmter zusténdig
sind. AulRerdem erledigt sie die ihr sonst ubertragenen
Aufgaben.

(5) Die Bundesvermdgensabteilung leitet dir Durch-
fuhrung der Aufgaben, fir deren Erledigung die Bundes-
vermdgensamter und die Bundesforstdmter zusténdig
sind. AuRerdem erledigt sie Aufgaben der Wohnungsbau-
finanzierung und Darlehnsverwaltung des Bundes und
die ihr sonst Ubertragenen Aufgaben.

7. Aust.-Lfg. (August 1978)

(6) Die Besitz- und Verkehrsteuerabteilung leitet die
Durchfiihrung der Aufgaben, fir deren Erledigung die
Finanzdmter zusténdig sind. AulRerdem erledigt sie die
ihr sonst Ubertragenen Aufgaben.

(7) Durch Verwaltungsvereinbarung mit dem jeweili-
gen Land kann der Bund die Erledigung seiner Bauauf-
gaben ortlichen Landesbehdrden und die Leitung dieser
Aufgaben einer Landesvermdgens- und Bauabteilung der
Oberfinanzdirektion Ubertragen. Die Verwaltungsver-
einbarung muf} vorsehen, dal} die Landesbehdrden die
Anordnungen des fachlich zustandigen Bundesministers
zu befolgen haben.

(8) Fur die Aufgaben des Kassenwesens sowie fiir den
Einsatz der automatischen Einrichtungen fir die Fest-
setzung und Erhebung von Steuern kann eine besondere
Landesabteilung eingerichtet werden. Die Ausiibung die-
ser Befugnis obliegt der fir die Finanzverwaltung zu-
standigen obersten Landesbehérde im Einvernehmen mit
dem Bundesminister der Finanzen.

89
Leitung der Oberfinanzdirektion

(1) Der Oberfinanzpréasident leitet die Oberfinanzdirek-
tion.

(2) Der Oberfinanzprasident ist sowohl Bundes-
beamter als auch Landesbeamter. Er wird auf Vorschlag
des Bundesministers der Finanzen und der fir die
Finanzverwaltung zusténdigen obersten Landesbehérde
im gegenseitigen Einvernehmen zwischen der Bundes-
regierung und der zustandigen Landesregierung durch
den Bundesprasidenten und die zustandige Stelle des
Landes ernannt und entlassen. Im ubrigen sind auf den
Oberfinanzprasidenten die beamten- und besoldungs-
rechtlichen Vorschriften des Bundes anzuwenden.

(3) Hat eine Oberfinanzdirektion keine Bundes-
aufgaben wahrzunehmen, so ist der Oberfinanzprasident
ausschlie8lich Landesbeamter. Er wird auf Vorschlag
der fir die Finanzverwaltung zustandigen obersten
Landesbehérde im Einvernehmen mit der Bundes-
regierung durch die zustandige Stelle des Landes
ernannt und entlassen. Hat eine Oberfinanzdirektion
keine Landesaufgaben wahrzunehmen, so ist der
Oberfinanzprasident ausschlieRlich Bundesbeamter. Er
wird auf Vorschlag des Bundesministers fir Finanzen im
Benehmen mit der zusténdigen Landesregierung durch
den Bundesprasidenten ernannt und entlassen. Absatz 2
findet in diesen Féllen keine Anwendung.
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Staatliche Bauverwaltung in den Landern

Anhang 7

Baden-Wurttemberg Freistaat Bayern Berlin
Finanzministerium Bayer. Staats- R Bundesministerium Senator fur Bau-
B da Wil tstte ; min)i/sterium der Bayer. Staatsministerium des Innern der und Wohnungs
aden-Wiyrttemboera ) -Oberste Baubehorde- ) g
oD Finanzen Finanzen wesen
Freiburg I I
Karlsruhe OFD Regierungen von OFD
St\;ttggrt Niirnberg Oberbayern (Muinchen) Berlin
-Lan ﬁs au- VenNaIt.ung der Minchen Niederbayern (Landshut) -Bundesvermogens-
abte:ung- staatlichen _Landes- Oberpfalz (Regensburg) abteilung-
I 1 Schosser, Garten bauabteilung- Oberfranken (Bayreuth)
Bundesbau Landesbau und Seen (SV) Mittelfranken (Ansbach)
1 1 -Bauabteilung- Unterfranken (Wirzburg)
staatliche ~ Staatl. Hochbau- Landesbau der Schwaben (Augsburg) Bundesbau Landesbau
Hochbausmter amter, .l.Jnlversnats- Finanz- u. Versor- -Bﬂti@unq-
amter I ' gungsverwaltung
Landesbau und Bundesbau Landesbau ‘ Bundesbauamter ‘ ‘ Bezirkshochbauamter
: | ]
Bauamt der Staatliche Hochbauamter Landbauamter
SV Miinchen Hochschulbauamter Finanzbauédmter
Brandenburg Bremen Hamburg Hessen
Ministerium der Finanzen Senator fur Senator fur Finanzbehérde Wirtschafts- Senats- Der Hdess:jche Minister
Finanzen Bauwesen behorde behérden er Finanzen
I 1 O!D
OFD OFD Frankfurt/Main
Cottbus Bremen OFD Hamburg Hochbauamt/ -Landesvermogens-
-Bauabteilung- -Landesvermdgens- -Landesvermégens- Strom- und Hafenbau Ve It und Bauabteilung-
und Bauabteilung- und Bauabteilung- ‘erwaltung
Landes- und Bundesbau
Bundesbau Landesbau Landes-(Finanz)- und Landes- und Staatsbaluémter
Bundesbau Kommunalbau Bundesbau Landes- und Bundesbau Landesbau und staatliche Neu-
~ bauleitungen
Landesbauéamter ‘ ‘ Ortliche Bauleitungen ‘ ‘ Hochbauamt ‘ ‘ Finanzbauamt ‘ ‘ Abteilungen ‘ ‘ Abteilungen ‘
Mecklenburg- Niedersachsen Nordrhein-Westfalen Rheinland-Pfalz
Vorpommern Niedersachsisches Ministerium fur Bauen und Wohnen des Landes Ministerium der Finanzen
Finanzministerium Finanzministerium Nordrhein-Westfalen Rheinland-Pfalz
Mecklenburg- I I |
Vorpommern OFD OFD Bezirksregierung OFD
Hannover Dusseldorf Arnsberg Koblenz
OFD _Landesbau- Koln Detmold P = -Landesvermogens-
Rostock abteilung- Minster Dusseldorf Landesinstitut fiir Bau- und Bauabteilung
-Landesvermégens- und Kéln wesen und angewandte Mainz-
Bauabteilung- | -Landesvermogens- und Miinster Bauschadensforschung
Landes- und Bauabteilung- -Baudezernat- Entwicklung von Arbeits-
Landes- und Bundesbau hilfen d. Bauverwaltung, Bundesbau Land
Bundesbau ‘ Landes- und Bundesbau ‘ angew. Bauschadensfor-
. | schu‘ng, DV-Unterstiitzung Staatsbauamter Staatsbauamter
Staatshochbauamter \ Staatliche Bauamter \ fur die Bauverwaltung

Schleswig-Holstein

Freistaat Thiringen

Saarland Freistaat Sachsen Sachsen-Anhalt
Minister fur Wirtschaft und Staatsminister der Finanzministerium
Finanzen Finanzen Sachsen-Anhalt
| OFD OFD
OFD Chemnitz Magdeburg
Saarbriicken -Landesvermogens-und -Landesbau-
-Landesvermagens- Bauabteilung- abteilung-
und Bauabteilung- | |
Landes- und Landes- und
Bundesbau Bundesbau
Bundesbau Landesbau | |
F|nanzb.§\uamt Staatliches Staatshochbauamter Staatshochbauamter
Saarbriicken Hochbauamt

16. Aust.-Lfg. (Februar 1995)

Ministerium f. Finanzen u.
Energie des Landes

Finanzminister

Schleswig-Holstein
I
OFD |
Kiel OFD
-Landesvermogens-und Erfurt
Bauabteilung- -Landesvermagens-

und Bauabteilung-

Landes- und
Bundesbau
Bundesbau Landesbau
Landesbauamter
‘ Staatsbaudmter
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Grundkarte: Kreise 03.10.1990
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Anhang 8

Staatliche Bauverwaltung Bund/L&nder

— Anschriftenverzeichnis (1) —

Bundesbaudirektion Bundesbaudirektion

- Abteilung III -
Fasanenstralle 87 Sankt Augustiner Stral3e 86
10623 Berlin 53225 Bonn
Finanzministerium Oberste Baubehdrde im Bayer. Staatsministerium
Baden-Wiirttemberg des Innern
Schlof3platz 4 Franz-Josef-StrauR-Ring 4
70173 Stuttgart 80539 Munchen
Ministerium der Finanzen Senator fiir Finanzen
des Landes Brandenburg der Freien Hansestadt Bremen
Steinstralle 104-106 Rudolf-Hilterding-Platz 1
14480 Potsdam 28195 Bremen
Finanzbehorde der Freien und Hessisches Ministerium
Hansestadt Hamburg der Finanzen
Gansemarkt 36 Friedrich-Ebert-Allee 8
20354 Hamburg 65185 Wiesbaden
Ministerium der Finanzen Niederséchsisches
des Landes Mecklenburg-Vorpommern Finanzministerium
SchloBstralBe 9-11 Schiffgraben 10
19053 Schwerin 30159 Hannover
Ministerium fiir Bauen und Wohnen Ministerium der Finanzen
des Landes Nordrhein-Westfalen des Landes Rheinland-Pfalz
Elisabethstrale 5-11 Kaiser-Friedrich-StraRe 1
40217 Dusseldorf 55116 Mainz
Ministerium fir Wirtschaft und Finanzen Staatsministerium der Finanzen
Hochbauabteilung des Freistaates Sachsen
Hardenbergstralie 6 Carolaplatz 1
66119 Saarbriicken 01097 Dresden
Ministerium der Finanzen des Ministerium fur Finanzen und Energie
Landes Sachsen-Anhalt des Landes Schleswig-Holstein
Olvenstedter Strafl3e 1-2 Dusterbrooker Weg 44
39108 Magdeburg 24105 Kiel

Thuringer Finanzministerium

Jenaer Stral3e 37
99099 Erfurt
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Staatliche Bauverwaltung in den Bundeslandern -TAM-

— Anschriftenverzeichnis (2) —

Oberfinanzdirektion Berlin

- Bundesvermégensabteilung -
Fasanenstral3e 87

10623 Berlin

Oberfinanzdirektion Chemnitz

- Landesvermdgens- und Bauabteilung -
BruckenstraBe 10

09111 Chemnitz

Oberfinanzdirektion Dusseldorf

- Landesvermdgens- und Bauabteilung -
Jurgensplatz 1

40219 Dusseldorf

Oberfinanzdirektion Frankfurt

- Landesvermdgens- und Bauabteilung -
Adickesallee 32

60322 Frankfurt/Main

Oberfinanzdirektion Hamburg

- Landesvermdgens- und Bauabteilung -
Rodingsmarkt 2

20459 Hamburg

Oberfinanzdirektion Karlsruhe

- Landesbauabteilung -

MoltkestraBe 10
76133 Karlsruhe

Oberfinanzdirektion Koblenz

- Landesvermégens- und Bauabteilung Mainz -

Fritz-Kohl-Stral3e 9
55122 Mainz

Oberfinanzdirektion Magdeburg
- Landesbauabteilung -
Ernst-Reuter-Allee 34-36

39104 Magdeburg

Oberfinanzdirektion Minster

- Landesvermdgens- und Bauabteilung -
Andreas-Hofer-StraRe 50

48145 Munster

Oberfinanzdirektion Rostock

- Landesvermdgens- und Bauabteilung -
Wallstralle 2

18055 Rostock

Oberfinanzdirektion Stuttgart
- Landesbauabteilung -
Rotebihlplatz 30

70173 Stuttgart
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Oberfinanzdirektion Bremen

- Landesvermdgens- und Bauabteilung -
Contrescarpe 67 - 71

28195 Bremen

Oberfinanzdirektion Cottbus
- Bauabteilung -

Am Nordrand 45

03044 Cottbus

Oberfinanzdirektion Erfurt

- Landesvermdgens- und Bauabteilung -
Jenaer Stral3e 37

99099 Erfurt

Oberfinanzdirektion Freiburg
- Landesbauabteilung -
Stefan-Meier-Stral3e 76
79104 Freiburg

Oberfinanzdirektion Hannover
- Landesbauabteilung -
Waterloostralle 5

30169 Hannover

Oberfinanzdirektion Kiel

- Landesvermdgens- und Bauabteilung -
AdolfstralRe 14 - 18

24105 Kiel

Oberfinanzdirektion KoIn

- Landesvermdgens- und Bauabteilung -
Riehler Platz 2

50668 Kdln

Oberfinanzdirektion Miinchen

- Landesvermdgens- und Bauabteilung -
Sophienstral3e 6

80333 Miinchen

Oberfinanzdirektion Nirnberg

- Landesvermdgens- und Bauabteilung -
Krelingstral3e 50

90408 Nirnberg

Oberfinanzdirektion Saarbriicken

- Landesvermdgens- und Bauabteilung -
Prasident-Baltz-Stralle 5

66119 Saarbriicken
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Anhang 10
(Abschnitt K 12 RBBau)

Vertragsmuster — Gebaude

Hinweise zum Vertragsmuster — Gebaude —

Vorbemerkung: Die Abschnittsbezeichnungen beziehen sich auf das Vertragsmuster.
1 VertragsabschluBl Allgemein dirfen Kostenverpflichtungen fiir Bauplanungen nur insoweit eingegangen werden,
1.1 Allgemeines wie dies zur Aufstellung der Haushaltsunterlage — Bau — nach Abschn. F2 RBBau notwendig
Vertrags- ist. Wenn dazu ein freiberuflich tatiger Architekt oder Ingenieur hinzugezogen werden soll, ist
bestimmungen mit ihm ein Vertrag unter Beachtung von K 12 RBBau abzuschlieBen. Dabei ist das Vertrags-

muster — Gebaude — zu verwenden. Dem freiberuflich Tatigen ist mit dem Vertragsentwurf
eine Ausfertigung der Allgemeinen Vertragsbestimmungen (AVB) zuzuleiten. Die AVB dirfen
nicht geéndert werden.

1.2 Leistungen fir die Im Vertrag sind alle Leistungen aufzufiihren, deren Ubertragung an den Auftragnehmer vorge-
Haushaltsunterlage sehen ist. Dem Auftragnehmer dirfen zunédchst nur die Leistungen nach 3.2 des Vertrags-
— Bau — musters Ubertragen werden. Dies wird auch durch 3.1 klargestellt. Die weiteren Leistungen
und Ubertragung werden — je nach Bedarf einzeln oder zusammengefal3t — durch ein Schreiben tbertragen, in
weiterer dem auch das im Vertrag bereits festgelegte Honorar zu erwéahnen ist. Als Frist, in der weitere
Leistungen Leistungen Ubertragen werden, sollen in der Regel in 3.1 Abs. 4 36" Monate eingesetzt wer-
(3.2 bis 3.6) den.

Werden ausnahmsweise die Leistungen nach 815 Abs.2 Nummer 1 HOAI
(Grundlagenermittlung) nicht von der Bauverwaltung erbracht, so kdnnen diese Leistungen
dem Auftragnehmer mit 3 v.H. zusétzlich in Auftrag gegeben werden. In diesem Fall ist in § 3
des Vertrages ein weiterer Abschnitt mit fortlaufender Numerierung einzufiigen.

Baubestandszeichnungen sind erst dann in Auftrag zu geben, wenn Art und Umfang dieser
Leistungen festgelegt werden konnen. In das Schreiben zur Ubertragung der Leistungen nach
3.6 ist auch das vereinbarte Honorar mit aufzunehmen.

Der Architekt/Ingenieur, dem Leistungen nach 3.2 bertragen worden sind, soll in der Regel
auch mit weiteren Leistungen beauftragt werden. Wenn die Nutzung der Planung nach Ab-
schnitt F2 RBBau ohne weitere Einschaltung des Architekten/Ingenieurs notwendig wird, be-
darf es dazu der Zustimmung der Technischen Aufsichtsbehdorde in der Mittelinstanz.

Soweit dem Auftragnehmer die Leistungen nach 3.3 innerhalb von 24 Monaten Ubertragen
werden, wird der letzte Absatz in 3.1 gegenstandslos.

2 Vergutung Bei Vertragsabschlul? sind der Honorarermittlung die geschatzten Kosten zugrunde zu legen.
2.1 Allgemein Dies kdnnen, soweit ermittelt, die Programmkosten sein. Im Vordruck fiir die Honorarermitt-
lung (Muster 1 und 2 zu Anhang 10 RBBau) sind diese einzutragen. Das endgiltige Honorar fir
die Leistungen 3.2 ist aus der baufachlich gepriiften Kostenberechnung zur Haushaltsunterlage
— Bau — zu ermitteln. Nachtrédge nach der baufachlichen Priifung sind nicht Bestandteil der
Kostenberechnung und damit nicht Grundlage fir die Honorarermittlung fur Leistungen, die fur

die Haushaltsunterlage — Bau — erforderlich sind.

Werden Anderungen erforderlich, die zu Mehrarbeiten des Objektplaners bei den Leistungen
nach 3.2 flhren, ist Uber deren angemessene Honorierung eine zusatzliche Vereinbarung zu
treffen. Insoweit kdnnen entweder die anderungsbedingten Mehrkosten der baufachlich ge-
priften Kostenberechnung zur Haushaltsunterlage — Bau — hinzugeschlagen oder die Mehr-
leistungen — pauschal oder nach Zeitaufwand — honoriert werden.

Die Honorarermittlung nach 3.3 bis 3.5 ist entsprechend dem Stand der Bearbeitung fortzu-
schreiben (Kostenanschlag und Kostenfeststellung). Der Auftragnehmer ist tber die Fort-
schreibung zu unterrichten.
2.2 Ermittlung der Die Ermittlung der Vergiitung richtet sich nach § 4 HOAI.
Vergutung . . N .
Die Honorarzone ist geméaR 88 11 und 12 der HOAI in 6.1.3 festzulegen.

Wenn an die zu ubertragenden Aufgaben die dem Schwierigkeitsgrad der Honorarzone ent-
sprechenden Mindestanforderungen gestellt werden, ist der Mindestsatz zu vereinbaren und
6.1.5 zu streichen.

Der Mindestsatz ist zu Uberschreiten, wenn dartber hinaus Anforderungen gestellt werden, die
den Bearbeitungsaufwand erhéhen und die nicht schon in anderer Weise vergiitet werden
(z. B. als Besondere Leistungen). Dann ist ein entsprechend héherer Honorarsatz zu verein-
baren.

Als solche Anforderungen kommen u.a. in Betracht:

— Beteiligung und Koordinierung einer Vielzahl von Nutzern,
— auBergewdhnlich kurze Planungs- und Bauzeiten,

— verbindliche Festtermine und Fristen,

331

16. Aust.-Lfg. (Februar 1995)



Anhang 10

332

2.3 Bewertung der
Leistungen
(6.1.4)

2.4 Anwendung der DV

2.5 Nachweis des
Warmeschutzes

2.6 Mehrere Bauwerke

16. Aust.-Lfg. (Februar 1995)

— Planung und Durchfiihrung bei laufendem Betrieb,
— erhodhte baukinstlerische Anforderungen,
— Leistungen fur den raumbildenden Ausbau nach § 25 Abs. 1 HOAI,

— Beriicksichtigung von Forderungen des Denkmalschutzes und der Integration erhaltens-
werter Substanz,

— Anwendung neuer Herstellungsverfahren.

Dazu ist in 6.1.5 festzulegen, um welchen Prozentsatz der Differenz zwischen Héchst- und
Mindestsatz der Honorartafel geméaR § 16 HOAI das Honorar erhdht wird. Die Grinde fir die
Honorarvereinbarung sind schriftlich festzuhalten.

Die in § 3 des Vertragsmusters aufgefiihrten Leistungen sind unter Berlicksichtigung der
Leistungen des Auftraggebers in der Regel wie folgt zu bewerten:

Leistungen fir die Haushaltsunterlage — Bau — 23 v.H.
—3.2—

Soweit zur Erzielung der Kostensicherheit zeichnerische Darstellungen von Einzelheiten des
Objekts in Form von Ausfiihrungszeichnungen bendtigt werden, kénnen diese bereits in einer
anteiligen Hohe bis zu 5 v.H. mit 3.2 beauftragt werden.

Ausarbeiten der Ausfuhrungszeichnungen 25 v.H.
Ermitteln der Mengen und Aufstellen der Leistungsbeschreibung mit

Leistungsverzeichnissen 10 v.H.
—34.1—

Prifen und Werten der Angebote 3 v.H.

—3.4.2—

Objekt-(Bau-)liberwachung 29 v.H.
— 35—

Falls der Auftraggeber selbst oder freiberuflich Tatige darlber hinaus Teile der unter 3.2 bis
3.5 des Vertragsmusters genannten Leistungen erbringen, ist das bei der Bewertung der
Leistungen zu berucksichtigen.

Wiinscht der Auftraggeber in Zwischenstadien der Ausschreibung, Vergabe oder Abrechnung
die jeweils aktuellen Daten fur seine Zwecke, werden diese vom Auftragnehmer maschinen-
lesbar nach den Regelungen des ,,Gemeinsamen Ausschusses Elektronik im Bauwesen —
GAEB —" auf Datentragern zur Verfiigung gestellt (Grundlage sind die Regelungen zum Daten-
austausch — Leistungsverzeichnis des GAEB Juni 1990). Eine entsprechende Vereinbarung ist
in den Vertrag aufzunehmen.

Sofern dem Planverfasser ,Leistungen zum Nachweis des Warmeschutzes" bei Ge-
b&uden/Bauwerken Ubertragen werden, sind Leistungsumfang und Honorierung entsprechend
8§ 78 HOAI festzulegen.

Der Vertrag ist dann wie folgt zu erganzen:
3.2.3 Leistungen fur den Warmeschutz nach § 78 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 HOAI
3.3.1 Leistungen fir den Warmeschutz nach 8 78 Abs. 1 Nr. 4 HOAI

6.1.6 Fur die Leistungen fir den Warmeschutz die Honorarzonen nach 6.1.3 und die Satze
nach § 78 Abs. 3 HOAI

6.1.6.1 fur die Leistungen nach 3.2.3 die anrechenbaren Kosten nach 6.1.1 und ein
Vomhundertsatz von 85 v.H.

6.1.6.2 fur die Leistungen nach 3.3.1 die anrechenbaren Herstellungskosten nach
6.1.2 und ein Vomhundertsatz von 15 v.H.

Besteht eine BaumaRnahme aus mehreren Geb&auden, so sind die Honorare fir jedes Gebaude
getrennt zu berechnen. Soweit eine BaumaBnahme aus mehreren gleichen, spiegelgleichen
oder im wesentlichen gleichartigen Gebauden (Wiederholungen) besteht, die im zeitlichen oder
ortlichen Zusammenhang und unter gleichen baulichen Verhaltnissen errichtet werden sollen,
ist nach 6.1.5 ein weiterer Abschnitt mit fortlaufender Numerierung vorzusehen. Sowveit die
Anzahl der Wiederholungen noch nicht feststeht, ist zu vereinbaren, dal} das Honorar nach
8§ 22 Abs. 2 HOAI ermittelt wird. Stehen Art und Umfang der Wiederholungen fest, ist zur
Vermeidung von Auseinandersetzungen folgende Textfassung vorzusehen:



2.7 Umbauten
2.7.1

2.7.2

2.8 Verlangerte
Objektiiberwachung

2.9 Objektuberwachung
als Einzelleistung

2.10 Nebenkosten
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Wegen der Wiederholungen wird vereinbart fir die Bauwerke

= 40 v.H. des Honorars der Leistungen (ab 5. Wiederholung).

Das Honorar fir die Objekt-(Bau)iberwachung wird nicht reduziert.

Bei Umbauten und Modernisierungen im Sinne von 8 3 Nr. 5 und 6 HOAI mit durchschnitt-
lichem Schwierigkeitsgrad kann ein Zuschlag von 20 bis 33 v.H. vereinbart werden. Sofern
nicht etwas anderes schriftlich vereinbart wird, gilt ab durchschnittlichem Schwierigkeitsgrad
ein Zuschlag von 20 v.H. als vereinbart. In diesen Féllen ist im Vertrag ein weiterer Abschnitt
einzufugen:

fur das/die Gebaude

Vorhandene Bausubstanz, die technisch oder gestalterisch mitverarbeitet wird, ist bei den an-
rechenbaren Kosten angemessen zu beriicksichtigen.
Der Umfang der Anrechnung ist schriftlich zu begriinden und schriftlich zu vereinbaren.

In § 6 des Vertrages ist ein weiterer Abschnitt mit fortlaufender Numerierung einzufiigen:

Die anrechenbaren Kosten der technisch und gestalterisch mitverarbeiteten Bausubstanz
werden gemaR § 10 Abs. 3 a HOAI mit folgendem Wert festgestellt:

Verzogert sich die Bauzeit durch Umsténde, die der Auftragnehmer nicht zu vertreten hat, we-
sentlich, so kann fir die Mehraufwendungen eine zusétzliche Vergltung vereinbart werden.
Eine Uberschreitung bis zu 20 v.H. der festgelegten Ausfilhrungszeit, maximal jedoch 6
Monate, ist durch das Honorar abgegolten.

Fir den daran anschlieBenden Zeitraum soll der Auftragnehmer fir die nachweislich gegenuiber
den Grundleistungen entstandenen Mehraufwendungen eine zuséatzliche Vergitung bis zum
Hochstbetrag der Vergitung je Monat erhalten, die er als Anteil der Vergiitung fir die Objekt-
Uberwachung je Monat der vereinbarten Ausfihrungszeit erhalten hat.

Wird die Objektiiberwachung als Einzelleistung in Auftrag gegeben, so kann nach § 19 Abs. 4
HOAI verfahren werden.

Die Vergitung von Nebenkosten (8 7 HOAI) erfolgt auf Einzelnachweis, sofern nicht bei Auf-
tragserteilung eine pauschale Abrechnung vereinbart worden ist. Die Vereinbarung einer
Pauschale ist anzustreben, die ihr zugrunde gelegten Einzelansatze sind in einem Neben-
vermerk festzuhalten.

Fiur die Vergutung der Reisekosten des Architekten/Ingenieurs und seiner Mitarbeiter sind zu
beachten:

1. Die notwendige Anzahl der Reisen des Architekten/Ingenieurs und seiner Mitarbeiter setzt
das Bauamt auf Vorschlag des Auftragnehmers fest.

Hierbei ist zu beachten, dal} die Reisen des Architekten/Ingenieurs so ausreichend bemes-
sen werden, daf? er die Objektiberwachung ordnungsgemaf erfullen kann.

2. Fahrtkosten (auch Tage- und Ubernachtungsgelder) fiir Reisen, die tiber den Umkreis von
mehr als 15 km vom Geschaftssitz des Architekten/Ingenieurs hinausgehen, dirfen nicht
hoher berechnet werden, als es das Bundesreisekostengesetz — BRKG — vom 13. No-
vember 1973 und die dazu herausgegebenen Ergdnzungen in sinngeméafRer Anwendung
vorsehen. In Erganzung zu 8§ 6 BRKG ist fir Wegstrecken, die der Architekt/Ingenieur im
eigenen Pkw zuriicklegt, von einer Vergiitung von 0,52 DM je km auszugehen.

Fir Trennungsentschadigungen und Kosten fir Familienheimfahrten der Mitarbeiter des
Architekten/Ingenieurs ist keine Pauschale zu vereinbaren. Die Kosten durfen nicht hoher er-
stattet werden, als es der jeweils glltige Tarifvertrag fir das Baugewerbe mit den dazu ver-
einbarten Séatzen fur technische und kaufméannische Angestellte vorsieht.

Bei der Erstattung von Nebenkosten ist Anhang 20/7 RBBau zu beachten.
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2.11 Leistungen des
Auftraggebers

3 Objekt-(Bau-)
Uberwachung
4 Haftpflicht-
versicherung
5 Erklarung
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Zu den Leistungen des Auftraggebers gehoren im allgemeinen:

— Grundlagenermittlung gemaR § 15 Abs. 2 Nummer 1; Ubergabe der Ergebnisse,
— Aufstellen des baufachlichen Gutachtens iber das Baugrundstiick,

— Einholen der Einverstandniserklarung der nutzenden Verwaltung,

— Einholen der bauordnungsrechtlichen und sonst erforderlichen Genehmigungen oder Zu-
stimmungen,

— Vergabe

Zusammenstellen der Unterlagen, Ausfillen der Einheitlichen Verdingungsmuster, Fest-
legung der Vergabeart, Auswahl der aufzufordernden Unternehmen, Einholen der Ange-
bote, Verdingungsverhandlungen, Verhandeln mit den Bietern, Abfassen der Vertrage und
Auftragserteilung,

— sachliche Feststellung und Kassenreifmachen der vom Auftragnehmer gepriften und be-
scheinigten Kostenrechnungen,

— Antrag auf behdrdliche Abnahme und Teilnahme daran,
— die haushaltsrechtliche Kostenkontrolle,

— Fuhren der Haushaltsiberwachungslisten, der Bauausgabebiicher, der Kostenzusammen-
stellungen und Abschlagszahlungsbiicher,

— Auflisten der Gewahrleistungsfristen.

Die Dauer der Objektiuberwachung ist spatestens mit Beginn der Bauausfiihrung festzulegen.

Die (privatrechtliche) Uberwachung der Ausfiihrung der Bewehrung ist bei Tragwerken nach
8§ 63 Abs. 1 Nr. 1 und 2 Teil der Grundleistung des Objektplaners nach § 15 Abs. 2 Nr. 8
HOAI und wird mit dem fir die Leistungsphase ,,Objektiberwachung" vereinbarten Honorar
abgegolten.

Werden dem Auftragnehmer keine Leistungen der Leistungsphase 8 Ubertragen, so ist fir die
gestalterische Uberwachung gem. § 15 HOAI ein besonderes Honorar schriftlich zu verein-
baren. In diesem Fall ist in § 3.5 des Vertrages ein weiterer Abschnitt mit fortlaufender Nume-
rierung einzufiigen.

Bei AbschluRR der Berufshaftpflichtversicherung ist Anhang 4 RBBau zu beachten.

Vor Auftragserteilung hat der Architekt/Ingenieur folgende Erklarung abzugeben:

Ich/Wir erklare(n), dal ich/wir meinen/unseren gesetzlichen Verpflichtungen zur Zahlung der
Steuer und Sozialabgaben nachgekommen bin/sind.



Anhang 10 — BMBau 1993 —

Vertragsmuster — Gebaude
Zwischen der
Bundesrepublik Deutschland

vertreten durch

vertreten durch

(o 1T @] o =T T F=Ta Vo [ =1 a4 oo S

.......................... ( StraBe)(Ort)
diese vertreten durch

............................................................... (Bauamt)

.......................... ( StraBe)(Ort)

— nachstehend Auftraggeber genannt—

und dem/den

vertreten durch

—nachstehend Auftragnehmer genannt—

wird folgender Vertrag geschlossen:
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1.1

2.1

2.2

2.3

2.4

3.1

Anhang 10
81
Gegenstand des Vertrages
Gegenstand dieses Vertrages sind Leistungen fiir die BaumaBnahme .............coooiiiiiiiiiiiine e,

(genaue Bezeichnung der BaumaRnahme)
§2
Grundlagen des Vertrages

Die Allgemeinen Vertragsbestimmungen — AVB — (siehe Anlage) sind Bestandteil dieses
Vertrages.

Der Auftragnehmer hat seinen Leistungen zugrunde zu legen bzw. folgende Aufgaben zu erfillen:
2.2.1 Fur das Aufstellen der Haushaltsunterlage — Bau — (3.2):

Den genehmigten Bauantrag (E 2 RBBau)

L7701 1 PN mit Ergdnzungen

VOIM ottt ettt e e e e e e aeens (Anlage ............. )

Folgende Forderungen und Anregungen des Auftraggebers:

2.2.2 Fur die weitere Bearbeitung (3.3 bis 3.5):

die genehmigte Haushaltsunterlage — Bau —

Abweichungen davon bedirfen der vorherigen schriftlichen Zustimmung des Auftraggebers.

Der Auftragnehmer hat tiber § 1 AVB hinaus folgende technische und sonstige Vorschriften zu be-
achten:

Die Baumalnahme unterliegt den Bestimmungen Uber die bauaufsichtliche Behandlung von
BaumaRnahmen des Bundes/des Landes ..........cc.coiiuiiiiiiiiiiiit i e
dem Baugenehmigungsverfahren®).

83
Leistungen des Auftragnehmers
Auftragsumfang

Der Auftragnehmer fiuihrt seine Leistungen auf der Grundlage der ihm vom Auftraggeber zur Ver-
fugung zu stellenden Unterlagen aus.

Der Auftraggeber Ubertragt dem Auftragnehmer die Leistungen nach 3.2.

Er beabsichtigt, dem Auftragnehmer bei Fortsetzung der Planung und Durchfihrung der Baumaf3-
nahme weitere Leistungen nach 3.3 bis 3.5 — einzeln oder im ganzen — zu Ubertragen. Die
Ubertragung erfolgt durch schriftliche Mitteilung.

Der Auftragnehmer ist verpflichtet, diese weiteren Leistungen zu erbringen, wenn ihm vom Auf-
traggeber innerhalb von .......... Monaten nach Fertigstellung der Leistungen nach 3.2 zumindest
die Leistungen nach 3.4 Uibertragen werden.

*)  Nichtzutreffendes ist zu streichen
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Der Auftraggeber behlt sich vor, die Ubertragung weiterer Leistungen auf einzelne Abschnitte der
Baumafinahmen zu beschrénken.

Ein Rechtsanspruch auf Ubertragung der Leistungen nach 3.3 bis 3.5 besteht nicht.

Aus der stufenweisen Beauftragung kann der Auftragnehmer keine Erhéhung seines Honorars ab-
leiten.

Wenn dem Auftragnehmer die Leistungen nach 3.3 nicht innerhalb von 24 Monaten nach Fertig-
stellung der Leistungen nach 3.2 ubertragen werden, kann der Auftragnehmer den Vertrag aus
wichtigen Griinden kiindigen, ohne dal3 dem Auftraggeber wegen der Kindigung ein Schadens-
ersatzanspruch zusteht. Die Kiindigung kann nur innerhalb einer Frist von zwei Wochen nach Uber-
tragung der Leistungen nach 3.3 ausgesprochen werden. Anspriiche der Vertragsparteien aus den
88 4 bis 6 AVB bleiben unberiihrt.

Umfang der Leistungen fir:

3.2

3.3

3.4

Haushaltsunterlage — (HU— Bau —)

Erarbeiten der Haushaltsunterlagen — Bau — nach Abschn. F 2.1 RBBau — einschlieBlich aller fir
die bauaufsichtliche Behandlung erforderlichen Unterlagen und Angaben.

3.2.1 Das sind die Grundleistungen der Leistungsphasen 2, 3 und 4 des § 15 HOAI ohne
Einreichen der vom Auftragnehmer erarbeiteten Vorlagen zur Beantragung und Einholung
der bauordnungsrechtlichen und sonstigen Genehmigungen und Zustimmungen, sowie
ohne notwendige Verhandlungen mit Behorden.

Der Auftragnehmer hat diejenigen Plane vorzulegen, die zur Erfullung der Forderungen zu
Abschn. F 2.1.1 erforderlich sind, dies sind insbesondere:

Ubersichtsplan L
Katasterkarte mit Eintragungen

Lageplan M= 1 e
Bauplane M= 1

In den Bauplénen sind die
Planungsdaten zur
Kostenberechnung
nachzuweisen.

Erlauterungsbericht nach Muster 7 mit Anlagen 1 und 2 — Abschnitt F 2.1.2 RBBau —
Kostenberechnung nach Muster 6 — Abschnitt F 2.1.3 RBBau —

3.2.2 Des weiteren kdnnen Teile der Grundleistungen der Leistungsphase 5 des § 15 HOAI in der
Form der nachfolgend beschriebenen Darstellungen von Einzelheiten des Objekts als
Ausfuhrungszeichnungen beauftragt werden:

DIES SING:  .eeeiieeie et e M =1 i e
........................................................... M= 1 e
........................................................... M= d e
........................................................... M= 1 e

Ausarbeiten von Ausfuihrungsunterlagen nach Abschnitt F 3 RBBau
Ausarbeiten der Ausfiihrungszeichnungen nach Abschnitt F 3.1.2 RBBau

Das sind die Grundleistungen der Leistungsphase 5 des § 15 HOAI, soweit sie nicht bereits nach
Absatz 3.2.2 beauftragt sind.

Der Auftragnehmer hat vorzulegen:

Ausfiihrungszeichnungen

................................................................................. M=1:
................................................................................. M= 1
................................................................................. M=1:
................................................................................. M= 1

Leistungen fir die Vergabe
3.41/34.3

Das sind die Grundleistungen der Leistungsphasen 6 und 7 des § 15 HOAI ohne
— Zusammenstellen der Verdingungsunterlagen fur alle Leistungsbereiche

— Einholen von Angeboten
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3.5

— Verhandlungen mit den Bietern

— Mitwirkung bei der Auftragserteilung

Das Aufstellen der Leistungsbeschreibung mit Leistungsverzeichnissen hat unter Verwendung des
StLB / StLK*) zu erfolgen.

Objekt-(Bau-)liberwachung

3.5.1

3.5.2

3.5.3

Das sind die Grundleistungen der Leistungsphase 8 § 15 HOAI ohne

— Kostenfeststellung nach DIN 276 oder nach dem wohnungsrechtlichen Berechnungs-
recht

— Antrag auf behordliche Abnahmen und Beteiligung daran

— Auflisten der Gewahrleistungsfristen

— Uberwachen der Beseitigung der bei der Abnahme der Bauleistungen festgestellten
Méngel

Bei der Behandlung der Rechnungsunterlagen ist Abschnitt J der RBBau zu beachten.
Mengenberechnungen, Abrechnungszeichnungen und Kostenrechnungen sind in fach-
technischer und rechnerischer Hinsicht unverziiglich und vollstdndig zu prufen. Zum
Zeichen der Prufung hat der Auftragnehmer die gepruften Angaben durch Abhaken kennt-
lich zu machen; Anderungen und Ergénzungen sind entsprechend zu kennzeichnen. Ein
Unterstreichen von Texten ist nicht erforderlich.

Die Mengenberechnungen und Abrechnungszeichnungen sind mit folgender Bescheinigung
zu versehen:

In allen Teilen gepriuft und mit den aus der Mengenberechnung (Abrechnungs-
zeichnung) ersichtlichen Anderungen fiir richtig befunden.

(Unterschrift des Auftragnehmers)

Die Kostenrechnungen sind mit Eingangsvermerk und mit folgender Bescheinigung zu ver-
sehen:

In allen Teilen gepriift und mit den aus der Rechnung ersichtlichen Anderungen fir
richtig befunden.

Endbetrag: .....ooceieeiiiiiiiiiieieee s DM

(Unterschrift des Auftragnehmers)

Nach Ausstellen der Bescheinigung sind die Kostenrechnungen unter Beifigung der sie im
einzelnen belegenden Unterlagen dem Auftraggeber unverziiglich auszuhandigen.

Mit den Bescheinigungen tbernimmt der Auftragnehmer auch in Féllen, in denen diese Be-
scheinigungen durch seinen Erflllungsgehilfen ausgestellt werden, die Verantwortung da-
fur, dal

— nach den Grundsatzen der Wirtschaftlichkeit verfahren worden ist,

— die Lieferungen und Leistungen in Art, Gute und Umfang, wie berechnet, vertrags-
gemal und fachgerecht ausfiihrt worden sind,

— die Vertragspreise eingehalten worden sind,
— alle Mal3e, Mengen, Einzelansatze und Ausrechnungen richtig sind.

Der Auftragnehmer ist verpflichtet, an der Baustelle von Beginn der Arbeiten an bis zur Ab-
nahme des Ingenieurbauwerks/der Verkehrsanlage ein Baubiiro ausreichend zu besetzen.
Die Raume fir dieses Baubiro werden vom Auftraggeber kostenlos zur Verfliigung gestellt
einschlieBlich der Einrichtung, Beleuchtung und Beheizung.*)

Der Auftragnehmer ist nicht verpflichtet, an der Baustelle ein Baublro zu unterhalten. Er
hat ausreichende Kontrollen vorzunehmen, deren Haufigkeit sich nach ihrer Notwendigkeit
und nach dem Fortgang der Arbeiten richtet.*)

*)  Nichtzutreffendes ist zu streichen
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3.6

3.7

3.8

3.9

4.1

3.5.4 Die mit dem Uberwachen der Bauausfilhrung Beauftragten missen grundsatzlich tber eine
abgeschlossene Fachausbildung (Dipl.-Ing. TH/FH) und eine angemessene Baustellenpraxis
— in der Regel von mindestens drei Jahren — verfiigen. Der ortliche Vertreter des Auftrag-
nehmers auf der Baustelle ist dem Auftraggeber vor Beginn der Arbeiten schriftlich zu be-
nennen; er ist berechtigt, die nach 3.5.2 auszustellenden Bescheinigungen fir den Auf-
tragnehmer zu vollziehen.

Bestellen und Wechsel des ortlichen Vertreters des Auftragnehmers bedirfen des schrift-
lichen Einvernehmens der Vertragspartner.

3.5.5 Der mit der ortlichen Bauliberwachung Beauftragte hat zum Nachweis aller Leistungen —
ausgenommen solcher, die durch fachlich Beteiligte Uberwacht werden — die Aus-
fuhrungszeichnungen der tatsachlichen Ausfiihrung entsprechend wéahrend der Bauzeit zu
erganzen bzw. ihre Erganzung zu veranlassen.

3.5.6 Ergénzende Vereinbarungen

Anfertigen von Baubestandszeichnungen nach Abschnitt H RBBau.

Dies ist eine Besondere Leistung aus 8 15 HOAI, Leistungsphase 9. Art und Umfang dieser
Leistung werden bei der Ubertragung gemaR Abschnitt 3.1 Abs. 3 festgelegt.

Besondere/Zusétzliche Leistungen nach HOAI

Die vom  Auftragnehmer  vorzulegenden Zeichnungen, Beschreibungen (einschl.
Leistungsverzeichnissen) und Berechnungen sind dem Auftraggeber in ........... facher
Ausfertigung, davon einfach in kopier-/pausféhiger Ausfilhrung zu Ubergeben. Die von den
Zeichnungen angefertigten Vervielféltigungen sind vom Auftragnehmer im ndétigen Umfang
weiterzubearbeiten, u. a. normengerecht .......... fach farbig bzw. mit Symbolen anzulegen, DIN-
gerecht zu falten und in Ordnern vorzulegen.

Der Auftragnehmer hat die von ihm angefertigten zeichnerischen Unterlagen als
~Entwurfsverfasser” bzw. | Planverfasser”, die Ubrigen Unterlagen als ,Verfasser" zu
unterzeichnen.

84
Fachlich Beteiligte

Folgende Leistungen werden von den nachstehend genannten fachlich Beteiligten erbracht:

4.1.2 Prufen der TragwerksplanuUng VON ........c.iiuieiiiiee et ettt e eeenaas
4.1.3  INGENIEUrDAUWETIKE VON ..ot et ettt
4.1.4 TechnisChe AUSIUSTUNG VON .....uiiiiiiii it ettt et e e e e e e e e enns

4.1.5 Frefi@nlagen VON ..o ettt e ettt e
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Anhang 10
§5

Termine und Fristen
5.1 Fur die Leistungen nach § 3 gelten folgende Termine bzw. Fristen:

£ 00 PPN

8§86
Vergitung
6.1 Der Honorarermittlung werden zugrundegelegt:

6.1.1 Fir die Leistungen 3.2 die nach 8§ 10 HOAI anrechenbaren Kosten der baufachlich
gepriften Kostenberechnung zur Haushaltsunterlage — Bau — ohne Nachtrage und ohne
Umsatzsteuer.

6.1.2 Fur die Leistungen 3.3 bis 3.5 die nach 8§ 10 HOAI anrechenbaren Kosten, die durch
Abrechnung ermittelt sind (Kostenfeststellung), ohne Umsatzsteuer.

6.1.3 Folgende Honorarzonen im Sinne 88 11 und 12 HOAI:

Bezeichnung des Bauwerks Honorarzone

6.1.4 Bewertung der Leistungen:

6.1.4.1 Aufstellen der Haushaltsunterlage - Bau -

—3.2—
................... v. H.
6.1.4.2 Ausarbeiten der Ausfithrungszeichen
................... v. H.
6.1.4.3 Ermitteln der Mengen und Aufstellen der Leistungsbeschreibung
mit Leistungsverzeichnissen
—34.1—
................... v. H.
6.1.4.4 Prufen und Werten der Angebote
— 342 —
................... v. H.
6.1.4.5 Objekt-(Bau-)Uberwachung
................... v. H.
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6.1.5 Als Honorarsatz wird der Mindestsatz der Honorartafel nach § 16 HOAI vereinbart zuzigl.
.................... v. H. der Differenz zum Hoéchstsatz fir Gebaude ..........c..ccoiviiiiiiiiiii i,

.................... v. H. der Differenz zum Hochstsatz fir Gebaude ............ccooiiviiiiiiiin i,

6.2 Solange die fir die Berechnung des Honorars mafRgebenden Betrdge nicht feststehen,
treten fir die Bemessung der Abschlagszahlungen an deren Stelle der Reihe nach

fur Leistungen nach 3.2

die nach 8 10 HOAI anrechenbaren Kosten der baufachlich gepriften
Kostenberechnung der HU — Bau — oder der Kostenschatzung, ohne Umsatzsteuer

fur Leistungen nach 3.3 bis 3.5

die nach 8 10 HOAI anrechenbaren Kosten des Kostenanschlages oder der aufgrund
der genehmigten Ausfihrungsplanung fortgeschriebenen baufachlich gepruften
Kostenberechnung, ohne Umsatzsteuer

Entsprechendes gilt, wenn das Vertragsverhaltnis vorzeitig endet und die fiir die endgultige
Berechnung des Honorars mafR3gebenden Betrage nicht mehr festgestellt werden.

6.3 Verzogert sich die Bauzeit durch Umsténde, die der Auftragnehmer nicht zu vertreten hat,
wesentlich, so ist fir die Mehraufwendungen eine zusatzliche Vergutung zu vereinbaren. Eine
Uberschreitung bis zu 20 v. H. der festgelegten Ausfilhrungszeit, maximal jedoch 6 Monate, ist
durch das Honorar abgegolten.

6.4 Das Honorar fur das Anfertigen der Bestandszeichnungen nach 3.6 wird entsprechend dem
Arbeitsaufwand einschlielich eventueller Nebenkosten als Pauschale vereinbart, sobald diese
Teilleistung in Auftrag gegeben wird.

6.5 Werden Leistungen des Auftragnehmers oder seines Mitarbeiters nach Zeitaufwand berechnet
(8 6 HOAI), werden folgende Stundensatze vergiitet:

Fir den Auftragnehmer: ..o, DM/Stunde
FUr Mitarbeiter ..o e DM/Stunde
| Fur technische Zeichner ...........ccoooviiiiiiiiiiiine e, DM/Stunde

6.6 Die Umsatzsteuer ist gesondert auszuweisen.
6.7 Die Nebenkosten werden — jeweils pauschal/zum Nachweis*) — erstattet.

Hierin sind auch die Kosten enthalten fiir:
Vervielfaltigen der Unterlagen (auch die nach Abschnitt 3.8); Post- und Fernmeldegebiihren; Reisen
des Auftragnehmers und seiner Mitarbeiter*)

6.7.1 fiurdie Leistung nach 3.2 DM
6.7.2 fiurdie Leistungen nach 3.3 und 3.4 DM
6.7.3 fiurdie Leistungnach3.5 DM

Trennungsentschadigungen
[§ 7 (2) Nr. 5 HOAI]

6.7.4 furdie Leistungen nach 3.3 und 3.4 DM
6.7.5 furdie Leistungnach 3.5 s DM
Summe s DM
zuziglich Umsatzsteuer .. DM i DM
Gesamtsumme e DM e DM

*)  Nichtzutreffendes ist zu streichen
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87
Haftpflichtversicherung des Auftragnehmers

7.1 Die Deckungssummen der Berufshaftpflichtversicherung nach § 10 AVB miissen mindestens

betragen:
fur Personenschaden DM
fur sonstige Schaden e DM
§8
Erganzende Vereinbarungen
Auftraggeber Auftragnehmer
Ort / Datum Ort / Datum

343—344
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Bezeichnung des Bauwerks/der Anlage

Honorarzone(n)

Honorarermittlung
zum Vertragsmuster

Gebaude

Erlauterungen:

1) Das Muster ist fiir Honorarermittlung von Einzelbauwerken und
Wiederholungen zu verwenden. Bei Wiederholungen ist in der
v.H.-Spalte der entsprechende Faktor einzutragen.

2) Eintragung nur, wenn eine vom Mindestsatz abweichende
Regelung vereinbart ist

3) Soweit eine BaumaRnahme mehrere Bauwerke/Baukorper
umfaft, sind diese Kosten im Muster 2 anzugeben

*) Nachweise sind als Anlage formlos zu fiihren

Kostenschatzung Kostenberechnung Kostenanschlag Kostenfeststellung
zur HU-Bau-
DM DM DM DM
Zeile 1 2 3 4 5
1 Gesamtsumme
2 ./. nicht anrechenbare Kosten nach §10 (5) HOAI
3 Zwischensumme
4 I v.H. Umsatzsteuer
5 Anrechenbare Kosten
6 Anrechenbare Kosten (§ 10 (3a) HOAI)
7 Honorartatél (5 16 HOAN
8 Honorarsatz 2)
9 *) | + Umbauzuschlag .............ccccceeennee V.H.
10 = Summe
11 Vergitung fur Leistungennach Vv.H. JEE—— R
12 Abschnitt 3.2 z
13 *) | + Wiederholungen ,—| g,,
14 = Zwischensumme — é
15 + v.H. Umsatzsteuer 3
16 = Summe
17 Abschnitt 3.3
18 —+ Abschnitt 3.4.1
19 -+ Abschnitt 3.4.2
20 = Zwischensumme fL‘?J
21 + Wiederholungen ] é
22 = Zwischensumme — ::j
23 —+ Abschnitt 3.5 g
24 -+ Wiederholungen zu 3.5 §
25 = Zwischensumme
26 s Vv.H. Umsatzsteuer
27 = Summe
28 + Summe der Leistungen 3.2
29 + Summe der Leistungen 3.3 - 3.5
30 -+ Summe der Leistungen 3.6 - 3.7
31 —+ Summe der Nebenkosten
32 = Gesamtsumme
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Zusammenstellung der Honorare
und Nebenkosten

auf der Grundlage der

[0 Kostenschéatzung
[0 Kostenberechnung

Honorarermittlung
zum Vertragsmuster

O Kostenanschlag Gebaude
O Kostenfeststellung *)
Summe der Leistungen
Bezeichnung des Bauwerks/Baukdrpers
9 P 3.2 33-35 3.6-3.7 Gesamtsumme
DM DM DM DM
1 2 3 4 5

Summe der Honorare

Summe der Nebenkosten

Gesamtsumme

*) Zutreffendes bitte ankreuzen
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Anhang 11
(Abschnitt K 12 RBBau)

Vertragsmuster — Technische Ausriistung

Hinweise zum Vertragsmuster — Technische Ausriistung —

0 Anwendungsbereich
(1.1)

(1.1.1—1-1-6)

(1.1.7)

1 VertragsabschluRl
1.1 Allgemeines,
Vertrags-
bestimmungen

16. Aust.-Lfg. (Februar 1995)

Das Vertragsmuster — Technische Ausriistung — ist fir Leistungen bei der technischen Aus-
ristung von Gebauden/Ingenieurbauwerken unter Beachtung des Teiles IX HOAI anzuwenden.

Der Anwendungsbereich umfalit auch die neben dem Gebaude/Ingenieurbauwerk stehenden
Anlagen oder Anlagen auf dem Dach, sofern sie funktional den Anlagen der Technischen Ge-
b&audeausriistung von Gebauden/Ingenieurbauwerken zuzuordnen sind. Nach § 68 HOAI sind
Anlagen und Einrichtungen der Technischen Gebaudeausristung in 6 Anlagengruppen
unterteilt.

Alle nicht in der HOAI erfal3ten technischen Bereiche sind in einer 7. Anlagengruppe zusam-
menzufassen. Die Honorare fir diese Anlagengruppe sind frei zu vereinbaren, diirfen aber nicht
Uber die nach HOAI iblichen Honorare hinausgehen.

Die Honorare fiur Leistungen bei Anlagen der nichtoffentlichen ErschlieBung und bei AulRen-
anlagen fiur die Versorgung mit Fernwarme, Fernkalte, Kuhlwasser, elektrischem Strom sowie
bei Fernmeldeanlagen bzw. Telekommunikation sind frei zu vereinbaren. In der Regel kénnen
die Leistungen nach Teil IX HOAI vergutet werden. Hierbei ist zu entscheiden, ob diese
Anlagen in der 7. Anlagengruppe zusammengefal3t oder einer der jeweiligen Anlagengruppe
nach § 68 HOAI zugeordnet werden. Sollte ersteres der Fall sein, sind im Vertragsmuster die
Abschnitte 1.1, 6.1.4 und 6.1.7 entsprechend zu ergénzen. Fir die mit diesen Anlagen in
Zusammenhang stehenden Erdarbeiten und Ingenieurbauwerke ist ein Vertrag nach Teil VII
HOAI (Vertragsmuster Ingenieurbauwerke und Verkehrsanlagen, Anhang 14 RBBau)
abzuschlieBen. Dies gilt auch fir Anlagen der nichtoffentlichen ErschlieBung sowie von
AulRenanlagen fur die Ver- und Entsorgung mit Wasser, Abwasser, Gasen und Feststoffen.

Die den Energieversorgungsunternehmen der DBP TELEKOM bzw. den Kommunen zu
leistenden Anschlu3- und Netzbeitrage werden bei den anrechenbaren Kosten und bei der
Honorarermittlung nicht berticksichtigt.

Anlagen der Zentralen Leittechnik /ZLT) sowie der Mel3-, Steuer- und Regeltechnik (MSR-An-
lagen) sind, soweit sie in DDC (Direct Digital Control)-Technik, ausgefiihrt werden, den An-
lagengruppen folgendermafen zuzuordnen:

— Die MSR-Technik ist grundsatzlich der jeweiligen Anlage zuzurechnen.

— Leitzentrale mit Peripherie und Ubertragungsnetze einschlieRlich Netzkomponenten und
Netzelektronik sind der ZLT (Anlagengruppe 1.1.7) zuzurechnen.

— Die Kosten der Gerate und Software der Gruppenleitebene (siehe AMEV-Broschiire
»Planung und Ausfihrung von firmenneutralen Dateniibertragungssystemen in 6ffentlichen
Gebauden und Liegenschaften (FND)“, Teil 1, FND-Spezifikation, Abb. 1.1 und Abb. 1.2)
sind zu 20 v.H. der ZLT und zu 80 v.H. den DDC-Anlagen (Anlagengruppe der jeweiligen
Anlage) zuzurechnen.

— Wird objektbezogen in der Gruppenleitebene fir mehrere Gewerke nur eine DDC-Station er-
forderlich, ist ein angemessener Teilleistungssatz fir die Integration aller Gewerke zu ver-
guten. Dies gilt nicht, wenn die Planung fir diese Gewerke von einem Auftragnehmer
erbracht wird.

— Falls keine ZLT-Anlage vorgesehen ist, werden die Kosten der MSR-Anlagen zu 100 v.H.
der jeweiligen Anlage zugerechnet.

— Bei nachtréglicher Planung einer ZLT-Anlage sind dieser zusétzlich 20 v.H. der Kosten der
der ZLT zuzuordnenden Gerate und Software der Gruppenleitebene (Anlagengruppe 1.1.7)
zuzurechnen.

— Bei Software-Neuentwicklungen ist nur ein im einzelnen zu vereinbarender, angemessener
Kostenanteil der Honorarberechnung zugrunde zu legen.

Fernmelde- und informationstechnische Anlagen einschlieRlich Ubertragungsnetze (vgl. DIN
VDE 0800 und DIN 276) sind 8§ 1 Nummer 1.1.3 des Vertragsmusters zuzuordnen. Zu den
Ubertragungsnetzen zur Ubermittlung von Daten, Sprache, Text und Bild gehéren auch die er-
forderlichen passiven und aktiven Netzbetriebseinrichtungen.

Allgemein dirfen Kostenverpflichtungen fiir Bauplanungen nur insoweit eingegangen werden,
wie dies zur Aufstellung der Haushaltsunterlage — Bau — nach Abschnitt F 2 RBBau
notwendig ist. Wenn dazu ein freiberuflich tétiger Ingenieur hinzugezogen werden soll, ist mit
Ihm ein Vertrag unter Beachtung von K 12 RBBau abzuschlie3en. Dabei ist das Vertragsmuster
— Technische Ausrustung — zu verwenden. Dem freiberuflich Tatigen ist mit dem Vertrags-
entwurf eine Ausfertigung der Allgemeinen Vertragsbestimmungen (AVB) zuzuleiten. Die AVB
dirfen nicht gedndert werden.
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1.2

1.3

Haushalts-
unterlage

— Bau — und
Ubertragung
weiterer
Leistungen
(3.2 bis 3.6)

Einzelleistungen

2 Vergltung

2.1

2.2

Allgemeines

Ermittlung der
Vergltung

16. Aust.-Lfg. (Februar 1995)

Im Vertrag sind alle Leistungen aufzufiihren, deren Ubertragung an den Auftragnehmer vor-
gesehen ist. Dem Auftragnehmer dirfen aber zundchst nur die Leistungen nach 3.2 des
Vertragsmusters ubertragen werden. Dies wird auch durch 3.1 klargestellt. Die weiteren
Leistungen werden — je nach Bedarf einzeln oder zusammengefalt — durch ein Schreiben
Ubertragen, in dem auch das im Vertrag bereits festgelegte Honorar zu erwéahnen ist. Als Frist,
in der weitere Leistungen Ubertragen werden, sollen in der Regel in 3.1 Abs. 4 ,36“ Monate
eingesetzt werden.

Der Ingenieur, dem Leistungen nach 3.2 ubertragen werden, soll in der Regel auch mit
weiteren Leistungen beauftragt werden. Wenn die Nutzung der Planung nach Abschnitt F2
RBBau ohne weitere Einschaltung des Ingenieurs notwendig wird, bedarf es dazu der
Zustimmung der Technischen Aufsichtsbehdérde in der Mittelinstanz.

Soweit dem Auftragnehmer die Leistungen nach 3.3 innerhalb von 24 Monaten (bertragen
werden, wird der letzte Absatz in 3.1 gegenstandslos.

Das Vertragsmuster kann auch angewendet werden, wenn der freiberuflich Téatige aus-
schlieBlich mit einzelnen Leistungsphasen oder Teilen davon beauftragt werden soll. In diesem
Fall darf entsprechend & 5 (2) HOAI nur ein Honorar berechnet werden, das dem Anteil der
Ubertragenen Leistungen an der gesamten Leistungsphase entspricht.

Bei Vertragsabschlu3 sind der Honorarermittlung die geschatzten Kosten zugrunde zu legen.
Dies konnen, soweit ermittelt, die Programmkosten sein. Im Vordruck fir die Honorarermitt-
lung (Muster 1-3 zu Anhang 11 RBBau) sind diese einzutragen. Das endgultige Honorar fir die
Leistungen 3.2 ist aus der baufachlich gepriiften Kostenberechnung zur Haushaltsunterlage —
Bau — zu ermitteln. Nachtrdge nach der baufachlichen Priifung sind nicht Bestandteil der
Kostenberechnung und damit nicht Grundlage fiir die Honorarermittlung fur Leistungen, die fir
die Haushaltsunterlage — Bau — erforderlich sind.

Soweit Anlagen einer Anlagengruppe verschiedenen Honorarzonen zugeordnet werden, ist das
Muster 1 zu verwenden. Der ermittelte Honorarbetrag ist in Muster 2 zu Ubertragen
(Anrechenbare Kosten). Werden die Anlagen einer Anlagengruppe einer Honorarzone zuge-
ordnet, ist ausschlieBlich Muster 2 zu verwenden. Werden Anderungen erforderlich, die zu
Mehrarbeiten des Ingenieurs bei den Leistungen nach 3.2 fiihren, ist Gber deren angemessene
Honorierung eine zusatzliche Vereinbarung zu treffen. Insoweit kdnnen entweder die
anderungsbedingten Mehrkosten der baufachlich gepriiften Kostenberechnung zur Haushalts-
unterlage — Bau — hinzugeschlagen oder die Mehrleistungen — pauschal oder nach Zeit-
aufwand — honoriert werden.

Die Honorarermittlung nach 3.3 bis 3.6 ist entsprechend dem Stand der Bearbeitung fortzu-
schreiben (Kostenanschlag und Kostenfeststellung). Der Auftragnehmer ist Gber die Fort-
schreibung zu unterrichten.

Die Ermittlung der Vergiitung richtet sich nach § 4 HOAI.
Die Honorarzone ist gemaR 88 71 und 72 HOAI in 6.1.4 festzulegen.

Wenn an die zu ubertragenden Aufgaben die dem Schwierigkeitsgrad der Honorarzone ent-
sprechenden Mindestanforderungen gestellt werden, ist der Mindestsatz zu vereinbaren und
6.1.8 zu streichen.

Der Mindestsatz ist zu Uberschreiten, wenn dariiber hinaus Anforderungen gestellt werden, die
den Bearbeitungsaufwand erhdhen und die nicht schon in anderer Weise vergutet werden
(z. B. als Besondere Leistungen). Dann ist ein entsprechend héherer Honorarsatz zu verein-
baren.

Als solche Anforderungen kommen u. a. in Betracht:

— Beteiligung und Koordinierung einer Vielzahl von Nutzern,
— aulergewohnlich kurze Planungs- und Bauzeiten,

— verbindliche Festtermine und Fristen,

— Planung und Durchfiihrung bei laufendem Betrieb,

— besondere ausfiihrungstechnische Anforderung (z. B. Sichtinstallationen auch als Ge-
staltungselemente),

— besondere Anforderungen an technische Einrichtungen und Installationen in denkmal-
geschitzten Gebauden,

— besondere Anforderungen bei EMV-sensiblen Gebauden (z. B. entsprechende Forschungs-
und Klinikbereiche).
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Dazu ist in 6.1.8 festzulegen, um welchen Prozentsatz der Differenz zwischen Hochst- und
Mindestsatz der Honorartafel gemaR § 74 HOAI das Honorar erhdht wird. Die Grinde fir die
Honorarvereinbarung sind schriftlich festzuhalten.

Beispiel fur die Festlegung eines angemessenen Anteils nach § 69 Abs. 6 HOAI in Verbindung
mit 6.1.3: Ein Liftungskanal wird in Beton ausgefiihrt und kostet 70 000,— DM. Eine Aus-
fuhrung in verzinkten Stahlblech hatte etwa die Halfte gekostet. In solch einem Fall ist es
angemessen, in 6.1.3 ,,50“ v.H. einzutragen.

Anlagen fiir Druckluft und Sondergase, wie z. B. Sauerstoff, Stickstoff und Helium, rechnen zu
den in 8 72 Honorarzone lll, Buchstabe f erwahnten ,,Medienver- und -entsorgungsanlagen*.

Die Teilleistung ,,Genehmigungsplanung* ist nur fir solche Anlagen zu ubertragen, fiir die nach
offentlich-rechtlichen Vorschriften eine unmittelbare Genehmigung erforderlich ist (z. B. Ent-
wasserungsgesuch, Wasserrechtsverfahren).

Den anrechenbaren Kosten fir das Entwéasserungsgesuch sind die Herstellungskosten fir die
Wasser- und Abwasserinstallationen einschlieBlich der in/unter der Bodenlatte verlegten
Grundleitungen, Abwasserbehandlungsanlagen und die Sanitarobjekte zuzurechnen. Eine ent-
sprechende Vereinbarung ist in den Vertrag aufzunehmen.

Die in § 3 des Vertragsmusters aufgefuhrten Leistungen sind unter Beriicksichtigung der
Leistungen des Auftraggebers in der Regel wie folgt zu bewerten:

Aufstellen der Haushaltsunterlage — Bau —
—3.2—

Vorplanung (Projekt- und Planungsvorbereitung)
Erarbeiten der wesentlichen Teile

einer Losung der Planungsaufgabe 11 v.H

Teile der Entwurfsplanung

(System- und Integrationsplanung) 10 v.H.

Genehmigungsplanung®)
— 3.3 —

Erarbeiten der Vorlagen fiur die

erforderlichen Genehmigungen 5 v.H.

Ausfihrungsunterlage — Bau —
— 34—

Vervollstandigen der Entwurfsplanung 5 v.H.

—3.41—

Ausfiihrungsplanung
—342—

1) —3.4.2.1 + 3.4.2.2

oder

2) —3.4.2.1 + 3423 (6Vv.H. +8V.H) = 14 v.H.
oder

3) —3.4.2.1+ 3424 (6Vv.H. +6V.H) = 12 v.H.
oder

4) — 3.4.2.1 als Einzelleistung =
oder/und als Besondere Leistung

5)—3.4.25— 6 v.H.
— als Einzelleistung 6 v.H.**) + 6 v.H. = 12 v.H.
6) —3.4.2.6 — 4 v.H.
— als Einzelleistung 6 v.H.**) + 4 v.H. = 10v.H.
7)—3.4.2.7 — 2 v.H.
— als Einzelleistung 6 v.H.**) + 2 v.H. = 8v.H

18 v.H.

6 v.H.

Vorbereitung der Vergabe
—3.51—

Ermitteln der Mengen und Aufstellen

von Leistungsverzeichnissen 6 v.H.

*) Sofern diese Leistung vor der AFU — Bau — erbracht wird, setzt das die Leistung nach 3.4.1 voraus
**) Leistung nach 3.4.2.1
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(6.3.2)
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Modernisierungen
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Mitwirken bei der Vergabe
—352—

Priifen und Werten der Angebote 4 v.H.

Objektiiberwachung (Bautiberwachung)
— 36— 31 v.H.

Besondere Leistungen:

Detaillierter Wirtschaftlichkeitsnachweis
—3.2.3.1— 6 V.H.

Betriebskostenberechnung
—3.2.3.2 — 2 v.H.

Leerrohrpléne

Leerrohrplane im Zusammenhang mit Sichtmauerwerk und/oder Sichtbeton stellen eine
Besondere Leistung im Sinne der HOAI dar. Hierfir ist eine Vergltung im Einzelfall frei zu ver-
einbaren.

Ausfiihrungszeichnungen

Ausfihrungszeichnungen sind die Grundlage fir die Montage- und fir die Bestandszeich-
nungen. Sie sind in jedem Fall auf den Zeitpunkt der Ausschreibung zu aktualisieren und auf
den Stand der Ausschreibungsergebnisse fortzuschreiben.

Falls der Auftraggeber selbst oder andere dariiber hinaus Teile der unter 3.2 bis 3.6 des Ver-
tragsmusters genannten Leistungen erbringen, ist das bei der Bewertung der Leistungen zu be-
ricksichtigen.

Wiinscht der Auftraggeber in Zwischenstadien der Ausschreibung, Vergabe oder Abrechnung
die jeweils aktuellen Daten fur seine Zwecke, werden diese vom Auftragnehmer maschinen-
lesbar nach den Regelungen des ,,Gemeinsamen Ausschusses Elektronik im Bauwesen (GAEB)*
auf Datentragern zur Verfigung gestellt (Grundlage sind die Regelungen zum Datenaustausch
— Leistungsverzeichnis des GAEB Ausgabe Juni 1990). Eine entsprechende Vereinbarung ist
in den Vertrag aufzunehmen.

Besteht eine Baumalinahme aus mehreren eigensténdigen Gebauden/Ingenieurbauwerken, so
sind die Honorare vergleichbarer Anlagengruppen fir jedes Geb&ude/Ingenieurbauwerk
getrennt zu berechnen. Sind diese Anlagengruppen in den verschiedenen Ge-
b&auden/Ingenieurbauwerken gleich, spiegelgleich oder im wesentlichen gleichartig
(Wiederholungen) und werden sie im zeitlichen oder o&rtlichen Zusammenhang und unter
gleichen baulichen Verhaltnissen errichtet, ist im Vertrag ein weiterer Abschnitt mit fort-
laufender Numerierung vorzusehen. Soweit die Anzahl der Wiederholungen noch nicht fest-
steht, ist zu vereinbaren, daR das Honorar nach § 22 Abs. 2 HOAI ermittelt wird. Stehen Art
und Umfang der Wiederholungen fest, ist zur Vermeidung von Auseinandersetzungen folgende
Textfassung vorzusehen:

Wegen der Wiederholungen wird vereinbart
L Lo LN = Lo =T o (U] o] o T TP

im Gebaude/INgeNiEUrDAUWETK ........ oo i e et

= 50 v.H. des Honorars der Leistungen (1.—4. Wiederholung),
TUr i@ ANIAGENGIUDPE ..ot ettt et e et et et et e e e e e ean eeeas

im Gebaude/INGeNIEUIDAUWETK ........ e e e e e e e

= 40 v.H. des Honorars der Leistungen (ab 5. Wiederholung).
Das Honorar fir die Objekt-(Bau-)iiberwachung wird nicht reduziert.

Bei Umbauten und Modernisierungen von Anlagen der Technischen Gebaudeausristung kann
ein Umbauzuschlag in Abhéngigkeit des Schwierigkeitsgrades schriftlich vereinbart werden.
Der Umbauzuschlag bezieht sich jeweils auf alle Ubertragenen Leistungsphasen oder Teile
davon.

Fur diese Félle ist im Vertrag ein weiterer Abschnitt einzufiigen:

Fur die Anlage/Anlagengruppe .......... im Gebaude/Ingenieurbauwerk .......... wird das Honorar
um .......... v.H. erhéht.
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Die Hohe des Umbauzuschlags (UZ) richtet sich nach dem Schwierigkeitsgrad des Umbaus,
nicht jedoch nach dem Schwierigkeitsgrad der MalRnahme selbst (Honorarzone).

Bei durchschnittlichen Schwierigkeitsgrad der Leistungen kann ein Zuschlag von 20 bis 50
v.H. schriftlich vereinbart werden.

Ein unterdurchschnittlicher Schwierigkeitsgrad (unter 20 v.H.) kann beispielsweise dann
gegeben sein, wenn in bestehende Gebaude Anlagen neu installiert oder Uberwiegend neue
Anlagenkomponenten eingebaut werden und sich fiur die Planung und Ausfiihrung geringe Ein-
schrankungen bzw. Schwierigkeiten ergeben.

Ein Uberdurchschnittlicher Schwierigkeitsgrad (iber 50 v.H.) kann beispielsweise dann
gegeben sein, wenn auferordentlich hohe Anforderungen an die Erhaltung der Versorgungs-
sicherheit, an die Betriebsfahigkeit von Teilen der Anlage, an die Aufrechterhaltung des
Nutzungsbetriebs gestellt werden und gegebenenfalls provisorische MaRnahmen durchgefiihrt
werden missen.

Eine vertragliche Regelung ist grundséatzlich zu treffen.

Vorhandene Bausubstanz, die technisch oder gestalterisch mitverarbeitet wird, ist bei den an-
rechenbaren Kosten angemessen zu beriicksichtigen.

Der Umfang der Anrechnung ist schriftlich zu vereinbaren.
In 8 6 des Vertrages ist ein weiterer Abschnitt mit fortlaufender Numerierung einzufiigen:

Die anrechenbaren Kosten der technisch und gestalterisch mitverarbeiteten Bausubstanz
werden gemal 8 10 Abs. 3 a HOAI mit folgendem Wert festgestellt

DM e .

Verzogert sich die Bauzeit durch Umstande, die der Auftragnehmer nicht zu vertreten hat,
wesentlich, so kann fir die Mehraufwendungen eine zusatzliche Vergutung vereinbart werden.
Eine Uberschreitung bis zu 20 v.H. der festgelegten Ausfiihrungszeit, maximal jedoch 6 Mona-
te, ist durch das Honorar abgegolten.

Fur den daran anschlieBenden Zeitraum soll der Auftragnehmer fur die nachweislich gegenuber
den Grundleistungen entstandenen Mehraufwendungen eine zusétzliche Vergitung bis zum
Hochstbetrag der Vergltung je Monat erhalten, die er als Anteil der Vergiitung fir die Objekt-
Uberwachung je Monat der vereinbarten Ausfiihrungszeit erhalten hat.

Wird die Objektiiberwachung als Einzelleistung in Auftrag gegeben, so kann nach § 75 Nr. 3
HOAI verfahren werden.

In 3.2, 3.3 und 3.4 sind die vom Auftragnehmer geforderten Plane anzugeben. Im Stadium der
Haushaltsunterlage — Bau — sind die wesentlichen Bestandteile der Anlage zeichnerisch dar-
zustellen. Der MaRstab ist so zu wahlen, wie er zum Verstandnis nétig ist, z. B. MaRstab
1 : 500 fur Lagerpléane, Mal3stab 1 : 200 oder 1 : 100 fiur Gebaudeplane. Ferner sind Funkti-
onsschemata und Prinzipschaltbilder vorzulegen.

Die Entwurfszeichnungen sollen mindestens im MaRstab 1 : 100, Anlagen auf3erhalb der Ge-
b&aude/Ingenieurbauwerke in kleinerem MaRstab, Maschinenzentralen, Schaltanlagen und
andere Anlagen von besonderer Bedeutung in groRerem MaRstab gefertigt werden. Ferner sind
Strangschemata und Schaltbilder vorzulegen. Der Mal3stab fir Ausfiihrungszeichnungen ist
entsprechend den Erfordernissen zu wahlen (Ubliche MaRstabe 1 : 50 bis 1 : 1).

Die Tabellen in § 6 sind so aufgebaut, dal? die Honorarzonen fur die einzelnen technischen
Anlagen innerhalb der Anlagengruppen 6.1.4.1 bis 6.1.4.7 fur bis zu drei
Gebaude/Ingenieurbauwerke eingetragen werden kénnen.

In die Tabelle fir die Bewertung der Leistungen nach 6.1.7 konnen fir die verschiedenen
Anlagengruppen und Leistungen die Werte lediglich fiir 1 Gebaude eingetragen werden, d. h.
bei mehreren Geb&uden ist je Gebaude je eine Tabelle auszufillen.

Die anrechenbare Bewertung der Einzelleistungen ergibt sich aus der Multiplikation des
Kostenverhaltnisses

anrechenbare Kosten der Anlagengruppe / Anlage / Teil der Anlage

A =
anrechenbare Kosten der Anlagengruppe
mit
B = Leistungsbewertung nach 6.1.7
A xB = anrechenbare Bewertung in v.H.
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Dabei ist zu beachten, daR das hiermit festgelegte Kostenverhaltnis A sich beziiglich der Be-
rechnung auch dann nicht &ndert, wenn sich mit fortschreitender Planung und Ausfiihrung die
tatsachlichen Kosten andern.

Rechenbeispiel

Fir ein Gebaude/Ingenieurbauwerk sind aus der Anlagengruppe 6.1.4.2 Heizungs-, Wasser-
erwarmungs- und RLT-Anlagen zu planen.

Die Einzelleistung 3.2.3.1 — Wirtschaftlichkeitsnachweis — ist jedoch nur fur die Wéarme-
rickgewinnungsanlage der RLT-Anlage zu erbringen.

Kosten: RLT-Anlage 280 000,— DM
Anlagengruppe 6.1.4.2 400 000,— DM

Anrechenbare Bewertung fiir 3.2.3.1:

A _ 280 000, DM —07
400 000, DM
B = 6V.H. = 0,06

AxB = 0,7x0,06 =0,042 = 4,2 Vv.H.
Diese Berechnungsart gilt nur fir Gber Grundleistungen hinausgehende Leistungen.

Zu den Leistungen des Auftraggebers — vgl. Abschnitt 3.1, 1. Absatz — gehdren im
allgemeinen:

— Grundlagenermittlung gemaR § 75 Abs. 3 Nummer 1 HOAI; Ubergabe der Ergebnisse,
— Aufstellen der baufachlichen Gutachtens Uiber das Baugrundstick,
— Einholen der Einverstandniserklarung der nutzenden Verwaltung,

— Einholen der bauordnungsrechtlichen und sonst erforderlichen Genehmigungen oder Zu-
stimmungen,

— Vergabe

Zusammenstellen der Unterlagen, Ausfillen der Einheitlichen Verdingungsmuster, Fest-
legung der Vergabeart, Auswahl der aufzufordernden Unternehmen, Einholen der Ange-
bote, Verdingungsverhandlungen, Verhandeln mit den Bietern, Abfassen der Vertrage und
Auftragserteilung,

— sachliche Feststellung und Kassenreifmachen der vom Auftragnehmer gepriiften und be-
scheinigten Kostenrechnungen,

— Antrag auf behérdliche Abnahme und Teilnahme daran,

— die haushaltsrechtliche Kostenkontrolle,

— Fuhren der Haushaltsiiberwachungslisten, der Bauausgabebiicher, der Kostenzusammen-
stellungen und Abschlagszahlungsbiicher,

— Auflisten der Gewéhrleistungsfristen.

Die Vergiutung von Nebenkosten (§ 7 HOAI) erfolgt auf Einzelnachweis, sofern nicht bei Auf-
tragserteilung eine pauschale Abrechnung vereinbart worden ist. Die Vereinbarung einer
Pauschale ist anzustreben; die ihr zugrunde gelegten Einzelansdtze sind in einem Neben-
vermerk festzuhalten.

Fuar die Vergitung der Reisekosten des Ingenieurs und seiner Mitarbeiter sind zu beachten:

1 Die notwendig Anzahl der Reisen des Ingenieurs und seiner Mitarbeiter setzt das Bauamt
auf Vorschlag des Auftragnehmers fest.

Hierbei ist zu beachten, dal} die Reisen des Ingenieurs so ausreichend bemessen werden,
daf er die Objektiiberwachung ordnungsgeman erfillen kann.

2 Fahrtkosten (auch Tage- und Ubernachtungsgelder) fiir Reisen, die tiber den Umkreis von
mehr als 15 km vom Geschéftssitz des Ingenieurs hinausgehen, dirfen nicht hoher
berechnet werden, als es das Bundesreisekostengesetz — BRKG — vom 13. November
1973 und die dazu herausgegebenen Erganzungen in sinngemaler Anwendung vorsehen.
In Erganzung zu 8§ 6 BRKG ist fiir Wegstrecken, die der Ingenieur im eigenen PKW zuriick-
legt, von einer Vergitung von 0,52 DM je km auszugehen.

Fur Trennungsentschadigungen und Kosten fir Familienheimfahrten der Mitarbeiter des
Ingenieurs ist keine Pauschale zu vereinbaren. Die Kosten dirfen nicht hoher erstattet
werden, als es der jeweils giiltige Tarifvertrag fur das Baugewerbe mit den dazu verein-
barten Séatzen fir technische und kaufméannische Angestellte vorsieht.

Bei der Erstattung von Nebenkosten ist Anhang 20/7 RBBau zu beachten.
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Objekt-(Bau) Die Dauer der Objektiiberwachung ist spatestens mit Beginn der Bauausfiihrung festzulegen.
Uberwachung
Haftpflicht- Bei Abschluf3 der Berufshaftpflichtversicherung ist Anhang 4 RBBau zu beachten.

versicherung
Erklarung Vor Auftragserteilung hat der Ingenieur folgende Erklarung abzugeben:

Ich/Wir erklare(n), daR ich/wir meinen/unseren gesetzlichen Verpflichtungen zur Zahlung der
Steuern und Sozialabgaben nachgekommen bin/sind.
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Anhang 11 — BMBau 1993 —

Vertragsmuster — Technische Ausristung
Zwischen der
Bundesrepublik Deutschland

vertreten durch

vertreten durch

(o [T @] o =T 1 F=Ta Vo 141 a4 ]o o S

.......................... ( StraBe)(Ort)
diese vertreten durch

............................................................... (Bauamt)

.......................... ( StraBe)(Ort)

— nachstehend Auftraggeber genannt—

und dem/den

vertreten durch

—nachstehend Auftragnehmer genannt—

wird folgender Vertrag geschlossen:
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Anhang 11
§1

Gegenstand des Vertrages

(genaue Bezeichnung der BaumaRnahme)

sind Anlagen der Anlagengruppe(n) zu bearbeiten, soweit sie in DIN 276, Kostengruppen 3 und
4, erfal3t sind:

1.1.1 Gas-, Wasser-, Abwasser- und Feuerloschtechnik

der/des Gebé&ude(s)/Ingenieurbauwerke(s)

(genaue Bezeichnung der Geb&ude/Ingenieurbauwerke)
1.1.2 Warmeversorgungs-, Brauchwassererwarmungs- und Raumlufttechnik

der/des Gebé&ude(s)/Ingenieurbauwerke(s)

(genaue Bezeichnung der Geb&ude/Ingenieurbauwerke)
1.1.3 Elektrotechnik

der/des Gebé&ude(s)/Ingenieurbauwerke(s)

(genaue Bezeichnung der Geb&ude/Ingenieurbauwerke)
1.1.4 Aufzug-, Forder- und Lagertechnik

der/des Gebé&ude(s)/Ingenieurbauwerke(s)

(genaue Bezeichnung der Geb&ude/Ingenieurbauwerke)
1.1.5 Kichen-, Wascherei- und chemische Reinigungstechnik

der/des Gebé&ude(s)/Ingenieurbauwerke(s)

(genaue Bezeichnung der Geb&ude/Ingenieurbauwerke)
1.1.6 Medizin- und Labortechnik

der/des Gebé&ude(s)/Ingenieurbauwerke(s)

(genaue Bezeichnung der Geb&ude/Ingenieurbauwerke)
1.1.7 Sonstige Technik

der/des Gebé&ude(s)/Ingenieurbauwerke(s)

§2
Grundlagen des Vertrages
2.1 Die Allgemeinen Vertragsbestimmungen — AVB — (s. Anlage) sind Bestandteil dieses Vertrages.
2.2 Der Auftragnehmer hat seinen Leistungen zugrunde zu legen bzw. folgende Aufgaben zu erfillen:
2.2.1 Fur den Beitrag zur Haushaltsunterlage — Bau — (3.2):

Den genehmigten Bauantrag (E 2 RBBau)

VOIM ottt ettt e e e e e e e eaans mit Ergdnzungen

L7012 PP (Anlage ............. ).

Folgende Forderungen und Anregungen des Auftraggebers:

2.2.2 Fur die weitere Bearbeitung (3.3 bis 3.6):
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| die genehmigte Haushaltsunterlage — Bau — VOM .......c.oiiiiiiiiiniiiiiiiiaes e eeeenes

Abweichungen davon bedirfen der vorherigen schriftlichen Zustimmung des Auftraggebers.

2.3 Der Auftragnehmer hat tiber 8 1 AVB hinaus folgende technische und sonstige Vorschriften zu
beachten:

2.4 Die Baumafnahme unterliegt den Bestimmungen Uber die bauaufsichtliche Behandlung von
Baumaflnahmen des Bundes/des LandeS™) ......c.uiiuuiiuiiiniiueii i et e e e e e eaa e
dem Baugenehmigungsverfahren®).

8§83
Leistungen des Auftragnehmers

3.1 Der Auftragnehmer fiihrt seine Leistungen auf der Grundlage der ihm vom Auftraggeber zur Ver-
fugung zu stellenden Unterlagen aus.

Der Auftraggeber Ubertragt dem Auftragnehmer die Leistungen nach 3.2.

Er beabsichtigt, dem Auftragnehmer bei Fortsetzung der Planung und Durchfihrung der Baumaf3-
nahme weitere Leistungen nach 3.3 bis 3.6 — einzeln oder im ganzen — zu Ubertragen. Die
Ubertragung erfolgt durch schriftliche Mitteilung.

Der Auftragnehmer ist verpflichtet, diese weiteren Leistungen zu erbringen, wenn ihm vom Auf-
traggeber innerhalb von .......... Monaten nach Fertigstellung der Leistungen nach 3.2 zumindest
die Leistungen nach 3.4 Uibertragen werden.

Der Auftraggeber behélt sich vor, die Ubertragung weiterer Leistungen auf einzelne Abschnitte
der BaumafRnahmen zu beschranken.

Ein Rechtsanspruch auf Ubertragung der Leistungen nach 3.3 bis 3.6 besteht nicht.

Aus der stufenweisen Beauftragung kann der Auftragnehmer keine Erhéhung seines Honorars ab-
leiten.

Aus der abschnittsweisen Beauftragung kann der Auftragnehmer nur dann eine Erhéhung seines
Honorars ableiten, wenn und soweit § 21 HOAI dies zulaft.

Wenn dem Auftragnehmer die Leistungen nach 3.3 nicht innerhalb von 24 Monaten nach Fertig-
stellung der Leistungen nach 3.2 Ubertragen werden, kann der Auftragnehmer den Vertrag aus
wichtigen Griinden kundigen, ohne daR dem Auftraggeber wegen der Kindigung ein Schadens-
ersatzanspruch zusteht. Die Kindigung kann nur innerhalb einer Frist von zwei Wochen nach
Ubertragung der Leistungen nach 3.3 ausgesprochen werden. Anspriiche der Vertragsparteien
aus den 88 4 bis 6 AVB bleiben unberiihrt.

Der Auftragnehmer erbringt die im folgenden genannten Leistungen auf der Grundlage der ihm
vom Auftraggeber zur Verfligung gestellten Unterlagen.

Umfang der Leistungen:

3.2 Haushaltsunterlage — Bau — (HU — Bau —)
Erarbeiten der Beitrage der Haushaltsunterlagen — Bau — nach Abschnitt F 2.2 RBBau.
3.2.1 Das sind die Grundleistungen der Leistungsphasen 2 (Vorplanung) des 8 73 HOAI und

3.2.2 diejenigen Teile der Leistungsphase 3 (Entwurfsplanung) des 8 73 HOAI, die zur
vollstandigen Erarbeitung der Haushaltsunterlage — Bau — erforderlich sind:

— Durcharbeiten des Planungskonzepts (stufenweise Erarbeitung einer zeichnerischen
Losung) unter Beriicksichtigung aller fachspezifischen Anforderungen sowie unter
Beachtung der durch die Objektplanung integrierten Fachplanung, sowveit dies fur die
Erarbeitung der HU — Bau — erforderlich ist.

— Festlegen aller Systeme und Anlagenteile,
— Anlagenbeschreibung, Berechnung und, soweit erforderlich, Bemessung der Anlagen,

— Mitwirken bei Verhandlungen mit Behodrden und anderen an der Planung fachlich
Beteiligten Uber die Genehmigungsfahigkeit,

— Mitwirken bei der Kostenberechnung nach DIN 276.

Hierzu hat der Auftragnehmer insbesondere vorzulegen:

— Plane

*)  Nichtzutreffendes ist zu streichen
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mit der Darstellung gemafd Abschnitt F 2.1.1 RBBau.

Ergibt sich bei der Durcharbeitung, dal? ein anderer MaRstab zweckmaRiger ist, so
kann mit Zustimmung des Auftraggebers ein anderer gewahlt werden.

— Beitrag zum Erlauterungsbericht mit Angabe der Uberschléagig ermittelten Bedarfs- und
Leistungswerte,

— Beitrag zur Aufstellung der Kosten fiir jede einzelne Anlage, unterteilt nach den
Kostengruppen der Kostenberechnung mit allen nach Abschnitt F 2.2.2 erforderlichen
Unterlagen.

3.2.3 Besondere Leistungen

3.2.3.1 Detaillierter Wirtschaftlichkeitsnachweis fiir:

3.3 Genehmigungsplanung

Das sind die Grundleistungen der Leistungsphase 4 nach 8 73 Abs. 3 HOAI. Die Genehmigungs-
planung ist zu erbringen fur folgende Anlagen:

3.4 Ausfihrungsunterlage — Bau — (AFU — Bau —) Abschnitt F 3 RBBau
3.4.1 Vervollstéandigen der Entwurfsplanung

Das sind diejenigen Teile der Grundleistungen der Leistungsphase 3 des 8 73 Abs. 3
HOAI, die beim Erarbeiten der Haushaltsunterlage — Bau — noch nicht erbracht wurden.

(Zeichnungen sind mindestens im Maf3stab 1 : 100, Anlagen/Anlagenteile von besonderer
Bedeutung in groRerem MaRstab zu liefern.)

3.4.2 Ausfuhrungsplanung

Das sind die nachfolgend aufgefuhrten Grundleistungen der Leistungsphase 5 des § 73
Abs. 3 HOAI:

3.4.2.1 Durcharbeiten der Ergebnisse der Leistungsphasen 3 und 4 (stufenweise Erarbei-
tung und Darstellung der Losung) unter Berlcksichtigung aller fachspezifischen
Anforderungen sowie unter Beachtung der durch die Objektplanung integrierten
Fachleistungen bis zur ausfiihrungsreifen Losung.

Darauf aufbauend hat der Auftragnehmer anzufertigen, vorzulegen und auf den Stand der
Ausschreibungsergebnisse fortzuschreiben:

3.4.2.2 Ausfuhrungszeichnungen mit Schlitz- und Durchbruchsplanen fir die An-
lage(n)/Anlagengruppe(n)

3.4.2.3 Ausfihrungszeichnungen ohne Schlitz- und Durchbruchsplanen fir die An-
lage(n)/Anlagengruppe(n)

und/oder als Besondere Leistungen zu priifen, zu koordinieren und — nach vorheriger
Unterrichtung des Auftraggebers — anzuerkennen:
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3.4.2.5 die von den ausfihrenden Unternehmen gefertigten Ausfiihrungszeichnungen
einschlie3lich der Schlitz- und Durchbruchsplane fur die
Anlage(n)/Anlagengruppe(n)

3.4.2.6 den von den ausfilhrenden Unternehmen gefertigten Ausfiihrungszeichnungen
ohne Schlitz- und Durchbruchsplane fur die Anlage(n)/Anlagengruppe(n)

3.4.2.7 die von den ausfiihrenden Unternehmen gefertigten Schlitz- und Durchbruchs-
plane fir die Anlage(n)/Anlagengruppe(n)

3.5 Leistungen fir die Vergabe

3.6

3.5.1

3.5.2

Vorbereitung der Vergabe
Das sind die Grundleistungen der Leistungsphase 6 § 73 Abs. 3 HOAI.

Fiur das Aufstellen der Leistungsbeschreibungen mit Leistungsverzeichnissen ist das
Standardleistungsbuch (StLB) des ,,Gemeinsamen Ausschusses Elektronik im Bauwesen
(GAEB)“ zu benutzen. Soweit StLB-Texte nicht vorliegen oder diese nicht zutreffen, sind
die Leistungen durch freie Texte zu beschreiben.*)

Mitwirken bei der Vergabe

Das sind die nachfolgend genannten Grundleistungen der Leistungsphase 7 des § 73 Abs.
3 HOAI:

Priifen und Werten der Angebote einschlielich Aufstellen des Preisspiegels nach Teil-
leistungen

Mitwirken bei der Verhandlung mit Bietern und Erstellen eines Vergabevorschlages

Objektiiberwachung (Bautberwachung)

3.6.1

3.6.2

Das sind die nachfolgend genannten Grundleistungen — bzw. Teile davon — der
Leistungsphase 8 des § 73 Abs. 3 HOAI:

Uberwachen der Ausfiilhrung des Objekts auf Ubereinstimmung mit der Baugenehmigung
oder Zustimmung, den Ausfihrungspléanen, den Leistungsbeschreibungen oder Leistungs-
verzeichnissen mit den anerkannten Regeln der Technik und den einschlagigen
Vorschriften

Mitwirken beim Aufstellen und Uberwachen eines Zeitplanes (Balkendiagramm)
Mitwirken beim Fuhren eines Bautagebuches

Mitwirken beim AufmaR mit den ausfiihrenden Unternehmen

Mitwirken bei der Abnahme der Leistungen

Dazu gehoren insbesondere

— Vorbereiten der rechtsgeschéaftlichen Abnahmen und Teilnahme daran,
— Prifen der Leistungen auf vertragsgemafe Erfillung (siehe 3.6.2 Abs. 2),
— Freistellen und Auflisten der Méngel,

— Kilaren der Vorbehalte wegen Leistungsmangeln und Vertragsstrafen,

Vorbereiten der Antrage auf behérdliche Abnahme und Teilnahme daran

Zusammenstellen und Ubergeben der Revisionsunterlagen, Bedienungsanleitungen und
Prifprotokolle,

Uberwachen der Beseitigung der bei der Abnahme der Leistungen festgestellten Mangel,
Mitwirken bei der Kostenkontrolle.
Rechnungsprifung

Bei der Behandlung der Rechnungsunterlagen ist Abschnitt J RBBau zu beachten.
Mengenberechnungen, Abrechnungszeichnungen und Kostenrechnungen sind in
fachtechnischer und rechnerischer Hinsicht unverziiglich und vollstandig zu prifen.

Zum Zeichen der Prufung hat der Auftragnehmer die gepriiften Angaben durch Abhaken
kenntlich zu machen; Anderungen und Ergénzungen sind entsprechend zu kennzeichnen.
Ein Unterstreichen von Texten ist nicht erforderlich.

*)  ggf. zu streichen
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3.7

3.8

3.6.3

3.6.4

3.6.5

Mit Datenverarbeitung erstellte Prifungen von Leistungen, Rechnungen und Rechnungs-
unterlagen sind als solche zu kennzeichnen. Eines einzelnen Abhakens bedarf es in diesem
Falle nicht. Herkunft und Name des Programms sind zu nennen.

Die Mengenberechnungen und Abrechnungszeichnungen sind mit folgender
Bescheinigung zu versehen:

In allen Teilen gepriuft und mit den aus der Mengenberechnung (Abrechnungs-
zeichnung) ersichtlichen Anderungen fiir richtig befunden.

(Unterschrift des Auftragnehmers)

Die Kostenrechnungen sind mit Eingangsvermerk und mit folgender Bescheinigung zu ver-
sehen:

In allen Teilen geprift und mit den aus der Rechnung ersichtlichen Anderungen fir
richtig befunden.

Endbetrag: .....cocieeiiiiiiiiiieieeeen s DM

(Unterschrift des Auftragnehmers)

Nach Ausstellen der Bescheinigung sind die Kostenrechnungen unter Beifigung der sie im
einzelnen belegenden Unterlagen dem Auftraggeber unverziiglich auszuhandigen.

Mit den Bescheinigungen tbernimmt der Auftragnehmer auch in Féllen, in denen diese Be-
scheinigungen durch seinen Erfillungsgehilfen ausgestellt werden, die Verantwortung da-
far, dal

— nach den Grundsatzen der Wirtschaftlichkeit verfahren worden ist,

— die Lieferungen und Leistungen in Art, Gute und Umfang, wie berechnet, vertrags-
gemal und fachgerecht ausfiihrt worden sind,

— die Vertragspreise eingehalten worden sind,
— alle Mal3e, Mengen, Einzelansatze und Ausrechnungen richtig sind.

Der Auftragnehmer ist verpflichtet, an der Baustelle von Beginn der Arbeiten an bis zur
Abnahme des Ingenieurbauwerks/der Verkehrsanlage ein Baubiiro ausreichend zu
besetzen. Die Raume fir dieses Baublro werden vom Auftraggeber kostenlos zur
Verfiigung gestellt einschlieBlich der Einrichtung, Beleuchtung und Beheizung.*)

Der Auftragnehmer ist nicht verpflichtet, an der Baustelle ein Baublro zu unterhalten. Er
hat ausreichende Kontrollen vorzunehmen, deren Haufigkeit sich nach ihrer Notwendigkeit
und nach dem Fortgang der Arbeiten richtet.*)

Die mit dem Uberwachen der Bauausfiihrung Beauftragten miissen grundsétzlich tber
eine abgeschlossene Fachausbildung (Dipl.-Ing. TH/FH) und eine angemessene
Baustellenpraxis — in der Regel von mindestens drei Jahren — verfiigen. Der ortliche
Vertreter des Auftragnehmers auf der Baustelle ist dem Auftraggeber vor Beginn der
Arbeiten schriftlich zu benennen; er ist berechtigt, die nach 3.7.2 auszustellenden
Bescheinigungen fir den Auftragnehmer zu vollziehen.

Bestellen und Wechsel des ortlichen Vertreters des Auftragnehmers bedurfen des schrift-
lichen Einvernehmens der Vertragspartner.

Der mit der 6rtlichen Bauuberwachung Beauftragte hat zum Nachweis aller Leistungen —
ausgenommen solcher, die durch fachlich Beteiligte Uberwacht werden — die Aus-
fuhrungszeichnungen der tatsachlichen Ausfiihrung entsprechend wahrend der Bauzeit zu
erganzen bzw. ihre Ergdnzung zu veranlassen.

Besondere/Zusétzliche Leistungen nach HOAI

Die vom Auftragnehmer vorzulegenden Zeichnungen, Beschreibungen (einschl. Leistungsver-
zeichnissen) und Berechnungen sind dem Auftraggeber in ........... facher Ausfertigung, davon
einfach in kopier-/pausféhiger Ausfilhrung zu tbergeben. Die von den Zeichnungen angefertigten
Vervielfaltigungen sind vom Auftragnehmer im nétigen Umfang weiterzubearbeiten, u. a. normen-
gerecht .......... fach farbig bzw. mit Symbolen anzulegen, DIN-gerecht zu falten und in Ordnern
vorzulegen.

*)  Nichtzutreffendes ist zu streichen
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3.9 Der Auftragnehmer hat die von ihm angefertigten zeichnerischen Unterlagen als ,,Verfasser" zu
unterzeichnen.

3.10 Ergéanzende Vereinbarungen

§4
Fachlich Beteiligte

4.1 Folgende Leistungen werden von den nachstehend genannten fachlich Beteiligten erbracht:

i I A 7= o = 1N o [ I/ PPN

4.1.2

INgENIEUrDAUWETIKE VON ..o et e e e

g I T = (=Y = o =T 1= o 1RV o T o PPN

85

Termine und Fristen

Fir die Leistungen nach § 3 gelten folgende Termine bzw. Fristen:

86
Vergitung

6.1 Der Honorarermittlung werden zugrundegelegt:

6.1.1

6.1.2

6.1.3

Fir die Leistungen 3.2 bis 3.3 und 3.4.1 die nach 8 69 HOAI anrechenbaren Kosten der
baufachlich gepriiften Kostenberechnung zur Haushaltsunterlage — Bau — ohne
Nachtrage und ohne Umsatzsteuer;

Fir die Leistungen 3.4.2 bis 3.6 die nach 8§ 69 HOAI anrechenbaren Herstellungskosten,
die durch Abrechnung (Kostenfeststellung) ermittelt sind, (ohne Umsatzsteuer);

die angemessene Anrechenbarkeit der in 8§ 69 Abs. 6 HOAI genannten Kosten
ZU e v. H. (Diese Kosten kdnnen Uberschlagig ermittelt werden);
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6.1.4 folgende Honorarzonen nach § 71 HOAI fir die nachfolgend genannten einzelnen technischen Anlagen
in den Anlagengruppen 1.1

HONORARZONE

Gebaude/ Gebaude/ Gebaude/
Ing.-Bauwerk Ing.-Bauwerk Ing.-Bauwerk

6.1.4.1
Gas-. Wasser-, Abwasser- und Feuerldschtechnik

(genaue Bezeichnung der einzelnen Anlagen)

6.1.4.2
Warmeversorgungs-, Brauchwassererwarmungs-
und Raumlufttechnik

(genaue Bezeichnung der einzelnen Anlagen)

6.1.4.3
Elektrotechnik

(genaue Bezeichnung der einzelnen Anlagen)

6.1.4.4
Aufzug-, Forder- und Lagertechnik

(genaue Bezeichnung der einzelnen Anlagen)

6.1.4.5
Kichen-, Wascherei- und
chemische Reinigungstechnik

(genaue Bezeichnung der einzelnen Anlagen)

6.1.4.6
Medizin- und Labortechnik

(genaue Bezeichnung der einzelnen Anlagen)

6.1.4.7
Sonstige Technik

(genaue Bezeichnung der einzelnen Anlagen)
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6.1.5 eine Erh6hung des Honorarsnach § 76 HOAI fir Umbauten

Anlagen/Anlagengruppen im Gebaude/Ing.-Bauwerk v. H.-Satz

6.1.6 (1)

6.1.6 (2)

Fir jede Anlagengruppe eines Gebaudes/Ingenieurbauwerks, einschlieRlich des ge-
gebenenfalls den Anlagengruppen zuzuordnenden Anlagen der nichtoffentlichen Er-
schlieBung und/oder AuRBenanlagen wird ein gesondertes Honorar ermittelt.

Werden fur Anlagen der nichtoffentlichen ErschlieBung und/oder Anlagen von
AuBenanlagen fur die Versorgung mit Fernwérme, Fernkalte, Kuhlwasser und
elektrischem Strom die Erdarbeiten und Ingenieurbauwerke vom Auftragnehmer
erbracht, sind diese nach Teil VIl HOAI auf der Grundlage einer zusammengefalten
Herstellungssumme zu vergiten.
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6.1.7 Der Honorarermittlung wird folgende Bewertung der Leistungen zugrundegelegt: fir das
Gebéaude/Ingenieurbauwerk

Bewertung in v. H.

Leistungen 6.1.4. 6.1.4. 6.1.4. 6.1.4. 6.1.4. 6.1.4. 6.1.4.

1 2 3 4 5 6 7

6.1.7.1 HU-Bau — nach 3.2
Vorplanung nach 3.2.1

Teile der Entwurfsplanung
nach 3.2.2

6.1.7.2 besondere Leistungen
nach 3.2.3
Wirtschaftlichkeits-
nachweill nach 3.2.3.1

Betriebskostenberechnung
nach 3.2.3.2

6.1.7.3 Genehmigungsplanung
nach 3.3

6.1.7.4 AFU—Bau — nach 3.4
Vervollstéandigen der
Entwurfsplanung nach 3.4.1

Ausfiihrungsplanung 3.4.2:
Durcharbeiten der Ergebnisse
der Leistungsphasen

3 + 4 nach 3.4.2.1

3.4.2.1 + Ausfiihrungs-
zeichnungen + Schlitzplane
nach 3.4.2.2
3.4.2.1 + Ausfuihrungs-
zeichnungen nach 3.4.2.3
3.4.2.1 + Schlitzplane
nach 3.4.2.4
3.4.2.1 + Prifen der Ausfih-
rungszeichnungen u.
Schlitzplane nach 3.4.2.5
3.4.2.1 + 3.4.2.4 + Prufen
der Ausfiihrungs-
zeichnungen nach 3.4.2.6
3.4.2.1 + 3.4.2.3 + Priifen
der Schlitzplane nach 3.4.2.7

6.1.7.5 Vorbereiten der Vergabe
nach 3.5.1

6.1.7.6 Mitwirken bei der Vergabe
nach 3.5.2

6.1.7.7 Objekt-(Bau-)uber-
wachung nach 3.6

6.1.8 Als Honorarsatz wird der Mindestsatz der Honorartafel nach 8 74 HOAI vereinbart zuzigl.

.......................................... v. H. der Differenz zum Hochstsatz fir
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6.3

6.4
6.5

6.2

Solange die fir die Berechnung des Honorars maRgebenden Betrage nicht feststehen,
treten fir die Bemessung der Abschlagszahlungen an deren Stelle der Reihe nach

fur Leistungen nach 3.2, 3.3 und 3.4.1

die baufachlich gepriufte Kostenberechnung zur Haushaltsunterlage — Bau — oder die
Kostenschatzung ohne Umsatzsteuer;

fur Leistungen nach 3.4.2 bis 3.6

der Kostenanschlag oder die baufachlich gepriifte Kostenberechnung zur Haushalts-
unterlage — Bau —.

Entsprechendes gilt, wenn das Vertragsverhaltnis vorzeitig endet und die fur die
endglltige Berechnung des Honorars maflgebenden Betrdge nicht mehr festgestellt
werden.

Bis zur endglltigen Kostenfeststellung werden die der Honorarermittlung zugrunde zu
legenden anrechenbaren Kosten zwischen Auftragnehmer und Auftraggeber abgestimmt.
Hierbei ist das Muster zur Honorarberechnung (Muster 1 und 2 zu Anhang 11 RBBau) zu
verwenden.

Verzogert sich die Bauzeit durch Umstande, die der Auftragnehmer nicht zu vertreten hat,
wesentlich, so ist fir die Mehraufwendungen eine zusétzliche Vergutung zu vereinbaren. Eine

Uberschreitung bis zu 20 v. H. der festgelegten Ausfiihrungszeit, maximal jedoch 6 Monate, ist

durch das Honorar abgegolten.

Werden Leistungen des Auftragnehmers oder seines Mitarbeiters nach Zeitaufwand berechnet (8 6

HOAI), werden folgende Stundensatze vergitet:

Fir den Auftragnehmer: ........ooooiiiiiiiiiii e, DM/Stunde

Flr Mitarbeiter ........ccoooiiiiiiiiii e e DM/Stunde

Far techn. Zeichner
und vergleichbare
MitarbeIter ..o s DM/Stunde

Die Umsatzsteuer ist gesondert auszuweisen.

Die Nebenkosten werden — jeweils pauschal/zum Nachweis*) — erstattet.

Hierin sind auch die Kosten enthalten fir:

Vervielfaltigen der Unterlagen (auch die nach Abschnitt 3.8); Post- und Fernmeldegebihren;

Reisen des Auftragnehmers und seiner Mitarbeiter™)

6.5.1 fur die Leistungen nach 3.2 und 3.3 ... DM
6.5.2 furdie Leistungen nach 3.4und 3.5 e DM
6.5.3 fiUrdie Leistungennach 3.6 i, DM

Trennungsentschadigungen

[8 7 (2) Nr. 5 HOAI]

6.5.4 furdie Leistungen nach 3.4und 3.5 e DM

6.5.5 fiUrdie Leistungnach3.6 e, DM

Summe e DM

zuziglich Umsatzsteuer L. DM e DM

Gesamtsumme e, DM e DM
87

Haftpflichtversicherung des Auftragnehmers

Die Deckungssummen der Berufshaftpflichtversicherung nach 8 10 AVB miissen mindestens betragen:

fur Personenschaden s DM

fir sonstige Schaden s DM

*)  Nichtzutreffendes ist zu streichen
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§8

Erganzende Vereinbarungen

Auftraggeber Auftragnehmer

Ort / Datum Ort / Datum
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Gebéaude/Ingenieurbauwerke v Honorarzone(n) .
Honorarermlttlung

zum Vertragsmuster

Technische
Ausrustung

Erlauterungen:

Das Muster ist fir die Zusammenstellung der anrechenbaren Kosten und der HOAI-Honorare fiir Anlagegruppen mit Anlagen aus verschiede-
nen Honorarzonen zu verwenden.

1) Die anrechenbaren Kosten sind ohne Umsatzsteuer einschlieRlich der Zu- und Abschlége nach § 69 Abs. 5 und 6 HOAI zu ermitteln

2)H = Honorarsumme fiir die Anlagengruppe gem. § 74 HOAI (Leistungsumfang = 100 v.H.)
H bis H,, = Ein den anrechenbaren Kosten aller Anlagen der Gruppe entsprechendes Honorar der Honorarzonen I/11/111
S, bis S, = Anrechenbaren Kosten der Anlagen, die der Honorarzone I/1l/Ill angehdren

3) Die Werte sind zur weiteren Berechnung des Honorars in Muster 2 Zeile 6 zu uUbertragen

anrechenbare Kosten ¥
Hon.-

zone Bezeichnung der Anlage

Kostenschatzung Kostenberechnung Kostenanschlag Kostenfeststellung
DM DM DM DM

zusammen (=S,)

zusammen (=S,)

zusammen (=S,)

insgesamt (=S, + S, + S, = 9)

Das Honorar fir diese Anlagengruppen nach HOAI (H) wird nach folgender Formel berechnet:
H XS +H /XS,+H, XS,

S
Das Ergibt auf Grundlage der
Kostenschétzung H= = DM»
Kostenberechnung H= = DM»
Kostenanschlag H= = DM»
Kostenfeststellung H= = DM»

16. Aust.-Lfg. (Februar 1995) 373—374



A i 1) .
Gebaude/Ingenieurbauwerke Anlagegruppe Honorarzone(n) Honorarermlttlung
zum Vertragsmuster
Technische Ausriistung
Erlauterungen:
1) Anwendungen des Musters vgl. Abschn. 2.1 der Hinweise 5) Die Betrage in Spalte 3 (Leistungen nach 3.3 und 3.4.1)
2) Eintragung nur, wenn eine vom Mindestsatz abweichende sind |n_ d'? Spalten 4 und 5 unveréandert zu ibernehmen
Regelung vereinbart ist 6) Soweit eine BaumalRinahme mehrere Geb&aude/
P g Ingenieurbauerke umfaft, sind diese Kosten im
3) Bei Wiederholungen ist in der v.H.-Spalte der entspre- ’
chende Faktor einzutragen Muster 3 anzugeben
4) nicht auszufullen, wenn anrechenbare Kosten und Honorar- ) .
mindestsatz nach Muster 1 ermittelt worden sind *) Nachweise sind als Anlage formlos zu fiihren
Kostenschétzung Kostenberechnung Kostenanschlag Kostenfeststellung
- zur HU-Bau
DM DM DM DM
Zeile 1 2 3 4 5
1%*) Gesamtkosten der Anlagengruppe (brutto) #
2 *) | + Zu- und Abschlag nach §69 Abs. 5 und HOAI 4
3 Zwischensumme K
4 / .... V.H. Umsatzsteuer 4
5 Anrechenbare Kosten K
6 Honorarmindestsa tz nach Honorartafel (§74 HOAI)
7% Honorarsatz 2)
8 + Umbauzuschlag .............ccceeeinniiinnns V.H.
9 = Summe
10 Vergutung fir Leistungen nach V.H.
11 Abschnitt 3.2.1 N
12 Abschnitt 3.2.2 2
13 *) | + Wiederholungen 3 g‘:
c
14 = Zwischensumme B g
15 o, v.H. Umsatzsteuer g
16
°) - —p— — — 3, ¥
\ WV \
17 Abschnitt 3.3
18 + Abschnitt 3.4.1
19 Abschnitt 3.4.2
©
20 + Abschnitt 3.5.1 ™
[%)
21 + Abschnitt 3.5.2 Q
(]
22 = Zwischensumme ™
c
23 *) | + Wiederholungen 3 |:| g.’
24 = Zwischensumme B §
1)
25 +_ Abschnitt 3.6 '9
26 *) | + Wiederholungen zu 3.6 2
27 = Zwischensumme
28 o v.H. Umsatzsteuer
29 = Summe
30 + Summe der Leistungen 3.2 6)
31 + Summe der Leistungen 3.3.1 - 3.6 8)
32 + Summe der Leistungen 3.2.3 - 3.7 6)
33 + Summe der Nebenkosten 6)
34 = Gesamtsumme oy
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Zusammenstellung der Honorare
und Nebenkosten )
auf der Grundlage der [0 Kostenschatzung Honorarermittlung
O Kostenberechnung Zum _Vertragsmyster
O Kostenanschlag Technische Ausristung
[0 Kostenfeststellung *)
Summe der Leistungen
Bezeichnung der G t
Gebaude/ingenieurbauwerke Anlagen- | 3.2.1und3.2.2 3.3-3.6 3.2.3und 3.7 esamtsumme
gruppe DM DM DM DM
1 2 3 4 5 6
Honorare fir
Summe der Honorare
Summe der Nebenkosten
Gesamtsumme
*) Zutreffendes bitte ankreuzen
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Anhang 12
(Abschnitt K 12 RBBau)

Vertragsmuster — Tragwerksplanung — und — Prifung der Tragwerksplanung —

Hinweise zu den Vertragsmustern — Tragwerksplanung — und — Priifung der Tragwerksplanung —

0 Anwendungsbereich

Abgrenzung zu
anderen
Vertragsmustern

Tragwerksplanung
fur
Ingenieurbauwerke

Tragwerksplanung fir
erdverlegte Leitungen
und Kanéle

VM Gebé&ude und
VM Ingenieurbauwerke/
Verkehrsanlagen

Tragwerksplanung
1 VertragsabschluBl
1.1 Allgemeines,
Vertrags-
bestimmungen

1.2 Haushaltsunterlage
— Bau —
und Ubertragung
weiterer
Leistungen
(3.2 bis 3.4)

1.3 Einzelleistungen

2 Vergutung
2.1 Allgemeines
(Muster 1 bis 3
zu Anhang 12)

16. Aust.-Lfg. (Februar 1995)

Die Vertragsmuster Tragwerksplanung und Prifung der Tragwerksplanung sind fir
Leistungen bei der Tragwerksplanung von Gebauden und zugehérigen baulichen Anlagen
sowie fUr Ingenieurbauwerke unter Beachtung der 88 62 bis 67 HOAI anzuwenden.

Grundleistungen der Tragwerksplanung fiurr Ingenieurbauwerke regeln sich nach § 64 Abs. 1
HOAI.

Die Grundleistungen der Leistungsphase 1 geméaR § 55 Abs. 2 HOAI im Leistungsbild Objekt-
planung fir Ingenieurbauwerke nach § 51 Abs. 1 Nr. 6 und Nr. 7 HOAI enthalten auch die
Grundleistungen der Leistungsphase 1 gemaR 8§ 64 HOAI. Im Leistungsbild fur die Trag-
werksplanung fiur Ingenieurbauwerke nach 8 51 Abs. 1 Nr. 6 und Nr. 7 HOAI kann daher ein
Honorar fir die Teilleistungen der Leistungsphase 1 des § 64 HOAI nicht berechnet werden.

Werden im Einzelfall Leistungen der Tragwerksplanung bei erdverlegten Leitungen und Kanéle
erforderlich, kann eine Vergitung gemaR § 6 HOAI vereinbart werden.

Die Aufstellung von ergénzenden Schalplanen (Rohbauzeichnungen im bisher verwendeten
Sinne) gehdort zu den Aufgaben des Objektplaners.

Soll im Einzelfall der Tragwerksplaner ergdnzende Schalplane (Rohbauzeichnungen im bisher
verwendeten Sinne, z. B. nach DIN 1356, Teil 3) aufstellen, dann ist das Honorar vor Beginn
der Leistung schriftlich zu vereinbaren. Die Entlastung der Objektplanung ist bei der Honorie-
rung des Objektplaners zu berilicksichtigen.

Allgemein dirfen Kostenverpflichtungen nur insoweit eingegangen werden, wie dies zur Auf-
stellung der HU — Bau — nach Abschnitt F 2 RBBau notwendig ist. Wenn dazu ein freibe-
ruflich tatiger Ingenieur hinzugezogen werden soll, ist mit ihm ein Vertrag unter Beachtung
von K 12 RBBau abzuschlieRen. Dabei ist das Vertragsmuster — Tragwerksplanung — zu ver-
wenden. Den freiberuflich Tatigen ist mit dem Vertragsentwurf eine Ausfertigung der All-
gemeinen Vertragsbestimmungen (AVB) zuzuleiten. Die AVB dirfen nicht geandert werden.

Im Vertrag sind alle Leistungen aufzufiihren, deren Ubertragung an den Auftragnehmer vorge-
sehen ist. Dem Auftragnehmer dirfen aber bei Geb&uden zunachst nur die Leistungen nach
3.2 des Vertragsmusters Ubertragen werden. Dies wird auch durch 3.1 klargestellt. Die
weiteren Leistungen werden — je nach Bedarf einzeln oder zusammengefal3t — durch ein
Schreiben Ubertragen, in dem auch das im Vertrag bereits festgelegte Honorar zu erwéhnen
ist. Als Frist, in der weitere Leistungen Ubertragen werden, sollen in der Regel in 3.1 Abs. 4
.36" Monate eingesetzt werden.

Der freiberuflich Tatige, dem Leistungen nach 3.2 Ubertragen worden sind, soll in der Regel
auch mit weiteren Leistungen beauftragt werden. Wenn die Nutzung der Planung nach Ab-
schnitt F 2 RBBau ohne weitere Einschaltung des freiberuflich Tatigen notwendig wird,
bedarf es dazu der Zustimmung der Technischen Aufsichtsbehérde in der Mittelinstanz.

Soweit dem Auftragnehmer die Leistungen nach 3.3 innerhalb von 24 Monaten Ubertragen
werden, wird der letzte Absatz 3.1 gegenstandslos.

Das Vertragsmuster kann auch angewendet werden, wenn der freiberuflich Tatige
ausschlieRlich mit einzelnen Leistungsphasen oder Teilen davon beauftragt werden soll. In
diesem Falle darf entsprechend § 5 (2) HOAI nur ein Honorar berechnet werden, das dem
Anteil der Ubertragenen Leistungen an der gesamten Leistungsphase entspricht.

Bei Vertragsabschluf sind der Honorarermittlung die geschatzten Kosten zugrunde zu legen.
Dies konnen, soweit ermittelt, die Programmkosten sein. Im Vordruck fur die Honorarermitt-
lung (Muster 1 bis 3 zu Anhang 12 RBBau) sind diese einzutragen.

Die Honorarermittlung ist entsprechend dem Stand der Bearbeitung fortzuschreiben
(baufachlich geprifte Kostenberechnung — nur bei Muster 1/2 —, Kostenanschlag und
Kostenfeststellung). Der Auftragnehmer ist Uber die Fortschreibung zu unterrichten.
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2.2 Ermittlung der

Vergutung

2.2.1 Honorarzone

2.2.2 Abweichung
vom
Mindestsatz

2.2.3 Besondere
Leistungen

Vorgezogene
Mengenermittiung

Konstruktiver
Brandschutz

Erdbebensicherung

16. Aust.-Lfg. (Februar 1995)

Die Ermittlung der Vergutung richtet sich nach 8 4 HOAI.

Die Honorarzone ist geméaR § 63 HOAI in 6.3 festzulegen.

Wenn an die zu Ubertragenden Aufgaben die dem Schwierigkeitsgrad der Honorarzone ent-
sprechenden Mindestanforderungen gestellt werden, ist der Mindestsatz zu vereinbaren und
Abschnitt 6.4 im Vertrag zu streichen.

Der Mindestsatz ist zu uberschreiten, wenn dariiber hinaus Anforderungen gestellt werden,
die den Bearbeitungsaufwand erhdhen und die nicht schon in anderer Weise vergitet
werden.

Als solche Anforderungen kommen u. a. in Betracht:

— Beteiligung und Koordinierung einer Vielzahl von Nutzern,

— auBBergewdhnlich kurze Planungs- und Bauzeiten,

— erhohte Anforderungen an Planungsoptimierung bzw. an Planungsvarianten,
— verbindliche Festtermine und Fristen,

— Planung und Durchfiihrung bei laufendem Betrieb,

— statische Einflisse aus Nachbarbauwerken oder Verkehrsanlagen,

— gehobene gestalterische Anforderungen an das Tragwerk,

— Tragwerk oder wesentliche Teile des Tragwerks schiefwinklig, gekrimmt oder sehr un-
regelméRig,

— wesentliche Einflisse der technischen Ausristung und des technischen Ausbaus auf die
Tragwerksplanung, Anwendung neuer Herstellungsverfahren.

Dazu ist in 6.4 festzulegen, um welchen Prozentsatz der Differenz zwischen Ho6chst- und
Mindestsatz der Honorartafel gemafll § 65 HOAI das Honorar erhéht wird. Die Grinde fir die
Honorarvereinbarung sind schriftlich festzuhalten.

Besondere Leistungen sind zu vereinbaren, soweit dies aufgrund besonderer Umstande er-
forderlich ist. Auf 8 5 Abs. 4 und 5 HOAI wird besonders hingewiesen. So sind z. B. Nach-
weise des konstruktiven Brandschutzes, der Erdbebensicherheit, vorgezogene Mengener-
mittlung und ergdnzende Schaltplane (Rohbauzeichnungen im bisher verwendeten Sinne)
honorarféhig.

Art und Umfang der Leistung sind schriftlich genau festzulegen und zu begriinden. 8 5 (4)
HOAI ist zu beachten.

Im einzelnen sind zu beachten:

Falls die Leistung der Leistungsphase 6 ,,Vorbereitung der Vergabe" in der Leistungsphase 3
oder 4 erbracht werden muf3, wird diese Leistung i.d.R. fur:

— Tragwerke des Ingenieurholzbaus mit 6 v.H.,
— alle ubrigen Tragwerke mit 4,5 v.H.

bewertet und tritt als Besondere Leistung in dieser Hohe an die Stelle der Grundleistung der
Leistungsphase 6.

Bauphysikalische Nachweise zum Brandschutz sind Nachweise der konstruktiven Gestaltung
des Feuerwiderstandes der Bauteile nach DIN 4102 entsprechend der Feuerwiderstands-
klasse.

Bis einschlieBlich Leistungsphase 3 ist die Leistung hierfir mit dem Honorar fir die Grund-
leistung abgegolten (vgl. § 5 Abs. 4 HOAI). Ab Leistungsphase 4 ist die Besondere Leistung
i.d.R. mit 3 bis 5 v.H. zu bewerten.

Der Nachwveis ist prifbar als Teil des Standsicherheitsnachweises aufzustellen.

Eine Zusammenstellung mit Positionsnummern und Hinweisen zur DIN 4102 Teil 4 ist als be-
sonderes Kapitel vorzulegen. Sofern fir Einzelbauteile aufwendige rechnerische Nachweise
erforderlich werden, die Uber die Regelungen nach DIN 4102 Teil 4 hinausgehen, ist eine be-
sondere Honorierung zu vereinbaren.

Fir den Fall, dal3 bei der Tragwerksplanung Anforderungen aus der Erdbebensicherung be-
ricksichtigt werden mussen, sind sie als Besondere Leistung wie folgt zu bewerten:

a) bis einschlie3lich Leistungsphase 3 2 v.H.
(Beriicksichtigung der Anforderungen der Erdbebensicherheit)



Erganzende
Schalplane

2.2.4 Aul3enan-

lagen

2.2.5 Ingenieur-

bauwerke

2.3 Grundlagen der
Vergltung
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b) ab Leistungsphase 4
Falls rechnerische Nachweise erforderlich werden, sind sie wie folgt zu bewerten:

—  vereinfachter rechnerischer Nachweis 4 v.H.
(Naherungsverfahren nach DIN 4149, Nr. 8.2)
oder
— genauer rechnerischer Nachweis 8 v.H.
Die Leistungen a) und b) sind gegebenenfalls additiv zu beauftragen.

Bei schwierigen BaumaflRnahmen kénnen ergédnzende Schalplane mit allen fir die Ausfiihrung
des Tragwerks erforderlichen Angaben, auch solchen, die das Einschalen des Betons nicht
betreffen, als Besondere Leistung in Auftrag gegeben werden.

Hierdurch werden zusatzliche Angaben aus den Ausfiihrungszeichnungen des Objektplaners
auf der Baustelle fir den Rohbau entsprechend DIN 1356 Ausgabejahr 1988 (im bisher ver-
wendeten Sinne) nicht mehr benétigt.

Diese besondere Leistung ist in der Regel mit 12 v.H. zu bewerten.
Der Koordinierungsaufwand des Objektplaners gemafld § 15 bzw. § 55 HOAI bleibt unberihrt.

Werden Leistungen der Tragwerksplanung fur Bauwerke von AuBenanlagen (z. B. Stitz-
mauern), deren anrechenbare Kosten 10 v.H. der anrechenbaren Kosten des Gebau-
des/Ingenieurbauwerks bzw. 200 000,- DM nicht Uberschreiten, im Einzelfall erforderlich, so
sind die anrechenbaren Kosten der Tragwerke zur Berechnung des Honorars zusammenzu-
fassen; das Honorar ist nach der Summe der anrechenbaren Kosten zu berechnen.

Nach der Objektliste § 54 HOAI kénnen Ingenieurbauwerke auch bauliche Anlagen umfassen,
die aus mehreren Tragwerken im Sinne § 66 HOAI bestehen. In diesen Féllen ist zu prifen,
inwieweit Abschnitt 2.5 dieser Hinweise anzuwenden ist.

Beispiel:

Abwasserreinigungsanlage, bestehend aus Rechen, Sandfang, 2 Vorklarbecken, Belebt-
schlammbecken, 2 Nachklarbecken und 2 Faulschlammbehaltern

1 —  Belebtschlammbecken, konstruktiv verschieden von den anderen Tragwerken —
§ 66 Abs. 1 HOAI,
2 — Rechen und Sandfang, konstruktiv weitgehend vergleichbar (anrechenbare Kosten

zusammengefalit) — § 66 Abs. 2 HOAI,

3 — 2 Vorklarbecken und 2 Nachklarbecken, konstruktiv gleich, die sich durch gering-
fiigige Anderungen unterscheiden und die einen wesentlichen Arbeitsumfang verur-
sachen (Wiederholungen nach § 66 Abs. 3 HOAI),

4 — 2 Faulschlammbenhalter konstruktiv gleich, fur die eine Anderung der Tragwerks-
planung entweder nicht erforderlich ist oder die nur einen unwesentlichen Arbeits-
aufwand erfordern (eine Wiederholung nach § 66 Abs. 4 HOAI).

Die anrechenbaren Kosten fir das Honorar werden

— bei Gebauden und zugehérigen baulichen Anlagen nach § 62 Abs. 4 und 8 in Verbindung
mit Abs. 2 Nr. 1,

— bei Ingenieurbauwerken/bei Gebaduden mit einem hohen Anteil der Kosten der Griindung
und der Tragkonstruktionen z. B.:

—Tribunen,
—Parkhéuser,
—Hallen,
—Lagergebaude,
—Kraftwerksgebaude
—sowie bei Umbauten
nach 8§ 62 Abs. 6-8i. V. m. Abs. 2 Nr. 2 ermittelt.

Muster 1/1 ist anzuwenden, wenn das Honorar nach § 62 Abs. 6-8 HOAI,
Muster 1/2 ist anzuwenden, wenn das Honorar nach § 62 Abs. 5 HOAI ermittelt wird.

Im Abschnitt 6.1 des Vertragsmusters ist die Grundlage der Honorarbemessung durch
Streichen der nichtzutreffenden Berechnungsarten festzulegen.

Sollte in Ausnahmefallen nach 8 62 Abs. 2 Nr. 1 der HOAI eine andere Zuordnung der Lei-
stungsphasen vorgesehen werden, sind Abschnitt 6.5 und Muster 1/2 entsprechend zu an-
dern.
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Traggeruste

2.4 Bewertung der
Leistungen
(6.2)

2.5 Mehrere Objekte
(Muster 1 zu
Anhang 12)

Soweit eine Tragwerksplanung fiir Traggeriiste bei Ingenieurbauwerken notwendig wird, ist
das Honorar nach § 67 HOAI zu vereinbaren.

Die im § 3 des Vertragsmusters aufgefihrten Leistungen sind in der Regel wie folgt zu be-
werten:

Vorplanung 10 v.H.
—3.21—
Entwurfsplanung 12 v.H.
—3.22—
Genehmigungsplanung 30 v.H.
—3.31—
Ausfiuhrungsplanung 26 v.H.
—3.32—

Die Ausfiihrungsplanung ist mit 42 v.H. zu bewerten:
— im Stahlbetonbau, wenn auch Schalpléne in Auftrag gegeben werden,

— im Stahlbau, wenn der Auftragnehmer die Werkstattplane auf Ubereinstimmung mit der
Genehmigungsplanung und den Ausfiihrungszeichnungen nach § 64 Abs. 3 Nr. 5 Uber-
prift,

— im Holzbau, wenn das Tragwerk der Honorarzone Il oder héher zuzurechnen ist.
Bei Mischbauten (z. B. Stahlbeton- und Holzbau) ist der Bewertungssatz anteilig zu ermittein.

Vorbereitung der Vergabe 3 v.H.
— 34—

Besteht eine BaumaRBnahme aus mehreren Geb&uden/Ingenieurbauwerken mit konstruktiv ver-
schiedenen Tragwerken, so sind die Honorare fir jedes Tragwerk getrennt zu berechnen
[8 66 (1) HOAI].

Besteht eine BaumaRnahme aus mehreren Geb&uden/Ingenieurbauwerken mit konstruktiv
weitgehend vergleichbaren Tragwerken derselben Honorarzone*) und werden sie zur
Honorarberechnung als Gruppe zusammengefalBt [8§ 66 (2) HOAI], ist im Vertrag nach
Abschnitt 6.2 ein weiterer Abschnitt vorzusehen:

Folgende Gebaude/Ingenieurbauwerke werden nach § 66 (2) HOAI zur Berechnung des Hono-
rars zusammengefalt:

Besteht eine BaumaRnahme aus mehreren Gebauden/Ingenieurbauwerken mit konstruktiv
gleichen Tragwerken, die sich durch geringfiigige Anderungen der Tragwerksplanung
unterscheiden [Wiederholungen § 66 (3) HOAI], ist im Vertrag nach Abschnitt 6.2 ein
weiterer Abschnitt vorzusehen:

Wegen der Wiederholungen wird vereinbart fiir die Gebaude/Ingenieurbauwerke

Besteht eine BaumaRnahme aus mehreren Geb&uden/Ingenieurbauwerken mit konstruktiv
gleichen Tragwerken, fiir die eine Anderung der Tragwerksplanung entweder nicht erforder-

*)  Ein Hinweis dafir, daB es sich um konstruktiv weitgehend vergleichbare Tragwerke handelt, liegt vor, wenn eine Aufwandsminderung gegenuber einer
Bearbeitung von konstruktiv verschiedenen Tragwerken zu erwarten ist.

16. Aust.-Lfg. (Februar 1995)



2.6  Umbauten
2.6.1

2.6.2

2.7 Nebenkosten

2.8 Leistungen des

Auftraggebers

3 Haftpflichtversicherung
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lich ist oder nur einen unwesentlichen Arbeitsaufwand erfordert [Wiederholungen 8§ 66 (4)
HOAI] ist im Vertrag nach Abschnitt 6.2 ein weiterer Abschnitt vorzusehen:

Wegen der Wiederholungen wird vereinbart fir die Gebaude/Ingenieurbauwerke:

fur jede Wiederholung 10 v.H. des Honorars fur die Erstausfertigung (1. bis
........... Wiederholung)

Bei Umbauten und Modernisierungen i.S.v. 8 3 Nr. 5 und 6 HOAI mit durchschnittlichem
Schwierigkeitsgrad kann ein Zuschlag von 20 bis 50 v.H. vereinbart werden. Sofern nicht
etwas anderes schriftlich vereinbart wird, gilt ab durchschnittlichem Schwierigkeitsgrad ein
Zuschlag von 20 v.H. als vereinbart. In diesen Fallen ist im Vertrag ein weiterer Abschnitt
einzufugen.

Fir das Bauwerk/Anlage

wird das Honorar um ............. V.H. erhoht.

Die Vertragsparteien kénnen — je nach Schwierigkeitsgrad der Leistung — auch einen niedri-
gen oder hdhere Zuschlag vereinbaren.

Vorhandene Bausubstanz, die technisch oder gestalterisch mit verarbeitet wird, ist bei den
anrechenbaren Kosten angemessen zu beriicksichtigen.

Der Umfang der Anrechnung ist schriftlich zu vereinbaren.
In 8 6 des Vertrages ist ein weiterer Abschnitt mit fortlaufender Numerierung einzufiigen:

Die anrechenbaren Kosten der technisch und gestalterisch mitverarbeiteten Bausubstanz wer-
den gemaR 8 10 Abs. 3 a HOAI mit folgendem Wert festgestellt:

Die Vergutung von Nebenkosten (§ 7 HOAI) erfolgt auf Einzelnachweis, sofern nicht bei Auf-
tragserteilung eine pauschale Abrechnung vereinbart worden ist. Bei Vereinbarung einer
Pauschale sind die ihr zugrunde gelegten Einzelanséatze in einem Nebenvermerk festzuhalten.

Fir die Vergiitung der Reisekosten sind zu beachten:

1 Die notwendige Anzahl der Reisen setzt das Bauamt auf Vorschlag des Auftragnehmers
fest. Hierbei ist zu beachten, daR’ die Reisen so ausreichend bemessen werden, daf} die
Leistung ordnungsgeman erflllt werden kann.

2 Fahrtkosten (auch Tages- und Ubernachtungsgelder) fiir Reisen, die Gber den Umkreis von
15 km vom Geschéftssitz des Auftragnehmers hinausgehen, dirfen nicht héher
berechnet werden, als es das Bundesreisekostengesetz — BRKG — vom 13. November
1973 und die dazu herausgegebenen Erganzungen in sinngeméaler Anwendung vorsehen.
In Ergédnzung zu 8 6 BRKG ist fir Wegstrecken, die der Ingenieur im eigenen PKW
zurlicklegt, von einer Vergitung von 0,52 DM je km auszugehen.

Bei der Erstattung von Nebenkosten ist Anhang 20/7 RBBau zu beachten.

Zu den Leistungen des Auftraggebers — vgl. Abschnitt 3.1, 1. Absatz des Vertragsmusters
— gehdren im allgemeinen:

Grundlagenermittlung,

Aufstellen des baufachlichen Gutachtens Uber das Baugrundstuick,

Einholen der bauordnungsrechtlichen und sonst erforderlichen Genehmigungen oder Zu-
stimmungen, Vergabe, Uberwachung und Abnahme der Ausfiihrung.

Die Ergebnisse sind in schriftlicher Form zu Ubergeben soweit sie zur Vertragserfillung er-
forderlich sind.

Bei AbschluB der Berufshaftpflichtversicherung ist Anhang 4 RBBau zu beachten.
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4 Erklarung

5 Uberarbeitung

6 Prufung der

Tragwerksplanung
Allgemein

7 Bewertung der
Leistungen
(6.2)
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Vor Auftragserteilung hat der Architekt/Ingenieur folgende Erklarung abzugeben:

Ich/Wir erklare(n), daR ich/wir meinen/unseren gesetzlichen Verpflichtungen zur Zahlung der
Steuern und Sozialabgaben nachgekommen bin/sind.

Fur die Leistungen der Tragwerksplanung und Prifung der Tragwerksplanung sind die
Begriffe nach 1.5 der Allgemeinen Vertragsbestimmungen ,,Uberarbeitung der Unterlagen bei
unverandertem Programm™ und ,unwesentlich veranderte Forderungen” nicht auf das
Bauobjekt, sondern auf die jeweilige Vertragsleistung zu beziehen. Das bedeutet, dafl} der
Auftragnehmer auch dann Anspruch auf zusatzliche Vergiutung hat, wenn sich die
Objektplanung nur geringfiigig andert, diese Anderung aber erhebliche Auswirkungen auf die
Leistung des Tragwerksplaners oder Prifers der Tragwerksplanung hat.

Das Vertragsmuster dient dem Abschlu von Vertragen fir BaumaRnahmen, die den Bestim-
mungen Uber die bauaufsichtliche Behandlung des Bundes/Landes unterliegen, soweit nicht
landesrechtliche Vorschriften bestehen und die Beauftragung und Vergitung danach vorge-
nommen werden.

Die Nummern 1 bis 5 dieser Hinweise sind sinngemal anzuwenden.

Der Vertrag ist in der Regel mit einem Auftragnehmer abzuschliel3en, der als Prufingenieur fir
Tragwerksplanung anerkannt ist.

Die Leistungen nach 3.1.3 und 3.1.4 kodnnen auch einem Tragwerksplaner Ubertragen
werden. Das Vertragsmuster ist in diesem Falle entsprechend zu erganzen.

Bei der Leistung nach 3.1.3 handelt es sich um die vom Prifingenieur im Rahmen der Prif-
tatigkeit durchzufihrende Baulberwachung in baurechtlicher Hinsicht und nicht um die
Objekt-(Bau-)uberwachung nach § 15 Abs. 2 Nr. 8 oder § 64 Abs. 3 Nr. 8 HOAI (vergleiche
Anhang 10 Abschnitt 3.5) oder die Baulberwachung nach 8§ 57 HOAI (vergleiche Anhang 14
Abschnitt 3.6).

Die Leistungen nach 3.1.4 darf nur ab Honorarzone IIl in schwierigen Fallen vergeben
werden.

Die in 8 3 des Vertragsmusters aufgefiihrten Leistungen sind in der Regel wie folgt zu be-
werten:

Prifung der statischen Berechnung und Bemessung 12 v.H.
—3.1.1—
Prifung der Ausfuhrungsplane 6 v.H.
—3.1.2—
Uberwachung der Ausfiihrung von Tragwerken 6 v.H.
—3.1.3—

Ingenieurtechnische Kontrolle der Ausfiihrung des Tragwerks
auf Ubereinstimmung mit den gepriiften statischen Unterlagen.

Diese Leistungen deckt die Leistung nach HOAI § 15 Abs. 2 Nr. 8
Abs. 2/8 57 Abs. 1 Nr. 10 ab und schlie3t 3.1.3 ein 12 v.H.
—3.14—

Prifung der bautechnischen Nachweise als Besondere Leistung
—3.15—

Die Prifung der Nachweise ist i.d.R. wie folgt zu bewerten:
Schallschutz 0,6 v. H.
Warmeschutz 0,6-1,2 v.H.

Die Bewertung des Wéarmeschutzes
ist umgekehrt proportional von den
anrechenbaren Kosten nach § 65
Abs. 1 HOAI vorzunehmen.

Konstruktiver Brandschutz 1,0 V.H.
Erdbebenschutz
a) konstruktive Gestaltung 0,5 V.H.
b) vereinfachter rechnerischer Nachweis 1,5 V.H.
oder
genauer rechnerischer Nachweis 2,5 V.H.

Die Leistungen a) und b) sind gegebenenfalls additiv zu beauftragen.



Anhang 12 — BMBau 1993 —

Vertragsmuster — Tragwerksplanung
Zwischen der
Bundesrepublik Deutschland

vertreten durch

vertreten durch

(o 1T @] o =T T F=Ta Vo [ =1 a4 oo S

.......................... ( StraBe)(Ort)
diese vertreten durch

............................................................... (Bauamt)

.......................... ( StraBe)(Ort)

— nachstehend Auftraggeber genannt—

und dem/den

vertreten durch

—nachstehend Auftragnehmer genannt—

wird folgender Vertrag geschlossen:
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1.1

2.1

2.2

2.3

3.1

81
Gegenstand des Vertrages

Gegenstand dieses Vertrages sind Leistungen fiir die BaumaBnahme .............coooiiiiiiiiiiiine e,

(genaue Bezeichnung der BaumaRnahme)
und zwar fir folgende

1.1.1 Gebéaude und zugehdrige bauliche Anlagen

1.1.2 Ingenieurbauwerke
§2
Grundlagen des Vertrages

Die Allgemeinen Vertragsbestimmungen — AVB — (siehe Anlage) sind Bestandteil dieses
Vertrages.

Der Auftragnehmer hat seinen Leistungen zugrunde zu legen bzw. folgende Aufgaben zu erfillen:

2.2.1 Fur den Beitrag der Haushaltsunterlage - Bau - (3.2)

Abweichungen davon bedurfen der vorherigen schriftlichen Zustimmung des Auftraggebers.

Die BaumaRnahme unterliegt den Bestimmungen Uber die bauaufsichtliche Behandlung von
Baumafinahmen des Bundes/des Landes ........cc.ceuiiuiiiiiiiiiiiis et e e et e ae e aeenns

dem Baugenehmigungsverfahren*)
8§83
Leistungen des Auftragnehmers
Auftragsumfang

Der Auftragnehmer fuhrt seine Leistungen auf der Grundlage der ihm vom Auftraggeber zur Ver-
figung zu stellenden Unterlagen aus.

Der Auftraggeber Ubertragt dem Auftragnehmer die Leistungen nach 3.2.

Er beabsichtigt, dem Auftragnehmer bei Fortsetzung der Planung und Durchfiihrung der Baumaf3-
nahme weitere Leistungen nach 3.3 bis 3.4 — einzeln oder im ganzen — zu Ubertragen. Die
Ubertragung erfolgt durch schriftliche Mitteilung.

Der Auftragnehmer ist verpflichtet, diese weiteren Leistungen zu erbringen, wenn ihm vom Auf-
traggeber innerhalb von .......... Monaten nach Fertigstellung der Leistungen nach 3.2 zumindest
die Leistungen nach 3.3 Ubertragen werden.

Der Auftraggeber behélt sich vor, die Ubertragung weiterer Leistungen auf einzelne Abschnitte
der Baumafinahmen zu beschrénken.

*)  Nichtzutreffendes ist zu streichen
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Ein Rechtsanspruch auf Ubertragung der Leistungen nach 3.3 bis 3.4 besteht nicht.

Aus der stufenweisen Beauftragung kann der Auftragnehmer keine Erhéhung seines Honorars ab-
leiten.

Aus der abschnittsweisen Beauftragung kann der Auftragnehmer nur dann eine Erhéhung seines
Honorars ableiten, wenn und soweit § 21 HOAI dies zulaft.

Wenn dem Auftragnehmer die Leistungen nach 3.3 nicht innerhalb von 24 Monaten nach Fertig-
stellung der Leistungen nach 3.2 ubertragen werden, kann der Auftragnehmer den Vertrag aus
wichtigen Griinden kiindigen, ohne dal3 dem Auftraggeber wegen der Kindigung ein Schadens-
ersatzanspruch zusteht. Die Kiindigung kann nur innerhalb einer Frist von zwei Wochen nach
Ubertragung der Leistungen nach 3.3 ausgesprochen werden. Anspriiche der Vertragsparteien
aus den 88 4 bis 6 AVB bleiben unberiihrt.

Umfang der Leistungen:
3.2 Haushaltsunterlage — Bau —
3.2.1 Vorplanung
Grundleistungen nach 8§ 64 HOAI — Leistungsphase 2 —
3.2.2 Entwurfsplanung
Grundleistungen nach § 64 HOAI — Leistungsphase 3 —
3.3 Beitrag zur Ausfihrungsunterlage — Bau —
3.3.1 Genehmigungsplanung
Grundleistungen nach § 64 HOAI — Leistungsphase 4 —
3.3.2 Ausfihrungsplanung

Grundleistungen nach § 64 HOAI — Leistungsphase 5 —
3.4 Vorbereitung der Vergabe
Grundleistungen nach § 64 HOAI — Leistungsphase 6 —
3.5 Besondere/Zusétzliche Leistungen nach HOAI

3.6 Die vom Auftragnehmer vorzulegenden Zeichnungen, Beschreibungen und Berechnungen sind
dem Auftraggeber in .......... facher Ausfertigung, davon einfach in kopier-/pausféhiger
Ausfiihrung zu Ubergeben. Die von den Zeichnungen angefertigten Vervielféltigungen sind vom
Auftragnehmer im nétigen Umfang weiterzubearbeiten, u. a. normengerecht .......... fach farbig
bzw. mit Symbolen anzulegen, DIN-gerecht zu falten und in Ordnern vorzulegen.

3.7 Der Auftragnehmer hat die von ihm angefertigten Unterlagen als ,,Verfasser” zu unterzeichnen.
84
Fachlich Beteiligte
4.1 Folgende Leistungen werden von den nachstehend genannten fachlich Beteiligten erbracht:

4.1.1 Der Auftraggeber erbringt alle Grundleistungen der Tragwerksplanung die dem
Auftragnehmer nicht Ubertragen werden

4.1.2 Objektplanung fir GEDAUAE VON ........iiiiiiiiiii e e e
4.1.3 Objektplanung fur Ingenieurbauwerke VON ...........c.oiiiiiiiiiii e
4.1.4 Prufen der TragwerkSplanung VON ........c.ieuiiiiii e et e e eaaeeaaenns
4.1.5 TechniSChe AUSIUSTUNG VON  ...cuuiiuii ittt ettt et e e e e e eaeens
4.1.6  Frei@nlagen VO ...t ettt e e et e et et e e e e e e aan aeanan
85
Termine und Fristen
5.1 Fur die Leistungen nach 8§ 3 gelten folgende Termine bzw. Fristen:

S 0 N
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6.1

6.2

6.3

6.4

6.5

8§86
Vergitung
Der Honorarermittlung werden die anrechenbaren Kosten nach
8 62 Abs. 4 und 8 HOAI in Verbindung mit Abs. 2 Nr. 1*)
—  ohne Nachtrage fur Leistungen nach 3.2.1 —%*)
8 62 Abs. 6 - 8 HOAI in Verbindung mit Abs. 2 Nr. 2
ohne Umsatzsteuer zugrunde gelegt.

Erbringt der Ingenieur Mehrleistungen nach § 62 Abs. 8 HOAI, so wird vereinbart, daf die dort
genannten Kosten zu .......... v.H. zu den anrechenbaren Kosten gehdren.

Folgende Grundlagen im Sinne der 88 63 und 65 HOAI sowie Bewertung der Leistungen werden
vereinbart:

Erhdhung Bewertung der Leistungen
Honorar- bei Um- V. H.
Gebéaude/ zone bauten
Ingenieurbauwerke 8 63 § 66 (5)
HOAI HOAI 3.21]13.221331(3.32| 34 |.......
V. H.
1 2 3 4 5 6 7 8 9

Als Honorarsatz wird der Mindestsatz der Honorartafel nach § 65 HOAI vereinbart zuzugl.

............................................... v.H.der Differenz zum Hoéchstsatz far

Solange die fur die Berechnung des Honorars maRRgebenden Betrage der Kostenfeststellung nicht
feststehen, treten fur die Bemessung der Abschlagszahlungen an deren Stelle der Kostenanschlag
und, solange dieser nicht feststeht, die Kostenschatzung bzw. bei der Verwendung des Muster
1/2 zu Anhang 12 die baufachlich geprifte Kostenberechnung zur HU — Bau —.

Entsprechendes gilt, wenn das Vertragsverhdaltnis vorzeitig endet und die fiur die endgiltige
Berechnung des Honorars maflRgebenden Betrage nicht mehr festgestellt werden.

*)  Nichtzutreffendes ist zu streichen. Soweit der Vertrag mehrere Gebaude mit konstruktiv verschiedenen Tragwerken umfafit, ist fur jedes
Tragwerk die Art der Honorarermittlung anzugeben.
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6.6 Werden Leistungen des Auftragnehmers oder seines Mitarbeiters nach Zeitaufwand berechnet (8
6 HOAI), werden folgende Stundensatze vergutet:

Fir den Auftragnehmer: ... ..o e DM/Stunde
FUr Mitarbeiter .......oouiieiiii e DM/Stunde
| FUr techn. ZeiChner .........cocooiiiiiiiiiiii e DM/Stunde

6.7 Die Umsatzsteuer ist gesondert auszuweisen.
6.8 Die Nebenkosten werden — jeweils pauschal/zum Nachweis*) — erstattet.
Hierin sind auch die Kosten enthalten fiir:

Vervielfaltigen der Unterlagen (auch die nach Abschnitt 3.6); Post- und Fernmeldegebihren;
Reisen des Auftragnehmers und seiner Mitarbeiter®)

6.8.1 fur Leistungnach 3.2 L. DM

6.8.2 fiUr Leistungen nach 3.3 und 3.4 DM
Trennungsentschadigungen
[§ 7 (2) Nr. 5 HOAI]

6.8.3 furdie Leistungen nach 3.3 und 3.4 e, DM

Summe s DM

zuziglich Umsatzsteuer ... DM i DM

Gesamtsumme e DM e DM
87

Haftpflichtversicherung des Auftragnehmers

Die Deckungssummen der Berufshaftpflichtversicherung nach § 10 AVB miissen mindestens betragen:

fur Personenschaden s DM
fur sonstige Schaden DM
§8

Erganzende Vereinbarungen

Auftraggeber Auftragnehmer

Ort / Datum Ort / Datum

*)  Nichtzutreffendes ist zu streichen
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Gebéude/Ingenieurbauwerke

Honorarzone(n)

Honorarermittlung
zum Vertragsmuster

Tragwerksplanung

Erlauterungen:

Das Muster ist dann anzuwenden, wenn das Honorar nach 8 62 Abs. 6-8 HOAI ermittelt wird.

Das Muster ist sowohl fuir Gebaude mit hohem Anteil der Kosten der Griindung und der Tragkonstruktion als auch fiir Ingenieurbauwerke (ohne
Leistungen nach 3.2.1), und zwar fiir Einzelbauwerke (8 66 [1] HOAI), Gruppenbildung (§ 66 [2] HOAI) und Wiederholungen (8 66 [3] und [4]
HOAI), zu verwenden. Fur die Gruppenbildung sind die einzelnen Gebaude/Ingenieurbauwerke auf der Riickseite dieses Musters anzugeben.

1) Eintragung, wenn eine vom Mindestsatz abweichende Regelung vereinbart ist.
2) Soweit eine BaumaflRnahme mehrere Geb&aude/Ingenieurbauwerke umfait, sind die Kosten im Muster 3 anzugeben.

Geschétzte Kosten Kostenanschlag Kostenfeststellung
DM DM
Zeile 1 2 3 4
1 Anrechenbare Kosten (brutto)
2 Jo v.H. Umsatzsteuer
3 = Anrechenbare Kosten (netto)
4 Honorarmindestsatz nach Honorartafel (§ 65 HOAI)
5 Honorarsatz b
6 + Umbauzuschlag (866 HOAI) ................ V.H.
7 = Summe
8 Vergutung fiir Leistungen nach V.H. - N
9 Abschnitt 3.2.1 ~
I\l
10 Abschnitt 3.2.2 e
(]
; o
11 + Wi holl
iederholungen |:| g
12 = Zwischensumme .g
—
13 o v.H. Umsatzsteuer
14
15 Abschnitt 3.3.1 <
™
16 + Abschnitt 3.3.2 K]
a
17 -+ Abschnitt 3.4 b
™
18 + Wiederholungen I\l
L]
19 = Zwischensumme S
c
20 o v.H. Umsatzsteuer %
21 = Summe 3
22 + Summe der Leistungen 3.2 2)
23 -+ Summe der Leistungen 3.3.1- 3.4 2)
24 + Summe der Leistungen 3.5 2)
25 + Summe der Nebenkosten 2)
26 = Gesamtsumme 2)
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Gebaude Honorarzone(n) .
Honorarermlttlung
zum Vertragsmuster
Tragwerksplanung
Erlauterungen:
Das Muster ist dann anzuwenden, wenn das Honorar nach § 62 Abs. 4 HOAI ermittelt wird.
Das Muster ist nur fur Gebéude und zugehdrige bauliche Anlagen, und zwar fir Einzelbauwerke (§ 66 [1] HOAI), Gruppenbildung (§ 66 [2]
HOAI) und Wiederholungen (§ 66 [3] und [4] HOAI), zu verwenden. Fir die Gruppenbildung sind die einzelnen Gebaude hier oder auf der
Rickseite dieses Musters anzugeben. Dieses Muster ist nicht fir Ingenieurbauwerke zu verwenden.
1) Eintragung, wenn eine vom Mindestsatz abweichende Regelung vereinbart ist.
2) Soweit eine Baumalinahme mehrere Bauwerke/Anlagen umfafit, sind die Kosten im Muster 3 anzugeben.
*) Nachweise sind als Anlage formlos zu fiihren
Kostenschétzung Kostenberechnung Kostenanschlag Kostenfeststellung
zur HU-Bau
DM DM DM DM
Zeile 1 2 3 4 5
1 *) | Anrechenbare Kosten (§ 62 [4] HOAI)
55 v.H. der Kosten der Baukonstruktion
und Besonderen Baukonstruktionen
2 *) | 20 v.H. der Kosten der Installationen
und Besonderen Installationen
3 Zwischensumme
4 Joo v.H. Umsatzsteuer
5 Anrechenbare Kosten (§ 52 HOAI)
6 Honorarmindestsatz nach
Honorartafel (§ 65 HOAI)
7 Honorarsatz B
8 *) | + Umbauzuschlag (8§66 HOAI) ................ V.H.
9 = Summe
10 Vergutung fir Leistungen nach V.H. — —
11 Abschnitt 3.2.1 ~
™
12 Abschnitt 3.2.2 c
(]
13 *) | + Wiederholungen §’
2
14 = Zwischensumme 2
—
15 e v.H. Umsatzsteuer
16
17 Abschnitt 3.3.1 <
™
18 + Abschnitt 3.3.2 k%)
o
19 + Abschnitt 3.4 ;
20 + Wiederholungen ™
c
21 = Zwischensumme S
c
22 o V.H. Umsatzsteuer %
]
23 —
24 + Summe der Leistungen 3.2 2)
25 + Summe der Leistungen 3.3.1- 3.4 2)
25 + Summe der Leistungen 3.5 2)
26 + Summe der Nebenkosten 2)
28 = Gesamtsumme 2)

16. Aust.-Lfg. (Februar 1995) 395—396



Zusammenstellung der Honorare
und Nebenkosten
auf der Grundlage der [ Kostenschatzung Honorarermittlung
[ Kostenberechnung zum Vertragsmuster
[ Kostenanschlag Tragwerksplanung
[0 Kostenfeststellung *)
Summe der Leistungen
Bezeichnung des Gebaudes/Ingenieursbauwerks 32 331-34 a5 Gesamtsumme
DM DM DM DM
1 2 3 4 5
Summe der Honorare
Summe der Nebenkosten
Gesamtsumme
*) Zutreffendes bitte ankreuzen
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Anhang 12/1 — BMBau 1993 —

Vertragsmuster — Prufung der Tragwerksplanung
Zwischen der
Bundesrepublik Deutschland

vertreten durch

vertreten durch

(o 1T @] o T=Ta 1 F=Ta Vo [ =1 4o T o S

.......................... ( StraBe)(Ort)
diese vertreten durch

............................................................... (Bauamt)

.......................... ( StraBe)(Ort)

— nachstehend Auftraggeber genannt—

und dem/den

vertreten durch

—nachstehend Auftragnehmer genannt—

wird folgender Vertrag geschlossen:
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81
Gegenstand des Vertrages
1.1 Gegenstand dieses Vertrages sind Leistungen fir die BaumaRnahme

(genaue Bezeichnung der BaumaRRnahme)
und zwar fur folgende

1.1.1 Gebaude und zugehdrige bauliche Anlagen

1.1.2 Ingenieurbauwerke

§2
Grundlagen des Vertrages

2.1 Die Allgemeinen Vertragsbestimmungen — AVB — (siehe Anlage), jedoch ohne Abschnitt 7.2,
erster Absatz, sind Bestandteil dieses Vertrages.

2.2 Der Auftragnehmer hat seinen Leistungen zugrunde zu legen

2.4 Die BaumaRnahme unterliegt

den Bestimmungen Uber die bauaufsichtliche Behandlung von Baumalnahmen des Bundes/des
= o [T PP PP PPPUP

dem Baugenehmigungsverfahren*)
83
Leistungen des Auftragnehmers

3.1 Der Auftragnehmer fihrt seine Leistungen auf der Grundlage der ihm vom Auftraggeber zur
Verfiigung zu stellenden Unterlagen aus.

Der Auftraggeber tUbertragt dem Auftragnehmer folgende Leistungen:*)

3.1.1 Priufung der Tragwerksplanung in .......... facher Ausfertigung. Die Prifung hat sich auf
alle tragenden Teile des Geb&udes/Ingenieurbauwerks und der zugehorigen baulichen
Anlagen zu erstrecken. Auer dem Ergebnis der Zahlenrechnung muf3 gepriift werden, ob
die Voraussetzungen und Annahmen der statischen Berechnungen zutreffen, ob alle
Krafte vollstandig erfat sind, ihre Fortleitung bis in den Baugrund verfolgt, die Stabilitat
als Ganzes gesichert und die zuldssige Bodenpressung nicht Uberschritten ist. Liegt ein
Baugrundgutachten vor, so ist zu priifen, ob die Feststellung lber die Tragfahigkeit des
Baugrundes angemessen beriicksichtigt worden ist. Uber das Ergebnis der Priifung ist ein
Prifberichtin .......... facher Ausfertigung vorzulegen.

3.1.2 Priufung der Ausfihrungszeichnungen fir das Tragwerk in .......... facher Ausfertigung. Die
Priifung hat sich auf Ubereinstimmung mit der statischen Berechnung und auf konstruktiv
richtige Ausbildung zu erstrecken, auf die Mafe jedoch nur, soweit statisch konstruktive
Belange beriihrt werden. Uber das Ergebnis der Priifung ist ein Priifoericht in .......... facher
Ausfertigung vorzulegen.

3.1.3 Uberwachung der Ausfiihrung in  konstruktiver Hinsicht entsprechend den
bauaufsichtlichen Bestimmungen.

Die Ausfihrung der Konstruktion ist auf Ubereinstimmung mit den gepriften
Ausfiuhrungszeichnungen nach 3.1.2 zu Uberwachen. Der Auftragnehmer muf3 sich
weiterhin durch Stichproben von der Tauglichkeit der fir die Konstruktionen verwandten
Materialien, Herstellungsarten, Schalungs- und Lehrgeriiste, Baustelleneinrichtungen usw.
Uberzeugen.

Das Ergebnis der Uberwachung ist schriftlich festzuhalten und dem Auftraggeber
in ... facher Ausfertigung vorzulegen.

*)  Nichtzutreffendes ist zu streichen
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4.1

51

5.2

5.3

5.4

84
Termine und Fristen

Fir die Leistungen nach § 3 gelten folgende Termine bzw. Fristen:

e PP
e PP
Nt R ST PP PP PRUPRUPINE
e PP
§5
Vergutung

Der Honorarermittlung werden die anrechenbaren Kosten nach
8§ 62 Abs. 4 und 8 HOAI in Verbindung mit Abs. 2 Nr. 1 b*)

8 62 Abs. 6 — 8 HOAI in Verbindung mit Abs. 2 Nr. 2*)

ohne Umsatzsteuer zugrunde gelegt.

Folgende Grundlagen im Sinne der 88 63 und 65 HOAI sowie Bewertung der Leistungen werden
vereinbart:

Erhéhun Bewertung der Leistungen
Gebéaude/ Honorar- g v. H.
Ingenieurbauwerke zone bei Um-
bauten
8§ 63 8 66 (5)
HOAI HOAI 3.1.1 3.1.2 3.1.3
V. H.
1 2 3 4 5 6

Als Honorarsatz wird der Mindestsatz der Honorartafel nach § 65 HOAI vereinbart zuzugl.

.............................................. v. H.der Differenz zum Hoéchstsatz fur

Solange die fur die Berechnung des Honorars maRRgebenden Betrdge der Kostenfeststellung nicht
feststehen, treten fur die Bemessung der Abschlagszahlungen an deren Stelle der Kostenanschlag
und, solange dieser nicht feststeht, die Kostenschatzung bzw. bei der Verwendung des Muster
2/2 zu Anhang 12 die baufachlich geprifte Kostenberechnung zur HU — Bau —.

Entsprechendes gilt, wenn das Vertragsverhéaltnis vorzeitig endet und die fiur die endgiltige
Berechnung des Honorars maRRgebenden Betrage nicht mehr festgestellt werden.

Bis zur endgiiltigen Kostenfeststellung werden die der Honorarermittlung zugrunde zu legenden
anrechenbaren Kosten zwischen Auftragnehmer und Auftraggeber abgestimmt. Hierbei sind die
Muster zur Honorarberechnung (Muster 2/1-2/3 zu Anhang 12/1 RBBau) zu verwenden.

*)  Nichtzutreffendes ist zu streichen. Soweit der Vertrag mehrere Gebaude mit konstruktiv verschiedenen Tragwerken umfafit, ist fir
jedes Tragwerk die Art der Honorarermittlung anzugeben.
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5.5 Werden Leistungen des Auftragnehmers oder seines Mitarbeiters nach Zeitaufwand berechnet

5.6
5.7

6.1

(8 6 HOAI), werden folgende Stundensatze vergiitet:

Fir den Auftragnehmer: ........coooiiiiiiiiiiii e, DM/Stunde
FUr Mitarbeiter .........ooouiiiiiiii e s DM/Stunde
Fur techn. Zeichner ............ccooiiiiiiiiii s DM/Stunde

Die Umsatzsteuer ist gesondert auszuweisen.

Die Nebenkosten werden - jeweils pauschal/zum Nachweis*) — erstattet.

Hierin sind auch die Kosten enthalten fir:

Vervielféltigen der Unterlagen, Post- und Fernmeldegebihren; Reisen des Auftragnehmers und

seiner Mitarbeiter

5.7.1 fur die Leistung nach 3.1.1
5.7.2 fur die Leistung nach 3.1.2
5.7.3 fir die Leistung nach 3.1.3
Summe

zuziglich Umsatzsteuer

Gesamtsumme

86

Haftpflichtversicherung des Auftragnehmers

Die Deckungssummen der Berufshaftpflichtversicherung nach § 10 AVB miissen mindestens

betragen:

far Personenschaden .

fur sonstige Schaden .

87

Erganzende Vereinbarungen

Auftraggeber Auftragnehmer

Ort / Datum Ort / Datum

*)  Nichtzutreffendes ist zu streichen
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Gebéude/Ingenieurbauwerke

Honorarzone(n)

Honorarermittlung
zum Vertragsmuster

Prufung der
Tragwerksplanung

Erlauterungen:

Das Muster ist dann anzuwenden, wenn das Honorar nach 8 62 Abs. 6-8 HOAI ermittelt wird.

Das Muster ist sowohl fuir Gebaude mit hohem Anteil der Kosten der Griindung und der Tragkonstruktion als auch fiir Ingenieurbauwerke (ohne
Leistungen nach 3.2.1), und zwar fiir Einzelbauwerke (§ 66 [1] HOAI), Gruppenbildung (§ 66 [2] HOAI) und Wiederholungen (§ 66 [3] und [4]

HOAI), zu verwenden.

Fir die Gruppenbildung sind die einzelnen Gebaude/Ingenieurbauwerke auf der Riickseite dieses Musters anzugeben.
1) Eintragung, wenn eine vom Mindestsatz abweichende Regelung vereinbart ist.
2) Soweit eine BaumaflRnahme mehrere Gebaude/Ingenieurbauwerke umfait, sind die Kosten im Muster 3 anzugeben.

*) Nachweise sind als Anlage formlos zu fiihren.

Geschétzte Kosten Kostenanschlag Kostenfeststellung
DM DM
Zeile 1 2 3 4
1 Anrechenbare Kosten (brutto)
2 Jo v.H. Umsatzsteuer
3 = Anrechenbare Kosten (netto)
4 Honorarmindestsatz nach Honorartafel (§ 65 HOAI)
5 Honorarsatz b
6 + Umbauzuschlag (866 HOAI) ................ V.H.
7 = Summe
8 Vergutung fiir Leistungen nach V.H. N _ R
9 Abschnitt 3.1.1 :
10 ~+ Wiederholungen [ %
11 = Zwischensumme 3
12 o v.H. Umsatzsteuer §
13
14 Abschnitt 3.1.2 :
15 + Abschnitt 3.1.3 2
16 -+ Wiederholungen ,—l 3
17 = Zwischensumme E
18 o v.H. Umsatzsteuer g
19 = Summe 3
20 + Summe der Leistungen 3.1.1 2)
21 + Summe der Leistungen 3.1.2 - 3.1.3 2)
22 -+ Summe der Nebenkosten 2)
23 = Gesamtsumme 2)
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Gebaude Honorarzone(n) .
Honorarermlttlung
zum Vertragsmuster
Prufung der
Tragwerksplanung
Erlauterungen:
Das Muster ist dann anzuwenden, wenn das Honorar nach § 62 Abs. 4 HOAI ermittelt wird.
Das Muster ist nur fiir Gebaude und zugehdrige bauliche Anlagen, und zwar fur Einzelbauwerke (§ 66 [1] HOALI), Gruppenbildung (§ 66 [2] HOAI)
und Wiederholungen (§ 66 [3] und [4] HOAI), zu verwenden. Fur die Gruppenbildung sind die einzelnen Gebéaude hier oder auf der Riickseite
dieses Musters anzugeben. Dieses Muster ist nicht fir Ingenieurbauwerke zu verwenden.
1) Eintragung, wenn eine vom Mindestsatz abweichende Regelung vereinbart ist.
2) Soweit eine BaumaRnahme mehrere Bauwerke/Anlagen umfaft, sind die Kosten im Muster 3 anzugeben.
*) Nachweise sind als Anlage formlos zu fiihren
Kostenschatzung Kostenberechnung Kostenanschlag Kostenfeststellung
zur HU-Bau
DM DM DM DM
Zeile 1 2 3 4 5
1 *) | Anrechenbare Kosten (§ 62 [4] HOAI)
55 v.H. der Kosten der Baukonstruktion
und Besonderen Baukonstruktionen
2 *) | 20 v.H. der Kosten der Installationen
und Besonderen Installationen
3 Zwischensumme
4 Joo v.H. Umsatzsteuer
5 Anrechenbare Kosten
6 Honorarmindestsatz nach
Honorartafel (§ 65 HOAI)
7 Honorarsatz B
8 *) | + Umbauzuschlag (8§66 HOAI) ............... V.H.
9 = Summe
10 Vergutung fir Leistungen nach V.H. — —_— —_— _—
11 Abschnitt 3.1.1 a
)
12 *) | + Wiederholungen : S
j=2)
13 = Zwischensumme §
k2
14 +... ... V.H. Umsatzsteuer 3
15 = Summe
W
16 Abschnitt 3.1.2 -
[
17 + Abschnitt 3.1.3 B
=1
18 + Wiederholungen ‘_\"
19 = Zwischensumme 2
[
20 o v.H. Umsatzsteuer g’
@
21 @
—
22 + Summe der Leistungen 3.1.1 2)
23 + Summe der Leistungen 3.1.2 - 3.1.3 2)
24 -+ Summe der Nebenkosten 2)
25 = Gesamtsumme 2)
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Zusammenstellung der Honorare
und Nebenkosten
auf der Grundlage der [0 Kostenschéatzung Honorarermittiung
O Kostenberechnung zum Vertragsmuster
[0 Kostenanschlag Tragwerksplanung
[0 Kostenfeststellung *)
Summe der Leistungen
Bezeichnung des Gebaudes/Ingenieursbauwerks 32 331-34 35 Gesamtsumme
DM DM DM DM
1 2 3 4 5
Summe der Honorare
Summe der Nebenkosten
Gesamtsumme
*) Zutreffendes bitte ankreuzen
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Anhang 13
(Abschnitt K 12 RBBau)

Vertragsmuster — Freianlagen

Hinweise zum Vertragsmuster — Freianlagen —

0 Anwendungsbereich Das Vertragsmuster — Freianlagen — ist im allgemeinen fur planerisch gestaltete Freiflachen
und Freirdume sowie entsprechend gestaltete Anlagen in Verbindung mit Bauwerken anzu-
wenden.

1 VertragsabschluBl Allgemein dirfen Kostenverpflichtungen fiir Planungen nur insoweit eingegangen werden,

1.1 Allgemeines, wie dies zur Aufstellung der Haushaltsunterlage — Bau — nach Abschnitt F 2 RBBau
Vertrags- notwendig ist. Wenn dazu ein freiberuflich Tatiger hinzugezogen werden soll, ist mit ihm ein
bestimmungen Vertrag unter Beachtung von K 12 RBBau abzuschlieRen. Dabei ist das Vertragsmuster —

Freianlagen — zu verwenden. Den freiberuflich Tatigen ist mit dem Vertragsentwurf eine
Ausfertigung der Allgemeinen Vertragsbestimmungen AVB zuzuleiten. Die AVB dirfen nicht
geéndert werden.

Zur Beurteilung der 6kologischen Grundlagen des Standortes, wegen der optimalen Gelande-
gestaltung der Oberbodenbewirtschaftung und der Beurteilung des erhaltbaren Pflanzen-
bestandes ist der Garten- und Landschaftsarchitekt rechtzeitig zu beteiligen.

1.2 Leistungen fir die Im Vertrag sind alle Leistungen aufzufiihren, deren Ubertragung an den freiberuflich Tétigen
Haushaltsunterlage vorgesehen ist. Dem freiberuflich Tatigen diurfen aber zunachst nur die Leistungen nach 3.2
— Bau — des Vertragsmusters Ubertragen werden. Dies wird auch durch 3.1 klargestellt. Die weiteren
und Ubertragung Leistungen werden — je nach Bedarf einzeln oder zusammengefaRt — durch ein Schreiben
weiterer Ubertragen, in dem auch das im Vertrag bereits festgelegte Honorar zu erwahnen ist. Als
Leistungen Frist, in der weitere Leistungen Ubertragen werden, sollen in der Regel in 3.1 Abs. 4 36"
(3.2 bis 3.6) Monate eingesetzt werden.

Werden ausnahmsweise die Leistungen nach § 15 Abs. 2 Nummer 1 (Grundlagenermittlung)
nicht von der Bauverwaltung erbracht, so kénnen diese Leistungen dem Auftragnehmer mit 3
v.H. zusatzlich in Auftrag gegeben werden. In diesem Fall ist in § 3 des Vertrages ein
weiterer Abschnitt mit fortlaufender Numerierung einzufiigen.

Bestandspléne, Wartungs- und Pflegeanweisungen sowie Uberwachen der
Entwicklungspflege sind erst dann in Auftrag zu geben, wenn Art und Umfang dieser
Leistungen festgelegt werden kénnen. In das Schreiben zur Ubertragung der Leistung nach
3.6 ist auch das vereinbarte Honorar mit aufzunehmen.

Der freiberuflich Tatige, dem Leistungen nach 3.2 Ubertragen worden sind, soll in der Regel
auch mit weiteren Leistungen beauftragt werden. Wenn die Nutzung der Planung nach
Abschn. F 2 RBBau ohne weitere Einschaltung des freiberuflich Tatigen notwendig wird,
bedarf es dazu der Zustimmung der Technischen Aufsichtsbehérde in der Mittelinstanz.

Soweit dem Auftragnehmer die Leistungen nach 3.3 innerhalb von 24 Monaten Ubertragen
werden, wird der letzte Absatz in 3.1 gegenstandslos.

Die Uberwachung von Wartungs- und Pflegeleistungen (Entwicklungspflege) ist — soweit er-
forderlich — in 3.7.3 des Vertrages aufzunehmen.

2 Vergutung Bei Vertragsabschlu sind die Honorarermittlung die geschatzten Kosten zugrunde zu legen.
2.1 Allgemeines Dies konnen, soweit ermittelt, die Programmkosten sein. Im Vordruck fiir die Honorarermitt-
(Muster 1 zu lung (Muster 1 zu Anhang 13 RBBau) sind diese einzutragen. Das endgultige Honorar fir die

Anhang 13) Leistungen nach 3.2 ist aus der baufachlich gepriften Kostenberechnung zur Haushaltsunter-

lage — Bau — zu ermitteln. Nachtrage nach der baufachlichen Prifung sind nicht Bestandteil
der Kostenberechnung und damit nicht Grundlage fir die Honorarermittlung fiir Leistungen,
die fur die Haushaltsunterlage — Bau — erforderlich sind.

Werden Anderungen erforderlich, die zu Mehrarbeiten des freiberuflich Tétigen bei den
Leistungen nach 3.2 fuhren, ist Uber deren angemessene Honorierung eine zusatzliche
Vereinbarung zu treffen. Insoweit kdnnen entweder die &nderungsbedingten Mehrkosten der
baufachlich gepriften Kostenberechnung zur Haushaltsunterlage — Bau — hinzugeschlagen
oder die Mehrleistungen — pauschal oder nach Zeitaufwand — honoriert werden.

Die Honorarermittlung nach 3.3 bis 3.5 ist entsprechend dem Stand der Bearbeitung fortzu-
schreiben (Kostenanschlag und Kostenfeststellung). Der Auftragnehmer ist uber die
Fortschreibung zu unterrichten.

2.2 Ermittlung der Die Ermittlung der Vergiitung richtet sich nach § 4 HOAI.
Vergutung . . R .
Die Honorarzone ist geméaR 88 13 und 14 HOAI in 6.1.3 festzulegen.
Wenn an die zu ubertragenden Aufgaben die dem Schwierigkeitsgrad der Honorarzone ent-
sprechenden Mindestanforderungen gestellt werden, ist der Mindestsatz zu vereinbaren und
Abschnitt 6.1.5 im Vertrag zu streichen.
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2.3

2.4

2.5

2.6

Bewertung der
Leistungen
(6.1.4)

Anwendung der DV

Kostenfeststellung/
Anrechenbare
Kosten

(6.2)

Verlangerte
Objektiiberwachung

16. Aust.-Lfg. (Februar 1995)

Der Mindestsatz ist zu Uberschreiten, wenn darliber hinaus Anforderungen gestellt werden,
die den Bearbeitungsaufwand erh6éhen und die nicht schon in anderer Weise vergiitet werden
(z. B. als Besondere Leistungen). Dann ist ein entsprechend hdherer Honorarsatz zu verein-
baren.

Als solche Anforderungen kommen u. a. in Betracht:

— Beteiligung und Koordinierung einer Vielzahl von Nutzern,
— auBBergewdhnlich kurze Planungs- und Bauzeiten,

— verbindliche Festtermine und Fristen,

— Planung und Durchfiihrung bei laufendem Betrieb,

— Beriicksichtigung von Forderungen des Denkmalschutzes und der Integration erhaltens-
werter Substanz,

— Anwendung neuer Herstellungsverfahren,

— erhdhte Anforderungen des Landschafts- und Naturschutzes,

— Beriicksichtigung besonders schwieriger Bodenverhaltnisse durch Altlasten/Deponien,
— erhohte gestalterische Anforderungen.

Dazu ist in 6.1.5 festzulegen, um welchen Prozentsatz der Differenz zwischen Hoéchst- und
Mindestsatz der Honorartafel gem. 8§ 17 HOAI das Honorar erhdht wird. Die Grunde fur die
Honorarvereinbarung sind schriftlich festzuhalten.

Die im 8 3 des Vertragsmusters aufgefiihrten Leistungen sind unter Beriicksichtigung der
Leistungen des Auftraggebers in der Regel wie folgt zu bewerten:

Leistungen fir die Haushaltsunterlage — Bau — 30 v.H.
—3.2—

Soweit zur Erzielung der Kostensicherheit zeichnerische Darstellungen von Einzelheiten des
Objekts in Form von Ausfiihrungszeichnungen benétigt werden, kénnen diese bereits in einer
anteiligen Hohe bis zu 5 v.H. mit 3.2 beauftragt werden.

Ausarbeiten der Ausfuhrungszeichnungen 24 v.H.
Ermitteln der Mengen und Aufstellen der Leistungsbeschreibung

mit Leistungsverzeichnissen 7 v.H.
—34.1—

Prifen und Werten der Angebote 2 v.H.
—3.4.2—

Objekt-(Bau-)uiberwachung 27 v.H.

Falls der Auftraggeber selbst oder freiberuflich Tatige dartiber hinaus Teile der unter 3.2 bis
3.5 des Vertragsmusters genannten Leistungen erbringen, ist das bei der Bewertung der
Leistungen zu beriicksichtigen.

Wiinscht der Auftraggeber in Zwischenstadien der Ausschreibung, Vergabe oder Abrechnung
die jeweils aktuellen Daten fir seine Zwecke, werden diese vom Auftragnehmer maschinen-
lesbar nach den Regelungen des ,,Gemeinsamen Ausschusses Elektronik im Bauwesen —
GAEB —" auf Datentrdgern zur Verfigung gestellt (Grundlage sind die Regelungen zum
Datenaustausch — Leistungsverzeichnis des GAEB vom Juni 1990). Eine entsprechende
Vereinbarung ist in den Vertrag aufzunehmen.

Die anrechenbaren Kosten des Objekts sind nach 8 10 HOAI — insbesondere unter
Beachtung von Abs. 6 — zu ermitteln und in einer Anlage zum Vertrag nachzuweisen.

Verzogert sich die Bauzeit durch Umsténde, die der Auftragnehmer nicht zu vertreten hat,
wesentlich, so kann fir die Mehraufwendungen eine zusétzliche Vergltung vereinbart
werden. Eine Uberschreitung bis zu 20 v.H. der festgelegten Ausfiihrungszeit, maximal
jedoch 6 Monate, ist durch das Honorar abgegolten.

Fiur den daran anschlieBenden Zeitraum soll der Auftragnehmer fiir die nachweislich
gegeniiber den Grundleistungen entstandenen Mehraufwendungen eine zusatzliche
Vergutung bis zum Hoéchstbetrag der Vergiitung je Monat erhalten, die er als Anteil der
Vergitung fir die Objektiiberwachung je Monat der vereinbarten Ausfilhrungszeit erhalten
hat.



2.7 Nebenkosten
(6.7)

2.8 Leistungen
des Auftraggebers

3 Objekt-(Bau-)
Uberwachung

3.1 Fachausbildung
(3.5.9)

3.2 Fertigstellungs-
pflege
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Anhang 13

Die Vergutung von Nebenkosten (§ 7 HOAI) erfolgt auf Einzelnachweis, sofern nicht bei Auf-
tragserteilung eine pauschale Abrechnung vereinbart worden ist. Die Vereinbarung einer
Pauschale ist anzustreben, die ihr zugrunde gelegten Einzelansatze sind in einem Neben-
vermerk festzuhalten.

Fir die Vergutung der Reisekosten des freiberuflich Tatigen und seiner Mitarbeiter sind zu be-
achten:

1 Die notwendige Anzahl der Reisen des freiberuflich Tatigen und seiner Mitarbeiter setzt
das Bauamt auf Vorschlag des Auftragnehmers fest.

Hierbei ist zu beachten, dal} die Reisen des freiberuflich Tatigen so ausreichend bemessen
werden, daR er die Objektiiberwachung ordnungsgeman erfiillen kann.

2 Fahrtkosten (auch Tage- und Ubernachtungsgelder) fiir Reisen, die tiber den Umkreis von
mehr als 15 km vom Geschéftssitz des freiberuflich Tatigen hinausgehen, dirfen nicht
hoher berechnet werden, als es das Bundesreisekostengesetz — BRKG — vom 13. No-
vember 1973 und die dazu herausgegebenen Erganzungen in sinngemafler Anwendung
vorsehen. In Erganzung zu 8 6 BRKG ist fir Wegstrecken, die der freiberuflich Tatige im
eigenen Pkw zuriicklegt, von einer Vergitung von 0,52 DM je km auszugehen.

Fir Trennungsentschadigungen und Kosten fiir Familienheimfahrten der Mitarbeiter des frei-
beruflich Tatigen ist keine Pauschale zu vereinbaren. Die Kosten dirfen nicht hoher erstattet
werden, als es der jeweils gliltige Tarifvertrag fur das Baugewerbe mit den dazu vereinbarten
Satzen fir technische und kaufmannische Angestellte vorsieht.

Bei der Erstattung von Nebenkosten ist Anhang 20/7 RBBau zu beachten.

Zu den Leistungen des Auftraggebers gehoren im allgemeinen:

— Grundlagenermittlung gemaR § 15 Abs. 2 Nummer 1; Ubergabe der Ergebnisse,
— Aufstellen der baufachlichen Gutachten tber das Baugrundstick,

— Einholen der einverstandniserklarung der nutzenden Verwaltung,

— Einholen der bauordnungsrechtlichen und sonst erforderlichen Genehmigungen oder Zu-
stimmungen,

— Vergabe

Zusammenstellen bei Unterlagen, Ausfillen der Einheitlichen Verdingungsmuster, Fest-
legen der Vergabeart, Auswahl der aufzufordernden Unternehmen, Einholen der
Angebote, Verdingungsverhandlungen, Verhandeln mit den Bietern, Abfassen der
Vertrage und Auftragserteilung,

— sachliche Feststellung und Kassenreifmachen der vom Auftragnehmer gepriften und be-
scheinigten Kostenrechnungen,

— Antrag auf behdrdliche Abnahme und Teilnahme daran,
— die haushaltsrechtliche Kostenkontrolle,

— Fuhren der Haushaltsiiberwachungslisten, der Bauausgabebicher, der Kostenzusammen-
stellungen und Abschlagszahlungsbiicher,

— Auflisten der Gewahrleistungsfristen.

Die Dauer der Objektiiberwachung ist spatestens mit Beginn der Bauausfiihrung festzulegen.

In Ausnahmefillen sind auch Beauftragte des freiberuflich Tatigen fir das Uberwachen der
Bauausfuhrung zuzulassen, die zwar nicht eine Ausbildung an technischen Hochschulen und
Universitaten oder Fachhochschulen besitzen, die jedoch eine gleichwertige Qualifikation
prifbar nachweisen kénnen.

Die Fertigstellungspflege nach DIN 18 035 Teil 4, DIN 18 916, DIN 18 917 und DIN 18 918
ist Teil der Bauleistung. Ihre Uberwachung gehért zu den Grundleistungen der Leistungsphase
8 des § 15 (2) HOAI und ist nicht mit der in 3.7.3 des Vertrages aufgefiihrten Uberwachung
der Entwicklungspflege zu verwechseln.

Bei Gehdlzpflanzungen ist die Dauer der Fertigstellungspflege so zu waéhlen, dal} das
Anwuchsergebnis nach DIN 18 916 feststellbar ist (Pflanzen missen ausgetrieben haben
bzw. voll im Saft stehen). Sie betragt in der Regel eine Vegetationsperiode.
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4 Entwicklungspflege

5 Wartungs- und
Pflegeanweisungen
(3.7.2)

6 Haftpflicht-
versicherung

7 Erklarung

16. Aust.-Lfg. (Februar 1995)

Im Anschlul an die Fertigstellungspflege ist bei Gehélzpflanzung i.d.R. eine Entwicklungs-
pflege nach DIN 18 919 erforderlich. Sie kann fir einen Zeitraum bis zu 2 Jahren vereinbart
werden. Ihre Uberwachung ist in 3.7.3 des Vertrages zu regeln. Hierzu ist ein gesonderter
Vertrag abzuschlieBen. Die Ausgaben fir Entwicklungspflege sind aus dem
Bauunterhaltungstitel zu bestreiten.

Wenn dem freiberuflich Tatigen das Erstellen von Pflegeanweisungen ibertragen wird, ist in
den Vertrag aufzunehmen:

Die Grundlagen einer moglichst wirtschaftlichen Pflege sind aufzuzeigen. Es sind Angaben
Uber Art und GroéRBe von Pflegegeraten und Maschinen sowie den zu erwartenden
Personalaufwand zu machen. Insbesondere werden Angaben (ber langerfristige
PflegemaRnahmen fiir Vegetationsflachen verlangt (z. B. Zeitpunkt und Haufigkeit
notwendiger Umpflanzungen von Stauden, Rodungen oder auf den Stock-Setzen von
sogenannten dienenden Holzarten u. &.).

Bei Abschlul? der Berufshaftpflichtversicherung ist Anhang 4 RBBau zu beachten.

Vor Auftragserteilung hat der Architekt/Ingenieur folgende Erklarung abzugeben:

Ich/Wir erklare(n), daR ich/wir meinen/unseren gesetzlichen Verpflichtungen zur Zahlung der
Steuern und Sozialabgaben nachgekommen bin/sind.



Anhang 13 — BMBau 1993 —

Vertragsmuster — Freianlagen

Zwischen der

vertreten durch

vertreten durch

diese vertreten durch

und dem/den

vertreten durch

Bundesrepublik Deutschland

die ODErfiNANZAINEKEION ... ...t ettt e et e e e e e s e e aeae aanes
"""""""""""""" (swage) T oy
............................................................... (Bauamt)
.......................... ( StraBe)(Ort)

—nachstehend Auftraggeber genannt—

—nachstehend Auftragnehmer genannt—

wird folgender Vertrag geschlossen:

16. Aust.-Lfg. (Februar 1995)
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1.1

2.1

2.2

2.3

2.4

3.1

81
Gegenstand des Vertrages

Gegenstand dieses Vertrages sind Leistungen fiir die BaumaBnahme .............coooiiiiiiiiiiine e,

(genaue Bezeichnung der BaumaRnahme)
§2
Grundlagen des Vertrages

Die Allgemeinen Vertragsbestimmungen — AVB — Anhang 19 RBBau sind Bestandteil dieses
Vertrages.

Der Auftragnehmer hat seinen Leistungen zugrunde zu legen bzw. folgende Aufgaben zu erfillen:
2.2.1 Fur das Aufstellen der Haushaltsunterlage — Bau — (3.2):

Den genehmigten Bauantrag (E 2 RBBau)

LY 1 1 PPN mit Ergdnzungen
LYo ] 1 4 PP (Anlage ............. )
(DT R I To =Y o] F= T g I o] o o PP ,

in dem die vom Auftragnehmer zu bearbeitenden Flachen gekennzeichnet sind.

Folgende Forderungen und Anregungen des Auftraggebers:

2.2.2 Fur die weitere Bearbeitung (3.3 — 3.5):
die genehmigte Haushaltsunterlage — Bau —

Abweichungen davon bedirfen der vorherigen schriftlichen Zustimmung des Auftraggebers.

Der Auftragnehmer hat tiber 8 1 AVB hinaus folgende technische und sonstige Vorschriften zu
beachten:

Die Baumalnahme unterliegt den Bestimmungen Uber die bauaufsichtliche Behandlung von
BaumaRnahmen des Bundes/des Landes ..........cc.coiiuiiiiiiiiiiiit e e
dem Baugenehmigungsverfahren*)

83
Leistungen des Auftragnehmers

Der Auftragnehmer fihrt seine Leistungen auf der Grundlage der ihm vom Auftraggeber zur Ver-
figung zu stellenden Unterlagen aus.

Der Auftraggeber Ubertragt dem Auftragnehmer die Leistungen nach 3.2.

Er beabsichtigt, dem Auftragnehmer bei Fortsetzung der Planung und Durchfiihrung der Baumaf3-
nahme weitere Leistungen nach 3.3 bis 3.7 — einzeln oder im ganzen — zu Ubertragen. Die
Ubertragung erfolgt durch schriftliche Mitteilung.

Der Auftragnehmer ist verpflichtet, diese weiteren Leistungen zu erbringen, wenn ihm vom Auf-
traggeber innerhalb von .......... Monaten nach Fertigstellung der Leistungen nach 3.2 zumindest
die Leistungen nach 3.3 Ubertragen werden.

*)  Nichtzutreffendes ist zu streichen

16. Aust.-Lfg. (Februar 1995)
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Der Auftraggeber behélt sich vor, die Ubertragung weiterer Leistungen auf einzelne Abschnitte
der Baumafinahmen zu beschrénken.

Ein Rechtsanspruch auf Ubertragung der Leistungen nach 3.3 bis 3.6 besteht nicht.

Aus der stufenweisen Beauftragung kann der Auftragnehmer keine Erhéhung seines Honorars ab-
leiten.

Aus der stufenweisen Beauftragung kann der Auftragnehmer nur dann eine Erhéhung seines
Honorars ableiten, wenn und soweit § 21 HOAI dies zulaft.

Wenn dem Auftragnehmer die Leistungen nach 3.3 nicht innerhalb von 24 Monaten nach Fertig-
stellung der Leistung nach 3.2 Ubertragen werden, kann der Auftragnehmer den Vertrag aus
wichtigen Griinden kiindigen, ohne dal3 dem Auftraggeber wegen der Kindigung ein Schadens-
ersatzanspruch zusteht. Die Kindigung kann nur innerhalb einer Frist von zwei Wochen nach
Ubertragung der Leistung nach 3.3 ausgesprochen werden. Anspriiche der Vertragsparteien aus
den 88 4 bis 6 AVB bleiben unberiihrt.

Umfang der Leistungen:

3.2

3.3

3.4

Beitrag zur Haushaltsunterlage — Bau —

Erarbeiten der Beitrage der Haushaltsunterlagen — Bau — nach F 2.4 RBBau — einschlieRlich aller
fur die bauaufsichtliche Behandlung erforderlichen Unterlagen und Angaben.

3.2.1 Das sind die Grundleistungen der Leistungsphasen 2, 3 und 4 des 8§ 15 HOAI ohne
Einreichen der vom Auftragnehmer erarbeiteten Vorlagen zur Beantragung und Einholung
der bauordnungsrechtlichen und sonstigen Genehmigungen und Zustimmungen, sowie
ohne notwendige Verhandlungen mit Behorden.

Der Auftragnehmer hat diejenigen Plane vorzulegen, die zur Erfullung der Forderungen zu
F 2.4.1 RBBau erforderlich sind, dies sind insbesondere:

Plane

........................................................................... M=1: e,
........................................................................... M=1: e
........................................................................... M=1: e

In den Planen sind die Planungsdaten zur Kostenberechnung nachzuweisen.
Erlauterungsbericht nach Muster 7 — F2.4.2 RBBau —
Kostenberechnung nach Muster 6 — F 2.4.3 RBBau —

3.2.2 Des weiteren kénnen Teile der Grundleistungen der Leistungsphase 5 des § 15 HOAI in
der Form der nachfolgend beschriebenen Darstellungen von Einzelheiten des Objekts als
Ausfiihrungszeichnungen beauftragt werden:

D =TT oo PPN M=1: ...
Ausarbeiten von Ausfuhrungsunterlagen nach Abschnitt F 3 RBBau
Ausarbeiten der Ausfiihrungszeichnungen nach Abschnitt F 3.1.2 RBBau

Das sind die Grundleistungen der Leistungsphase 5 des 8§ 15 HOAI, soweit sie nicht bereits nach
Abs. 3.2.2 beauftragt sind.

Der Auftragnehmer hat vorzulegen:

Ausfiihrungszeichnungen

...................................................................................... M=1: .
...................................................................................... M=1: .
...................................................................................... M=1: .
...................................................................................... M=1: .

Leistungen fir die Vergabe
3.41/34.2

Das sind die Grundleistungen der Leistungsphase 6 und 7 des § 15 HOAI ohne
—  Zusammenstellen der Verdingungsunterlagen fiir alle Leistungsbereiche
—  Einholen von Angeboten

— Verhandlungen mit den Bietern

—  Mitwirkung bei der Auftragserteilung

Das Aufstellen der Leistungsbeschreibung mit Leistungsverzeichnissen hat unter Verwendung des
StLB/StLK*) zu erfolgen.

*)  Nichtzutreffendes ist zu streichen
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3.5 Objekt-(Bau-)iiberwachung

3.5.1 Das sind die Grundleistungen der Leistungsphase 8 8§ 15 HOAI ohne
—  Kostenfeststellung nach DIN 276 oder nach dem wohnungsrechtlichen Berechnungsrecht
—  Antrag auf behdérdliche Abnahmen und Beteiligung daran
—  Auflisten der Wahrleistungsfristen
—  Uberwachen der Beseitigung der bei der Abnahme der Bauleistungen festgestellten Mangel

3.5.2 Bei der Behandlung der Rechnungsunterlagen ist Abschnitt J der RBBau zu beachten.
Mengenberechnungen, Abrechnungszeichnungen und Kostenrechnungen sind in fach technischer
und rechnerischer Hinsicht unverziglich und vollstandig zu prifen. Zum Zeichen der Priifung hat
der Auftragnehmer die gepriiften Angaben durch Abhaken kenntlich zu machen; Anderungen und
Erganzungen sind entsprechend zu kennzeichnen. Ein Unterstreichen von Texten ist nicht
erforderlich.

Die Mengenberechnungen und Abrechnungszeichnungen sind mit folgender Bescheinigung zu
versehen:

In allen Teilen geprift und mit den aus der Mengenberechnung (Abrechnungszeichnung)
ersichtlichen Anderungen fur richtig befunden.

(Unterschrift des Auftragnehmers)
Die Kostenrechnungen sind mit Eingangsvermerk und mit folgender Bescheinigung zu versehen:

In allen Teilen gepriift und mit den aus der Rechnung ersichtlichen Anderungen fiir richtig
befunden.

Endbetrag: .....cooeeiiiiiiiie DM

(Unterschrift des Auftragnehmers)

Nach Ausstellen der Bescheinigung sind die Kostenrechnungen unter Beifiigung der sie im
einzelnen belegenden Unterlagen dem Auftraggeber unverziiglich auszuhandigen.

Mit den Bescheinigungen ubernimmt der Auftragnehmer auch in Fallen, in denen diese Be-
scheinigungen durch seinen Erfullungsgehilfen ausgestellt werden, die Verantwortung dafur, dal

nach den Grundsatzen der Wirtschaftlichkeit verfahren worden ist,

die Lieferungen und Leistungen in Art, Gite und Umfang, wie berechnet, vertragsgemaf und
fachgerecht ausfiihrt worden sind,

die Vertragspreise eingehalten worden sind,
alle Mal3e, Mengen, Einzelansatze und Ausrechnungen richtig sind.

3.5.3 Der Auftragnehmer ist verpflichtet, an der Baustelle von Beginn der Arbeiten an bis zur Abnahme
des Ingenieurbauwerks/der Verkehrsanlage ein Baubiiro ausreichend zu besetzen. Die Rdume fir
dieses Baubliro werden vom Auftraggeber kostenlos zur Verfiigung gestellt einschlieRlich der
Einrichtung, Beleuchtung und Beheizung.*)

Der Auftragnehmer ist nicht verpflichtet, an der Baustelle ein Baublro zu unterhalten. Er hat
ausreichende Kontrollen vorzunehmen, deren Haufigkeit sich nach ihrer Notwendigkeit und nach
dem Fortgang der Arbeiten richtet.*)

3.5.4 Die mit dem Uberwachen der Bauausfiihrung Beauftragten miissen grundséatzlich tber eine
abgeschlossene Fachausbildung (Dipl.-Ing. TH/FH) und eine angemessene Baustellenpraxis — in
der Regel von mindestens drei Jahren — verfugen. Der ortliche Vertreter des Auftragnehmers auf
der Baustelle ist dem Auftraggeber vor Beginn der Arbeiten schriftlich zu benennen; er ist
berechtigt, die nach 3.5.2 auszustellenden Bescheinigungen fir den Auftragnehmer zu vollziehen.
Bestellen und Wechsel des ortlichen Vertreters des Auftragnehmers bedirfen des schriftlichen
Einvernehmens der Vertragspartner.

3.5.5 Der mit der ortlichen Baulberwachung Beauftragte hat zum Nachweis aller Leistungen —
ausgenommen solcher, die durch fachlich Beteiligte Uberwacht werden — die Aus-
fuhrungszeichnungen der tatsachlichen Ausfuhrung entsprechend wahrend der Bauzeit zu
erganzen bzw. ihre Erganzung zu veranlassen.

3.5.6 Ergénzende Vereinbarungen

*)  Nichtzutreffendes ist zu streichen
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3.6

3.7

3.8

3.9

4.1

51

6.1

Besondere/Zusatzliche Leistungen nach HOAI

Anfertigen der Bestandsplane nach Abschnitt H RBBau sowie Erstellen der Wartungs- und
Pflegeanweisungen sowie Uberwachen der Entwicklungspflege.

Das sind Besondere Leistungen aus 8 15 HOAI, Leistungsphase 9. Art und Umfang dieser
Leistungen werden bei der Ubertragung gemaR 3.1 Abs. 3 festgelegt.

3.7.1 Anfertigen von Bestandsplanen nach Abschnitt H RBBau*)
3.7.2 Erstellen von Wartungs- und Pflegeanweisungen
3.7.3 Uberwachen der Entwicklungspflege™*)

Die vom Auftragnehmer vorzulegenden Zeichnungen, Beschreibungen (einschl.
Leistungsverzeichnissen) und Berechnungen sind dem Auftraggeber in ........... facher
Ausfertigung, davon einfach in kopier-/pausféhiger Ausfihrung zu Ubergeben. Die von den
Zeichnungen angefertigten Vervielféltigungen sind vom Auftragnehmer im nétigen Umfang
weiterzubearbeiten, u. a. normengerecht .......... fach farbig bzw. mit Symbolen anzulegen, DIN-
gerecht zu falten und in Ordnern vorzulegen.

Der Auftragnehmer hat die von ihm angefertigten zeichnerischen Unterlagen als
~Entwurfsverfasser" bzw. | Planverfasser”, die ubrigen Unterlagen als ,Verfasser" zu
unterzeichnen.

§4
Fachlich Beteiligte

Folgende Leistungen werden von den nachstehend genannten fachlich Beteiligten erbracht:

412 TochNSChS AUSHISIUNG O v oo

813 TEAGWEISPIBUNG YO oo e

414 PIOIEN cer TrAGWEISPIBUNG YO oo

415 IDGENCUMBAUNEIKE VO ..o

.................................................... §5
Termine und Fristen

Fir die Leistungen nach § 3 gelten folgende Termine bzw. Fristen:

£ 00 PPN
L 0t S
LS 70 0 PP
86
Vergutung

Der Honorarermittlung werden zugrunde gelegt:

6.1.1 Fur die Leistungen 3.2 die nach 8§ 10 HOAI anrechenbaren Kosten der baufachlich
gepriften Kostenberechnung zur Haushaltsunterlage — Bau — ohne Nachtrage und ohne
Umsatzsteuer.

6.1.2 Fir die Leistungen 3.3 bis 3.5 die nach § 10 HOAI anrechenbaren Kosten, die durch
Abrechnung ermittelt sind (Kostenfeststellung), ohne Umsatzsteuer.

*)  Nichtzutreffendes ist zu streichen
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6.1.3 Folgende Honorarzonen im Sinne 88 13 und 14 HOAI

Bezeichnung der Freianlage(n) Honorarzone

6.1.4 Bewertung der Leistungen

6.1.4.1  Aufstellen der Haushaltsunterlage — Bau —

— 32— e v. H.
6.1.4.2  Ausarbeiten der Ausfiihrungszeichen

—33— v. H.
6.1.4.3 Ermitteln der Mengen und Aufstellen der Leistungs-

beschreibung mit Leistungsverzeichnissen .. v. H.

—34.1—

6.1.4.4 Prifen und Werten der Angebote
—342— . v. H.

6.1.4.5 Objekt-(Bau-)liberwachung
—35— v. H.

6.1.5 Als Honorarsatz wird der Mindestsatz der Honorartafel nach § 17 HOAI vereinbart
zuziglich .......... v. H. der Differenz zum Hochstsatz.

6.2 Solange die fur die Berechnung des Honorars maRgebenden Betrage nicht feststehen, treten fur
die Bemessung der Abschlagszahlungen an deren Stelle der Reihe nach

fur Leistungen nach 3.2

die nach 8 10 HOAI anrechenbaren Kosten der baufachlich gepriiften Kostenberechnung zur
Haushaltsunterlage — Bau — oder der Kostenschatzung, ohne Umsatzsteuer

fur Leistungen nach 3.3 bis 3.5

die nach 8 10 HOAI anrechenbaren Kosten des Kostenanschlages oder der aufgrund der
genehmigten Ausfiihrungsplanung fortgeschriebenen baufachlich gepriften Kostenberechnung,
ohne Umsatzsteuer

Entsprechendes gilt, wenn das Vertragsverhdaltnis vorzeitig endet und die fiur die endgiltige
Berechnung des Honorars maRRgebenden Betrage nicht mehr festgestellt werden.

6.3 Verzogert sich die Bauzeit durch Umstande, die der Auftragnehmer nicht zu vertreten hat,
wesentlich, so ist fir die Mehraufwendungen eine zusétzliche Vergutung zu vereinbaren. Eine
Uberschreitung bis zu 20 v. H. der festgelegten Ausfiihrungszeit, maximal jedoch 6 Monate, ist
durch das Honorar abgegolten.

6.4 Das Honorar fiur das Anfertigen der Bestandsplane, das Erstellen von Wartungs- und
Pflegeanweisungen und/oder das Uberwachen der Entwicklungspflege nach 3.7.3 wird
entsprechend dem Arbeitsaufwand einschliel3lich eventueller Nebenkosten als Pauschale
vereinbart, sobald diese Teilleistungen in Auftrag gegeben werden.
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6.5 Werden Leistungen des Auftragnehmers oder seines Mitarbeiters nach Zeitaufwand berechnet
(8 6 HOAI), werden folgende Stundensatze vergiitet:

Fir den Auftragnehmer: ........coooiiiiiiiiiiiii e, DM/Stunde
Flr Mitarbeiter ..o e DM/Stunde
| FUr techn. Zeichner ........c.cocooiiiiiiiiii e DM/Stunde

6.6 Die Umsatzsteuer ist gesondert auszuweisen.
6.7 Die Nebenkosten werden — jeweils pauschal/zum Nachweis*) — erstattet.
Hierin sind auch die Kosten enthalten fiir:

Vervielfaltigen der Unterlagen (auch die nach Abschnitt 3.8); Post- und Fernmeldegebuhren;
Reisen des Auftragnehmers und seiner Mitarbeiter*)

6.7.1 furdie Leistung nach 3.2 . DM
6.7.2 fiurdie Leistungen nach 3.3 und 3.4 DM
6.7.3 furdie Leistungnach 3.5 s DM

Trennungsentschadigungen
[§ 7 (2) Nr. 5 HOAI]

6.7.4 fiurdie Leistungen nach 3.3 und 3.4 i, DM

6.7.5. furdie Leistungnach 3.5 s DM

Summe DM

zuziglich Umsatzsteuer ... DM i DM

Gesamtsumme e DM DM
87

Haftpflichtversicherung des Auftragnehmers

Die Deckungssummen der Berufshaftpflichtversicherung nach 8§ 10 AVB miissen mindestens betragen:

fUr Personenschaden DM
fur sonstige Schaden DM
§8

Erganzende Vereinbarungen

Auftraggeber Auftragnehmer

Ort / Datum Ort / Datum

*)  Nichtzutreffendes ist zu streichen
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Bezeichnung der Freianlagen Honorarzone(n)
Honorarermittlung
zum Vertragsmuster
Freianlagen
Erlauterungen:
1) Eintragung, wenn eine vom Mindestsatz abweichende Regelung vereinbart ist.
2) Nichtzutreffendes bitte streichen.
*) Nachweise sind als Anlage formlos zu fuihren
Kostenschétzung Kostenberechnung Kostenanschlag Kostenfeststellung
zur HU-Bau
DM DM DM DM
Zeile 1 2 3 4 5
1 Anrechenbare Kosten (It. Anlage)
2 Joo v.H. Umsatzsteuer
3 = Summe
A Y
5 Honorarsatz B
6 Vergutung fir Leistungen nach V.H. o — —_—
7 Abschnitt 3.2 bl
8 = Zwischensumme ag:)
9 e v.H. Umsatzsteuer %
10 = Summe I
11 Abschnitt 3.3
12 + Abschnitt 3.4.1 3
13 + Abschnitt 3.4.2 é
14 + Abschnitt 3.5 g
15 = Zwischensumme g
16 o, V.H. Umsatzsteuer §
17 = Summe
18 + Summe der Leistungen 3.2 2)
19 + Summe der Leistungen 3.3 - 3.5 2)
20 + Summe der Leistungen 3.6 - 3.7 2)
21 -+ Summe der Nebenkosten 2)
22 = Gesamtsumme 2)

16. Aust.-Lfg. (Februar 1995)
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Anhang 14
(Abschnitt K 12 RBBau)

Vertragsmuster — Ingenieurbauwerke und Verkehrsanlagen

Hinweise zum Vertragsmuster —

0 Anwendungsbereich

0.1 Abgrenzung zu anderen
Vertragsmustern

Tragwerksplanung
fur erdverlegte Lei-
tungen und Kanale

Vertragsmuster
Technische
Ausrilistung

0.2 Objektdefinition

16. Aust.-Lfg. (Februar 1995)

Ingenieurbauwerke und Verkehrsanlagen —

Das Vertragsmuster Ingenieurbauwerke und Verkehrsanlagen ist fur Leistungen des Bauinge-
nieurwesens anzuwenden (siehe Abschnitt F Nr. 2.3 RBBau).

In der Objektliste der HOAI nicht aufgefiihrte Objekte sind sinngemaf einzuordnen.

Werden Leistungen der Tragwerksplanung erforderlich, so ist ein Vertrag nach dem Vertrags-
muster Tragwerksplanung abzuschliel3en.

Werden im Einzelfall Leistungen der Tragwerksplanung bei erdverlegten Leitungen und
Kanélen erforderlich, kann eine Vergiitung gemafl § 6 HOAI vereinbart werden.

Teile von Objekten, die nach dem Vertragsmuster Objektplanung Ingenieurbauwerke und Ver-
kehrsanlagen zu bearbeiten sind, kénnen in Geb&ude/Ingenieurbauwerke hineinreichen, ohne
dadurch zur Technischen Ausristung nach 8 68 HOAI zu gehoren. Beispiele fur paktikable
Planungsgrenzen: Revisions-, MeR-, Absperr- und Ubergabeeinrichtungen.

Bauwerke und Anlagen der nicht-6ffentlichen ErschlieBung sowie von AuRenanlagen, fir die
Ver- und Entsorgung mit Wasser, Abwasser, Gasen, Feststoffen einschl. wassergefahrdender
Flissigkeiten sind Ing.-Bauwerke i.S. Teil VIl § 51 Abs. 1 Nr. 1.2 und 4 HOAI. Hierzu zahlen
auch Erdarbeiten und Ingenieurbauwerke fiir Leistungen, die im Zusammenhang mit Anlagen
des Teiles IX HOAI stehen (vgl. auch Hinweise zu Anhang 11 Ziff. 0).

BaumalRnahmen nach Ziffer 1.1 des Vertragsmusters kénnen aus einem Bauwerk/einer
Anlage oder aus mehreren Bauwerken und/oder Anlagen im Sinne des § 51 bestehen. Dabei
sind jeweils die Bauwerke oder Anlagen, die funktional eine Einheit bilden, als ein Objekt
anzusehen.

Bei Umbauten und Erweiterungen, z. B. einer Schlammbehandlungsanlage in einer vorhan-
denen Klaranlage, ist deren vorhandene Bausubstanz, die technisch oder gestalterisch mitver-
arbeitet wird, geméaR § 52 Abs. 3i.V.m. § 3 a HOAI zu bertcksichtigen.

Die fur die Funktionseinheit eines Objektes erforderliche maschinen-, verfahrens- und prozef3-
technische Ausstattung ist Bestandteil der Objektplanung des Bauingenieurs. Nicht anrechen-
bar sind die Kosten fiir Anlagen der Maschinentechnik, die der Zweckbestimmung des Inge-
nieurbauwerks dienen, soweit der Auftragnehmer die Anlagen weder plant, noch ihre Ausfih-
rung Uberwacht. Hierbei handelt es sich um Apparate ohne jegliche AnschluRtechnik, die en
bloc vom Hersteller geliefert werden. Sie sind jedoch anrechenbar, soweit ihre Dimensionie-
rung, Ausschreibung und/oder Uberwachung tibertragen wird und sie angeschlossen werden.

Wird die Planung und Uberwachung von Anlagen der Verfahrens- und ProzeRtechnik wie z. B.
— Pumpen,

— Robhrleitungen,

— Warmetauscher,

— Heizkessel,

— Eigenstromanlagen,

— Anlagen der MeR3- und Regeltechnik,

u. &. fur die Ingenieurbauwerke nach § 51 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 und 5 dem Auftragnehmer tber-
tragen, dem auch Grundleistungen fir diese Ingenieurbauwerke einschlieBlich der Anlagen
der Maschinentechnik in Auftrag gegeben wurden, so sind diese Leistungen zu honorieren.
Das Honorar ist schriftlich zu vereinbaren.

Bei der Honorarvereinbarung ist davon auszugehen, dal das Honorar angemessen ist, wenn
bei Bauwerken und Anlagen des Wasserbaus die Kosten der Prozel3- und Verfahrenstechnik
den anrechenbaren Kosten zugerechnet und fir die Leistungsphasen 3 und 5 in schwierigen
Fallen ein Zuschlag zu den Bewertungssatzen von je bis 5 v.H. gewahrt wird.
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0.3 Umfang der
Verkehrsanlagen

1 Vertragsabschluf
1.1 Allgemeines,
Vertrags-
bestimmungen

1.2 Haushaltsunterlage
— Bau —
und Ubertragung
weiterer
Leistungen
(3.2 bis 3.8)

2 Vergutung
2.1 Allgemeines

16. Aust.-Lfg. (Februar 1995)

Ein angemessenes Honorar fir Leistungen bei Bauwerken und Anlagen der
Wasserversorgung, Abwasserbehandlung und Schlammbehandlung sowie Abfallbehandlung
wird unter Einschlu® der Leistungen fur die Anlagen der Verfahrens- und ProzeRtechnik dann
erreicht, wenn die Honorare fir die Leistungen bei diesen Ingenieurbauwerken und Anlagen
nach Teil VII HOAI berechnet und anschlieBend mit einem Faktor nach MafRgabe der
folgenden Tabelle in Abhéngigkeit von den Kostenanteilen der Verfahrens- und Prozef3technik
einerseits und der technischen Ausristung nach Teil IX andererseits erhéht werden. Zum
Kostenanteil der technischen Ausristung gehéren u. a. Ubliche elektrotechnische Anlagen
(z. B. Beleuchtung, Stromversorgung), nicht jedoch die elektrotechnische MeR-, Steuer- und
Regelungstechnik, die dem Kostenanteil der Verfahrens- und ProzeRtechnik zuzurechnen ist.

Zuschlagsfaktoren fir das Honorar bei Bauwerken und Anlagen der Wasserversorgung, Ab-
wasserbehandlung und Schlammbehandlung sowie Abfallbehandlung nach Teil VII HOAI:

Kostenanteil der Technischen Ausriistung  Faktor bei ................... % Kostenanteil
nach DIN 276 in v.H. Verfahrens- und ProzeRtechnik
der Hestellungskosten 10 v.H. 20 v.H. 30 v.H. 40 v.H.
5 1,18 1,28 1,36 1,42
10 1,16 1,25 1,32 1,37
15 1,14 1,22 1,28 1,32
20 1,12 1,19 1,24 1,27

Zwischenwerte sind linear zu interpolieren.

Das Honorar fur die ortliche Bautiberwachung ist mit den gleichen Faktoren zu
beaufschlagen.

Far Bestandteile von StraRenverkehrsanlagen gilt die Definition des
BundesfernstralRengesetzes (8§ 1 Abs. 4 Nummer 1-3 BFStrG).

Allgemein durfen Kostenverpflichtungen fiir Bauplanungen nur insoweit eingegangen werden,
wie dies zur Aufstellung der Haushaltsunterlage — Bau — nach Abschnitt F 2 RBBau not-
wendig ist. Wenn dazu ein freiberuflich tatiger Ingenieur hinzugezogen werden soll, ist mit
ihm ein Vertrag unter Beachtung von K 12 RBBau abzuschlieBen. Dabei ist das
Vertragsmuster — Ingenieurbauwerke und Verkehrsanlagen — zu verwenden. Dem
freiberuflich Téatigen ist mit dem Vertragsentwurf eine Ausfertigung der Allgemeinen
Vertragsbestimmungen (AVB) zuzuleiten. Die AVB durfen nicht gedndert werden.

Im Vertrag sind alle Leistungen aufzufiihren, deren Ubertragung an den Auftragnehmer vorge-
sehen ist. Dem Auftragnehmer dirfen aber zunachst nur die Leistungen nach 3.2 des Ver-
tragsmusters Ubertragen werden. Dies wird auch durch 3.1 klargestellt. Die weiteren Lei-
stungen werden — je nach Bedarf einzeln oder zusammengefal3t — durch ein Schreiben Uber-
tragen, in dem auch das im Vertrag bereits festgelegte Honorar zu erwahnen ist. Als Frist, in
der weitere Leistungen Ubertragen werden, sollen in der Regel in 3.1 Abs. 4 36" Monate
eingesetzt werden.

Bestandsplane sind erst dann in Auftrag zu geben, wenn Art und Umfang dieser Leistungen
festgelegt werden kénnen. In das Schreiben zur Ubertragung der Leistung nach 3.8 ist auch
das vereinbarte Honorar mit aufzunehmen.

Der Ingenieur, dem Leistungen nach 3.2 Ubertragen worden sind, soll in der Regel auch mit
weiteren Leistungen beauftragt werden. Wenn die Nutzung der Planung nach Abschnitt F 2
RBBau ohne weitere Einschaltung des Ingenieurs notwendig wird, bedarf es dazu der Zu-
stimmung der Technischen Aufsichtsbehdérde in der Mittelinstanz.

Soweit dem Auftragnehmer die Leistungen nach 3.3 innerhalb von 24 Monaten Ubertragen
werden, wird der letzte Absatz in 3.1 gegenstandslos.

Bei VertragsabschluR sind der Honorarermittlung die geschatzten Kosten zugrunde zu legen.
dies konnen, soweit ermittelt, die Programmkosten sein. Im Vordruck fur die
Honorarermittlung (Muster 1 und 2 zu Anhang 14 RBBau) sind diese einzutragen. Das
endgiltige Honorar fir die Leistungen 3.2 bis 3.3 ist aus der baufachlich gepruften
Kostenberechnung zur Haushaltsunterlage — Bau — zu ermitteln. Nachtrdge nach der
baufachlichen Prifung sind nicht Bestandteil der Kostenberechnung und damit nicht
Grundlage fur die Honorarermittlung fir Leistungen, die fir die Haushaltsunterlage — Bau —
erforderlich sind.



2.2 Ermittlung

der Vergiitung

2.3 Bewertung der
Leistungen

Anhang 14

Werden Anderungen erforderlich, die zu Mehrarbeiten des Objektplaners bei den Leistungen
nach 3.2 fihren, ist ber deren angemessene Honorierung eine zusatzliche Vereinbarung zu
treffen. Insoweit kdnnen entweder die anderungsbedingten Mehrkosten der baufachlich ge-
pruften Kostenberechnung zur Haushaltsunterlage — Bau — hinzugeschlagen oder die Mehr-
leistungen — pauschal oder nach Zeitaufwand — honoriert werden.

Die Honorarermittlung nach 3.4 bis 3.7 ist entsprechend dem Stand der Bearbeitung fortzu-
schreiben (baufachlich geprufte Kostenberechnung zur HU—Bau—, Kostenanschlag und
Kostenfeststellung). Der Auftragnehmer ist iber die Fortschreibung zu unterrichten.

Die Ermittlung der Vergiitung richtet sich nach § 4 HOAI.

Die Honorarzone ist gem. 88 53 und 54 HOAI im Vertrag in den Abschnitten 6.1.3 und 6.1.4
festzulegen.

Wenn an die zu Ubertragenden Aufgaben die dem Schwierigkeitsgrad der Honorarzone ent-
sprechenden Mindestanforderungen gestellt werden, ist der Mindestsatz zu vereinbaren und
Abschnitt 6.1.7 im Vertrag zu streichen.

Der Mindestsatz ist zu uberschreiten, wenn dariiber hinaus Anforderungen gestellt werden,
die den Bearbeitungsaufwand erhéhen und die nicht schon in anderer Weise vergitet
werden.

Als solche Anforderungen kommen u. a. in Betracht:

— Beteiligung und Koordinierung einer Vielzahl von Nutzern,

— aulergewohnlich kurze Planungs- und Bauzeiten,

— verbindliche Festtermine und Fristen,

— Planung und Durchfiihrung bei laufendem Betrieb,

— bau- und landschaftsgestalterische Beratung,

— erhohte Anforderungen an Planungsoptimierung bzw. an Planungsvarianten,

— Beriicksichtigung von Forderungen des Denkmalschutzes und der Integration erhaltens-
werter Substanz,

— Anwendung neuer Herstellungsverfahren.

Dazu ist in 6.1.7 festzulegen, um welchen Prozentsatz der Differenz zwischen Héchst- und
Mindestsatz der Honorartafel gem. 8 56 HOAI das Honorar erhdht wird. Die Griinde fir die
Honorarvereinbarung sind schriftlich festzuhalten.

Die in 8 3 des Vertragsmusters aufgefihrten Leistungen sind unter Berucksichtigung der
Leistungen des Auftraggebers (siehe 2.11) in der Regel wie folgt zu bewerten:

Leistungen fir die Haushaltsunterlage — Bau — Ingenieurbauwerke
32— und
Verkehrsanlagen

Vorplanung

—321— 13 v.H.?)
Entwurfsplanung

—3.22— 28 v.H.
Genehmigungsplanung

— 33— 4 v.H.
Ausfiuhrungsplanung e
—34— 15 v.H.™™)
Vorbereitung der Vergabe

—3.5.1— 10 v.H.
Mitwirkung bei der Vergabe

—3.5.2 — 4 v.H.
Bauoberleitung

— 3.6 — 11 v.H.
Ortliche Bauiiberwachung

— 3.7 — 2,0 — 3,0 v.H. der anrechenbaren

Hestellungskosten nach § 57 Abs. 2 HOAI

*) Die Vorplanung der Ingenieurbauwerke nach § 51 Abs. 1 Nr. 6 und 7 HOAI, die eine Tragwerksplanung erfordern, ist mit 6 v.H. zu bewerten.
**) Die Ausfuhrungsplanung ist nach § 55 Abs. 4 HOAI mit bis zu 35 v.H. zu bewerten, wenn bei Ing.-Bauwerken nach § 51 Abs. 1 Nr. 1-3 und 5 ein
Uberdurchschnittlicher Aufwand an Ausfiihrungszeichnungen erforderlich ist.

16. Aust.-Lfg. (Februar 1995)
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2.4 Anwendung der DV

2.5 Nachweis des
Warmeschutzes

2.6 Mehrere Bauwerke/

Anlagen

2.7 Umbauten 2.7.1
(Muster 1 zu
Anhang 14)

16. Aust.-Lfg. (Februar 1995)

Abweichend hiervon kann ein Honorar als Festbetrag unter Zugrundelegung der geschéatzten
Bauzeit vereinbart werden, wenn auch Wunsch des Auftraggebers eine sehr eingehende ort-
liche Bauiiberwachung gefordert wird oder eine solche Bautiberwachung wegen der Schwie-
rigkeiten bei der Ausfiihrung des Objektes erforderlich wird und wenn in solchen Féllen eine
Honorierung nach Vomhundertsatz der anrechenbaren Kosten nicht zu einem leistungsge-
rechten Honorar fihren wiirde, z. B. weil die anrechenbaren Kosten gering sind.

Falls der Auftraggeber selbst oder andere tber die in Nummer 2.11 beschriebenen Leistungen
hinaus Teile der unter 3.2 bis 3.7 des Vertragsmusters genannten Leistungen erbringen, ist
das bei der Bewertung der Leistungen zu beriicksichtigen.

Wiinscht der Auftraggeber in Zwischenstadien der Ausschreibung, Vergabe oder Abrechnung
die jeweils aktuellen Daten fur seine Zwecke, werden die vom Auftragnehmer
maschinenlesbar nach den Regelungen des , Gemeinsamen Ausschusses Elektronik im
Bauwesen — GAEB —" auf Datentragern zur Verfugung gestellt (Grundlage sind die
Regelungen zum Datenaustausch Leistungsverzeichnis des GAEB vom Juni 1990). Eine
entsprechende Vereinbarung tber Leistung und Vergutung ist in den Vertrag aufzunehmen.

Sofern dem Planverfasser ,,Leistungen zum Nachweis des Warmeschutzes" bei Ingenieurbau-
werken Ubertragen werden, sind Leistungsumfang und Honorierung entsprechend § 78 HOAI
festzulegen.

Der Vertrag ist dann wie folgt zu ergénzen:

3.2.3 Leistungen fur den Warmeschutz nach § 78 Abs. 1 Nr. 1 — 3 HOAI
3.4.2 Leistungen fur den Warmeschutz nach § 78 Abs. 1 Nr. 4 HOAI
3.4.3 Leistungen fir den Warmeschutz nach 8 78 Abs. 1 Nr. 5 HOAI

6.1.9 Fur die Leistungen fur den Wéarmeschutz die Honorarzonen nach 6.1.3 und die Satze
nach 8§ 78 Abs. 3 HOAI

6.1.9.1 fir die Leistungen nach 3.2.3 die anrechenbaren Kosten nach 6.1.1 und ein
Vomhundertsatz von 85 v.H.

6.1.9.2 fir die Leistungen nach 3.4.2 die anrechenbaren Kosten nach 6.1.2 und ein
Vomhundertsatz von 15 v.H.

6.1.9.3 Fur die Leistungen nach 3.4.3 kann ein Honorar frei vereinbart werden.

Besteht eine BaumalRnahme aus mehreren Ingenieurbauwerken/Verkehrsanlagen, so sind die
Honorare fur jedes Ingenieurbauwerk/Verkehrsanlage getrennt zu berechnen. Sowveit eine
Baumafnahme aus mehreren gleichen, spiegelgleichen oder im wesentlichen gleichartigen
Ingenieurbauwerken/Verkehrsanlagen (Wiederholungen) besteht, die im zeitlichen oder ort-
lichen Zusammenhang und unter gleichen baulichen Verhéltnissen errichtet werden sollen, ist
im Vertrag nach Abschnitt 6.1.6 ein weiterer Abschnitt mit fortlaufender Numerierung vor-
zusehen. Soweit die Anzahl der Wiederholungen noch nicht feststeht, ist zu vereinbaren, dafi
das Honorar nach 8§ 22 Abs. 2 HOAI ermittelt wird. Stehen Art und Umfang der Wiederhol-
ungen fest, ist zur Vermeidung von Auseinandersetzungen folgende Textfassung vorzusehen:

Wegen der Wiederholungen wird vereinbart fur die Bauwerke/Anlagen

Ab 5. Wiederholung je 40 v.H. des Honorars fur die Erstausfertigung der Leistungen

Das Honorar fiir Bauoberleitung und 6rtliche Bauiiberwachung wird nicht reduziert.

Bei Umbauten und Modernisierungen i.S.v. 8 3 Nr. 5 und 6 HOAI mit durchschnittlichem
Schwierigkeitsgrad kann ein Zuschlag von 20 bis 33 v.H. vereinbart werden. Sofern nicht
etwas anderes schriftlich vereinbart wird, gilt ab durchschnittlichem Schwierigkeitsgrad ein
Zuschlag von 20 v.H. als vereinbart. In diesen Fallen ist im Vertrag ein weiterer Abschnitt
einzufuigen.



2.7.2

2.8 Ortliche Bau-
Uberwachung
(2.3)

2.9 Verlangerte
Bauzeit

2.10 Nebenkosten
(6.6)

2.11 Leistungen des
Auftraggebers
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Fir das Ingenieurbauwerk/Verkehrsanlage

wird das Honorar um .................. v.H. erhéht.

Die Vertragsparteien kbnnen — je nach Schwierigkeitsgrad der Leistung — auch einen niedri-
geren oder héheren Zuschlag vereinbaren.

Vorhandene Bausubstanz, die technisch oder gestalterisch mitverarbeitet wird, ist bei den an-
rechenbaren Kosten angemessen zu beruicksichtigen. Der Umfang der Anrechnung ist schrift-
lich zu vereinbaren. In § 6 des Vertrages ist ein weiterer Abschnitt mit fortlaufender Numerie-
rung einzufuigen:

Die anrechenbaren Kosten der technisch und gestalterisch mitverarbeiteten Bausubstanz wer-
den geméaR § 10 Abs. 3 a HOAI mit folgendem Wert festgestellt:

Zur Festlegung des Honorars fur die ortliche Bauliberwachung gelten die in 2.2 aufgefuhrten
Kriterien (Uberschreitung des Mindestsatzes) sinngeman.

Ist das Honorar fir die értliche Bautiberwachung nach § 57 Abs. 2 Satz 1 HOAI als Prozent-
satz der anrechenbaren Kosten vereinbart und verzégert sind die Bauzeit durch Umstande, die
der Auftragnehmer nicht zu vertreten hat, wesentlich, so kann fiir die Mehraufwendungen
eine zusétzliche Vergiitung vereinbart werden. Eine Uberschreitung bis zu 20 v.H. der
festgelegten Ausfiihrungszeit, maximal jedoch 6 Monate, ist durch das Honorar abgegolten.

Fir den daran anschlieBenden Zeitraum soll der Auftragnehmer fiir die nachweislich
gegeniiber den Grundleistungen entstandenen Mehraufwendungen eine zusatzliche
Vergiitung bis zum Hoéchstbetrag der Vergitung je Monat erhalten, die er als Anteil der
Vergitung fir die Objektiiberwachung je Monat der vereinbarten Ausfilhrungszeit erhalten
hat.

Die Vergitung von Nebenkosten (§ 7 HOAI) erfolgt auf Einzelnachweis, sofern nicht bei Auf-
tragserteilung eine pauschale Abrechnung vereinbart worden ist. Bei Vereinbarung einer
Pauschale sind die ihr zugrunde gelegten Einzelansatze in einem Nebenvermerk festzuhalten.

Fir die Vergitung der Reisekosten des Ingenieurs und seiner Mitarbeiter sind zu beachten:

1 Die notwendige Anzahl der Reisen des Ingenieurs und seiner Mitarbeiter setzt das Bauamt
auf Vorschlag des Auftragnehmers fest.

Hierbei ist zu beachten, dal die Reisen des Ingenieurs so ausreichend bemessen werden,
daR er die Bauoberleitung und ortliche Bautiberwachung ordnungsgemaf erfillen kann.

2 Fahrtkosten (auch Tages- und Ubernachtungsgelder) fiir Reisen, die (ber den Umkreis von
15 km vom Geschéftssitz des Ingenieurs hinausgehen, durfen nicht héher berechnet
werden, als es das Bundesreisekostengesetz — BRKG — vom 13. November 1973 und
die dazu herausgegebenen Ergénzungen in sinngemafer Anwendung vorsehen. In
Ergdnzung zu 8 6 BRKG ist fir Wegstrecken, die der Ingenieur im eigenen PKW
zuriicklegt, von einer Vergiitung von 0,52 DM je km auszugehen.

Fur Mitarbeiter im Baustelleneinsatz ist keine Pauschale zu vereinbaren. Die Kosten dirfen
nicht hoher erstattet werden, als es der jeweils glltige Tarifvertrag fur das Baugewerbe mit
den dazu vereinbarten Satzen fir technische und kaufméannische Angestellte vorsieht.

Bei der Erstattung von Nebenkosten ist Anhang 20/7 RBBau zu beachten.

Zu den Leistungen des Auftraggebers — vgl. Abschnitt 3.1 1. Absatz — gehéren im allge-
meinen folgende Grundleistungen die dem Auftragnehmer in der Regel nicht Ubertragen
werden. Deren Ergebnisse sind in schriftlicher Form bzw. séchlich (z. B. Modelle, Diskette) zu
Ubergeben, soweit sie zur Vertragserfiillung erforderlich sind.

Die Grundleistungen sind, sofern sie fir die Durchfihrung des Objektes erforderlich sind, in
8 3 als vom Auftragnehmer nicht auszufiihrende Leistungen aufzunehmen:

Leistungsphase 1
Grundlagenermittlung 2 v.H.

Leistungsphase 2
Beschaffen der amtlichen Karten 0,5 v.H.

Mitwirken beim Erlautern des Planungskonzepts
gegeniiber Birgern und politischen Gremien 0,5 v.H.
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3 Ortliche Bau-
Uberwachung
(3.7)

4 Bauoberleitung

(3.6)

5 Haftpflicht-
versicherung
(7.1)

6 Erklarung
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Uberarbeiten des Planungskonzepts nach
Bedenken und Anregungen 0,5 v.H.

Bereitstellen von Unterlagen als Ausziige aus dem Vorentwurf
zur Verwendung fiir ein Raumordnungsverfahren 0,5 v.H.

Leistungsphase 3
Ermitteln und Begriinden zuwendungsfahiger Kosten sowie

Vorbereiten der Antrage auf Finanzierung 1 v.H.
Mitwirken beim Erlautern des vorlaufigen Entwurfs

gegeniiber Birgern und politischen Gremien 0,5 v.H.
Uberarbeiten des vorlaufigen Entwurfs aufgrund von Bedenken

und Anregungen 0,5 v.H.
Leistungsphase 4

Einreichen der Unterlagen 0,25 v.H.
Grunderwerbsplan und Grunderwerbsverzeichnis 0,25 v.H.
Mitwirken beim Erlautern gegeniiber Birgern 0,25 v.H.
Mitwirken beim Planfeststellungsverfahren 0,25 v.H.

Leistungsphase 7
Zusammenstellen der Verdingungsunterlagen fur alle

Leistungsbereiche 0,5 v.H.
Einholen der Angebote 0,5 v.H.
Leistungsphase 8

In Verzug setzen der ausfilhrenden Unternehmer 1 v.H.
Auflisten der Verjahrungsfristen 1 v.H.
Kostenfeststellung 1 v.H.
Stellen der Antrage fir behordliche Abnahmen 0,5 v.H.
Ubergabe des Objekts 0,5 v.H.

Werden diese Leistungen ganz oder teilweise dem Auftragnehmer bertragen, so sind sie in
8 3 nicht aufzunehmen und entsprechend bei der Bewertung der Leistungsphasen zu bertck-
sichtigen.

Die Bewertung der Leistungsphase 8 ist um weitere bis zu 5 Punkte zu verringern, wenn die
Koordinierung der fachlich Beteiligten vom Auftraggeber Ubernommen wird. Fir jeden
fachlich Beteiligten, den der Objektplaner zu koordinieren hat und dessen Plane er auf
Ubereinstimmung zu priifen und freizugeben hat, ist der Abzug zu reduzieren, bis der volle
Bewertungssatz von 11 v.H. erreicht wird.

die Dauer der Ortlichen Bautberwachung soll spatestens mit Beginn dieser Leistung
vereinbart werden.

Die Uberwachung der Ausfilhrung von Tragwerken der Honorarzone | und Il auf Uberein-
stimmung mit dem Standsicherheitsnachweis ist im Regelfall Teil der Grundleistung nach
8§ 57 Abs. 1 Nr. 10 HOAI. Die ingenieurtechnische Kontrolle der Ausfiihrung des Tragwerks
ab Honorarzone Il ist einem Tragwerksplaner oder einem Prufungsingenieur fur Baustatik zu
Ubertragen.

Die Bauoberleitung nach Abschnitt 3.6 des Vertragsmusters ist in der Regel nur dann zu
Ubertragen, wenn die értliche Bauiiberwachung in Auftrag gegeben wird.

Bei AbschluRR der Berufshaftpflichtversicherung ist Anhang 4 RBBau zu beachten.

Vor Auftragserteilung hat der Architekt/Ingenieur folgende Erklarung abzugeben:
Ich/Wir erklare(n), daR ich/wir meinen/unseren gesetzlichen Verpflichtungen zur Zahlung der
Steuern und Sozialabgaben nachgekommen bin/sind.



Anhang 14 — BMBau 1993 —

Vertragsmuster — Ingenieurbauwerke und Verkehrsanlagen
Zwischen der
Bundesrepublik Deutschland

vertreten durch

vertreten durch

(o [T @] o =T 1 F=Ta Vo 141 a4 ]o o S

.......................... ( StraBe)(Ort)
diese vertreten durch

............................................................... (Bauamt)

.......................... ( StraBe)(Ort)

— nachstehend Auftraggeber genannt—

und dem/den

vertreten durch

—nachstehend Auftragnehmer genannt—

wird folgender Vertrag geschlossen:
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81
Gegenstand des Vertrages

1.1 Gegenstand dieses Vertrages sind Leistungen fir die BaumaRnahme ............ccoccoviiiiiiiiniininennns

(genaue Bezeichnung der BaumaRRnahme)

1.1.1 Ingenieurbauwerke*)

§2
Grundlagen des Vertrages

2.1 Die Allgemeinen Vertragsbestimmungen — AVB — (siehe Anlage) sind Bestandteil dieses
Vertrages.

2.2 Der Auftragnehmer hat seinen Leistungen zugrunde zu legen bzw. folgende Aufgaben zu erfillen:
2.2.1 Fur das Aufstellen der Haushaltsunterlage — Bau — (3.2):
Den genehmigten Bauantrag (E 2 RBBau)
VOIM ottt ettt e e e e e e aeens mit Erganzungen
L7012 PPN (Anlage ............. )

Folgende Forderungen und Anregungen des Auftraggebers:

2.2.2 Fur die weitere Bearbeitung (3.3 bis 3.7):
die genehmigte Haushaltsunterlage — Bau —

Abweichungen davon bedurfen der vorherigen schriftlichen Zustimmung des Auftraggebers.

2.3 Der Auftragnehmer hat Gber § 1 AVB hinaus folgende technische und sonstige Vorschriften zu
beachten:

2.4 Die Baumaflnahme unterliegt den Bestimmungen Uber die bauaufsichtliche Behandlung von
Baumafinahmen des Bundes/des Landes .........c.ceuiiuiiiiiiiiiiiis et e e e aeenns

dem Baugenehmigungsverfahren**)
8§83
Leistungen des Auftragnehmers
3.1 Auftragsumfang

Der Auftragnehmer fuhrt seine Leistungen auf der Grundlage der ihm vom Auftraggeber zur Ver-
figung zu stellenden Unterlagen aus.

Der Auftraggeber Ubertragt dem Auftragnehmer die Leistungen nach 3.2.

*) Die Ingenieurbauwerke/Verkehrsanlagen konnen ggf. in weitere Unterabschnitte (einschl. Numerierung) unterteilt werden. Die
Numerierung ist dann in die Kopfspalte der Aufstellung zu Abschn. 6.1.5/6.1.6 sowie Muster 1 zu ubernehmen.
**) Nichtzutreffendes ist zu streichen
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Er beabsichtigt, dem Auftragnehmer bei Fortsetzung der Planung und Durchfihrung der Baumaf3-
nahme weitere Leistungen nach 3.3 bis 3.8 — einzeln oder im ganzen — zu Ubertragen. Die
Ubertragung erfolgt durch schriftliche Mitteilung.

Der Auftragnehmer ist verpflichtet, diese weiteren Leistungen zu erbringen, wenn ihm vom Auf-
traggeber innerhalb von .......... Monaten nach Fertigstellung der Leistungen nach 3.2 zumindest
die Leistungen nach 3.3 Uibertragen werden.

Der Auftraggeber behélt sich vor, die Ubertragung weiterer Leistungen auf einzelne Abschnitte
der BaumafRnahmen zu beschranken.

Ein Rechtsanspruch auf Ubertragung der Leistungen nach 3.3 bis 3.8 besteht nicht.

Aus der stufenweisen Beauftragung kann der Auftragnehmer keine Erhéhung seines Honorars ab-
leiten.

Aus der abschnittsweisen Beauftragung kann der Auftragnehmer nur dann eine Erhéhung seines
Honorars ableiten, wenn und soweit § 21 HOAI dies zulaft.

Wenn dem Auftragnehmer die Leistungen nach 3.3 nicht innerhalb von 24 Monaten nach Fertig-
stellung der Leistungen nach 3.2 Ubertragen werden, kann der Auftragnehmer den Vertrag aus
wichtigen Griinden kundigen, ohne daR dem Auftraggeber wegen der Kindigung ein Schadens-
ersatzanspruch zusteht. Die Kindigung kann nur innerhalb einer Frist von zwei Wochen nach
Ubertragung der Leistungen nach 3.3 ausgesprochen werden. Anspriiche der Vertragsparteien
aus den 88 4 bis 6 AVB bleiben unberiihrt.

Umfang der Leistungen fir:

3.2

Haushaltsunterlage — Bau — nach Abschnitt F 2.3 RBBau —
3.2.1 Vorplanung

Das sind die Grundleistungen der Leistungsphasen 2 des 8 55 Abs. 2. HOAI mit
Ausnahme von:

3.2.2 Entwurfsplanung

Das sind die Grundleistungen der Leistungsphase 3 des § 55 Abs. 2 HOAI mit Ausnahme
von:
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Der Auftragnehmer hat diejenigen Plane und Angaben vorzulegen, die zur Erfillung der
Forderungen zu Abschnitt F 2.3.1 RBBau notwendig sind. Dies sind insbesondere:

Fir Ingenieurbauwerke: fur Verkehrsanlagen:
Ubersichtsplan M = 1: .....ccoeeeiiiiiiiiiiiiienna. M= 1: e
Katasterkarte  mit Eintragungen
Lageplan M= 1: e M= 1
Bauplane M= 1 i M= 1 s

In den Bauplénen sind die zur Kostenberechnung erforderlichen
Planungsdaten nachzuweisen.

Erlauterungsbericht nach Muster 7

mit Anlagen 1 und 2 mit Anlage 1

— Abschn. F 2.3.2 RBBau — — Abschn. F 2.3.2 RBBau —
Kostenberechnung nach Muster 6

— Abschn. F 2.3.3 RBBau —

3.3 Genehmigungsplanung einschlieBlich der fir die bauaufsichtliche Behandlung notwendigen
Angaben, Berechnungen und Vorlagen.

Das sind die Grundleistungen der Leistungsphase 4 des § 55 Abs. 2 HOAI mit Ausnahme von:

Der Auftragnehmer hat insbesondere vorzulegen

fur Ingenieurbauwerke: fur Verkehrsanlagen:

Lageplan M = L:...iiiiiiiiiiiiicee e, M = L s
Baupléane

.................................. M=1 ... PPN |7, Bt K
.................................. M=1 ... NN |7/ Bt K
.................................. M=1 ... PPN |7, Bt K
.................................. M=1 ... NN |7/ Bt K

3.4 Ausfiihrungsunterlage — Bau — nach Abschnitt F 3 RBBau
3.4.1 Ausfuhrungsplanung nach Abschnitt F 3.3 RBBau

Das sind die Grundleistungen der Leistungsphase 5 des § 55 Abs. 2 HOAI mit Ausnahme
von:

Der Auftragnehmer hat insbesondere vorzulegen:

Ausfiihrungszeichnungen

fur Ingenieurbauwerke: fur Verkehrsanlagen:

.................................... M=1:...... PN 1Y, Bt I,

.................................... M=1...... PPN |/ Bt K,

.................................... M=1...... N |7, Bt KPS

.................................... M=1...... PPN |/ Bt I,
Berechnungen
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3.5 Leistungen fir die Vergabe

3.5.1 Vorbereiten der Vergabe*)

Das sind die Grundleistungen der Leistungsphase 6 des § 55 Abs. 2 HOAI mit Ausnahme
von:

3.5.2 Mitwirkung bei der Vergabe

Das sind die Grundleistungen aus Leistungsphase 7 des § 55 Abs. 3 HOAI mit Ausnahme
von:

3.6 Leistungen fiir die Bauoberleitung

| Das sind die Grundleistungen aus Leistungsphase 8 des 8 55 Abs. 2 HOAI mit Ausnahme von:

3.7 Ortliche Bauiiberwachung

| 3.7.1Das sind die Leistungen des § 57 Abs. 1 HOAI mit Ausnahme von:

3.7.2 Bei der Behandlung der Rechnungsunterlagen ist Abschnitt J der RBBau zu beachten.
Mengenberechnungen, Abrechnungszeichnungen und Kostenrechnungen sind in
fachtechnischer und rechnerischer Hinsicht unverziglich und vollstédndig zu prifen. Zum
Zeichen der Prufung hat der Auftragnehmer die gepriften Angaben durch Abhaken
kenntlich zu machen; Anderungen und Ergéanzungen sind entsprechend zu kennzeichnen.
Ein Unterstreichen von Texten ist nicht erforderlich.

Die Mengenberechnungen und Abrechnungszeichnungen sind mit folgender
Bescheinigung zu versehen:

In allen Teilen geprift und mit den aus der Mengenberechnung
(Abrechnungszeichnung) ersichtlichen Anderungen fiir richtig befunden.

(Unterschrift des Auftragnehmers)

Die Kostenrechnungen sind mit Eingangsvermerk und mit folgender Bescheinigung zu
versehen:

In allen Teilen geprift und mit den aus der Rechnung ersichtlichen Anderungen fir
richtig befunden.

Endbetrag: .....coceieeiiiiiiiiiieiieeen s DM

(Unterschrift des Auftragnehmers)

*)  Hierbei sind Standardleistungsbuch (StLB) und Standardleistungskatalog (StLK) zu verwenden
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3.7.3

3.7.4

3.7.5

3.7.6

Nach Ausstellen der Bescheinigung sind die Kostenrechnungen unter Beifigung der sie im
einzelnen belegenden Unterlagen dem Auftraggeber unverziiglich auszuhandigen.

Mit den Bescheinigungen uUbernimmt der Auftragnehmer auch in Fallen, in denen diese
Bescheinigungen durch seinen Erfillungsgehilfen ausgestellt werden, die Verantwortung
dafir, daR

nach den Grundsatzen der Wirtschaftlichkeit verfahren worden ist,

die Lieferungen und Leistungen in Art, Gite und Umfang, wie berechnet,
vertragsgemaf und fachgerecht ausfuhrt worden sind,

die Vertragspreise eingehalten worden sind,
alle Mal3e, Mengen, Einzelansatze und Ausrechnungen richtig sind.

Der Auftragnehmer ist verpflichtet, an der Baustelle von Beginn der Arbeiten an bis zur
Abnahme des Ingenieurbauwerks/der Verkehrsanlage ein Baubiiro ausreichend zu
besetzen. Die Raume fir dieses Baublro werden vom Auftraggeber kostenlos zur
Verfiigung gestellt einschlieBlich der Einrichtung, Beleuchtung und Beheizung.*)

Der Auftragnehmer ist nicht verpflichtet, an der Baustelle ein Baublro zu unterhalten. Er
hat ausreichende Kontrollen vorzunehmen, deren Haufigkeit sich nach ihrer Notwendigkeit
und nach dem Fortgang der Arbeiten richtet.*)

Die mit dem Uberwachen der Bauausfiihrung Beauftragten miissen grundsétzlich tber
eine abgeschlossene Fachausbildung (Dipl.-Ing. TH/FH) und eine angemessene
Baustellenpraxis — in der Regel von mindestens drei Jahren — verfiigen. Der ortliche
Vertreter des Auftragnehmers auf der Baustelle ist dem Auftraggeber vor Beginn der
Arbeiten schriftlich zu benennen; er ist berechtigt, die nach 3.7.2 auszustellenden
Bescheinigungen fir den Auftragnehmer zu vollziehen.

Bestellen und Wechsel des ortlichen Vertreters des Auftragnehmers bediurfen des
schriftlichen Einvernehmens der Vertragspartner.

Der mit der 6rtlichen Bauuberwachung Beauftragte hat zum Nachweis aller Leistungen —
ausgenommen solcher, die durch fachlich Beteiligte Uberwacht werden — die
Ausfiihrungszeichnungen der tatsachlichen Ausfihrung entsprechend wahrend der
Bauzeit zu erganzen bzw. ihre Erganzung zu veranlassen.

Erganzende Vereinbarungen

3.8 Anfertigen von Baubestandszeichnungen nach Abschnitt H RBBau. Art und Umfang dieser
Leistung werden bei der Ubertragung gemaR Abschnitt 3.1 Abs. 3 festgelegt.

3.9 Besondere/Zusétzliche Leistungen nach HOAI

3.10 Die

vom Auftragnehmer  vorzulegenden Zeichnungen, Beschreibungen (einschl.

Leistungsverzeichnissen) und Berechnungen sind dem Auftraggeber in........... facher
Ausfertigung, davon einfach in kopier-/pausfahiger Ausfiihrung zu ubergeben. Die von den
Zeichnungen angefertigten Vervielféltigungen sind vom Auftragnehmer im nétigen Umfang
weiterzubearbeiten, u. a. normengerecht .......... fach farbig bzw. mit Symbolen anzulegen, DIN-
gerecht zu falten und in Ordnern vorzulegen.

*)  Nichtzutreffendes ist zu streichen
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3.11

4.1

51

6.1

Der Auftragnehmer hat die von ihm angefertigten zeichnerischen Unterlagen als
~Entwurfsverfasser" bzw. | Planverfasser”, die ubrigen Unterlagen als ,Verfasser" zu
unterzeichnen.

§4
Fachlich Beteiligte
Folgende Leistungen werden von den nachstehend genannten fachlich Beteiligten erbracht:

4.1.1 Der Auftraggeber erbringt alle Grundleistungen der Objektplanung die dem Auftragnehmer
gemal § 3 nicht Ubertragen werden

4.1.2  TragWerkSPIANUNG VON .....euiieiiiii ittt ettt et et e et e et et e a et e e e eaaes
4.1.3 Prufen der Tragwerksplanung VON .........c.oeuiiiiii e et e et eeneeaaeans
4.1.4 TechniSChe AUSIUSTUNG VON  ...cuuiiuii ittt ettt et n e et e e eaaeens
4.1.5  Frei@nlagen VON ...t ettt e et e e e et et e e e e e ean aaanne
e PP
8§85
Termine und Fristen

Fir die Leistungen nach § 3 gelten folgende Termine bzw. Fristen:

L 00 S
LS 70 TP
L 0t S
§6
Vergitung

Der Honorarermittlung werden zugrundegelegt:

6.1.1 Fir die Leistungen 3.2 bis 3.3 die nach 8 52 HOAI anrechenbaren Kosten der baufachlich
gepriften Kostenberechnung zur Haushaltsunterlage — Bau — ohne Nachtrage und ohne
Umsatzsteuer.

6.1.2 Fur die Leistungen 3.4 bis 3.7 die nach 8§ 52 HOAI anrechenbaren Kosten, die durch
Abrechnung ermittelt sind (Kostenfeststellung), ohne Umsatzsteuer.

6.1.3 Die Honorarzonen im Sinne 88 53, 54 HOAI fir folgende
Ingenieurbauwerke nach 1.1.1

Bezeichnung Honorarzone

6.1.4 Die Honorarzonen im Sinne 88 53, 54 HOAI fir folgende
Verkehrsanlagen nach 1.1.2

Bezeichnung Honorarzone

16. Aust.-Lfg. (Februar 1995)
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6.1.5 Folgende Bewertung der Leistungen fiir Ingenieurbauwerke

Bezeichnung der (Anzahl der Spalten nach Bedarf)
Ingenieurbauwerke nach 6.1.3

Teilleistungssatze v. H. v. H. v. H. V. H.

Aufstellen der Haushaltsunterlage - Bau -
-3.2-

Ausarbeiten der Genehmigungsplanung
-3.3-

Ausarbeiten der Ausfiihrungsplanung
-3.4-

Vorbereiten der Vergabe

-3.5.1

Mitwirkung bei der Vergabe

-3.5.2-

Bauoberleitung

-3.6-

Summe der Teilleistungsséatze

6.1.6 Folgende Bewertung der Leistungen fiir Verkehrsanlagen

Bezeichnung der (Anzahl der Spalten nach Bedarf)
Ingenieurbauwerke nach 6.1.3

Teilleistungsséatze v. H. v. H. v. H. v. H.

Aufstellen der Haushaltsunterlage - Bau -
-3.2-

Ausarbeiten der Genehmigungsplanung
-3.3-

Ausarbeiten der Ausfiihrungsplanung
-3.4-

Vorbereiten der Vergabe

-3.5.1

Mitwirkung bei der Vergabe
-3.5.2-

Bauoberleitung
-3.6-

Summe der Teilleistungssatze

6.1.7 Als Honorarsatz wird der Mindestsatz der Honorartafel nach § 56 HOAI vereinbart
zuziglich

.......................... v. H. der Differenz zum Hochstsatz fur
Ingenieurbauwerk/Verkehrsanlage

.......................... v. H. der Differenz zum Hochstsatz far
Ingenieurbauwerk/Verkehrsanlage

6.1.8 Das Honorar fir die Leistungen bei der ortlichen Bautberwachung nach 8 57 Abs. 2 HOAI
wird wie folgt ermittelt:
6.1.8.1mit .......... v. H. der anrechenbare Kosten nach § 52 HOAI

6.1.8.2mit .......... DM pauschal  unter  Zugrundelegung der  geschéatzten Bauzeit
Monaten

6.2 Solange die fiur die Berechnung des Honorars maf3gebenden Betrage nicht feststehen,
treten fir die Bemessung der Abschlagszahlungen an deren Stelle der Reihe nach

fur Leistungen nach 3.2 und 3.3

die baufachlich geprifte Kostenberechnung zur HU — Bau — oder die
Kostenschatzung ohne Umsatzsteuer

fur Leistungen nach 3.4 bis 3.7

der Kostenanschlag oder die  fortgeschriebene baufachlich gepriifte
Kostenberechnung.
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6.3

6.4

6.5

6.6
6.7

Entsprechendes gilt, wenn das Vertragsverhéltnis vorzeitig endet und die fur die
endgiltige Berechnung des Honorars maflgebenden Betrdge nicht mehr festgestellt
werden.

Bis zur endgultigen Kostenfeststellung werden die der Honorarermittlung zugrunde zu
legenden anrechenbaren Kosten zwischen Auftragnehmer und Auftraggeber abgestimmt.
Hierbei ist das Muster zur Honorarberechnung (Muster 1 und 2 zu Anhang 14 RBBau) zu
verwenden.

Verzogert sich die Bauzeit durch Umstande, die der Auftragnehmer nicht zu vertreten hat,
wesentlich, so ist fir die Mehraufwendungen eine zusétzliche Vergutung zu vereinbaren. Eine
Uberschreitung bis zu 20 v. H. der festgelegten Ausfiihrungszeit, maximal jedoch 6 Monate, ist
durch das Honorar abgegolten.

Bei Vereinbarung eines Festbetrages nach 6.1.8.2 verandert sich das Honorar bei Verkiirzung
oder Verlangerung der geschéatzten Bauzeit entsprechend.

Das Honorar fiur das Anfertigen der Bestandszeichnungen nach 3.8 wird entsprechend dem
Arbeitsaufwand einschlieBlich eventueller Nebenkosten als Pauschale vereinbart, sobald diese
Teilleistung in Auftrag gegeben wird.

Werden Leistungen des Auftragnehmers oder seines Mitarbeiters nach Zeitaufwand berechnet (8
6 HOAI), werden folgende Stundensatze vergitet:

Fir den Auftragnehmer: ........ooooiiiiiiiiiiii e, DM/Stunde
Flr Mitarbeiter ........ccooooniiiiiiiii e e DM/Stunde
Flr techn. Zeichner ........cooiiiiiiiiiicie e, DM/Stunde

Die Umsatzsteuer ist gesondert auszuweisen.
Die Nebenkosten werden - jeweils pauschal/zum Nachweis*) — erstattet.
Hierin sind auch die Kosten enthalten fiir:

Vervielfaltigen der Unterlagen (auch die nach Abschnitt 3.10); Post- und Fernmeldegebiihren;
Reisen des Auftragnehmers und seiner Mitarbeiter

6.7.1 fiurdie Leistung nach 3.2 und 3.3 .....iiiiiiiiinnens DM
6.7.2 furdie Leistungen nach 3.4 bis 3.6 e DM
6.7.3 furdie Leistungnach 3.7 DM

Trennungsentschadigungen

[§ 7 (2) Nr. 5 HOAI]

6.7.4 fur die Leistungen nach 3.4 bis 3.6
6.7.5. fur die Leistung nach 3.7

Summe DM

zuzlglich Umsatzsteuer .. DM i DM

Gesamtsumme e, DM e DM
87

Haftpflichtversicherung des Auftragnehmers

Die Deckungssummen der Berufshaftpflichtversicherung nach 8 10 AVB miissen mindestens betragen:

fur Personenschaden s DM

fir sonstige Schaden s DM

88

Auftraggeber Auftragnehmer

Ort / Datum Ort / Datum

*)  Nichtzutreffendes ist zu streichen

16. Aust.-Lfg. (Februar 1995)



Bezeichnung des Bauwerks/der Anlage ¥

Honorarzone(n)

Honorarermittlung
zum Vertragsmuster

O Ingenieur-
bauwerke*)

[0 Verkehrsanlagen¥)

Erlauterungen:

1) Das Muster ist fur die Honorarvermittlung von Ingenieurbau-
werken oder Verkehrsanlagen zu verwenden.

2) Eintragung, wenn eine vom Mindestsatz abweichende Regelung
vereinbart ist.

3) Angabe des v.H.-Satzes der anrechenbaren Kosten (§ 57 [2]
HOAI) oder Pauschalbetrag unter Zugrundelegung der geschétz-

4) Soweit eine Baumalinahme mehrere Bauwerke/Anlagen
umfaBt, sind die Kosten im Muster 2 anzugeben.

5) Die Betrage in Spalte 3 (Leistungen nach 3.3) ist in die
Spalten 4 und 5 unverandert zu Gbernehmen.

*) Zutreffendes bitte ankreuzen

ten Bauzeit. **) Nachweise sind als Anlage formlos zu fiihren
Kostenschétzung Kostenberechnung Kostenanschlag Kostenfeststellung
zur HU-Bau
DM DM DM DM
Zeile 1 2 3 5
1 Gesamtkosten
Abschlage nicht anrechenbarer
2**) | ./ Kosten nach § 52 (4) - (6) HOAI
3 Zwischensumme
4 g ... V.H. Umsatzsteuer
5 -+ mitzuverarbeitende Bausubstanz
6 Anrechenbare Kosten (§ 52 HOAI)
7 Honorartafel (& 26 T13/{5] HOAI)
8 Honorarsatz 2)
9 **) | + Umbauzuschlag ...........cccccouueiinnnnnnn. V.H.
10 = Summe
11 Vergutung fir Leistungen nach V.H. —_ —_
12 Abschnitt 3.2.1 + 3.2.2 N
13 Abschnitt 3.2.3 g
14 **)| + Wiederholungen 3 |:| g’
15 = Zwischensumme .%
16 s v.H. Umsatzsteuer -
17
5) -L_____—r_____l 5)
18 Abschnitt 3.3
19 + Abschnitt 3.4.1
20 Abschnitt 3.4.2 ~
21 + Abschnitt 3.4.3 og
22 | + Abschnitt3.5.1 E
23 -+ Abschnitt 3.5.2 ™
24 = Zwischensumme §.,
25 -+ Wiederholungen | | §
26 + Abschnitt 3.6 'é
27 + Abschnitt 3.7 o [ ]
28 = Zwischensumme
29 “+.... v.H. Umsatzsteuer
30
31 + Summe der Leistungen 3.2 4)
32 + Summe der Leistungen 3.3 - 3.7 4)
33 -+ Summe der Leistungen 3.8 - 3.9 4)
34 + Summe der Nebenkosten 4)
35 = Gesamtsumme @)

16. Aust.-Lfg. (Februar 1995)
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Zusammenstellung der Honorare .
und Nebenkosten Honorarermittlung zum Vertragsmuster
auf der Grundlage der [0 Kostenschatzung :
Ingenieurbauwerke*
[0 Kostenberechnung O 9 )
[0 Kostenanschlag V.
erkehrsanlagen*
[ Kostenfeststellung *) O 9 )
Summe der Leistungen
Bezeichnung des Bauwerks/der Anlage 32 33.37 38-39 Gesamtsumme
DM DM DM DM
1 2 3 4 5
Summe der Honorare
Summe der Nebenkosten
Gesamtsumme
*) Zutreffendes bitte ankreuzen
16. Aust.-Lfg. (Februar 1995) 459—460



Anhang 15
(Abschnitt K 12/K 16 RBBau

Vertragsmuster — Ingenieurvermessung

Hinweise zum Vertragsmuster — Ingenieurvermessung —

0 Anwendungsbereich

1 Vertragsabschlu

1.1

1.2

1.3

Allgemeines,
Vertrags-
bestimmungen
(3.1)

Ubertragung
von Leistungen
(3.2 und 3.3)

Hinweise zu
den Leistungen,
Allgemeines
(3.2 u. 3.3)

16. Aust.-Lfg. (Februar 1995)

Das Vertragsmuster - Ingenieurvermessung — ist flir Vermessungsleistungen anzuwenden,
die in Teil XIll HOAl — & 96 — naher beschrieben sind. Es handelt sich hierbei insbesondere
um Leistungen fir die Planung von Gebauden, Ingenieurbauwerken und Verkehrsanlagen, die
anschlieBende Bautiberwachung dieser Objekte und um Leistungen fiir die baukostenunab-
héngige, nicht objektgebundene Bestandsaufnahme von Liegenschaften. Die Leistungen sind
dann nach diesem Vertragsmuster zu beauftragen, wenn sie mit besonderen instrumentellen
und vermessungstechnischen Verfahrensanforderungen erbracht werden (§ 96 Abs. 1 HOAI).

Das Vertragsmuster findet keine Anwendung bei

— Messungen, die nach VOB — Teil C — in der ATV DIN 18 299, Nr. 4.1.3, sowie den DIN
18 300 ff. vom Auftragnehmer bei Ausfuhrung und Abrechnung von Bauleistungen als
Nebenleistungen zu erbringen sind (= Leistungsphase 3 des § 98 b HOAI);

— einfachen Vermessungsleistungen, die in Leistungsbildern anderer Teile der HOAI ent-
halten sind (z. B. 88 55, 57 HOAI);

— Vermessungsleistungen, die nach landesrechtlichen Vorschriften fir Zwecke der Landes-
vermessung und des Liegenschaftskatasters durchgefihrt werden (siehe auch RBBau K
16 und § 96 Abs. 1 HOAI).

Allgemein durfen Kostenverpflichtungen nur insoweit eingegangen werden, wie dies im
Einzelfall begriindet und notwendig ist. Wenn dazu ein freiberuflich tétiger Ingenieur hinzu-
gezogen werden soll, ist mit ihm ein Vertrag unter Beachtung von K 12 RBBau
abzuschlieRen. Dabei ist das Vertragsmuster — Ingenieurvermessung — zu verwenden. Dem
freiberuflich Téatigen ist mit dem Vertragsentwurf eine Ausfertigung der Allgemeinen
Vertragsbestimmungen (AVB) zuzuleiten. Die AVB durfen nicht geéndert werden.

Im Vertrag sind alle Leistungen aufzufiihren, deren Ubertragung an den Auftragnehmer vorge-
sehen ist. Dem Auftragnehmer durfen zunéchst nur die Leistungen nach 3.2 des Vertrags-
musters Ubertragen werden. Dies wird auch durch 3.1 klargestellt. Die weiteren Leistungen
werden — je nach Bedarf einzeln oder zusammengefa3t — durch ein Schreiben tbertragen, in
dem auch die im Vertrag bereits festgelegte Vergiitung zu erwahnen ist. Als Frist, in der wei-
tere Leistungen ubertragen werden, sollen in der Regel in 3.1 Abs. 4 36" Monate eingesetzt
werden.

Der Ingenieur, dem Leistungen nach 3.2 lbertragen worden sind, soll in der Regel auch mit
weiteren Leistungen beauftragt werden.

Soweit dem Auftragnehmer Leistungen nach 3.3 innerhalb von 24 Monaten Ubertragen
werden, wird der letzte Absatz im Abschnitt 3.1 gegenstandslos.

Das Vertragsmuster bietet unter 3.2 bzw. 3.3 die Mdglichkeit, sowohl Leistungen nach den
88 97b/98b HOAI (Entwurfs-/Bauvermessung) nebst deren Besondere Leistungen als auch
sonstige Leistungen nach § 100 HOAI (z. B. Bestandsvermessung) sowie die erforderlichen
Leistungen fur die Objekte der 88 97 (5)/98 (4) HOAI zu beauftragen. Dabei ist zu beachten,
daR sich diese zwei Mdglichkeiten aufgrund der unterschiedlichen Voraussetzungen gegen-
seitig ausschlieRBen; d. h., es darf fir ein Objekt/Projekt/eine Liegenschaft nur eine Beauf-
tragungsart — entweder nach 88 97/98 HOAI oder nach 8§ 100/98 (4)/97 (5) HOAI er-
folgen.

Dementsprechend sind z. B. die Abschnitte 3.2.3/3.3.4 bei Beauftragung von Leistungen
nach den 88 97b/98b HOAI zu streichen oder bei Beauftragung von Leistungen nach § 100
HOAI die Abschnitte 3.2.1/3.2.2 und 3.3.1/3.3.2/3.3.3.

In das Vertragsmuster sind fir die Beauftragung von Leistungen nach den 88 97b/98b HOAI
die Grundleistungen derjenigen Leistungsphasen der zwei Leistungsbilder
~Entwurfsvermessung™ und ,Bauvermessung” aufgenommen, die bei der Finanzbauver-
waltung als haufig vorkommende und damit zu beauftragende vermessungstechnische
Leistungen anzusehen sind (,,Standardleistungen”). Die Leistungsphase 5 des 8§ 97b HOAI
und die Leistungsphase 3 des § 98b HOAI sind fir Bauvorhaben der Finanzbauverwaltung
nicht (oder nur in begriindeten Einzelféllen) zu beauftragen; sie ist in ersterem Fall den
Vermessungsleistungen fiir den Bau linienhafter Objekte, insbesondere Stral3en, zuzuordnen,
wahrend es sich in letzterem Fall um Nebenleistungen der Bauunternehmen nach VOB/C, DIN
18 299, ziff. 4.1.3 handelt (siehe auch amtliche Begriindung und Anmerkungen zur HOAI).

Die Leistungen der Entwurfs- und Bauvermessung sind entsprechend dem Planungs- und Bau-
ablauf chronologisch geordnet; Vermessungsleistungen fir die Planung von Objekten sind
unter 3.2.1/3.2.2, solche fiur die Bauausfihrung unter 3.3.1 bis 3.3.3 zu beauftragen.
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1.4 Hinweise zu
den Leistungen,
Erlauterungen
(3.2.1/3.2.2
3.3.1—3.3.3)

16. Aust.-Lfg. (Februar 1995)

Der als Anlage zu diesen Hinweisen beigefligte Leistungskatalog (mit Erlauterungen) enthalt
(standardisierte) Leistungsbeschreibungen fir haufig bei Bauvorhaben der Finanzbauver-
waltung vorkommende vermessungstechnische Leistungen, die in den Anwendungsbereich
der 88 100/98 (4)/97 (5) HOAI fallen oder als umfassendere, prézisere Beschreibung
Besonderer Leistungen der 88 97b/98b HOAI verwendet werden kénnen. Bei Ubernahme
dieser Leistungsbeschreibungen aus dem Leistungskatalog in den Abschnitt 3.2.3 oder 3.3.4
sind sie gegebenenfalls so zu ergadnzen, dal3 die Leistungen ausreichend genau festgelegt
sind. Dabei sind auch die Erlauterungen zu den Einzelleistungen zu beachten. Die Einzel-
leistungen sind in die Numerierungssystematik des Vertrags einzuordnen.

Im einzelnen wird fiir die Ubertragung von Leistungen auf folgendes hingewiesen:

3.2.1.2 Die Leistungsphase 2 des § 97b HOAI ist zu beauftragen, wenn kein ausreichendes
Bezugssystem (Lage- und Hohenfestpunkte) vorhanden ist. Die Messungen zur Be-
stimmung der Festpunkte missen i.d.R. im GauR-Kriiger-System fir die Lage er-
folgen; Héhenangaben sind auf m . NN zu beziehen. Fiur die Vermarkung des Fest-
punktfeldes sind die Vorgaben und Bestimmungen der Vermessungsverwaltung des
jeweiligen Bundeslandes sinngemaR anzuwenden. Die Genauigkeit der Festpunkte
richtet sich nach den Erfordernissen des geplanten Objekts.

3.2.1.3 Die Leistungsphase 3 des § 98b HOAI gliedert sich in 8 Grundleistungen. Als Stan-
dard der Finanzbauverwaltung ist die Ubertragung der ersten 5 Grundleistungen
vorgesehen. Dabei kann das digitale Geldandemodell neben der Erzeugung von
Hoéhenlinien auch zur Ermittlung von Erdmassen fur die Ausschreibung von Bau-
leistungen herangezogen werden. Sollte im Einzelfall in Abhangigkeit von den ort-
lichen Gegebenheiten zur Erstellung von Planungsunterlagen die Ubertragung der
Grundleistungen 6 und 7 notwendig sein, ist dies in 3.2.1.3 entsprechend zu ver-
einbaren. Im Hinblick auf die fortschreitende DV-Ausstattung der Finanzbauver-
waltung gewinnt auch die Grundleistung 8 zunehmend an Bedeutung. Es ist auch
hier im Einzelfall zu prifen, ob die Ubertragung dieser Grundleistung sinnvoll ist.
Aufgrund der topographischen Gegebenheiten in den Liegenschaften sind zur Her-
stellung von Planungsunterlagen grundsatzlich terrestrische Aufnahmeverfahren
anzuwenden. Sofern die Voraussetzungen vorliegen, kdnnen in speziellen Fallen
andere Verfahren, z.B. die Photogrammetrie (Luftbildmessung), zum Einsatz
kommen. Zur Frage, welche Plane der Auftragnehmer vorzulegen hat, wird auf die
Ausfiihrungen des beigefligten Leistungskataloges — Ziff. 4.1 — mit den zuge-
horigen Erlauterungen hingewiesen.

3.2.1.4 Sofern fur die Planung eines Bauvorhabens Gelandeschnitte erforderlich sind,
werden sie mit Leistungsphase 6 des 8§ 97b HOAI beauftragt. Die Anzahl der
Schnitte ist im Vertrag anzugeben. diese Leistungsphase ist je nach Einzelfall wie
folgt zu beauftragen:

Gelandeschnitte
Das ist die Grundleistung der Leistungsphase 6 des 8§ 97b HOAI

MaRstab der Langen:  1: ..................
Maf3stab der Hohen: 1:
Anzahl der Schnitte:

Diese Schnitte kénnen zusatzlich zu einer topographischen Gelandeaufnahme erfor-
derlich werden; dem Stand der Technik entsprechend, sind sie fir diesen Fall aus
den Ergebnissen der Leistungsphase 3 des § 97b HOAI (digitales Gelandemodell)
ohne ortliche Aufnahme abzuleiten.

Sind nur Gelandeschnitte zur Planung erforderlich, ist zuséatzlich deren ortliche Auf-
nahme zu beriicksichtigen (als Grundleistung 1 des 8 97b HOAI, Leistungsphase 3).

3.2.2 Haufig vorkommende Besondere Leistungen der Entwurfsvermessung sind z. B.:
— Orten und Aufmessen des unterirdischen Bestands
— Detailliertes Aufnehmen bestehender Objekte ... (Bauaufnahme)
— Darstellen in verschiedenen MaRstében

— Aufsuchen und Kontrollieren vorhandener Lage- und Héhenfestpunkte oder
Grenzpunkte

— Wiederbestimmen verlorengegangener vorhandener Festpunkte

3.2.3 Die nicht objektgebundene, baukostenunabhéangige Flachenvermessung
(Bestandsaufnahme von Liegenschaften) ist fir die Finanzbauverwaltung das
Hauptanwendungsgebiet des § 100 HOAI.



2 Vergutung
2.1 Allgemein
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3.3.1.1

3.3.2

3.3.2.1

3.3.2.3

3.3.3

Anhang 15

Zu beachten ist auch, daR Vermessungsleistungen fir Freianlagen ebenfalls unter
diesen Paragraphen fallen.

Die erforderlichen Leistungen sind dem Leistungskatalog zu entnehmen (siehe auch
1.3, letzter Absatz).

Die Leistungsphase 4 des § 97b HOAI behandelt die firr die Ubertragung des
Objekts in die Ortlichkeit erforderlichen Absteckungsberechnungen in das (ber-
geordnete Lage- und Hohenfestpunktfeld. VVon einer Beauftragung dieser Leistungs-
phase ist i.d.R. abzusehen bei

— Innenumbaumafnahmen,
— kleineren Anbauten an bestehende Bausubstanz.

Im Vertragsmuster ist fur das Leistungsbild ,,Bauvermessung" als Standardleistung
die Leistungsphase 2 des § 98b HOAI — Absteckung fiir die Bauausfiihrung — vor-
gesehen. Dies entspricht den vorgaben des 8 3 Nr. 2 VOB/B und beinhaltet das Ab-
stecken der Hauptachsen der baulichen Anlage, das Abstecken der Grenzen des
Gelandes, das der Baufirma zur Verfliigung gestellt wird, sowie das Schaffen der
notwendigen Hohenfestpunkte in unmittelbarer Nahe der baulichen Anlage.

Die Leistungsphase 1 des 8 98b HOAI — Baugeometrische Beratung — ist z. B. in
folgenden Féallen zu beauftragen:

Bauvorhaben mit tberdurchschnittlichen oder sehr hohen Anforderungen
— durch die Geometrie des Objekts,

— an die Genauigkeit der Bauausfuhrung,

— wegen Behinderungen durch den Baubetrieb,

d. h. Bauvorhaben, die aufgrund der Bewertungskriterien des 8§ 98b HOAI den
Honorarzonen 1V oder V zugeordnet werden. Dies kdnnen z. B. sein:

— grofRe und umfangreiche Bauvorhaben mit starker baulicher Verflechtung der
einzelnen Baukdrper

— Baumafinahmen in Fertigteilbauweise

— Umfangreiche Stahlkonstruktionen

— Besondere wissenschaftliche Institutsbauten, z. b. mit Reinraumtechnik
Fur diese Falle ist im Vertrag folgendes unter 3.3.2.1 aufzufihren:
Baugeometrische Beratung

Das sind die Grundleistungen der Leistungsphase 1 des § 98b HOAI.

Die Beauftragung der Leistungsphase 4 des § 98b HOAI — Vermessungstechnische
Uberwachung der Bauausfiihrung — ist ebenfalls abhingig von Art und Umfang des
Bauvorhabens sowie von der Gite des Baugrunds zu sehen. Deshalb ist nach Vor-
gabe des Einzelfalls zu entscheiden, ob Teilleistungen oder die komplette Leistungs-
phase erforderlich und damit zu beauftragen sind. In den Vertrag ist dann z. B. fol-
gendes unter 3.3.2.3 aufzunehmen:

Vermessungstechnische Uberwachung der Bauausfiihrung
Das sind folgende Teilleistungen der Leistungsphase 4 des § 98b HOAI:

Kontrollieren der Bauausfuhrung durch stichprobenartige Messungen an Schalungen
und entstehenden Bauteilen

Fertigen von Mef3protokollen
Besondere Leistungen der Bauvermessung kodnnen z. B. sein:

— Planen und Durchfiihren von langfristigen vermessungstechnischen Objektiiber-
wachungen im Rahmen der Ausfiihrungskontrolle baulicher MaBnahmen

— Prifen der Mengenermittlungen

Bei Vertragsabschluf sind der Honorarermittlung die geschatzten Kosten zugrunde zu legen.
Dies konnen, soweit ermittelt, die Programmkosten sein. Im Vordruck fir die Honorarbe-
rechnung (Muster 1 zu Anhang 15) sind diese einzutragen. Das endgiiltige Honorar fir die
Leistungen 3.2.1/3.3.1 ist aus der baufachlich gepruften Kostenberechnung zur Haushalts-
unterlage — Bau — zu ermitteln. Nachtrage nach der baufachlichen Priifung sind nicht Be-
standteil der Kostenberechnung und damit nicht Grundlage der Honorarermittlung fir Leistun-
gen, die fir die Haushaltsunterlage — Bau — erforderlich sind.
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2.2 Ermittlung der
Vergutung

2.3 Bewertung
Leistungen
(6.1.4/6.1.5)

16. Aust.-Lfg. (Februar 1995)

Die Honorarermittlung fiir 3.3.2 ist entsprechend dem Stand der Bearbeitung fortzuschreiben
(baufachlich geprufte Kostenberechnung, Kostenanschlag und Kostenfeststellung). Der Auf-
tragnehmer ist Uber die Fortschreibung zu unterrichten.

Bei der Ermittlung der anrechenbaren Kosten ist zu beachten, dal} die Beriicksichtigung vor-
handener Bausubstanz bei der Honorarermittlung (8 10 Abs. 3a HOAI) fur Teil XIII HOAI nicht
anzuwenden ist. Dagegen sind sinngemaRl anzuwenden die 88 21, 22 (1) und 23 (2) HOAI.

Die Ermittlung der Vergitung richtet sich nach § 4 HOAI. Die jeweilige Honorarzone fir Lei-
stungen der Entwurfs-/Bauvermessung ist gem. 88 97a/98a HOAI in Abschnitt 6.1.3 festzu-
legen.

Auf die unterschiedlichen Bewertungskriterien ist zu achten, namlich bei der

Entwurfsvermessung: Die Betonung liegt hier auf dem Gelande, nicht beim Bau-
werk.
Bauvermessung: Die Betonung liegt hier auf den Behinderungen durch die

Baustelle, auf den Anforderungen durch die Geometrie des
Bauwerks und der Genauigkeit der Bauausfuhrung.

Wenn an die zu Ubertragenden Aufgaben die dem Schwierigkeitsgrad der Honorarzone ent-
sprechenden Mindestanforderungen gestellt werden, ist der Mindestsatz zu vereinbaren und
abschnitt 6.1.6 im Vertrag zu streichen.

Der Mindestsatz ist zu Uberschreiten, wenn darliber hinaus Anforderungen gestellt werden,
die den Bearbeitungsaufwand erhéhen und die nicht schon in anderer Weise vergitet
werden. Dann ist ein entsprechend hoherer Honorarsatz zu vereinbaren.

Als solche Anforderungen kommen u. a. in Betracht:

— AuBergewdhnlich kurze Planungs- und Bauzeiten

— Verbindliche Festtermine und Fristen

— Einflisse aus Nachbargrundstiicken oder -bauwerken
— Hoher Detaillierungsgrad bestehender Objekte

— Besondere Behinderungen durch Jahres- oder tageszeitliche Eschwernisse, Klima,
Gesundheits- oder Sicherheitsrisiken

— Anwendung besonderer/neuer Herstellungsverfahren und Bautechniken

Dazu ist in 6.1.6 festzulegen, um welchen Prozentsatz der Differenz zwischen Hoéchst- und
Mindestsatz der Honorartafel gem. 8 99 HOAI das Honorar erhdht wird. Die Grunde fur die
Honorarvereinbarung sind schriftlich festzuhalten.

Die unter 3.2.1/3.3.1/3.3.2 des Vertragsmusters aufgefiihrten Leistungen sind wie folgt zu
bewerten:

Entwurfsvermessung (8 97b HOAI)
—3.2.1/3.3.1 —

Grundlagenermittlung
—3.2.1.1— 3 Vv.H.

Geodatisches Festpunktfeld (sofern erforderlich)
—3.2.1.2— 15 v.H.

Verm. techn. Lage- und Hohenpléne
—3.2.1.3— bis zu 52 v.H.

Die Grundleistungen 1-5 werden bewertet mit 39 v.H.
Die Grundleistungen 6, 7 und 8 werden wie folgt bewertet:

—  Graphisches Ubernehmen von Kanalen, Leitungen, Kabeln und

unterirdischen Bauwerken aus vorhandenen Unterlagen 7 v.H.
— Eintragen der bestehenden 6ffentlich-rechtlichen Festsetzungen 5v.H.
—  Liefern aller MelRdaten in digitaler Form 1 v.H.

Gelandeschnitte (sofern erforderlich)
—3.2.1.4— 10 v.H.

(Ermittlung aus 3.2.1.3, wenn diese Leistungen zur Herstellung von Lage-

und Hoéhenplénen beauftragt ist) zuziglich Berlicksichtigung

der Gelandeaufnahme nur fur Schritte: 5.v.H
(wenn 3.2.1.3 nicht beauftragt ist)



2.4 Leistungs
aufwand
(6.2)

2.5 Zeitaufwand
(6.3)

2.6 Nebenkosten
(6.4)
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Absteckungsunterlagen
—3.3.1.1— 15 v.H.

Bauvermessung (8 98b HOAI)
—3.3.2—

Baugeometrische Beratung (sofern erforderlich)
—3.3.21— 2 v.H.

Absteckung fur die Bauausfuhrung
—3.3.2.2 — 14 v.H.

Verm. techn. Uberwachung der Bauausfiihrung (sofern erforderlich)
—3.3.23— 18 v.H.

Werden Teilleistungen beauftragt, sind sie wie folgt zu bewerten:

—Kontrollieren der Bauausfiihrung durch stichprobenartige
Messungen an Schalungen und entstehenden Bauteilen incl.
Fertigen von Mef3protokollen 10 v.H.

—Stichprobenartige Bewegungs- und Deformationsmessungen an
konstruktiv bedeutsamen Punkten des zu erstellenden Objekts
incl. Fertigen von MeRprotokollen 8 v.H.

Vermessungsleistungen nach den 88 100/98 (4)/97 (5) HOAI sind im allgemeinen als
Pauschale auf der Grundlage einer Abschatzung des zu erwartenden Aufwandes zu verein-
baren (letzte Spalte der Tabelle unter 6.2.1/6.2.2). Kann fir Einzelleistungen der Leistungs-
umfang nicht festgelegt werden, so sind fur diese Leistungen Einheitspreise (z. B. DM/Stick,
DM/ha, DM/m) zu vereinbaren (Spalte 3 der Tabelle unter 6.2.1/6.2.2).

Fur Leistungen, deren Zeitaufwand nicht vorhersehbar ist, ist die Verglutung auf der
Grundlage von 8§ 6 HOAI zu vereinbaren.

Die Stundensétze sind unter Berilicksichtigung folgender Tatigkeitsmerkmale zu vereinbaren:

— Fur den Auftragnehmer:
Als Biroinhaber, Geschaftsfuhrer oder Prokurist fir Besprechungen und kontrollierende
Tatigkeiten.

— Fir den Vermessungsingenieur:
Als verantwortlicher Projektbearbeiter, z. B. als MeRtruppleiter im AuBendienst, als
Operator an hochwertigen Auswertegeraten im Innendienst.

— Fir den Vermessungstechniker:
Als techn. Mitarbeiter, z. B. als Beobachter am Instrument, als Auswerter von
Messungen, als qualifizierter Bearbeiter bei der Planerstellung.

— Fur den Vermessungsassistent/Zeichenkraft:
Als angelernter technischer Mitarbeiter.

— Fur den MeRtruppleiter/EDV-Operator:

Es ist hier ein Mischpreis zwischen Personal- und Geratekosten zu vereinbaren. Die
Kosten fir die Bereitstellung eines Vermessungsfahrzeugs und von hochwertigem Gerat
(vgl. HOAI § 7 Abs. 2 Nr. 8) sind dabei ggf. in den Stundensatz des MeR3truppleiters bzw.
des EDV-Operators einzurechnen und nicht als Nebenkosten gesondert auszuweisen.
Hinsichtlich der unter diese Regelung fallenden Fahrzeuge und Gerate vergleiche auch
Amtliche Begriindung und Anmerkungen" zur 3. Anderungsverordnung der HOAI, § 7
Abs. 2.

Ein MeRtrupp besteht i.d.R. aus 2 oder 3 Mitarbeitern des Auftragnehmers in der Zusammen-
setzung Ingenieur/Techniker/Assistent. Die Zuziehung weiterer Mitarbeiter kann z. B.
erforderlich werden bei Untertagearbeiten oder Kanalbestandsaufnahmen.

Es wird die Arbeitszeit — ohne An- und Abfahrtszeiten — am jeweiligen Geschaftsort
(AuRendienst oder Biiro) vergitet. Bei aulRergewohnlichen Verhaltnissen (lange Wegezeiten,
kurze Arbeitseinsatze) ist eine Vergltung der entstehenden Wegezeiten unter
Berlicksichtigung eines Abschlags von 15 v.H. der unter Abschnitt 6.2 des Vertragsmusters
aufgefiihrten Stundensatze bei den Nebenkosten unter Abschnitt 6.5 zu vereinbaren.

Die Vergutung von Nebenkosten (§ 7 HOAI) erfolgt auf Einzelnachweis, sofern nicht bei Auf-
tragserteilung eine pauschale Abrechnung vereinbart worden ist. Bei Vereinbarung einer
Pauschale sind die ihr zugrunde gelegten Einzelansatze in einem Nebenvermerk festzuhalten.
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2.7 Leistungen
des Auftrag-
gebers

3 Haftpflicht-
versicherung

4 Erklarung

16. Aust.-Lfg. (Februar 1995)

Fir die Vergitung der Reisekosten ist zu beachten:

1

Die notwendige Anzahl der Reisen setzt das Bauamt auf Vorschlag des Auftragnehmers
fest.

Hierbei ist zu beachten, daB die Reisen so ausreichend bemessen werden, daf} die
Leistung ordnungsgeman erfullt werden kann.

Fahrtkosten (auch Tages- und Ubernachtungsgelder) fiir Reisen, die tiber den Umkreis von
mehr als 15 km vom Geschaftssitz des Auftragnehmers hinausgehen, dirfen nicht héher
berechnet werden als es das Bundesreisekostengesetz — BRKG — vom 13. November
1973 und die dazu herausgegebenen Erganzungen in sinngeméaler Anwendung vorsehen.
In Ergénzung zu 8 6 BRKG ist fiir Wegstrecken, die der Auftragnehmer im eigenen Pkw
zurlicklegt, von einer Vergitung von 0,52 DM je kam auszugehen.

Fur Mitarbeiter im Baustelleneinsatz ist keine Pauschale zu vereinbaren. Die Kosten dirfen
nicht hoher erstattet werden, als es der jeweils giltige Tarifvertrag fir das Baugewerbe mit
den dazu vereinbarten Satzen fir technische und kaufmannische Angestellte vorsieht.

Bei der Erstattung von Nebenkosten ist Anhang 20/7 RBBau zu beachten.

Zu den Leistungen des Auftraggebers — vgl. Abschnitt 3.1, 1. Absatz — gehdren im allge-
meinen:

Bereitstellen einer Lageskizze mit Darstellung der Begrenzung des zu vermessenden Ge-
landes und/oder der zu vermessenden Geb&aude/Bauwerke;

Bereitstellen von beim Auftraggeber vorhandener Plan- und Messungsunterlagen, soweit
sie vom Auftragnehmer zur Erbringung seiner Leistung bendétigt werden;

Einholen der Erlaubnis zum Betreten des zu vermessenden Geldandes/der Gebaude/der
Bauwerke.

Bei Abschlul? der Berufshaftpflichtversicherung ist Anhang 4 RBBau zu beachten.

Vor Auftragserteilung hat der Ingenieur folgende Erklarung abzugeben:

Ich/Wir erklare(n), daR ich/wir meinen/unseren gesetzlichen Verpflichtungen zur Zahlung der
Steuern und Sozialabgaben nachgekommen bin/sind.



Anhang 15

Anlage zu den Hinweisen zum

Vertragsmuster Ingenieurvermessung —

Leistungskatalog — Ingenieurvermessung — (mit Erlauterungen)
— FUR LEISTUNGEN NACH § 100 HOAI

— FUR DIE OBJEKTE DER §§ 97(5) und 98 (4) HOAI

— ZUR ERGANZENDEN BESCHREIBUNG BESONDERER LEISTUNGEN NACH DEN 8§ 97b/98b HOAI

Die nachfolgenden Leistungsbeschreibungen kdénnen bei Bedarf und unter Beachtung der Erlauterungen in
das Vertragsmuster — Ingenieurvermessung — Ubernommen werden; sie sind im Vertrag neu zu
numerieren.

1 Grundlagen

Erheben und Beschaffen von vermessungstechnischen Unterlagen iiber die Ortlichkeit ein-
schlief3lich Ortsbesichtigung

2 Geodatisches Festpunktfeld

2.1 Lagefestpunkte
2.1.1 Erkunden, Festlegen, dauerhaftes Vermarken und Sichern der erforderlichen Lage-
festpunkte
Anzahl der Punkte: ca. ... Stick*)

2.1.2 Messungen zur Bestimmung der Festpunkte im bergeordneten Festpunktfeld mit
der im Liegenschaftskataster geforderten Genauigkeit.
Auswerten mit Erstellen des Koordinatenverzeichnisses, der Punktbeschreibungen,
der Einmefskizzen und einer Netzibersicht.
Lange des Polygonzugs: ca. .......... m *)
Anzahl der Standpunkte: ca. .......... Stuck *)

2.2 Hohenfestpunkte

2.2.1 Vermarkung von Héhenbolzen
Erforderliche Anzahl: ............ Stuck®)

2.2.2 Bestimmung der Hohenfestpunkte durch Nivellement.
Das Nivellement ist an mindestens 2 Hohenfestpunkte des Landeshdhennetzes an-
zuschlieBen.
Auswerten und Erstellen eines Hohenfestpunktverzeichnisses mit Beschreibung
der Punkte. Angabe der H6hen in m . NN.
Geforderte Genauigkeit: + .......... mm¥*)

2.3 Aufsuchen, Kontrollieren, ggfs. Wiederbestimmen von vorhandenen Lage-/Hthen-
festpunkten®)

3 Bestandserfassung

3.1 Topographische Aufnahme
Aufmessen der Gelandeform nach Lage und Hohe mit den topographischen Gegenstanden
und technischen Objekten.
Aufzunehmen sind:
Gebaude und sonstige bauliche Anlagen, befestigte/unbefestigte Flachen mit Angabe der
Befestigungsart/Nutzungsart, StraBenausstattung, Baume, vorhandene Grenzzeichen ..... *)

3.1.1 Erstaufnahme der Liegenschaft / des zu bearbeitenden Gebiets *)
3.1.2 Ergénzungsaufnahme zur Fortfihrung der PIAne ............coooiiiiiiiiiiiin i,

Es sind folgende erhebliche/geringe *) Veranderungen zu berlcksichtigen: ...........

Letzte FOrtflNIUNG: ..o et et
3.2 Aufnahme von Leitungen und Kanalen **)

Orten und Aufmessen von Leitungen, Kandlen und dergl. nach Lage und Hohe. Erfassen
von Durchmesser und Material sowie Aufnahme der Schachte, Sonderbauwerke und
Zubehor.*) im Ubergeordneten Bezugssystem erfolgen:

— Entwasserung
— Wasserversorgung
— Gasversorgung
— Warmeversorgung
— Elektr. Strom
— Fernmeldetechnik

*) Nichtzutreffendes ist zu streichen oder ggfs zu ergénzen
**) kann auch Besondere Leistung der Leistungsphase 3 des § 97b HOAI sein
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3.2.1 Erstaufnahme der Liegenschaft / des zu bearbeitenden Gebiets *)

3.2.2 Erganzungsaufnahme zur Fortfihrung der PIANe ........ccoeeiiiiiiiiiiiiiie e
Es sind folgende erhebliche/geringe *) Veranderungen zu beriicksichtigen: ............
Letzte FOrtflNIUNG: ..o et et e e e eans

| 3.3 Bauaufnahme von Geb&uden und sonstigen baulichen Anlagen **)

3.3.1 Festlegen, Vermarken und Bestimmen eines Mel3netzes aufRerhalb und innerhalb
der baulichen Anlage einschlieBlich AnschluB (Lage und Hohe) an das
Ubergeordnete Festpunktnetz. Auswertung der Messungen

3.3.2 Durchfiihrung der Bauaufnahme fur
....... Grundrisse
....... Schnitte
Genauigkeit: = ............ cm Mafstab: 1 : ....ccoeuennen.

Die Schnittebenen fir die Grundrissmessungen sind so zu wéhlen, dall Fenster,
Taren und Nischen dargestellt werden kdnnen.

Die Schnittebenen fur Lédngs- und Querschnitte sind so zu wahlen, daR der kon-
struktive Aufbau in der Grundstruktur erfalt wird. Die genaue Lage der Schnitt-
ebenen ist in den Planen festzuhalten.

Die genaue Lage der Schnittebenen ist in den Planen festzuhalten.

3.3.3 Photogrammetrische Aufnahme von AulRen- und Innenfassaden
(Fassadenansichten) einschl. Pal3punktbestimmung.

Genauigkeit: & ...... cm *) Bezeichnung der Fassaden: .........cc.cccccveenneen. *)
| 3.4 Aufnahme unterirdischer Bauwerke **)

3.4.1 Bestimmen der Lage/H6he unterirdischer Bauwerke mit Bezug auf die oberirdische

Situation (Eigentumsverhaltnisse, Nutzung, Topographie)

4 Planerstellung/Planfortfiihrung

4.1 Auswerten der Messungen nach 3.1 / 3.2 *) und Erstellen von Bestandsplanen im Deck-
foliensystem

4.1.1

4.1.2
4.1.3

4.1.4

4.1.5

4.1.6

Grundplan mit Darstellung der Ergebnisse aus 3.1.1 (ohne H6hen) und dem Inhalt
des Liegenschaftskatasters (Flurstiicksgrenzen /-nummern, Gebaude/-nummern).

MaRstab: 1 : ......cceeeeeee.
Deckfolie mit Punkthéhen / Héhenlinien *)

Deckfolien fir Ver- und Entsorgungsleitungen mit allen leitungsspezifischen Anga-
ben, der Sonderbauwerke und des Zubehdors aus der Erfassung gem. Ziff. 3.2

4.1.3.1 Entwasserung

4.1.3.2 Wasser- und Gasversorgung
4.1.3.3 Warmeversorgung

4.1.3.4 Elektr. Strom und Fernmeldetechnik

4.1.3.5 Deckfolie mit Darstellung aller Leitungen gem. Ziff. ............ (nur  mit
Darstellung der Leitungsart, ggfs. nicht mehr lagegetreu)

Ubernehmen von Kanélen, Leitungen, Kabeln und zugehdorige Sonderbauwerke aus
vorhandenen Unterlagen und Einarbeiten in die jeweilige Deckfolie gem. Ziff. 4.1.3

Deckfolie ,,Baumbestand” mit Darstellung der Baumart (Nadelbaum/Laubbaum)
durch Signatur und Angabe des Stammdurchmessers, des Kronendurchmessers,
der Baumhohe, der Wurzelstockhéhe *)

Erstellen der Plane nach 4.1 ............... durch photomechanische Reproduktion/als
Originalzeichnung *)
imMaBstab 1 : ........cceeeeeee

4.2 Ubersichtsplan

4.2.1

Fertigen eines Ubersichtsplans M 1:2000 oder 1:5000 *)

*) Nichtzutreffendes ist zu streichen oder ggfs. zu ergénzen.
**) kann auch Besondere Leistung der Leistungsphase 3 des § 97b HOAI sein
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4.3 Bauaufnahme **)

4.3.1 Auswerten und Ausarbeiten der Bauaufnahme gem. Ziff. 3.3.2 als Reinzeich-
nung/Kartierung in Tusche.
In den Planen ist folgendes darzustellen:

4.3.2 Zusammenfassung der Melergebnisse aus Zziff. 3.3.2 in Malketten und
Darstellung in der Reinzeichnung.
Die MaRketten sind auf den konstruktiven Aufbau und auf die wesentliche Raum-
gliederung zu beziehen.
Die Bemaf3ung ist entsprechend DIN 1356 vorzunehmen.

4.4 Fassadenansichten **)

4.4.1 Auswerten der Aufnahmen nach Ziff. 3.3.3. Entzerren der Aufnahmen unter Be-
ricksichtigung der festgelegten Pal3punkte und Detailauswertung/Ausarbeitung zu

.... AufriBplanen 1 : .....

.... Vertikalschnitten 1 : ........ *)

.... Horizontalschnitten 1 : ......... *)
4.5 Unterirdische Bauwerke **)

4.5.1 Auswerten und Ausarbeiten der Bestandserfassung gem. Ziff. 3.4.1 zu einem
Lageplan mit Darstellung der oberirdischen und unterirdischen Situation einschlie3-
lich Héhenangaben. Es sind getrennte Zeichenschlissel zu verwenden.

MaBstab: 1 : ............
4.6 Fortfihrung vorhandener Plane

4.6.1 Fortfuhren der Plane ..........cccoiveiinniennnen. auf der Grundlage der ausgewerteten
und ausgearbeiteten Messungen nach Ziff. 3.1.2/3.2.2 .

Die erheblichen/geringen *) Veranderungen sind in die vom Auftraggeber zur
Verfiigung gestellten Planunterlagen einzuarbeiten.

5 Vermessungstechnische Leistungen fiir Bauwerksbeobachtungen ***)

5.1 Vermarken und erstmaliges Bestimmen der Hohen von Beobachtungspunkten am Gebau-
de/Bauwerk *) ..o e durch Prazisionsnivellement als Bezugsmes-
sung fir Setzungsbeobachtungen unter Beachtung der DIN 4107.

Geforderte Genauigkeit (mittl. Fehler des beobachteten H6henunterschieds) : + . mm.
Die Auswahl der MeRBpunkte ist mit dem Statiker und/oder dem Bodenmechaniker abzu-
stimmen *)

5.2 Folgemessungen zur weiteren Beobachtung der Setzung.

Auswerten der Messungen und Auftragen der Setzungen gem. Ziff. 7 der DIN 4107.
BeobachtungStUINUS: ......cuiiiiiiiii e e

5.3 Lagebeobachtungen

5.4 Neigungsbeobachtungen

*)Nichtzutreffendes ist zu streichen oder ggfs. zu erganzen
**) kann auch Besondere Leistung der Leistungsphase 3 des § 97b HOAI sein
***) kann auch Besondere Leistung der Leistungsphase 4 des § 98b HOAI sein
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ERLAUTERUNGEN zu den EINZELLEISTUNGEN:

zZu 2.

zu
2.11

zu
2.1.2

ZUu
2.2.2

zu
3.1

ZUu
3.2

zu
3.3

zu
4.1

zu
4.1.6

ZUu
Is.1

(Die ziffernangaben beziehen sich auf den Leistungskatalog)

Das Bestimmen von Lage- und Hohenfestpunkten ist nur dann erforderlich, wenn kein ausreichen-
des Festpunktfeld vorhanden ist.

Diese Leistung ist immer in Verbindung mit 2.1.2 zu beauftragen. Die Vermarkung und Sicherung
der Festpunkte hat i.d.R. den Vorschriften bzw. dem Standard des Liegenschaftskatasters zu ent-
sprechen.

Fur das Liegenschaftskatasters sind die jeweiligen Landervorschriften maRgebend Die dafiir zu-
standige Vermessungsverwaltung regelt i.a. das Verfahren fiur die Festpunktbestimmung durch
spezielle Verwaltungsvorschriften.

Sofern das GauB-Kriiger-Koordinatensystem fir das Festpunktnetz eingefiihrt ist, sind Landes-
koordinaten nur noch in diesem System zu bestimmen.

Die Leistung nach 2.1.2 stelle den Regelfall zur Schaffung von Lagefestpunkten dar.

Die Hohenfestpunkte dienen einerseits als Bezugspunkte fir die Bestandsaufnahme, andererseits
aber auch z.B. innerhalb einer gréReren Liegenschaft als Bezugspunkte fiir Hohenangaben aller
Art.

lhre Genauigkeit hat bei Anschlul an das Uibergeordnete Netz mindestens + 5 mm, die Nachbar-
schaftsgenauigkeit bei Bestimmung mehrerer Punkte + 2 mm zu betragen.

Die topographische Aufnahme hat auf der Grundlage der nach 2.1 und 2.2 bestimmten Lage- und
Hohenfestpunkte zu erfolgen.
Bei vorhandenem Festpunktfeld gehen in der Regel die Leistungen nach 2.3 voraus.

Beim Aufmessen von Entwasserungsanlagen ist folgendes zu beachten:

Bei der Aufnahme von Kanalschéchten sind die Schachtdeckelmitten lage- und héhenmaRig zu er-
fassen, zusétzlich die Sohlhéhen von Ein- und Auslauf, sowie der Durchmesser und das Rohrma-
terial (z.B. Steinzeug, Schleuderbeton).

Sonderbauwerke sind hier z.B. Abscheider, Absturz- Pump- Regenuberlaufschéchte.

Bei Bedarf ist auch die Abweichung der Kanalachse von der Deckelmitte festzuhalten.

Bei den Ubrigen Leitungsarten ist in der Regel die Rohroberkante, der Durchmesser bzw. der Lei-
tungsquerschnitt, das Rohr- bzw. Leitungsmaterial, bei elektrischen Leitungen die Zahl der Adern
(bei  Telefonleitungen  Adernpaare) aufzunehmen. Soweit elektrische Leitungen in
Kabelformsteinen verlaufen, ist deren Lage und Hohe aufzunehmen.

Diese Leistungen sind in der Regel nur fir denkmalgeschitzte Gebaude vorgesehen.

Eine umfassende Abhandlung tber Genauigkeitsstufen, Planinhalte, Darstellungshinweise und Lei-
stungsbeschreibungen ist z.B. in den "Empfehlungen fir BaumaBnahmen" des
Landesdenkmalamts Baden-Wirttemberg, Morikestr. 20, 7000 Stuttgart 10 enthalten.

Es wird empfohlen, firr derartige Arbeiten nur solche Vermessungsbiiros zu beauftragen, die ein-
schlagige Erfahrungen auf diesem Spezialgebiet nachweisen kdnnen.

Bewahrt hat sich auch folgende Verfahrensweise: Schaffung eines lUbergeordneten Messnetzes
im Innern des Geb&udes/Bauwerks*) (Aufnahmestandpunkte) durch ein Vermessungsbiro und
eine kombinierte elektrooptische/manuelle Bauaufnahme durch die Zusammenarbeit von
Vermessungsfachmann und spezialisiertem Architekt. ist deren Lage und H6he aufzunehmen.

Das Herstellen von Bestandsplénen fur Liegenschaften soll im "Deckfoliensystem™ erfolgen.

Dies gewahrleistet eine wirtschaftliche Art der Planhandhabung und -fortfiihrung.

Ausgehend von einem Grundplan sind die fir den jeweiligen Bedarf notwendigen Deckfolien zu
fertigen, wobei die durch die Ziffern 4.1.3.1 bis 4.1.3.5 vorgegebene Einteilung nur beispielhaft
ist. Die erforderliche Anzahl der Deckfolien sollte sich in erster Linie nach den 6rtlichen Gegeben-
heiten, z.B. der Leitungsdichte, richten.

Auf eine sinnvolle Blatteinteilung und Ubersichtliche Darstellung (keine Uberdeckung!) ist zu
achten.

Diese Leistung beschreibt das Fertigen von unter Ziff. 4.1 erstellten Planunterlagen in anderen
MaRstaben (VergréBerung/Verkleinerung). Dies kann als "Originalzeichnung" erfolgen, wenn die
erforderlichen Daten in digitaler Form mafstabslos auf einem entsprechenden Datentréger vor-
liegen.

Die erforderliche Genauigkeit hédngt von der Aufgabe der Messung einerseits und der erwarteten
Grofe der Setzung andererseits ab.

Zur Festlegung der zu fordernden Genauigkeit wird auf die Tabelle 1 der DIN 4107 verwiesen. Im
Regelfall ist von einer Genauigkeitsanforderung von .= 0,5 mm auszugehen.
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Anhang 15 — BMBau 1993 —

Vertragsmuster —_— Ingenieurvermessung
Zwischen der
Bundesrepublik Deutschland

vertreten durch

vertreten durch

die ODErfiNANZAINEKEION ... ...t ettt e et e e e e e s e e aeae aanes

"""""""""""""" (swage) T oy
diese vertreten durch

............................................................... (Bauamt)

.......................... ( StraBe)(Ort)

—nachstehend Auftraggeber genannt—

und dem/den

vertreten durch

—nachstehend Auftragnehmer genannt—

wird folgender Vertrag geschlossen:
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1.1

1.2

2.1

2.2

2.3

3.1

81
Gegenstand des Vertrages

Gegenstand dieses Vertrages sind Leistungen der Entwurfs-/Bauvermessung®) fur die Baumalf3-
nahme

(genaue Bezeichnung der BaumaRnahme)
Diese besteht aus folgenden*)

1.1.1 Gebauden

1.1.2 Ingenieurbauwerken

1.1.3 Verkehrsanlagen

(genaue Bezeichnung des Objekts/der Liegenschaft)
§2
Grundlagen des Vertrages

Die Allgemeinen Vertragsbestimmungen — AVB — (siehe Anlage) sind Bestandteil dieses
Vertrages.

Der Auftragnehmer hat seinen Leistungen zugrunde zu legen

2.2.1 folgende projektbezogene Unterlagen:

Abweichungen davon bedurfen der vorherigen schriftlichen Zustimmung des Auftraggebers.

Der Auftragnehmer hat tber 8 1 AVB hinaus folgende technische und sonstige Vorschriften zu
beachten:

83
Leistungen des Auftragnehmers
Auftragsumfang

Der Auftragnehmer fuhrt seine Leistungen auf der Grundlage der ihm vom Auftraggeber zur Ver-
fugung zu stellenden Unterlagen aus.

Der Auftraggeber Ubertragt dem Auftragnehmer die Leistungen nach 3.2.

Er beabsichtigt, dem Auftragnehmer bei Fortsetzung der Planung und Durchfihrung der Baumaf3-
nahme weitere Leistungen nach 3.3 — einzeln oder im ganzen — zu Ubertragen. Die Ubertragung
erfolgt durch schriftliche Mitteilung.

*)  Nichtzutreffendes ist zu streichen
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3.2

Der Auftragnehmer ist verpflichtet, diese weiteren Leistungen zu erbringen, wenn ihm vom Auf-
traggeber innerhalb von .......... Monaten nach Fertigstellung der Leistungen nach 3.2 zumindest
die Leistungen nach 3.3 Uibertragen werden.

Der Auftraggeber behélt sich vor, die Ubertragung weiterer Leistungen auf einzelne Abschnitte
der BaumafRnahmen zu beschranken.

Ein Rechtsanspruch auf Ubertragung der Leistungen nach 3.3 besteht nicht.

Aus der stufenweisen Beauftragung kann der Auftragnehmer keine Erhéhung seines Honorars ab-
leiten.

Aus der abschnittsweisen Beauftragung kann der Auftragnehmer nur dann eine Erhéhung seines
Honorars ableiten, wenn und soweit § 21 HOAI dies zulaft.

Wenn dem Auftragnehmer die Leistungen nach 3.3 nicht innerhalb von 24 Monaten nach Fertig-
stellung der Leistungen nach 3.2 Ubertragen werden, kann der Auftragnehmer den Vertrag aus
wichtigen Griinden kundigen, ohne daR dem Auftraggeber wegen der Kindigung ein Schadens-
ersatzanspruch zusteht. Die Kindigung kann nur innerhalb einer Frist von zwei Wochen nach
Ubertragung der Leistungen nach 3.3 ausgesprochen werden. Anspriiche der Vertragsparteien
aus den 88 4 bis 6 AVB bleiben unberiihrt.

Ubertragene Leistungen
3.2.1 Entwurfsvermessung®)
3.2.1.1 Grundlagenermittlung®)
Das sind die Grundleistungen der Leistungsphase 1 des § 97b HOAI
3.2.1.2 Geodéatisches Festpunktfeld*)
Das sind die Grundleistungen der Leistungsphase 2 des § 97b HOAI
3.2.1.3 Vermessungstechnische Lage- und Héhenpléne*)

Das sind die Grundleistungen der Leistungsphase 3 des § 97b HOAI mit Aus-
nahme von*¥*)

Es sind grundsétzlich terrestrische Aufnahmeverfahren zu verwenden.

Der Auftragnehmer hat folgende Pléne vorzulegen:

0

7

*) Nichtzutreffendes ist zu streichen
**) ggfs. nicht zu beauftragende Grundleistungen n. § 97b, Leistungsphase 3 (z. B. Grundleistung 6, 7, 8) hier auffiihren
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Anhang 15
3.3 Weitere Leistungen

3.3.1 Entwurfsvermessung*)
3.3.1.1 Absteckungsunterlagen®)
Das sind die Grundleistungen der Leistungsphase 4 des § 97b HOAI
3.3.2 Bauvermessung¥)

G 7R 7t PP

3.3.2.2 Absteckung fir die Bauausfiihrung*)

Das sind die Grundleistungen der Leistungsphase 2 des § 98b HOAI

3.3.3 Besondere Leistungen nach HOAI
0 T Tt TP UPPPPTRRPPINE

3.3.4 Leistungen nach § 100 HOAI
G R 2t PPN

3.4 Die vom Auftragnehmer vorzulegenden Planunterlagen sind dem Auftraggeber in einfacher Aus-
fertigung pausféhig einschliellich je einer Papierpause zu tbergeben, und zwar

—  Planunterlagen Nach .........civiiiiiiii auf mafhaltiger Folie,*)
—  Planunterlagen Nach ... auf Transparentpapier.*)

Die Planunterlagen sind unter Beachtung der gultigen DIN-Normen und Richtlinien anzufertigen
und zu beschriften. Die Papierpausen sind DIN-gerecht zu falten und in Taschen oder Ordnern zu-
sammenzustellen.

Berechnungen und andere vermessungstechnische Unterlagen sind dem Auftraggeber
in ... facher Ausfertigung kopierfahig im Format DIN A 4 (hoch) zu lGbergeben.

3.5 Der Auftragnehmer hat die von ihm angefertigten zeichnerischen Unterlagen als ,,Planverfasser”,
die Ubrigen Unterlagen als ,,Verfasser" zu unterzeichnen.

§4
Fachlich Beteiligte
4.1 Folgende Leistungen werden von den nachstehend genannten fachlich Beteiligten erbracht:*)
4.1.1 Objektplanung flr GEDAUAE VON .....c..iiiiiiiiei e e e
4.1.2 Objektplanung fur Ingenieurbauwerke VON ...........c.ooiiiiiiiiii e
4.1.3 Objektplanung fur Verkehrsanlagen VON ..........ccooiiuiiiiiieiiiii et e
4. 1.4 Frei@nlagen VO ...t ettt et e et et et e et et e e e e e et e ean aaanne
4.1.5 RohrleitungsuntersuChUNGEN VON ......c..iiiiiiii e et e

PPN

*)  Nichtzutreffendes ist zu streichen
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§5

Termine und Fristen

5.1 Fur die Leistungen nach § 3 gelten folgende Termine bzw. Fristen:

L 0t S
LS 70 PP PP
L 0t S
§6
Vergitung

6.1 Entwurfsvermessung/Bauvermessung®)
Der Honorarermittlung werden zugrundegelegt:

6.1.1 Fur die Leistungen 3.2.1/3.3.1 die nach § 97 HOAI anrechenbaren Kosten der baufachlich
gepriften Kostenberechnung zur Haushaltsunterlage — Bau — ohne Nachtrage und ohne
Umsatzsteuer,

6.1.2 Fir die Leistungen 3.3.2 die nach 8 98 HOAI anrechenbaren Herstellungskosten, die
durch Abrechnung (Kostenfeststellung) ermittelt sind, ohne Umsatzsteuer,

6.1.3 Die Honorarzonen im Sinne 88 97a und 98a HOAI

Bezeichnung des Gebaudes/ Leistungen der Honorarzone
Bauwerks/der Verkehrsanlage

Entwurfsvermessung

Bauvermessung

Entwurfsvermessung

Bauvermessung

Entwurfsvermessung

Bauvermessung

Entwurfsvermessung

Bauvermessung

6.1.4 Folgende Bewertung der Leistungen der Entwurfsvermessung

Leistungen n. 8 97b HOAI Bewertung der Leistungen in v. H.
- Grundleistungen - 1.1.1 (1)

Grundlagenermittlung —3.2.1.1—

Geod.Festpunktfeld —3.2.1.2—

Verm.techn. Lage- und Héhenplane
—3.2.1.3—

Gelandeschnitte —3.2.1.4—

Absteckungsunterlagen —3.3.1.1—

— Besondere Leistungen —

Summe

*)  Nichtzutreffendes ist zu streichen
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6.1.5

Folgende Bewertung von Leistungen der Bauvermessung

Leistungen n. 8 97b HOAI Bewertung der Leistungen in v. H.
- Grundleistungen - 1.1.1 (1)

Baugeometrische Beratung —3.3.2.1—

Absteckung fiir die Bauausfiihrung
—3.3.2.2—

Verm.techn. Uberwachung
der Bavausfiihrung —3.3.2.3—

— Besondere Leistungen —

Summe

6.1.6 Als Honorarsatz wird der Mindestsatz der Honorartafel nach 8 9 HOAI vereinbart zu-

6.1.7

zigl. cooeeeennee. v. H. der Differenz zum Héchstsatz fir Gebaude/Ingenieurbauwerk

Solange die fir die Berechnung des Honorars maRgebenden Betrdge nicht feststehen,
treten fir die Bemessung der Abschlagszahlungen an deren Stelle der Reihe nach

fur Leistungen nach 3.2.1

die baufachlich gepriufte Kostenberechnung zur Haushaltsunterlage — Bau — oder die
Kostenschéatzung,

fur Leistungen nach 3.3.1/3.3.2

der Kostenanschlag oder die  fortgeschriebene baufachlich geprifte
Kostenberechnung.

Entsprechendes gilt, wenn das Vertragsverhaltnis vorzeitig endet und die fur die
endglltige Berechnung des Honorars maflgebenden Betrdge nicht mehr festgestellt
werden.

Bis zur endglltigen Kostenfeststellung werden die der Honorarermittlung zugrunde zu
legenden anrechenbaren Kosten zwischen Auftragnehmer und Auftraggeber abgestimmt.
Hierbei ist das Muster zur Honorarberechnung (Muster 1 zu Anhang 15 RBBau) zu
verwenden.

6.2 Honorar fir sonstige Leistungen/Besondere Leistungen®)

6.2.1

Der Auftragnehmer erhalt fiir seine nachstehend aufgefiihrten Leistungen folgende Vergiitung:
Leistungen Menge, Einheit  Einheitspreis | Gesamtpreis Pauschale
nach 3.2 ca. DM/Einheit ca. DM DM
Summe 6.2.1

*)  Nichtzutreffendes ist zu streichen
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6.2.2  Leistungen | Menge, Einheit Einheitspreis | Gesamtpreis Pauschale
nach 3.3 ca. DM/Einheit ca. DM DM
Summe 6.2.2

6.3 Honorar nach Zeitaufwand

Die Leistungen des Auftragnehmers nach

sowie unvorhergesehene Leistungen geringen Umfangs werden nach Zeitaufwand mit folgenden

Stundensétzen vergltet:

6.3.1 Leistungen nach 3.2 ] Leistungen nach 3.3
DM/Std ca. Std DM ca. Std DM

Auftragnehmer L | e o e

Ingenieur e | e e e

Techniker i | e o e

Assistent/ i | o e ]

Zeichenkraft

MeBtruppleiter L | e | e

(incl. Vermess.fahrzeug

u. hochwertige Gerate)

EDV-Operator i | v | e e

(incl. Hard- und Soft-

wareeinsatz)

6.3.1.1 Die Summe der Vergutung nach Zeitaufwand fur Leistungen nach
3.2.2/3.2.3*) wird vorlaufig festgelegt auf .................... DM

6.3.1.2 Die Summe der Vergutung nach Zeitaufwand fur Leistungen nach
3.2.2/3.2.3*) wird vorlaufig festgelegt auf .................... DM

6.3.2 Die Stundensatze nach 6.3.1 werden nur fir die reine Arbeitszeit (ohne Wegezeit und
Arbeitspausen) vergiitet. Uber die geleisteten Stunden ist vom Auftragnehmer ein
Nachweis zu fuhren. Er mul3 mindestens folgende Angaben enthalten: Datum/Name/Art
der Leistung/Anzahl der Stunden/Unterschrift. Dieser Nachweis ist dem Auftraggeber
zeitnah zur Anerkennung vorzulegen. Die endgiltigen Summen nach 6.3.1.1 und 6.3.1.2

errechnen sich aus dem tatsachlich erbrachten, nachgewiesenen und anerkannten
Zeitaufwand.
6.3.3 Ein Meltrupp setzt sich aus .......... Mitarbeitern des Auftragnehmers zusammen. Die Zu-

ziehung weiterer Mitarbeiter bedarf der Zustimmung durch den Auftraggeber.

*)  Nichtzutreffendes ist zu streichen
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6.4
6.5

Die Umsatzsteuer ist gesondert auszuweisen.

Die Nebenkosten werden - jeweils pauschal/zum Nachweis*) — erstattet. Hierin sind auch die
Kosten enthalten fiir:*)

— Vermarkungsmaterial

— Vervielfaltigen der Unterlagen (auch die nach 3.4) sowie der reproduktionstechnischen
Arbeiten auf maRhaltiger Folie

— Post- und Fernmeldegebiihren

— Reisen und Wegezeiten des Auftragnehmers und seiner Mitarbeiter

6.5.1 fur die Leistungen nach 3.2 . DM

6.5.2 furdie Leistungennach 3.3 e DM

Die Nebenkosten nach 8§ 7 Abs. 2 Nr. 8 HOAI fur Vermessungsfahrzeuge sowie fiir hochwertige
Gerate sind bei Leistungen nach den 88 97b/98b HOAI in den Honoraren der Honorartafel
enthalten und werden deshalb nicht gesondert erstattet. Dies gilt sinngeméaR auch fir Leistungen
nach den 88 97(5)/98(4)/100 HOAI, sofern die Vergiitung nach 6.2 erfolgt.

Trennungsentschadigungen

6.5.3 fiUr die Leistungen nach 3.2 DM

6.5.4 furdie Leistungennach 3.3 e DM
Summe DM DM
zuziglich Umsatzsteuer e DM i DM
Gesamtsumme L. DM e DM

*)  Nichtzutreffendes ist zu streichen
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87
Haftpflichtversicherung des Auftragnehmers

Die Deckungssummen der Berufshaftpflichtversicherung nach 8§ 10 AVB miissen mindestens betragen:

fUr Personenschaden s DM
fur sonstige Schaden DM
§8

Erganzende Vereinbarungen

Auftraggeber Auftragnehmer

Ort / Datum Ort / Datum

Rechtsverbindliche Unterschriften

16. Aust.-Lfg. (Februar 1995)



Bezeichnung des Gebéaudes/des Bauwerks/der Anlage Honorarzone(n)
Honorarermittlung
zum Vertragsmuster
Ingenieur-
vermessung
(Auftragnehmer) (Ort)
Ermittlung der anrechenbaren Kosten Kostenschatzung Kostenberechnung Kostenanschlag Kostenfeststellung
DM DM DM DM
1 2 3 4 5
1 Gesamtsumme mit USt b
2 ./. Kosten fur Technik nach §10 Abs. 4 HOAI 2
3 = sonstige anrechenbare Kosten 2
4 + 25 v.H. aus Zeile 3 nach §10 Abs. 4 Nr. 1 2
5 + 50 v.H. aus Zeile 2 (abzuglich Zeile 4) 2
6
7 = anrechenbare Kosten mit Umsatzsteuer
8 Joo, v.H. Umsatzsteuer 3
9 = anrechenbare Herstellungskosten o. USt. 4
Entwurfsvermessung:

10 + 40 v.H. aus Zeile 9 bis zu 1 Mio. DM
11 + 35 V.H. aus Zeile 9 Uber 1 bis zu 2 Mio. DM
12 + 30 Vv.H. aus Zeile 9 Uber 2 bis zu 5 Mio. DM
13 + 25 v.H. aus Zeile 9 (iber 5 Mio. DM
14 Summe Zeilen 10 bis 13

= anrechenbare Kosten ohne USt. 5)

Bauvermessung:

15 80 v.H. aus Zeile 9

= anrechenbare Kosten ohne USt. 8)

1) Bei Gebauden und Innenrdumen ohne die Kosten nach § 10 Abs. 5 Nr. 1 bis 13 HOAI,

bei Freianlagen o.d. Kosten n. 8 10 Abs. 5 Nr. 1-4 u. 6-13 HOAI sowie 0.d. Kosten des Geb. (DIN 276 / 04.81, Kostengruppe 3),

bei Ingenieurbauwerken ohne die Kosten nach § 52 Abs. 6 und 7 HOAI

2) Bei Geb&uden, Innenrdumen, Ingenieurbauwerken und Verkehrsanlagen nur ausfiillen, wenn die Kosten in Zeile 2 mehr als 20 v.H. der Kosten von
Zeile 1 betragen

3) Ab 1. Januar 1993 = 13,04 v.H.
4) Fur Verkehrsanlagen bei der Entwurfsvermessung und fur Ingenieurbauwerke bei der Bauvermessung
5) Fur Gebaude und fur Ingenieurbauwerke bei der Entwurfsvermessung
6) Fur Gebaude und Verkehrsanlagen bei der Bauvermessung

16. Aust.-Lfg. (Februar 1995)
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16
17
18
19

20
21
22

23
24
25
26
27
28
29
30
31
32
33

Entwurfsvermessung

Ermittlung des Honorarsatzes der Entwurfsvermessung:

sO +( (s1-s0) X (k-kO) (k1-ko) )= Honorarsatz
2) +( X )= DM
3 +( X ) = DM
(4) +( X )= DM
(5) +( X )= DM
sO = unterer Honorarsatz; s1 = oberer Honorarsatz
k =anrechenbare Kosten; kO = unterer Kostenwert; k1 = oberer Kostenwert
Kostenschétzung Kostenberechnung Kostenanschlag Kostenfeststellung
Zuschlag zum Honorarsatz V.H. DM DM DM DM
1 1.1 2 3 4 5
Honorarsatz
—+ Zuschlag zum Mindestsatz
= Honorar insgesamt
Grundlagenermittlung
+ Geodatisches Festpunktfeld
4 Verm. technische Lage-
und Hoéhenpl
—+ Absteckungsunterlagen
+ Geléndeschnitte
+
+
+ Nebenkosten
+ Zwischensumme 1
+ Umsatzsteuer

Entwurfsvermssung Summe 1

7)
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34
35
36
37

38
39
40

41
42
43
44
45
46
47
48
49

Bauvermessung

Ermittlung des Honorarsatzes der Bauvermessung:

sO +( (s1-s0) X (k-kO) (k1-ko) )= Honorarsatz
2) +( X )= DM
(3) +( X )= DM
(4) +( X )= DM
(5) +( X )= DM
sO = unterer Honorarsatz; s1 = oberer Honorarsatz
k =anrechenbare Kosten; kO = unterer Kostenwert; k1 = oberer Kostenwert
Kostenschétzung Kostenberechnung Kostenanschlag Kostenfeststellung
Zuschlag zum Honorarsatz V.H. DM DM DM DM
1 1.1 2 3 4 5

Honorarsatz

—+ Zuschlag zum Mindestsatz

= Honorar insgesamt

Baugeometrische Beratung

+ Absteckung fur d. Bauausfiihrung

_ Verm. technische Uberwachung
der Bauausfiihrung

Nebenkosten

Zwischensumme 2

+
+
+
+

Umsatzsteuer

Bauvermessung Summe 2

7)

= Summe 1 + 2

7) gleiche Betrége in den Spalten 3 bis 5
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Anhang 16
— freigehalten (jetzt Anhang 4) —
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Anhang 19
(AVB) — BMBau 1993 —

Allgemeine Vertragsbestimmungen — AVB —

zu den Vertragen fir freiberuflich Tatige

81 — Allgemeine Pflichten des Auftragnehmers
8§ 2 — Zusammenarbeit zwischen Auftraggeber, Auftragnehmer und anderen fachlich Beteiligten
8 3 — Vertretung des Auftraggebers durch den Auftragnehmer
8 4 — Auskunftspflicht des Auftragnehmers
8 5 — Herausgabeanspruch des Auftraggebers
8§ 6 — Urheberrecht
8§ 7 — Zahlungen
8 8 — Kindigung
§ 9 — Haftung und Verjahrung

8 10 — Haftpflichtversicherung

8§ 11 — Erfullungsort, Streitigkeiten, Gerichtsstand

8 12 — Arbeitsgemeinschaft

| §13 — Anwendbarkeit

§ 14 — Schriftform
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§1
Allgemeine Pflichten des Auftragnehmers

1.1 Die Leistungen missen dem allgemeinen Stand der einschlagigen Wissenschaft, den allgemein anerkannten Regeln der
Technik, dem Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und den 6ffentlich-rechtlichen Bestimmungen entsprechen. Die Leistungsan-
forderungen an den Auftragnehmer werden durch die Sachkunde des Auftraggebers nicht gemindert.

1.2 Der Auftragnehmer hat insbesondere zu beachten

1.2.1die Richtlinien fur die Durchfuhrung von Bauaufgaben des Bundes im Zusténdigkeitsbereich der Finanzbauverwal-
tungen — RBBau —, soweit hierauf im Vertrag Bezug genommen wird;

1.2.2die Verdingungsordnung fiir Bauleistungen — VOB —;
1.2.3die Verdingungsordnung fiir Leistungen (ausgenommen Bauleistungen) — VOL —;

1.2.4das Vergabehandbuch fir die Durchfiihrung von Bauaufgaben des Bundes im Zustandigkeitsbereich der Finanzbau-
verwaltungen (VHB);

1.2.5das Sicherheitshandbuch firr die Durchfiihrung von Bauaufgaben des Bundes im Zustandigkeitsbereich der Finanzbau-
verwaltungen (SHBau).

1.3 Als Sachwalter seines Auftraggebers darf der Auftragnehmer keine Unternehmer- oder Lieferanteninteressen vertreten.

1.4 Der Auftragnehmer hat seine Leistungen nach den Anordnungen und Anregungen des Auftraggebers zu erfillen und etwai-
ge Bedenken hiergegen dem Auftraggeber unverziiglich schriftlich mitzuteilen; er hat seine vereinbarten Leistungen von ihrer
endglltigen Ausarbeitung mit dem Auftraggeber und den anderen fachlich Beteiligten abzustimmen.

Die Erfillungshaftung des Auftragnehmers fur die Richtigkeit und Vollstédndigkeit seiner Leistungen wird durch die
Entgegennahme von Arbeitsergebnissen durch den Auftraggeber vor Abnahme nicht eingeschrankt.

Der Auftragnehmer hat sich rechtzeitig zu vergewissern, ob seiner Planung 6ffentlich-rechtliche Hindernisse und Bedenken
entgegenstehen.

1.5 Notwendige Uberarbeitungen der Unterlagen bei unverdndertem Programm und bei nur unwesentlich veréanderten Forderun-
gen des Auftraggebers begriinden keinen Anspruch auf zusatzliches Honorar, soweit sie beim Auftragnehmer nicht einen
wesentlichen Arbeits- und Zeitaufwand verursachen. Nicht vereinbarte Leistungen, die der Auftraggeber zur Herstellung der
baulichen Anlage fordert, hat der Auftragnehmer mit zu Ubernehmen, es sei denn, sein Buro ist auf derartige Leistungen
nicht eingerichtet. Vergutungsanspruch und Vergiitungshéhe richten sich nach den Bestimmungen der HOAL.

1.6 Bei der Bearbeitung der Leistung ist der Auftragnehmer an die genehmigte Haushaltsunterlage — Bau — nach RBBau
E 3.2.6 gebunden. Wird erkennbar, dal die genehmigten Kosten und die vereinbarten Termine bei der Verfolgung der bis-
herigen Planung oder nach dem Ergebnis der Ausschreibung einer Leistung nicht eingehalten werden, hat er den Auf-
traggeber unverziiglich unter Darlegung der aus seiner Sicht méglichen Handlungsvarianten und deren Auswirkungen auf
Kosten, Termine und Wirtschaftlichkeit des Objekts zu unterrichten.

Bis zur Genehmigung der Haushaltsunterlage — Bau — hat der Auftragnehmer die vom Auftraggeber vor
Leistungserbringung mitgeteilten Programmkosten unter EinschluR aller planerischen MalRnahmen zur Optimierung des
Planungskonzepts zu beachten. Satz 2 gilt entsprechend.

1.7 Der Auftragnehmer hat die ihm Ubertragenen Leistungen in seinem Biro zu erbringen. Nur mit vorheriger schriftlicher Zu-
stimmung des Auftraggebers ist eine weitere Ubertragung zuléssig.

82

Zusammenarbeit zwischen Auftraggeber, Auftragnehmer
und anderen fachlich Beteiligten

2.1 Dem Auftragnehmer gegeniber ist nur das Bauamt, nicht die nutzende Verwaltung weisungsbefugt.

2.2 Der Auftraggeber unterrichtet den Auftragnehmer rechtzeitig Uber die Leistungen, die andere fachlich Beteiligte zu erbringen
haben, und tber die mit diesen vereinbarten Termine/Fristen.

2.3 Der Auftragnehmer ist verpflichtet, den anderen fachlich Beteiligten die notwendigen Angaben und Unterlagen so
rechtzeitig zu liefern, dal} diese ihre Leistungen ordnungsgemaR erbringen kdénnen.
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2.4 Wenn wahrend der Ausfuhrung der Leistungen Meinungsverschiedenheiten zwischen dem Auftragnehmer und anderen
fachlich Beteiligten auftreten, hat der Auftragnehmer unverziglich schriftlich die Entscheidung des Auftraggebers herbeizu-
fuhren.

83
Vertretung des Auftraggebers durch den Auftragnehmer

3.1 Der Auftragnehmer ist zur Wahrung der Rechte und Interessen des Auftraggebers im Rahmen der ihm ubertragenen
Leistungen berechtigt und verpflichtet. Er hat den Auftraggeber unverziglich tber Umsténde zu unterrichten, aus denen
sich Anspriche gegen mit der Bauausfihrung beauftragte Unternehmen ergeben kodnnen. Die Geltendmachung derartiger
Anspriche obliegt dem Auftraggeber.

3.2 Finanzielle Verpflichtungen fir den Auftraggeber darf der Auftragnehmer nicht eingehen. Dies gilt auch fir den Abschlul3,
die Anderung und Ergénzung von Vertragen sowie fir die Vereinbarung neuer Preise.

3.3 Der Auftragnehmer darf unbeschadet § 2 Abs. 3 Dritten ohne Einwilligung des Auftraggebers keine Plane aushandigen und
keine Auskiinfte geben, die sich auf das Vorhaben beziehen.

84
Auskunftspflicht des Auftragnehmers

Der Auftragnehmer hat dem Auftraggeber auf Anforderung lber seine Leistungen unverziglich und ohne besondere Vergitung
Auskunft zu erteilen, bis das Rechnungsprifungsverfahren fir die BaumaRnahme fiir abgeschlossen erklart ist.

85
Herausgabeanspruch des Auftraggebers

Die von dem Auftragnehmer zur Erfullung dieses Vertrages angefertigten Unterlagen — Plane oder Zeichnungen als Trans-
parentpausen — sind an den Auftraggeber herauszugeben; sie werden dessen Eigentum. Die dem Auftragnehmer iberlassenen
Unterlagen sind dem Auftraggeber spéatestens nach Erflllung seines Auftrages zurlickzugeben. Zuriickbehaltungsrechte, die
nicht auf diesem Vertragsverhaltnis beruhen, sind ausgeschlossen.

86
Urheberrecht

6.1 Sowveit die vom Auftragnehmer gefertigten Unterlagen und das ausgefiihrte Werk ganz oder in Teilen urheberrechtlich ge-
schiitzte Werke der Baukunst sind, bestimmen sich die Rechte des Auftraggebers auf Nutzung, Anderung und Veroffent-
lichung dieser Werke nach den Ziffern 6.1.1 bis 6.1.4. Als Werke der Baukunst im Sinne des Urheberrechtsgesetzes sind
solche Unterlagen und Bauwerke anzusehen, die eine personliche, geistige Schopfung des Auftragnehmers darstellen und
einen so hohen Grad an individueller asthetischer Gestaltungskraft aufweisen, dalR sie aus der Masse des alltaglichen Bau-
schaffens herausragen. Gegen fachliche Weisungen des Auftraggebers kann der Auftragnehmer nicht einwenden, dai die
von ihm im Rahmen des Auftrages erstellten Plane und Unterlagen seinem Urheberrecht unterliegen.

6.1.1 Sofern der Auftragnehmer nicht nur mit der Vorplanung und der Entwurfsplanung eines Bauwerkes beauftragt worden
ist, darf der Auftraggeber die Unterlagen fiir die im Vertrag genannte Baumaflnahme und das ausgefiihrte Werk ohne
Mitwirkung des Auftragnehmers nutzen. Die Unterlagen dirfen auch fiir eine etwaige Wiederherstellung des ausge-
fuhrten Werkes benutzt werden.

6.1.2 Sofern der Auftragnehmer nicht nur mit der Vorplanung und der Entwurfsplanung eines Bauwerkes beauftragt worden
ist, darf der Auftraggeber die Unterlagen sowie das ausgefiihrte Werk ohne Mitwirkung des Auftragnehmers andern,
wenn dies fir die Nutzung des Geb&udes erforderlich ist. Dies gilt nicht, wenn die Anderungen der Unterlagen oder
des ausgefihrten Werkes zu Entstellungen oder anderen Beeintrachtigungen i.S.d. § 14 Urheberrechtsgesetz fiihren
oder die Interessenabwagung im Einzelfall ergibt, da das Gebrauchsinteresse des Auftraggebers hinter dem Schutz-
interesse des Auftragnehmers zurtcktreten muf3. In den in Satz 2 genannten Fallen wird der Auftraggeber den Auf-
tragnehmer uber das Vorhaben unterrichten und ihm Gelegenheit geben, innerhalb einer vom Auftraggeber be-
stimmten angemessenen Zeit mitzuteilen, ob und in welcher Weise er mit einer Anderung einverstanden ist.

6.1.3Der Auftraggeber hat das Recht zur Verdffentlichung unter Namensangabe des Auftragnehmers. Das Veréffent-
lichungsrecht des Auftragnehmers unterliegt der vorherigen schriftlichen Zustimmung des Auftraggebers, wenn Ge-
heimhaltungsinteressen des Auftraggebers durch die Veroffentlichung bertihrt werden.

6.1.4Der Auftraggeber kann seine Befugnisse nach den Ziffern 6.1.1 bis 6.1.3 im Rahmen des 8§ 34 Urheberrechtsgesetz
auf den jeweiligen zur Verfigung Uber das Grundstiick Berechtigten ubertragen.
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6.2 Liegen die Voraussetzungen des 8 6.1 nicht vor, darf der Auftraggeber die Unterlagen fir die im Vertrag genannte Bau-
maRnahme ohne Mitwirkung des Auftragnehmers nutzen und &ndern; dasselbe gilt auch fur das ausgefuhrte Werk. Der
Auftraggeber hat das Recht zur Veréffentlichung unter Namensangabe des Auftragnehmers. Das Verdffentlichungsrecht
des Auftragnehmers unterliegt der vorherigen schriftlichen Zustimmung des Auftraggebers. Der Auftraggeber kann seine
vorgenannten Rechte auf den jeweiligen zur Verfiigung tiber das Grundstiick Berechtigten tbertragen.

87
Zahlungen

7.1 Auf Anforderung des Auftragnehmers werden Abschlagszahlungen in Héhe von 95 v.H. des Honorars fur die nachgewie-
senen Leistungen einschliellich Umsatzsteuer gewahrt. Abschlagszahlungen sind binnen 18 Werktagen nach Zugang des
prifbaren Nachweises zu leisten.

7.2 Eine TeilschluRzahlung einschlielRlich Umsatzsteuer wird fur die Haushaltsunterlage — Bau — gewahrt, wenn die Haus-
haltsunterlage — Bau — baufachlich genehmigt ist und der Auftragnehmer eine priifbare Rechnung eingereicht hat.

Die SchluRzahlung fur die Ubrigen Leistungen wird féllig, wenn die fur die Berechnung des Honorars maf3gebenden anre-
chenbaren Kosten feststehen, der Auftragnehmer séamtliche Leistungen aus diesem Vertrag erfullt und eine prufbare Rech-
nung eingereicht hat.

Alle Rechnungen (einschlie3lich Nachweise fiir Nebenkosten) sind im Original einzureichen.

7.3 Wird nach Annahme der Schluzahlung (Teilschlu3zahlung) festgestellt, da? das Honorar abweichend vom Vertrag oder
aufgrund unzutreffender anrechenbarer Kosten ermittelt wurde, so ist die Abrechnung zu berichtigen. Soweit Honorare auf-
grund der Kostenfeststellung zu berechnen sind, ist die Abrechnung ferner zu berichtigen, wenn sich infolge der Uber-
prifung der Abrechnung der BaumaRnahme Anderungen der fiir die Berechnung des Honorars malRgebenden anrechenbaren
Kosten ergeben. Auftraggeber und Auftragnehmer sind verpflichtet, die sich danach ergebenden Betrdge zu erstatten. Sie

| kdnnen sich nicht auf einen etwaigen Wegfall der Bereicherung (§ 818 Abs. 3 BGB) berufen. 8§ 195 BGB findet Anwendung.

7.4 1m Falle einer Uberzahlung hat der Auftragnehmer den zu erstattenden Betrag — ohne Umsatzsteuer — vom Empfang der
Zahlung an mit 4 v.H. fir das Jahr zu verzinsen, es sei denn, es werden hdhere oder geringere Nutzungen nachgewiesen.
8§ 197 BGB findet Anwendung.

8§88
Kundigung

8.1 Auftraggeber und Auftragnehmer kdénnen den Vertrag nur aus wichtigem Grund schriftlich kiindigen. einer Kundigungsfrist
bedarf es nicht.

Ein wichtiger Grund liegt auch vor, wenn die Baumaf3nahme nicht durchgefiihrt oder nicht weitergefiihrt wird.

8.2 Wird aus einem Grund gekiindigt, den der Auftragnehmer nicht zu vertreten hat, erhalt er fur die ihm Ubertragenen Lei-
stungen die vereinbarte Vergltung unter Abzug der ersparten Aufwendungen; diese werden auf 60 v.H. Honorar fir die
noch nicht erbrachten Leistungen der Objekt-(Bau-)iiberwachung (Anhang 10 — Vertragsmuster — Gebaude —, 11 — Ver-
tragsmuster — Technische Ausriistung — und 13 — Vertragsmuster — Freianlagen —) sowie der Bauoberleitung und ort-
lichen Bauliberwachung (Anhang 14 — Vertragsmuster — Ingenieurbauwerke und Verkehrsanlagen —), fir alle tbrigen
nicht erbrachten Leistungen auf 40 v.H. Honorar festgelegt.

8.3 Hat der Auftragnehmer den Kiindigungsgrund zu vertreten, so sind nur die bis dahin vertragsgemaR erbrachten, in sich ab-
geschlossenen und nachgewiesenen Leistungen zu vergiten und die fir diese nachweisbar entstandenen notwendigen
Nebenkosten zu erstatten. Der Schadensersatzanspruch des Auftraggebers bleibt unberiihrt.

8.4 Bei einer vorzeitigen Beendigung des Vertragsverhaltnisses bleiben die Anspriiche der Vertragsparteien aus den 88 4 bis 6
unberihrt.

89
Haftung und Verjahrung

9.1 Gewahrleistungs- und Schadensersatzanspriiche des Auftraggebers richten sich nach den gesetzlichen Vorschriften, soweit
nachfolgend nichts anderes vereinbart ist.

9.2 Der Auftragnehmer hat dem Auftraggeber bei Verzug oder bei einem sonstigen schuldhaften Verstol3 gegen seine Ver-
tragspflichten die dadurch bedingten Mehrkosten der Baumalinahme, den Schaden an der baulichen Anlage und die vor-
séatzlich oder grob fahrlassig verursachten anderen Schaden in voller Héhe zu ersetzen; fur den Ubrigen Schaden haftet er je
nach Schadensereignis bis zur Héhe der im Vertrag vereinbarten Deckungssummen der Haftpflichtversicherung.
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Im Falle seiner Inanspruchnahme kann der Auftragnehmer verlangen, daRl er an der Beseitigung des Schadens beteiligt
wird, es sei denn, dem Auftraggeber ist aus Grinden, die in der Person des Auftragnehmers liegen, dessen Beteiligung an
der Schadensbeseitigung nicht zuzumuten.

Die Anspriiche des Auftraggebers aus diesem Vertrag verjahren in finf Jahren. Die Verjahrung beginnt mit der Erfillung
der letzten nach dem Vertrag zu erbringenden Leistung, spatestens jedoch bei Ubergabe der baulichen Anlage an die
nutzende Verwaltung. Fiir Leistungen, die nach der Ubergabe noch zu erbringen sind, beginnt die Verjahrung mit der
Erfullung der letzten Leistung. Fir Schadensersatzanspriiche wegen positiver Vertragsverletzung gelten die gesetzlichen
Vorschriften tber die Verjahrung.

8§10
Haftpflichtversicherung

Der Auftragnehmer muf eine Berufshaftpflicht nachweisen. Er hat zu gewéhrleisten, daR zur Deckung eines Schadens
aus dem Vertrag Versicherungsschutz in Héhe der im Vertrag genannten Deckungssummen besteht.

Bei Arbeitsgemeinschaften muf Versicherungsschutz fir alle Mitglieder bestehen.

Der Auftragnehmer hat vor dem Nachweis des Versicherungsschutzes keinen Anspruch auf Leistungen des Auftrag-
gebers. Der Auftraggeber kann Zahlungen vom Nachweis des Fortbestehens des Versicherungsschutzes abhangig
machen.

Der Auftragnehmer ist zur unverziglichen schriftlichen Anzeige verpflichtet, wenn und soweit Deckung in der verein-
barten Héhe nicht mehr besteht.

8§11
Erfullungsort, Streitigkeiten, Gerichtsstand

Erfullungsort fir die Leistungen des Auftragnehmers ist die Baustelle, soweit diese Leistungen dort zu erbringen sind, im
Ubrigen der Sitz des Bauamtes.

Bei Streitigkeiten aus dem Vertrag soll der Auftragnehmer zunachst die dem Bauamt unmittelbar vorgesetzte Behorde an-
rufen.

Soweit die Voraussetzungen gem. 8 38 der ZivilprozeRordnung (ZPO) vorliegen, richtet sich der Gerichtsstand fiir Strei-
tigkeiten nach dem Sitz der fir die ProzeRvertretung des Auftraggebers zustandigen Stelle.

§12
Arbeitsgemeinschaft

Sofern eine Arbeitsgemeinschaft Auftragnehmer ist, Ubernimmt das mit der Vertretung beauftragte, im Vertrag genanntes
Mitglied die Federfiihrung.

Es vertritt alle Mitglieder der Arbeitsgemeinschaft dem Auftraggeber gegeniber. Beschrankungen seiner Vertretungs-
befugnis, die sich aus dem Arbeitsgemeinschaftsvertrag ergeben, sind gegenuber dem Auftraggeber unwirksam.

Far die Erfullung der vertraglichen Verpflichtungen haftet jedes Mitglied der Arbeitsgemeinschaft auch nach deren Auf-
I6sung gesamtschuldnerisch.

Die Zahlungen werden mit befreiender Wirkung fir den Auftraggeber ausschlielRlich an den im Vertrag genannten Ver-
treter der Arbeitsgemeinschaft oder nach dessen schriftlicher Weisung geleistet. Dies gilt auch nach Auflésung der
Arbeitsgemeinschaft.

8§13
Anwendbarkeit

It das Recht der Bundesrepublik Deutschland.

8§14
Schriftform

Anderungen und Ergénzungen des Vertrages bedirfen der Schriftform.
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RBBau

Anhang 20/1

hier: Betriebstechnische Anlagen der Bundesmonopolverwaltung fiir Branntwein

Finanzminister (-senatoren) der Lander
— ohne Niedersachsen —

Niedersachsischer Minister fur Wirtschaft und Verkehr

Minister fur Umwelt, Raumordnung und
Bauwesen — Saarland —

Nachrichtlich:
Bundesrechnungshof

Bezug: Mein Rundschreiben vom 3. September 1974
— BI1 — B 1000 — 115/74 —

Die Bundesmonopolverwaltung fur Brantwein verfiigt
Uber eine eigene Verwaltung Betriebstechnik, die nicht
nur den Zustand und die Funktionsfahigkeit der Betriebs-
technischen Anlagen Uberwacht, sondern auch bei den
baulichen Anlagen (einschlie8lich der Werkdienstwoh-

nungen) die Feuerbeschau durchfihrt.

15. Aust.-Lfg. (November 1990)

Durch diese Tatigkeiten erlibrigen sich folgende Auf-

gaben, die sonst den Finanzbauverwaltungen der Lander

obliegen:

1. Durchfiihrung der Feuerbeschau,

2. Prufung der Betriebstechnischen Anlagen und Ein-
richtungen nach den Richtlinien Uber Feuerschutz in
Gebé&uden und Anlagen (Anhang 2) und

3. Betriebsuberwachung (K19 Nr. 4).

Durch dieses Rundschreiben wird mein Bezugsrund-

schreiben, in der RBBau-Buchausgabe als Anhang 20/1
verdffentlicht, aufgehoben.

Bonn-Bad Godesberg, den 20. Februar 1976
—B11—B1000 — 23/76 —

Der Bundesminister
fur Raumordnung, Bauwesen und Stadtebau
Im Auftrag
Rupprecht

511512
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Anhang 20/2

hier: Bauschilder

An
die Herren
Finanzminister (-senator) der Lander

den Herrn
Saarlandischen Minister
fur  Offentliche Arbeiten und Wohnungsbau
66 Saarbriicken
Rickertstr. 12

die Bundesbaudirektion
1 Berlin 12
Fasanenstr. 87

die  Sondervermégens-und Bauabteilung
beim Landesfinanzamt Berlin
1 Berlin 12
Fasanenstr. 87

Nachrichtlich:

An
den Bundesrechnungshof
6 Frankfurt/Main
Berliner Str. 51

den Herrn Bundesminister der Verteidigung
—Ulll—
53 Bonn
Trierer Str.

Nach den in den Landern giltigen Bauordnungen ist fir
genehmigungspflichtige Bauvorhaben ein Bauschild an-
zubringen mit der Bezeichnung des Bauvorhabens und den

Namen und Anschrift des Bauherrn, des Entwurfver-
fassers, des verantwortlichen Bauleiters und der Bau-
unternehmer.

Bei BaumaRRnahmen des Bundes, die der Zustimmung der
héheren Bauaufsichtsbehodrden bedirfen, ist entsprechend
zu verfahren. Dabei ist als Bauherr

"Bundesrepublik Deutschland"
auf dem Bauschild anzugeben.

Uber GroRe und Ausfiihrung der Bauschilder, fir die
jeder Aufwand vermieden werden sollte, entscheiden die
Ortsbaudienststellen.

Zusatz furdie
Bundesbaudirektion und die

Sondervermégens- und Bauverwaltung beim Landes-
finanzamt Berlin:

Ergadnzend zu den vorgenannten Rundschreiben und den
Einheitlichen Verdingungs-Mustern (EVM) — FinBau (B)
ZVB ordne ich an, daR die Kosten fur das Bauschild ein-
schlie3lich seiner Tragekonstruktion im Abschnitt 2.352%*) —
Sonstige Nebenkosten — der Muster 5 A, 6 und 7**) RBBau zu
veranschlagen sind. Dabei ist zuberiicksichtigen, daR die
Schrifttafeln des Bauschildes, die fur freischaffende Mitarbei-
ter und ausfiihrende Unternehmer bestimmt sind, auf deren
Kosten gefertigt und angebracht werden.

Bad Godesberg, den 11. Juli 1966
I B/1 — O 6020 — 108/66

Der Bundesschatzminister
Im Auftrag
Rossig

I *) Aufgrund der Neufassung DIN 276 (Juni 1993) jetzt Abschnitt 790 des Musters 6 (vgl. K 17)

**) Muster 7 umfallt keine Veranschlagung. Es muB daher heiBen ..Muster 6".

16. Aust.-Lfg. (Februar 1995)
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hier: Erstattung von Schaden an Straf3en durch Baustellenverkehr

die Herren

Finanzminister (-senatoren) der Lander
einschl. Berlin

It. Verteiler

den Herrn
Saarlandischen Minister

far
66

die

die

offentliche Arbeiten und Wohnungsbau
Saarbriucken

RickertstraBe

Bundesbaudirektion

Berlin 12

Fasanenstr. 87

Sondervermégens-und Bauverwaltung
bei der Oberfinanzdirektion Berlin
Berlin 12

Fasanenstr. 87

Nachrichtlich:

An
den

den

53

den
53

Bundesrechnungshof

Frankfurt/Main

Berliner Str. 51

Herrn Bundesminister der Verteidigung
—Ulll—

Bonn

Herrn Bundesminister fur Verkehr
Bonn

*) jetzt Nr. 1.4
|**) jetzt Muster 6

16. Aust.-Lfg. (Februar 1995)

Bei BaumaRnahmen des Bundes — insbesondere solchen
der Bundeswehr — sind durch Baustellenverkehr stark
in Anspruch genommene 6ffentliche StraBen von den ver-
antwortlichen Stellen gesperrt worden. Dadurch sowie
durch Schadensfeststellungen und anderweitige Verhand-
lungen entstandenen Zeitverluste und finanzieller Schaden
zu Lasten des Bundes, die hatten vermeiden werden kon-
nen. Ich weise deshalb im Benehmen mit dem Herrn Bun-
desminister der Verteidigung zur Vermeidung derartiger
Nachteile allgemein auf folgendes hin:

Schon bei der Aufstellung des baufachlichen Gutachtens
nach K 1 RBBau ist der Frage der finanziellen Belastung
(vgl. insbesondere Ziffer 6) *) erhdhte Aufmerksamkeit
beizumessen, da die Entscheidung Uber die Eignung des
Grundstiickes ggf. davon abhangtig ist. Wenn sich im Rah-
men dieser Feststellungen ergibt, daR offentliche Stral3en,
die ihrem Aufbau und der StraBendecke nach dem Bau-
stellenverkehr nicht gewachsen sein werden, aber als
einzig mogliche Zuwegung zur Baustelle benutzt werden
missen, so sind nach vorausgegangener gemeinsam mit
dem Baulasttrager durchzufilhrender und von ihm anzu-
erkennender Stralenzustandsaufnahme die mdoglichen In-
standhaltungs- und Wiederherstellungskosten zu ermit-
teln. Sie sind in die Kostenberechnungen nach den
Mustern Nr. 5, 6 und 7 RBBau**) aufzunehmen und wer-
den vom Bundeshaushalt Ubernommen. Etwa dadurch be-
dingte Einsparungen an Bauunterhaltung, die dem Bau-
lasttrager zugute kommen, sind entsprechend zu berlck-
sichtigen.

Fir die Ubersendung eines Abdruckes Ihrer Weisung an
die Bundesbauten durchfiihrenden Baudienststellen ware
ich dankbar.

Bad Godesberg, den 10. Oktober 1966
Il B/1 — O 6020 — 162/66

Der Bundesschatzminister
Im Auftrag
F.S. Meyer
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hier: Restzahlung bei Vertragen mit Architekten und Ingenieuren

die Herren
Finanzminister (-senatoren) der Lander

die
1

die

1

Bundesbaudirektion

Berlin 12

Fasanenstr. 87

Sondervermégens- und Bauabteilung
bei der Oberfinanzdirektion Berlin
Berlin 12

Fasanenstr. 87

Nachrichtlich:

An

den
6

den

53
den

53
die

das

die

Bundesrechnungshof
Frankfurt/Main

Berliner Str. 51

Herrn Bundesminister der Verteidigung
— Ul —

Bonn

Herrn Bundesminister fir das Post-
und Fernmeldewesen

Bonn

Oberste Baubehorde

im Bayerischen Staatsministerium des Innern
— Gruppe Staatlicher Hochbau —
Miuinchen 13

Friedrichstr. 8—16

Ministerium fir Wohnungsbau

und offentliche Arbeiten

des Landes Nordrhein-Westfalen
Dusseldorf

Karltor 8

Max-Planck-Gesellschaft

— Bauabteilung —

Minchen 22

Odeonplatz 6

Bezug: Meine Rundschreiben

vom 30. Méarz 1967 — Ill B/1 — B 1000 — 40/67
(MinBIFin 1967 S. 245 ff.) und
vom 26. Juni 1967 — Il B/1 — B 1000 — 70/67

(MinBIFin 1967 S. 353 ff.)

In Gesprachen mit Vertretern von Berufsverbanden
wurde u. a. auch erortert, ob von seiten des Auftragge-
bers grundsatzlich Bedenken dagegen bestehen, dafl} der
nach 8.2 der Architektenvertragsmuster bzw. 10.2. der
Ingenieurvertragsmuster *) einzubehaltene Betrag (Sicher-
heitseinbehalte) durch eine Bankbirgschaft abgelost
werden kann.

Unter der Voraussetzung, daR alle Vertragsleistungen
durch den freischaffenden Architekten/Ingenieur er-
bracht sind, habe ich keine Bedenken, daR anstelle des
Sicherheitseinbehaltes eine nach Umfang und Zeit gleich-
wertige Bankbirgschaft angenommen wird. Unkosten, die
fur Ausstellung und Laufzeit der Bankbirgschaft entste-
hen, werden vom Auftraggeber nicht tibernommen.

Zusatz fur

die Bundesbaudirektion
und

die Sondervermégens- und Bauabteilung
bei der Oberfinanzdirektion Berlin

In vorstehender Angelegenheit verweise ich auf mein
Schreiben vom 19. Juli 1967 — Ill B/1 — B 1000 —
81/67

Bad Godesberg, den 9. Juli 1968
Il B/1 — B 1000 — 47/68

Der Bundesschatzminister
Im Auftrag
Rossig

*) Jetzt fur Vertragsmuster Gebaude, Technische Ausristung, Tragwerksplanung, Prifung der Tragwerksplanung, Freianlagen, Ingenieurbauwerke und
Verkehrsanlagen sowie Ingenieurvermessung § 7 Nr. 7.1, der AVB (Anhang 19).

16. Aust.-Lfg. (Februar 1995)
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Anhang 20/5

Allgemeine Warmeschutzverordnung
(AVV Warmebedarfsausweis vom 20.12.1994)

Erlal? des BMBau vom 20. Januar 1995
—B16-06001— 11 Nov/BI1— B 1000 — 00
Oberfinanzdirektionen

(ohne Berlin)

Bundesbaudirektion

Oberfinanzdirektion Berlin
— Bundesvermdgensabteilung —

nachrichtlich:

Bundesrechnungshof

Betr.: 1.Verordnung Uber einen energiesparenden Warmeschutz

bei Gebduden (Warmeschutzverordnung — Warme-
schutzV) vom 16. August 1994 (BGBI. | S 2121)
2.Allgemeine  Verwaltungsvorschrift zu 812 Warme-

schutzverordnung (AVV  Waéarmebedarfsausweis)
20.12.1994 (Bundesanzeiger Nr. 243 - S. 12543)

vom

Abdruck von Warmeschutzverordnung®) und AVV Wéarme-
bedarfsausweis

Anlage:

Die beigefiigte Allgemeine Verwaltungsvorschrift zu 8 12 der Warme-
schutzverordnung (AVV Wéarmebedarfsausweis) fuhre ich fur Bauvor-
haben des Bundes mit folgenden MaRgaben ein:

Die Muster im Anhang 1 Muster A und Anhang 2 dieser Allge-meinen
Verwaltungsvorschrift sind entsprechend der jeweiligen
BaumafRnahme auszufullen. Anhang 1 Muster B findet bei Bauvor-
haben des Bundes keine Anwendung; fir Geb&dude nach Abschnitt 1
der Warmeschutzverordnung ist der Nachweis der Begrenzung des
Jahres-Heizwarmebedarfs grundsatzlich entsprechend Anlage 1
Ziffer 1 der Warmeschutzverordnung zu fihren. Die in Muster A zur
AVV  Warmebedarfsausweis freigestellten Angaben sind bei
Bauvorhaben des Bundes stets auszufullen.

Bei der Ubergabe von fertiggestellten Geb&uden ist ein fortge-
schriebener Warmebedarfsausweis der "Niederschrift der Ubergabe-
verhandlung" beizufugen.

Die in die Warmebedarfsausweise aufzunehmenden Werte ergeben sich
ohne nennenswerten zusatzlichen Aufwand aus den allgemein
geforderten Nachweisen zur Warmeschutzverordnung vom 16. Au gust
1994, die seit dem 1. Januar 1995 in Kraft ist und zur Kenntnisnahme
und Beachtung beigefuigt ist.*)

Die Obersten Bundesbehérden haben nachrichtlich Abdruck dieses
Erlasses erhalten.

53179 Bonn, den 20. Januar 1995
B16 — 06001 — 11 Nov/B 11— 1000 — 00

Bundesministerium fur Raumordnung,
Bauwesen und Stédtebau
Im Auftrag

Schéffel

*)  hier nicht abgedruckt

16. Aust.-Lfg. (Februar 1995)

Allgemeine Verwaltungsvorschrift
zu 8§ 12 Warmeschutzverordnung
(AVV Warmebedarfsausweis)
Vom 20. Dezember 1994

Nach 8 12 der Wéarmeschutzverordnung vom 16. August 1994
(BGBI. | S. 2121 ) erlaBt die Bundesregierung die folgende allge-
meine Verwaltungsvorschrift:

81
Zweck des Warmebedarfsausweises

Der Warmebedarfsausweis enthélt die auf Grund des Ersten oder
Zweiten Abschnittes der Warmeschutzverordnung ermit-telten
wesentlichen Ergebnisse der rechnerischen Nachweise ei-nes
Gebaudes oder eines Gebaudeteiles. Er stellt die energiebezo-
genen Merkmale dieses Geb&udes oder Geb&udeteiles im Sinne des
Artikels 2 der Richtlinie 93/76/EWG des Rates vom 13. Sep-
tember 1993 zur Begrenzung der Kohlendioxidemissionen durch
eine effizientere Energienutzung -SAVE- (ABI. EG Nr. L 237
S.28) dar.

§2
Allgemeine Angaben

Der Warmebedarfsausweis muR3 folgende allgemeine Angaben
enthalten:

1. die Bezeichnung des Gebaudes oder Gebaudeteils sowie Ort,
Stral3e, Hausnummer, Gemarkung und Flursticknummer,

2. das Datum der Ausfertigung des Warmebedarfsausweises,

3. den Namen, die Anschrift und die eigenhéndige Unterschrift
des Aufstellers.

§3
Angaben fur Gebdude nach dem Ersten Abschnitt
der Warmeschutzverordnung

(1) Neben den allgemeinen Angaben nach § 2 muR3 der War-
mebedarfsausweis fur Gebaude nach dem Ersten Abschnitt der
Warmeschutzverordnung die folgenden Angaben enthalten:

1. die warmeibertragende Umfassungsflaiche A, das beheizte
Bauwerksvolumen V, das Verhaltnis A/V und eine hervorge-
hobene Gegenuberstellung des ermittelten, auf das beheizte
Bauwerksvolumen V oder die nach der Warmeschutzverord-
nung zugrunde gelegte Gebaudenutzflache AN bezogenen
Wertes des Jahres-Heizwarmebedarfs Q'H oder Q"H des Ge-
baudes mit dem nach Anlage 1 Ziffer 1.0 der Warmeschutzver-
ordnung maximal zulassigen Wert in kWh/m3 - a oder kWh/m?
. a,

2. den Hinweis:

"Dem flachenbezogenen Wert Q" des Jahres-Heizwarmebe-
darfs liegt eine aus dem Gebaudevolumen abgeleitete Flache
(Gebaudenutzflache AN) zugrunde."

Zusatzlich ist die Moglichkeit vorzusehen, den Jahres-Heiz-
warmebedarf zusatzlich auf eine von der Geb&udenutzflache
AN abweichende Wohn- oder Nutzflache bezogen anzugeben,

3. den Hinweis:

.Die vorstehenden Werte des Jahres-Heizwarmebedarfs geben
vorrangig Anhaltspunkte fir die vergleichende Beurteilung
der energetischen Qualitat von Gebauden. Diese Werte wer-
den unter einheitlichen Randbedingungen ermittelt, die
durch die Warmeschutzverordnung vorgegeben sind (z. B.
meteorologische Daten, bestimmte Annahmen Uber nutzbare
interne Wéarmegewinne und den Luftwechsel). Insoweit, we-
gen des nicht einbezogenen Wirkungsgrads der Heizungsanla-
ge und wegen der im Einzelfall unterschiedlichen Nutzerge-
wohnheiten kann der tatsachliche Heizenergieverbrauch aus
dem Jahres-Heizwarmebedarf nur bedingt abgeleitet werden.
Die vorstehenden Werte des Jahres-Heizwéarmebedarfs kon-
nen dartiberhinaus nur dann zutreffen, wenn die Dichtheits-
anforderungen und die Ubrigen Anforderungen der Warme-
schutzverordnung erfullt werden.",

4. der gesamte Jahres-Heizwdrmebedarf Qi sowie die Zusam-
menstellung der Einzelwerte fir den Transmissionswérmebe-
darf Q. den Luftungswarmebedarf Q- die nutzbaren inter-
nen Warmegewinne Q| und die nutzbaren solaren Warmege-
winne Qg nach Anlage 1 Ziffer 1.6 der Warmeschutzverord-
nung, jeweils in kWh/a,

5. die Gebaudenutzflache Ay in m2 und das anrechenbare Luft-
volumen Vi in m3 nach Anlage 1 Ziffer 1.4 der Warmeschutz-
verordnung,
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6. eine tabellarische Zusammenstellung der Bauteile der warme-
Ubertragenden Umfassungsflaiche nach Anlage 1 Ziffer 1.1
und Ziffer 1.5.2.3 der Warmeschutzverordnung, deren jeweili-
ge Flachen in m2, deren Warmedurchgangskoeffizienten in
W/(m2-- K) und die zugehdrigen Faktoren zur Bericksichti-
gung bauteilspezifischer Temperaturdifferenzen nach Anlage
1 Ziffer 1.5.2 der Warmeschutzverordnung; bei Verglasungen
sind darlberhinaus auch deren Gesamtenergiedurchlal’grad
g; und Orientierung nach Anlage 1 Ziffer 1.6.4 der Warme-
schutzverordnung anzugeben,

7. Hinweise auf die Berlicksichtigung

a) geschlossener, nicht beheizter Glasvorbauten mit Angabe
der angesetzten Minderungsfaktoren nach Anlage 1
Nr 1.5.3 der Warmeschutzverordnung,

b) mechanisch betriebener Liftungsanlagen mit oder ohne
Warmeruckgewinnung , gegebenenfalls mit Angabe des
Anteils der rickgewonnenen Wéarme nach Anlage 1 Zif-
fer 1.6.3 in Verbindung mit Ziffer 2 der Warmeschutzver-
ordnung,

c) wegen ausschlieSlicher Nutzung als Buro- oder Verwal-
tungsgebaude erhdhter Werte der nutzbaren internen War-
megewinne nach Anlage 1 Ziffer 1.6.5 letzter Satz der Wér-
meschutzverordnung.

(2) Fur kleine Wohngeb&ude mit bis zu zwei Vollgeschossen
und nicht mehr als drei Wohneinheiten, fir die auf Grund des
§ 3 Abs. 1 Satz 2 Warmeschutzverordnung der vereinfachte
Nachweis nach Anlage 1 Ziffer 7 gefuhrt wurde, ist es auch
zulassig, dall der Wéarmebedarfsausweis die folgenden Angaben
anstelle der in Absatz 1 genannten enthalt:

1. den Hinweis: "Fur das Gebaude wurde aufgrund 8§ 3
Abs. 1 Satz 2 der Warmeschutzverordnung der vereinfachte
Nachweis nach Anlage 1 Ziffer 7 gefuhrt.",

2. eine tabellarische Gegenuberstellung der nach Anlage 1 Zif-
fer 7 der Warmeschutzverordnung maximal zulassigen und der
vorhandenen Warmedurchgangskoeffizienten k der Bau-
teile in W/(m2-K); die &quivalenten Warmedurchgangskoef-
fizienten k,:e der aullenliegenden Fenster, Fenstertiren und
Dachfenster und die zugehérigen Flachen sind entsprechend
Anlage 1 Ziffer 1.6.4.2 und FuBnote 2 zu Anlage 1 Tabelle 2
der Warmeschutzverordnung in Zusammenhang mit dem
mittle- ren &quivalenten Warmedurchgangskoeffizienten
km,Fe ein-zeln anzugeben.

Zusatzlich zu den Angaben nach Satz 1 ist die Mdglichkeit fur

folgende Angaben vorzusehen:

die warmeubertragende Umfassungsflache A nach Anlage 1 Zif-

fer 1.1 in m2, das beheizte Bauwerksvolumen \i nach Anlage 1

Ziffer 1.2 in m3 und das Verhédltnis A/V in m = nach Anlage 1

Ziffer 1.3 der Warmeschutzverordnung sowie den zu diesem

A/V-Wert gehodrigen maximal zulassigen Jahres-Heizwarmebe-

darf Q’H oder Q"y nach Anlage 1 Ziffer 1.0 der Warmeschutzver-

ordnung in kwWh/m3-a oder kWh/m2 - a.

Dabei ist folgender Hinweis hinzuzufiigen:

"Die Werte kdnnen zur Beschreibung der energetischen Qualitat

eines Gebéudes als Orientierungswerte herangezogen werden;

sie geben vorrangig Anhaltspunkte fur die vergleichende Beur-
teilung von Gebé&uden. lhnen liegen einheitliche Randbedingun-
gen zugrunde, die durch die Warmeschutzverordnung vorgege-
ben sind (z.B. meteorologische Daten, bestimmte Annahmen

Uber nutzbare interne Warmegewinne und den Luftwechsel).

Insoweit, wegen des nicht einbezogenen Wirkungsgrades der Hei-

zungsanlage und wegen der im Einzelfall unterschiedlichen Nut-

zergewohnheiten kann der tatséchliche Heizenergieverbrauch
aus dem Jahres-Heizwarmebedarf nur bedingt abgeleitet werden.

Die vorstehend angegebenen Werte kdnnen darlberhinaus nur
dann zutreffen, wenn die Dichtheitsanforderungen und die Ubri-
gen Anforderungen der Warmeschutzverordnung erfillt wer-
den.”
8§84
Angaben fiir Gebaude
nach dem Zweiten Abschnitt der Warmeschutzverordnung

Neben den allgemeinen Angaben nach 8 2 mul3 der Warmebe-
darfsausweis fir Gebdude nach dem Zweiten Abschnitt der War-
meschutzverordnung die folgenden Angaben enthalten:

16. Aust.-Lfg. (Februar 1995)

1. die warmeubertragende Umfassungsfliche A nach Anlage 1
Ziffer 1.1 in m2, das beheizte Bauwerksvolumen V nach Anla-
ge 1 Ziffer 1.2 in m3 sowie das Verhaltnis A/V in m = nach
Anlage 1 Ziffer 1.3 der Warmeschutzverordnung,

2. den Jahres-Transmissionswérmebedarf Q+ nach Anlage 2 Zif-
fer 2.0 der Warmeschutzverordnung sowie eine Gegenuber-
stellung des nach Anlage 2 Ziffer 2.1 der Warmeschutzverord-
nung ermittelten, auf das beheizte Bauwerksvolumen V bezo-
genen Wertes des Jahres-Transmissionswarmebedarfs Q' des
Geb&audes mit dem nach Anlage 2 Ziffer 1 der Warmeschutz-
verordnung maximal zulassigen Wert in KWh/m3 - a,

3. den Hinweis:

"Die vorstehenden Werte des Jahres-Transmissionswérmebe-
darfs geben vorrangig Anhaltspunkte fir die vergleichende
Beurteilung der energetischen Qualitdt von Geb&uden. Diese
Werte werden unter einheitlichen Randbedingungen ermit-
telt, die durch die Warmeschutzverordnung vorgegeben sind
(z.B. meteorologische Daten). Insoweit, wegen nicht einbe-
zogener weiterer energetischer EinfluBgréBen und wegen der
im Einzelfall unterschiedlichen Nutzergewohnheiten kann
der tatsachliche Heizenergieverbrauch aus dem Jahres-Trans-
missionswéarmebedarf nur bedingt abgeleitet werden.

Die vorstehenden Werte des Jahres-Transmissionswérmebe-
darfs treffen dariiberhinaus nur zu, wenn die Dichtheitsan-
forderungen und die Ubrigen Anforderungen der Warme-
schutzverordnung erfullt werden.",

4. eine tabellarische Zusammenstellung der Bauteile der wéarme-
Ubertragenden Umfassungsflache nach Anlage 2 Ziffer 2.0 der
Warmeschutzverordnung, deren jeweilige Flache in m2, deren
Warmedurchgangskoeffizienten in W/(m2 K) und die zuge-
hdrigen Faktoren zur Berucksichtigung bauteilspezifischer
Temperaturdifferenzen.

8§85
Gestaltung des Warmebedarfsausweises
Uberschrift, Aufbau und Inhalt des Warmebedarfsausweis
mussen fir Gebéude nach dem Ersten Abschnitt der Wé&rme-
schutzverordnung dem Muster A oder B in Anhang 1 und fur
Gebaude nach dem Zweiten Abschnitt der Warmeschutzverordnung
dem Muster in Anhang 2 entsprechen.
8§86
Ergebnisse energietechnischer Untersuchungen an Gebauden
Werden an Geb&uden durch fachkundige Stellen energietech-
nische Untersuchungen und Messungen, insbesondere Uberprii-
fungen der Dichtheit des gesamten Geb&udes nach Anlage 4 Zif-
fer 2 der Warmeschutzverordnung, durchgefihrt, durfen deren
Ergebnisse als Anlage zum Warmebedarfsausweis hinzugefiigt
werden.
87
Gebaude mit gemischter Nutzung
Bei Gebauden mit gemischter Nutzung, fur deren Gebaudetei-
le auf Grund des 8 9 der Warmeschutzverordnung oder auf

Grund einer Differenzierung entsprechend Anlage 1 Ziffer 1.6.5

letzter Satz unterschiedliche Vorschriften gelten, ist fir jeden

Gebaudeteil ein vollstandiger Warmebedarfsausweis aufzustel-

len.

§8
Ausnahmen, Hartefalle
Die 88 11 und 14 Warmeschutzverordnung finden auch auf
die Verpflichtung zur Aufstellung eines Warmebedarfsauswei-
ses entsprechend Anwendung.
8§89
Inkrafttreten
Diese Allgemeine Verwaltungsvorschrift tritt am 1. Januar 1995
in Kraft.

Der Bundesrat hat zugestimmt.
Bonn, den 20. Dezember 1994

Der Bundeskanzler
Dr. Helmut K o h |

Der Bundesminister fiir Wirtschaft
Rexrodt

Der Bundesminister
fur Raumordnung, Bauwesen und Stadtebau
KlausTopfer
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AVV Warmebedarfsausweis — Anhang 1 — Muster A

Warmebedarfsausweis nach § 12 Warmeschutzverordnung

fur ein Gebdude mit normalen Innentemperaturen
bei Nachweis nach Anlage 1 Ziffer 1 und 6 Warmeschutzverordnung

Bezeichnung des Gebaudes oder des GEDAUETEIIS ... .. ... ie. ceiiii et ettt e et et e e e e eea e ea e e e eaeenaaanaaannan

GEMAIKUNG ettt e et e e e e eanae FIUrSTUCKNUMIMET ..oeiiiie e e e

I. Jahres-Heizwarmebedarf

ANV Maximal zulassiger Berechneter
Jahres-Heizwarmebedarf Jahres-Heizwarmebedarf
(Wéarmedibertr. Umfassungsflache , _
A= mz Q7 g e kKWh/(m3-a)l Q" , = oo kWh/(m3-a
Beheiztes Bauwerksvolumen
V= e, m3) oder oder
AN=........ m* Ml T e e KWh/(m2-a)l Q" = .eeeeeaiiiieeeaanneen. kWh/(mz2-a

Dem flachenbezogenen Wert Q" des Jahres-Heizwérmebedarfsliegt eine aus dem Gebaudevolumen ab-
geleitete Flache (Geb&audenutzflache A) zugrunde.

Folgende Angabe ist freigestellt:

Umgerechnet auf die

D Wohnflache nach § 44 Abs. 1 Il. BV D Hauptnutzflache nach DIN 277
- hur bei Wohnnutzung - A* = ... m2 - bei anderen Nutzungen - A* = ..., m2

ergibt sich ein Jahres-Heizwéarmebedarf von
Q**, = Q,/A*= ... kWh/ (m2 - a).

Hinweise zu den Grundlagen dieses Warmebedarfsausweises

Die vorstehenden Werte des Jahres-Heizwarmebedarfs geben vorrangig Anhaltspunkte fir die vergleichende Beurteilung der
energetischen Qualitét von Gebauden. Diese Werte werden unter einheitlichen Randbedingungen ermittelt, die durch die Warmeschutzver-
ordnung vorgegeben sind (z.B. meteorologische Daten, bestimmte Annahmen uber nutzbare interne Warmegewinne und den Luftwechsel).
Insoweit, wegen des nicht einbezogenen Wirkungsgrades der Heizungsanlage und wegen der im Einzelfall unterschiedlichen
Nutzergewohnheiten kann der tatsachliche Heizenergieverbrauch aus dem Jahres-Heizwarmebedarf nur bedingt abgeleitet werden.

Die vorstehenden Werte des Jahres-Heizwarmebedarfs kénnen dartiberhinaus nur dann zutreffen, wenn die Dichtheitsanforderungen und
die Ubrigen Anforderungen der Warmeschutzverordnung erfillt werden.

Il. Weitere energiebezogene Merkmale

Jahres-Heizwarmebedarf (insgesamt)

QL = kWh/a
Darin sind bertcksichtigt:
Transmissionswarmebedarf Nutzbare interne Warmegewinne
Q= i kwh/a Q= i kwh/a
Luftungswéarmebedarf Nutzbare solare Warmegewinne
QL e kWh/a DQS = . kWh/a Din QT enthalten
Gebaudenutzflache
nach Warmeschutzverordnung A =......... m?2 Anrechenbares Luftvolumen V, = ....... m3

16. Aust.-Lfg. (Februar 1995)
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AVV Warmebedarfsausweis — Anhang 1 — Muster A

Warme- Gesamt- Fakt?r zur
durch- energie- | Bertick-
o Benennung / Orientierung . gangs- durchlaR- | sichtigung
Lfd. Teilflache Flache A; .
der Teilflachen 1] koeffi- grad g; |bauteilspe-
Nr. zient k; .
I zif. Tempe-
[me] raturdiffe-
2 -
Wil | | enzen 1)
A, AuBenwande
Ay Dach- und 0,8
Dachdeckenflachen
Ag: unterer GebaudeabschluR 0,5
einschl. erdberihrter Flachen
Ap,: Decken nach unten 1,0
gegen Aul3enluft
A,g: abgr. Flachen zu Gebaude- 0,5
teilen mit niedr. Innentemp.
Nord
Ost
Ag:  Fenster,
Fenstertiiren und AulRentiiren West
Sud

Bei der Ermittlung des Jahres-Heizwarmebedarf wurden berticksichtigt:

O

O

geschlossener, nicht beheizter Glasvorbau mit
Einfachverglasung / Isolier- oder Doppel-
verglasung / Warmeschutzverglasung 2) bei
den Flachen  (Ifd.Nr.): ...l

erhdhte Werte fur die nutzbare interne Wéarme
wegen auschlie3licher Nutzung als Buro- oder
Verwaltungsgebaude

mechanisch betriebene Liftungsanlage mit
Warmerickgewinnung (mit oder ohne Warme-
pumpe), Warmerickgewinnungsgrad der
Anlage Ny = %

mechanisch betriebene Liuftungsanlage ohne
Warmerickgewinnung

Name und Anschrift des Aufstellers

Datum und Unterschrift

522

1) Bei geschlossenen, nicht beheizten Glasvorbauten sind fur die AuRenbauteile im Bereich dieser Vorbauten auch die angesetzten Abminderungsfaktoren

anzugeben
2) Nichtzutreffendes bitte streichen

16. Aust.-Lfg. (Februar 1995)
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AVV Warmebedarfsausweis — Anhang 1 — Muster B

Hinweis: Nicht fir Bauten des Bundes!

Warmebedarfsausweis nach 8§ 12 Warmeschutzverordnung

fur ein Gebaude mit normalen Innentemperaturen
bei vereinfachtem Nachweis nach Anlage 1 Ziffer 7 Warmeschutzverordnung

Bezeichnung des Gebaudes oder des GEDAUETEIIS ... .. .iuii. coiii e ettt e e te e et e e e e e e e e enaes
GMAIKUNG ettt ettt ettt e e FIUrSTUCKNUMIMET L.oeiiiiiieee e e e
I. Warmedurchgangskoeffizienten der Auf3enbauteile

Fur das Geb&aude wurde aufgrund von 8§ 3 Abs. 1 Satz 2 der Warmeschutzverordnung der vereinfachte
Nachweis nach Anlage 1 Ziffer 7 gefuhrt:

maximal
. vorhandener
zula33|ger -
Teilflache Benennung / Orientierung Warmedurchgangskoeffizient k;
der Teilflachen [W/(m2K)]
Aulenwande 0,50
Decken unter nicht ausgebauten Dachraumen
und Decken (einschlie3lich Dachschragen), 0,22
die RAume nach oben und unten
gegen AulRenluft abgrenzen
Kellerdecken, Wande und Decken
gegen unbeheizte Raume 0,35
sowie Decken und Wénde,
die an das Erdreich grenzen
maximal
. vorhandener
zula33|ger -
B squival
e.nen.nung / Flache ) aquival enter. .
Orientierung [m?] Warmedurchgangskoeffizient kFeq
der Teilflaichen [W/(m2K)]
Nord
Aul3enliegende Fenster, Ost
Fenstertiren
sowie Dachfenster
West
Sid
mittlerer ?quivalenter 0.7
Warme-
durchgangskoeffizient
I(m,Feq
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AVV Warmebedarfsausweis — Anhang 1 — Muster B

Die folgenden Angaben sind freigestellt:

Il. Jahres-Heizwarmebedarf

ANV - Maximal zuléssiger Jahres-Heizwarmebedarf
entsprechend Anlage 1 Tabelle 1 der Warmeschutzverordnung
(Warmeiibertragende Umfassungsflache Q Ll T e kWh/(m3-a)
A= m2
Beheiztes Bauwerksvolumen
oder

V= . m3)

— -1 " —

ANV = ... m gl = +eeeeeeereeneene e kwWh/(mz-a)

Hinweis zu vorstehend angegebenen Werten:

Die Werte kdnnen zur Beschreibung der energetischen Qualitat eines Gebaudes als Orientierungswerte herangezogen werden; sie geben
vorrangig Anhaltspunkte fur die vergleichende Beurteilung von Gebauden. Ihnen liegen einheitliche Randbedingungen zugrunde, die durch
die Warmeschutzverordnung vorgegeben sind (z.B. meteorologische Daten, bestimmte Annahmen Uber nutzbare interne Warmegewinne
und den Luftwechsel). Insoweit, wegen des nicht einbezogenen Wirkungsgrades der Heizungsanlage und wegen der im Einzelfall unter-
schiedlichen Nutzergewohnheiten kann der tatsachliche Heizenergieverbrauch aus dem Jahres-Heizwarmebedarf nur bedingt abgeleitet
werden.

Die vorstehend angegebenen Werte kdnnen dartiberhinaus nur dann zutreffen, wenn die Dichtheitsanforderungen und die tibrigen Anforde-
rungen der Warmeschutzverordnung erfullt werden.

Name und Anschrift des Aufstellers Datum und Unterschrift
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AVV Warmebedarfsausweis — Anhang 2 — Muster

Warmebedarfsausweis nach 8§ 12 Warmeschutzverordnung

fur ein Gebaude mit niedrigen Innentemperaturen

. Jahres-Transmissionswarmebedarf

Warmeubertragende Umfassungsflache A m?2
Beheiztes Bauwerksvolumen Vo m3
Jahres-Transmissionswarmebedarf (insgesamt) Q= e kWh/a
ANV Maximal zulassiger berechneter
Jahres-Transmissionswarmebedarf Jahres-Transmissionswarmebedarf
.......... M Q7 1 =eeeereeeereeerieeenee.. KWh/(mM3-a) Q ;= eiieiiiieesiieeneeee. KWh/(m?3-a)

Hinweise zu den Grundlagen dieses Warmebedarfsausweises:

Die vorstehenden Werte des Jahres-Transmissionswéarmebedarfs geben vorrangig Anhaltspunkte fur die vergleichende Beurteilung der
Warmeschutzes von Gebéuden. Diese Werte werden unter einheitlichen Randbedingungen ermittelt, die durch die Warmeschutzver-
ordnung vorgegeben sind (z.B. meteorologische Daten). Insoweit, wegen nicht einbezogener weiterer energetischer EinfluBgréf3en und
wegen der im Einzelfall unterschiedlichen Nutzergewohnheiten kann der tatsachliche Heizenergieverbrauch aus dem Jahres-Transmissions-
warmebedarf nur bedingt abgeleitet werden.

Die vorstehenden Werte des Jahres-Transmissionswéarmebedarfs treffen dartiberhinaus nur zu, wenn die Dichtheitsanforderungen und
die Ubrigen Anforderungen der Warmeschutzverordnung erfillt werden.
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AVV Warmebedarfsausweis — Anhang 2 — Muster

Il. Weitere energiebezogene Merkmale

N Warmedurchgangskoeffi- Faktor zur
Flache A; ) .
. zient k; Berticksichtigung
Teilflache . -
bauteilspezifischer
[m2] [W/(m2K)] Temperaturdifferenzen
A, AuBenwande
Ap:  Dach- und 0,8
Dachdeckenflachen
Ag: unterer GebaudeabschluR
einschl. erdberihrter Flachen
Ap.: Decken nach unten 1,0
gegen Aul3enluft
A,g: abgr. Flachen zu Gebaude- 0,5
teilen mit niedr. Innentemp.
A Fenster, 1,0
Fenstertiiren und AulRentiiren

Name und Anschrift des Aufstellers Datum und Unterschrift
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Vorlaufige Verwaltungsvorschriften

zur Bundeshaushaltsordnung (Vorl. VV-BHO)

- RdSchr. d. BMF v. 10.11.1992 - Il A 3 - H 1361 - 9/92 - - RdSchr. d. BMBau v. 3.11.1994 -B |1 1 - B 1030 - 02 -

Ich bitte, die in der Anlage enthaltene Neufassung der Vorlaufigen Beteiligung der Bauverwaltung nach den baufachlichen
Verwaltungsvorschriften zu den 88 44, 44a BHO ab 1. Januar Ergédnzungsbestimungen zu den Vorl. VV zu den 88 44,44a BHO

1993 anzuwenden. (ZBau)

o . Bezug: 1. Mein Rdschr. vom 11.11.1981 -B 11 -B 1030 - 02
Der Bundesminister der Finanzen (MinBIFin Nr. 17/1981 S. 646
Im Auftrag 2. Mein Rdschr. vom 17.05.1983 - B | 1- B 1030 - 03

(MinBIFin Nr. 7/1983 S. 82)
3. Meine Rderl. vom 8.10. und 5.12.1991, 18.12.1992
und 13.12.1993 — B | 1 - B 1030 - 02
Dr. Overhaus 4. Rdschr. BMF vom 10.11.1992 - Il A3 - H 1361 - 9/92,
Vorl.VV BHO — (GMBI. Nr.44/1992 S 1101)

Die Betragsgrenze, nach der gemaf} Ziffer 6.1 der Vorl. VV zu den
88 44, 44a BHO bei Zuwendungen fir BaumalRnahmen von einer
Beteiligung der fachlich zusténdigen technischen staatlichen
Verwaltung (staatlichen Bauverwaltung) abgesehen werden darf, wird
hiermit

von 750.000,- DM auf 2.0 Mio DM,

bei Gebietskdrperschaften
von 1,0 Mio DM auf 3,0 Mio DM

angehoben.

Diese Regelung erfolgt in Abstimmung mit dem Bundesministerium
der Finanzen und dem Bundesrechnungshof und wird zum
01.01.1995 wirksam.

Damit entfallt die mit o.g. Runderlassen (Bezug 3) eingefiihrte
bzw. verlangerte Ausnahmeregelung.

Die Anpassung von Ziffer 6.1 der Vorl. VV zu den 8§ 44, 44 a
erfolgt zu gegebener Zeit durch das Bundesministerium der Finanzen.

Die Obersten Bundesbehorden haben nachrichtlich Abdruck dieses
Erlasses erhalten.

53179 Bonn, 3.November 1994
B11-B1030-02

Bundesministerium fir Raumordnung,
Bauwesen und Stadtebau

Im Auftrag

Schéffel
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Baufachliche Erganzungsbestimmungen zu den Vorlaufigen Verwaltungsvorschriften zu den 88 44,
44a BHO (ZBau)

Inhalt

Nr. 1 Allgemeines

Nr. 2 Aufgaben der Bauverwaltung

Nr. 3 Mitwirkung bei der Vorbereitung des Antrags
Nr. 4 Beratung bei der Aufstellung der Bauunterlagen
Nr. 5 Festlegung des Umfangs der Bauunterlagen

Nr. 6 Priifung der Bauunterlagen

Nr. 7 Uberpriifung der Bauausfiihrung

Nr. 8 Prufung des Verwendungsnachweises

Anlage Baufachliche Nebenbestimmungen (NBest-Bau)
Nr. 1 Vergabe und Ausfiihrung
Nr. 2 Baurechnung
Nr. 3 Verwendungsnachweis

Nr. 4 Zwischennachweis

Anhang
Muster 1 Prifvermerk
Muster 2 Verwendungsnachweis

Muster 3 Zwischennachweis

1. Allgemeines

1.1 Die Bewilligung und Zahlung von Zuwendungen des Bundes an Stellen auBerhalb der
Bundesverwaltung fir die Durchfihrung von BaumaBnahmen sowie der Nachweis der
Verwendung der Mittel und die Prifung ihrer Verwendung regeln sich nach den Vorlaufigen
Verwaltungsvorschriften (Vorl. VV) zu den 88 44, 44a BHO und nach diesen Baufachlichen
Erganzungsbestimmungen.

Das gilt auch fur BaumaRnahmen im Rahmen institutioneller Férderung.

1.2 Abweichungen von den Baufachlichen Erganzungsbestimmungen sind nur zulassig im
Einvernehmen mit dem fir die Bauaufgaben des Bundes fachlich verantwortlichen
Bundesministerium und dem Bundesministerium der Finanzen sowie, wenn der
Verwendungsnachweis betroffen ist, auch mit dem Bundesrechnungshof.

Die oberste technische Instanz kann im Einzelfall der Bauverwaltung Weisungen Uber Art und
Umfang ihrer Tatigkeit erteilen, soweit dadurch nicht von den Baufachlichen
Erganzungsbestimmungen abgewichen wird.

1.3 Die Bewilligungsbehérden beteiligen die zustandige oberste technische Instanz des Bundes (vgl.
Abschn. A RBBau); diese beauftragt die Bauverwaltung. Wird die Zuwendung durch eine
Mittelbehdrde des Bundes bewiilligt, so beteiligt sie die zustandige Technische Aufsichtsbehorde
in der Mittelinstanz unmittelbar.

Die Bewilligungsbehorde teilt - méglichst frihzeitig - der zustandigen obersten technischen
Instanz des Bundes bzw. der Mittelbehdrde die voraussichtliche Hohe der Zuwendungen mit.

1.4 Die Bauverwaltung ist so rechtzeitig zu beteiligen, daR sie die in Nr. 2 genannten Aufgaben
ordnungsgemaf erfillen kann.

1.5 Die Bewilligungsbehérde unterrichtet den Antragsteller Gber Art und Umfang der Beteiligung
der Bauverwaltung.

1.6 Soweit die Bemessung von zuwendungsfahigen Ausgaben auf der Grundlage fester Betrage
erfolgt (Vorl. VV Nr. 2.3 zu den 88 44, 44a BHO0), haben die Regelungen der Baufachlichen
Erganzungsbestimmungen diese Vereinfachung im Einzelfall zu beriicksichtigen.
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2. Aufgaben der Bauverwaltung

Aufgaben, die der zustandigen Bauverwaltung in der Regel uibertragen werden sollen, sind

Mitwirkung bei der Vorbereitung des Antrags (vgl. Nr. 3)
Beratung bei der Aufstellung der Bauunterlagen (vgl. Nr. 4)
Festlegung des Umfangs der Bauunterlagen (vgl. Nr. 5)
Uberpriifung der Bauunterlagen (vgl. Nr. 6)
Uberpriifung der Bauausfilhrung (vgl. Nr. 7)
Priifung des Verwendungsnachweises (vgl. Nr. 8)

Der Verwendungsnachweis nach Nr. 8 kann baufachlich nur geprift werden, wenn der
Bauverwaltung auch die in Nr. 7 genannte Tatigkeit Ubertragen wurde. Soweit ausnahmsweise
weitere Leistungen (Uber Nr. 3 bis 8 hinaus) von der Bauverwaltung gefordert werden, ist der
Umfang dieser Leistung vorher mit der Bauverwaltung zu vereinbaren.

3. Mitwirkung bei der Vorbereitung des Antrags

Die Bauverwaltung nimmt auf Ersuchen der Bewilligungsbehérde (vgl. Nr. 1.3) an den fir die
Antragstellung erforderlichen Vorbesprechungen - insbesondere bei der Festlegung des Bau-
und/oder Raumprogramms im Interesse der Klarung von baufachlichen Fragen teil.

4. Beratung bei der Aufstellung der Bauunterlagen

Soweit es die BaumaBnahme erfordert, soll die Bauverwaltung - auch auf Antrag des
Zuwendungsempfangers - zur Erzielung einer wirtschaftlichen Planung beteiligt werden.

5. Festlegung des Umfangs der Bauunterlagen

Die Bauverwaltung bestimmt den Umfang der fir das Bewilligungsverfahren einzureichenden
Bauunterlagen. Diese bestehen im allgemeinen aus:

5.1 Planunterlagen
5.1.1 dem von der Bewilligungsbehorde anerkannten Bau- und/oder Raumprogramm,
5.1.2 einem Ubersichtsplan und - sofern vorhanden - einem MeRtischblatt,

5.1.3 einem Lageplan des Bauvorhabens (i.M. mindestens 1:1000) mit Darstellung der Erschlieungs-
und AulRenanlagen,

5.1.4 den Vorentwurfs- und/oder Entwurfszeichnungen, die Art und Umfang des Bauvorhabens
prufbar nachweisen,

5.1.5 den bauaufsichtlichen oder sonstigen Genehmigungen (Vorbescheide geniigen).
5.2 Erlauterungsbericht
Er soll Auskunft geben Uber

5.2.1 Veranlassung und Zweck der geplanten Baumal3nahme, Raumbedarf, Kapazitat, Nutzung (ggf.
Hinweise auf entsprechende Gesetze, Verordnungen, Richtlinien oder veranlassende Schreiben,
die in Abdruck beizufuigen sind),

Benennungen des kiinftigen Eigentimers, Baulasttragers, Betreibers, Nutzniel3ers der Anlage,

5.2.2 Lage und Beschaffung des Baugelandes, Eigentumsverhaltnisse, Rechte Dritter, Entschadigung
und dergl.

5.2.3 Bau- und Ausfihrungsart mit Erlauterung der baulichen, der ver- und entsorgungstechnischen,
maschinentechnischen, elektrotechnischen und anderen Anlagen und Einrichtungen,
Bevorratungen, zugrunde liegenden technischen Vorschriften u.a.m., Begrindung der
Wirtschaftlichkeit bei mehreren Lésungsmaoglichkeiten,

5.2.4 Gesamtkosten der BaumaRnahmen mit Angabe der Kosten, fiir die die Zuwendung beantragt
wird,

5.2.5 Bauzeitplan und Baumittelbedarf in den einzelnen Haushaltsjahren

5.2.6 die vorgesehene Abwicklung der BaumaRnahme (Vergabe und Ausfiihrung), Stand der
bauaufsichtlichen und sonstigen Genehmigungen usw.,

5.2.7 im Bedarfsfall zu erwartende Vermdégensvorteile (Vorteilsausgleiche bzw. Vermdgensnachteile,

5.2.8 etwaige Leistungen und Verpflichtungen sowie evtl. Rickflisse nach den Gesetzen,
Ortsstatuten und sonstigen Satzungen (Versorgungsanlagen).
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5.3

5.4

6.1
6.1.1
6.1.2
6.2
6.2.1
6.2.2
Muster 1 6.3

6.4

Muster 2 8.2

Kostenberechnung

Die Kosten sind fur Hochbauten nach DIN 276, fur andere Bauten entsprechend (ggf. nach
Bauobjekten/Bauabschnitten unterteilt) zu ermitteln, wobei diejenigen Kosten, fiir die eine
Zuwendung beantragt wird, gesondert auszuweisen sind. Als Anlage sind - soweit erforderlich -
Kostenaufschlisselungen oder Berechnungen anderer Art, deren Ergebnisse der
Kostenberechnung zugrunde gelegt wurden, beizufiigen, bei Hochbauten auch die Berechnung
der Flachen und des Rauminhaltes nach DIN 277 ggf. die Wohn- und Nutzflachenberechnung
entsprechend DIN 283 und eine Gegeniberstellung der im Bauprogramm (vgl. Nr. 6.1.1)
geforderten und der geplanten Nutzflachen.

Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen,

soweit sie fir die Entscheidung tber die Bewilligung der Zuwendung von Bedeutung sind.
Priifung der Bauunterlagen

Voraussetzung fir die baufachliche Prufung ist

ein anerkanntes Bau- und/oder Raumprogramm

die Vollstandigkeit der vom Antragsteller vorzulegenden Bauunterlagen nach Nr. 5

Die Priifung ist stichprobenweise vorzunehmen und erstreckt sich auf

die Wirtschaftlichkeit der Planung und Konstruktion,

die Angemessenheit der Kosten (vgl. auch Nr. 6.3)

Das Ergebnis der Prifung ist in einer baufachlichen Stellungnahme niederzulegen und als
Prifvermerk (vgl. Muster 1) dem Antrag beizuheften. Es muB3 ersichtlich sein, welche Kosten
nicht gepruft worden sind. Die Bauunterlagen und die Kostenberechnung erhalten einen
Sichtvermerk. In der Stellungnahme sind die erforderlichen baufachlichen Auflagen an den
Zuwendungsempfanger so zusammenzufassen, dall die von der Bewilligungsbehérde
unverandert in den Zuwendungsbescheid aufgenommen werden kdnnen.

Erhebliche Abweichungen von den der Bewilligung zugrunde liegenden Bauunterlagen bediirfen
vor ihrer Ausfiihrung ebenfalls der baufachlichen Prufung; Nrn. 6.1 bis 6.3 gelten sinngemaR.

Uberpriifung der Bauausfiihrung

Die Bewilligungsbehdrde leitet der Bauverwaltung unverziglich einen Abdruck des
Zuwendungsbescheides entsprechend Nr. 1.3 zu.

Die Bauverwaltung uberpruft wahrend der Bauausfiihrung stichprobenweise die Einhaltung der
Bedingungen und Auflagen. Das Ergebnis ist aktenkundig zu machen.

Priifung des Verwendungsnachweises

Die Bauverwaltung prift nach Fertigstellung der BaumaRnahme den Verwendungsnachweis in
baufachlicher Hinsicht. Dabei uUberpriuft sie die Ubereinstimmung der Angaben im
Verwendungsnachweis mit der Baurechnung und der Ortlichkeit stichprobenweise. Der
Verwendungsnachweis erhalt einen Prifvermerk (Muster 2). Wegen der Jahresfrist (§ 48 Abs.
4 und § 49 Abs. 2 Satz 2 VwVTG) ist die Priifung unverziglich nach Eingang der Unterlagen
durchzufihren und der Verwendungsnachweis anschlieBend umgehend an die
Bewilligungsbehdrde weiterzuleiten.

Méngel und Anderungen gegeniiber den der Bewilligung zugrunde liegenden Bauunterlagen und
Kostenabweichungen sind in einem besonderen Vermerk festzuhalten. Er ist jedem
Verwendungsnachweis anzufiigen. Sofern die Feststellungen EinfluR auf die Bemessung der
Zuwendung haben, ist der zuwendungsfahige Betrag festzustellen.
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Anlage

Baufachliche Nebenbestimmungen (NBest-Bau)

Die NBest-Bau erganzen die Allgemeinen Nebenbestimmungen fiir Zuwendungen zur Projektférderung.
Sie enthalten Nebenbestimmungen i.S. des 8 36 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwV{G). Die
Nebenbestimmungen sind Bestandteil des Zuwendungsbescheides, soweit dort nicht ausdriicklich
etwas anderes bestimmt ist.

1 Vergabe *) und Ausfiihrung

1.1 Der Zuwendungsempfanger hat die ihm benannte Bauverwaltung rechtzeitig Uber die jeweils
vorgesehene Vergabeart, den Baubeginn und die Beendigung der BaumaRnahme zu
unterrichten.

1.2 Die Ausfiihrung der BaumaRnahme muf den der Bewilligung zugrunde liegenden Bauunterlagen
sowie den technischen und baurechtlichen Vorschriften entsprechen.

1.3 Von den Bauunterlagen darf nur insoweit abgewichen werden, als die Abweichungen nicht
erheblich sind. Wenn die Abweichungen zu einer wesentlichen Anderung des Bau- oder
Raumprogramms, einer wesentlichen Erhdéhung der Betriebskosten oder einer wesentlichen
Uberschreitung der Baukosten filhren, bediirfen sie vor ihrer Ausfilhrung der Zustimmung durch
die Bewilligungsbehérde.

2 Baurechnung

2.1 Der Zuwendungsempfanger mul3 fir jede Baumalinahme eine Baurechnung fihren. Besteht
eine BaumaRnahme aus mehreren Bauobjekten/Bauabschnitten, sind getrennte Baurechnungen
zu fihren.

2.2 Die Baurechnung besteht aus

2.2.1 dem Bauausgabebuch (bei Hochbauten nach DIN 276 Teil 2 gegliedert, bei anderen Bauten
nach Mallgabe des Zuwendungsbescheides). Werden die Einnahmen und Ausgaben fur das
geforderte Bauobjekt von anderen Buchungsvorfallen getrennt nachgewiesen, entsprechen die
Nachweise unmittelbar oder durch ergadnzende Aufzeichnungen den Inhalts- und
Gliederungsanspriichen der DIN 276 und kdnnen sie zur Prifung der Baurechnung beigefiigt
werden, so kann mit Einwilligung der Bewilligungsbehdérde von der Fihrung eines gesonderten
Bauausgabebuches abgesehen werden,

2.2.2 den Rechnungsbelegen, bezeichnet und geordnet entsprechend Nr. 2.1,

2.2.3 den Abrechnungszeichnungen und Bestandplanen,

2.2.4 den Vertragen Uber die Leistungen und Lieferungen mit Schriftverkehr

2.2.5 den bauaufsichtlichen Genehmigungen, den Prif- und Abnahmebescheinigungen,
2.2.6 dem Zuwendungsbescheid und den Schreiben Uber die Bereitstellung der Mittel,
2.2.7 den gepruften, dem Zuwendungsbescheid zugrunde gelegten Bauunterlagen,

2.2.8 der Berechnung der ausgefuhrten Flachen und des Rauminhalts nach DIN 277 (nur bei
Hochbauten) und bei Wohnbauten ggf. die Wohn- und Nutzflachenberechnung nach DIN 283,

2.2.9 dem Bautagebuch
3 Verwendungsnachweis

3.1 Der Zuwendungsempfanger bat den Verwendungsnachweis abweichend von Nr. 6.1 ANBest-P
bzw. ANBest-Gk der Bauverwaltung zuzuleiten. Der

Muster 2 Verwendungsnachweis ist abweichend von Nr. 6.4 ANBest-P bzw. ANBest-Gk nach Muster 2
zu erstellen. Der Nachweis, wann und in welchen Einzelbetrdgen die Bauausgaben geleistet
wurden, wird durch die Baurechnung (Nr. 2) gefuihrt. Die Baurechnung ist abweichend von Nr.
6.5 ANBest-P zur Prufung bereitzuhalten, nur die Berechnungen nach Nr. 2.2.8 sind dem
Verwendungsnachweis beizufiigen.

3.2 Werden Uber Teile einer BaumaBnahme (z.B. mehrere Bauobjekte/Bauabschnitte) einzelne
Verwendungsnachweise gefiihrt, so ist nach AbschluBR der BaumalRnahme ein
zusammengefal3ter Verwendungsnachweis nach Muster 2 aufzustellen.

4 Zwischennachweis

Muster 3 Soweit fir BaumaRnahmen der Bewilligungsbehdérde ein Zwischennachweis (ber die
Verwendung der Zuwendung vorzulegen ist, ist diese abweichend von Nr. 6.7 ANBest-P bzw.
Nr. 6.1 ANBest-Gk nach Muster 3 zu erstellen.

*)  Anmerkung: Siehe auch AnBest-P bzw. ANBest-Gk Nr. 3
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Anhang 20/6 — ZBau — Muster 1
— Anh. 20/6 — 1/93 —

Prafvermerk *)

Antragsteller
[NV E= U0 PPN
AN g o o 1) i PP
ANtrag VoM ....oceieiiiiiiineiieieee canee 19......... auf Gewahrung eines Zuschusses/eines Darlehens **)
Bezeichnung der Baumanahme
in Hohe von .....cooiviiiiiiiieen [ PP
MIt e e DM Gesamtkosten.

Feststellungen der Bauverwaltung

1. Aufgrund der dem Antrag beigefugten Plane, Erlauterungen und Kostenberechnungen wird festgestellt, daf? die
veranschlagte Baumal3nahme dem geforderten Zweck der

................................................................................................................................................... dient
2. Folgende bauaufsichtlichen und sonstigen Genehmigungen liegen vor:
3. Zu den Bauunterlagen bemerke ich im einzelnen (Baufachliche Stellungnahme) ggf. als Anlage:
4. Fur die Durchfihrung der BaumaflRinahme hat der Antagsteller
folgende Kosten veranschlagt: DM
Aufgrund der Prufung i. S. von 6.2.2 der ZBau wird hiervon folgender Betrag
als angemessen erachtet: DM.

Die Hohe der Zuwendungsfahigen Ausgaben stellen die Bewilligungsbehorden fest,
erforderlichenfalls wird die Bauverwaltung beteiligt.

Aufgestellt Bauamt

(Ort) (Datum) (Unterschrift)

*)Der Priifvermerk ist das Ergebnis der Antragsunterlagen in baufachlicher Hinsicht nach Nr. 6 ZBau
**) Nichtzutreffendes bitte streichen
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Verwendungshachweis

Zuwendungsempfanger

Anhang 20/6 — ZBau — Muster 2

— Anh. 20/6 — 2/93 — 1. Seite —

=0 PP PPN
N £ o o 1) 1 PP
(2= Va1 QY/=Tq o] g o [U o Vo [P
AUSKUNTE EITEIIT ..o e et eeaeas Telefon ..o
1 Ausfertigung Mehrfertigung

An Bauverwaltung

An Bewilligungsbehérde

Baumafinahme

Bezeichnung wie im Zuwendungsbescheid

1 Bewilligte Zuwendungen — Zuschisse (Z) und Darlehen (D) — *)

Bewilligende Stelle Datum u. Aktenzeichen DM
............................................................................................................................................................ Z/D *)
............................................................................................................................................................ Z/D
............................................................................................................................................................ Z/D

Bewilligter Gesamtbetrag |
In Anspruch genommener Betrag |
2 Sachbericht
(Eingehende Darstellung der Durchfiihrung der BaumaRnahme, Bauzeiten usw; ggf. gesond. Blatt)

16. Aust.-Lfg. (Februar 1995)
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Anhang 20/6 — ZBau — Muster 2
— Anh. 20/6 — 2/93 — 2. Seite —

3 ZahlenméBiger Nachweis

3.1 Gesamtausgaben der BaumalRnahme

Davon Ausgaben fiur den Teil der Baumaflinahme (Bauobjekt/Bauabschnitt),
fur den die Zuwendung bewilligt worden ist

3.2 Einnahmen

Art It. Zuwendungsbescheid It. Abrechnung
Eigenanteil, Zuwendungen,

Leistungen Dritter DM v. H. DM v. H.
Eigenanteil e e e b
Bundesmittel ZID ) e e e
Landesmittel ZID e e e

Zwischensumme 100 100
in friheren Bauobjekten/
Bauabschnitten vorgesehene/
eingenommene Betrdge |iiciiiiiiiiiiiiiiiieed e
Insgesamt ..o s
3.3 Ausgaben
It. Zuwendungsbescheid It. Abrechnung
benalied e insgesamt davon zuwen- insgesamt davon zuwen-
Ausgabengliederung **) dungsfahig dungsfahig
DM DM DM DM

In friiheren Bauobjekten/Bauabschnitten bereits geleistete Ausgaben

Insgesamt

16. Aust.-Lfg. (Februar 1995)




Anhang 20/6 — ZBau — Muster 2
— Anh. 20/6 — 2/93 — 3. Seite —

4 Erklarung des Zuwendungsempfangers

Es wird erklart, daf

die in den Bauunterlagen enthaltenen Angaben mit der Ortlichkeit iibereinstimmen,

die baufachlichen und sonstigen Bedingungen und Auflagen beachtet,

die vorgeschriebenen Prifungen bzw. Gebrauchsabnahmen durchgefiihrt, die Bedingungen und Auflagen eingehalten
wurden und die Angaben Uber die BaumalBnahme, ihre Ausgaben und die Finanzierung vollstandig und belegt sind.
Zu ihrer Nachprifung stehen die im Zuwendungsbescheid genannten Unterlagen einschlieRlich Baurechnung mit
Belegen zur Verfugung.

(Ort) (Datum) (Unterschrift)

5 Ergebnis der Priifung durch die Bauverwaltung

Der Verwendungsnachweis wurde baufachlich gepriift. Auf Grund stichprobenweiser Uberpriifung der Bauausfiihrung
und der Rechnungsbelege wird die Ubereinstimmung der Angaben im Verwendungsnachweis mit der Baurechnung
und der Ortlichkeit bescheinigt. Auf besonderen Vermerk (vgl. 8.2 der ZBau) nehme ich Bezug.

(Ort) (Datum) (Unterschrift)

6 Ergebnis der Priifung durch die Bewilligungsbehérde

Der Verwendungsnachweis wurde anhand der vorliegenden Unterlagen gepruft.
Es ergaben sich keine/die aus der Anlage ersichtlichen *) Beanstandungen.

(Ort) (Datum) (Unterschrift)

*) Der Prufvermerk ist das Ergebnis der Antragsunterlagen in baufachlicher Hinsicht nach Nr. 6 ZBau
**)  Es sind nur die Summen der Kostengruppen (bei Hochbauten nach DIN 276 gegliedert, bei anderen Bauten nach MaRgabe des Bewilligungsbescheides) anzugeben. Dabei ist
ent-sprechend den der Bewilligung zugrunde gelegten Bauunterlagen nach Bauobjekten oder Bauabschnitten zu unterteilen; ggf. auf gesondertem Blatt.

16. Aust.-Lfg. (Februar 1995)
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Anhang 20/6 — ZBau — Muster 3

— Anh. 20/6 — 3/93 — 1. Seite —

Zwischennachweis

Zuwendungsempfanger

Anschrift
Bankverbindung

Auskunft erteilt

An Bewilligungsbehdérde

Bezeichnung wie im Zuwendungsbescheid

BaumafRnahme

Bezeichnung wie im Zuwendungsbescheid

Bewilligte Zuwendungen — Zuschisse (Z) und Darlehen (D) — *)

Bewilligende Stelle

Datum und Aktenzeichen

Bewilligter Gesamtbetrag

In Anspruch genommener Betrag

16. Aust.-Lfg. (Februar 1995)



Anhang 20/6 — ZBau — Muster 3
— Anh. 20/6 — 2/93 — 2. Seite —

Finanzielle Ubersicht zum 31. Dezember 19 ..................
Art It. Zuwendungsbescheid ) Davon bisher
Eigenanteil, Zuwendungen, in Anspruch genommen
Leistungen Dritter DM DM

BIgenanteil e et e e et e et et e e e e eas

Bundesmittel ZID ) e e e

Landesmittel ZID e e s
INSPESAME | e e e

Erklarung des Zuwendungsempfangers

Die vorgenannten Angaben stimmen mit dem/den Zuwendungsbescheid/Zuwendungsbescheiden *) und dem Bau-

ausgabebuch Uberein.

....................................... L deN
(Datum) (Unterschrift)

Ergebnis der Prifung durch die Bewilligungsbehérde

Der Zwischenbescheid wurde anhand der vorliegenden Unterlagen geprift.
Es ergaben sich keine / die aus der Anlage ersichtlichen *) Beanstandungen.

....................................... L den o
(Ort) (Datum) (Unterschrift)

*) Nichtzutreffendes bitte streichen
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Anhang zu den Baufachlichen Ergdnzungsbestimmungen zu den Vorl. VV. zu den
88 44, 44 a BHO — ZBau —

Fur die Durchfiihrung von BaumaRnahmen im Ausland, fiir die Zuwendungen in Anspruch genommen
werden, finden folgende Ergéanzungen und Anderungen Anwendung:

Zu 1.4

Zu 5.1:

Zu 5.2:

Zu 5.3:

Zu 6.3:

Zu7:

Zu beteiligen ist die Bundesbaudiektion

Die Planunterlagen sind — mdéglichst unter Verwendung des metrischen Systems — in
deutscher Sprache zu beschriften. Bauaufsichtliche und sonstige Genehmigungen sind in
die deutsche Sprache zu Ubersetzen.

Der Erlauterungsbericht ist in deutscher Sprache aufzustellen bzw. in die deutsche Spra-
che zu Ubersetzen.

Die Kosten, fir die die Zuwendung beantragt wird, sind in DM und Landeswahrung anzu-
geben.

Der in Muster 1 Nr. 4 als forderungswirdig festgestellte Betrag ist in DM und Landes-
wahrung anzugeben.

Die Bauausfiihrung ist nur in Ausnahmefallen durch die Bundesbaudirektion zu uber-
prifen. Die Genehmigung hierzu erteilt die oberste technische Instanz.

zu Anlage 1 — ZBau —

Zu 1.1:

Die Vergabe von Bauleistungen ist moglichst dem Wettbewerb zu unterstellen.

Zu 3. u. 4: Die Nachweise (Muster 2 und 3) sind in Landeswahrung zu fuihren, die Bundesmittel zu-

satzlich in DM-Betragen anzugeben. — Dem Verwendungsnachweis sind Lichtbilder mit
Bezeichnung des dargestellten Objektes beizuftigen.

16. Aust.-Lfg. (Februar 1995)
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RBBau

Anhang 20/7

hier: Vertrage mit freiberuflich Tatigen, Ermittlung der Nebenkosten-Pauschale

Oberfinanzdirektionen (ohne Berlin)
Bundesbaudirektion
Oberfinanzdirektion Berlin
Nachrichtlich:

Bundesbaudirektion
— Abt. Il —

Bezug: Mein Erla vom 24. November 1977
—B 11— B 1000 — 262/77 — (Anhang 20/7 RBBau)

Das Steueranderungsgesetz 1979 bewirkt auch eine
Anderung der in meinem BezugserlaR genannten Vor-
steuerabziige.

Die zu pauschalierenden Nebenkosten (vgl. Hinweise
zu den Vertragsmustern) umfassen im wesentlichen Ver-
vielfaltigungskosten, Post- und Fernmeldegebihren sowie
Reisekosten.

Die geschéatzten Bruttobetrdge sind zunéchst um die ent-
sprechenden Steuerbetrage zu kirzen, die dem freiberuf-

lich Tatigen in Rechnung gestellt werden und die bei ihm
nach 8 15 des Umsatzsteuergesetzes als Vorsteuer
abziehbar sind.

Bei Vervielfaltigungskosten betragt der Faktor ab
1. Juli 1979 11,5%*) und fir Reisekosten 8,5*) (vgl. 8 8 ader
1. UStDV). Post- und Fernmeldegebiihren sind nicht mit
Umsatzsteuer belastet, so daR hierfir auch kein Vor-
steuerabzug erfolgen kann.

Zu den Bruttobetragen, gekiirzt um die vorgenannten
Steuersatze, ist die Umsatzsteuer hinzuzurechnen, die der
freiberuflich Téatige fur seine Leistungen selbst zu
entrichten hat (6,5 v.H. **) des Nettohonorars.

Durch diesen Erla wird mein Bezugserla gegen-
standslos.

Bonn 2, 11. Mai 1979
Bl11—B 1000 — 17/79

Der Bundesminister fir Raumordnung,
Bauwesen und Stédtebau
Im Auftrag
Weild

**) Mit RdSchr. vom 12. April 1983 — BI1 — B 1000 — 00 / BI2 — O 1080 — 411

geéndert in 12,28 und 9,2 ab 1. Juli 1983.

Mit RdSchr. vom 11. Febr.1993 — BI1 — B 1000 — 00 / BI2 — O 1080 — 410/20

geéndert in 13,04 und 9,8 ab.1. Jan.1993

**) Mit RdSchr. vom 12. April 1983 — BI1 — B 1000 — 00 / BI2 — O 1080 — 411

geéndert in 14 v.H. ab 1. Juli 1983.

Mit RdSchr. vom 11. Febr.1993 — BI1 — B 1000 — 00 / BI2 — O 1080 — 410/20

geéndert in 15 v.H. ab 1. Jan.1993.

16. Aust.-Lfg. (Februar 1995)
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Anhang 20/8

Durchfuhrung von Bauaufgaben des Bundes durch die Finanzbauverwaltungen der L&énder und die
Sondervermdgens- und Bauverwaltung der Oberfinanzdirektion Berlin;
hier: Berechnung und Erstattung von Baunebenkosten fir die Durchfihrung von Bauvorhaben Dritter

Finanzminister (-senatoren) der Lander
Niedersachsischer Minister fur Wirtschaft und Verkehr
Minister fir Umwelt, Raumordnung und
Bauwesen des Saarlandes
Oberfinanzdirektionen

(aulRer Berlin, Bremen, Disseldorf, Karlsruhe,
Saarbricken,

Kiel und Koblenz)

— Bundesvermégensabteilung —
Oberfinanzdirektionen Kiel und Koblenz

— Zoll- und Verbrauchssteuerabteilung —
Oberfinanzdirektion Berlin

— Sondervermdgens- und Bauabteilung —

Nachrichtlich:
Oberste Bundesbehdrden
Bundesbaudirektion

Bezug: Mein Rundschreiben vom 13. Februar 1978

—ZC1—H1200 (E) — 16/78 — (RBBau/Anhang 20/8)

I. Allgemeines

a) der Bund hat entsprechend § 8 Abs. 7 des Finanzver-
waltungsgesetzes — FVG — in der Fassung des Finanz-
anpassungsgesetzes — FAnpG — vom 30. August
1971 durch Verwaltungsvereinbarungen mit den
Landern die Erledigung seiner Bauaufgaben ortlichen
Landes-behdrden und die Leitung dieser Aufgaben den
Ober-finanzdirektionen — Landesvermdgens- und
Bauabteil-ungen — Ubetragen. In Berlin werden die
Bun-desbauaufgaben nach einem besonderen Verwal-
tungsabkommen von der Sondervermégens- und Bau-
verwaltung der Oberfinanzdirektion Berlin durch-
gefuhrt. Zustandigkeiten und Verfahren sind in den
.Richtlinien fur die Durchfihrung von Bauaufgaben
des Bundes im Zustandigkeitsbereich der Finanz-
bauverwaltungen — RBBau —" geregelt.

b) Baumafnahmen, die nicht fir den Bund aber auf
Waunsch und im Interesse des Bundes von den Finanz-
bauverwaltungen der Lander und der Sonderver-
mogens- und Bauverwaltung der Oberfinanzdirektion
Berlin durchgefiihrt werden, sind als Baumalinahmen
Dritter anzusehen (z.B. fur Sondervermdgen des Bun-
des, Bundesbetriebe nach § 26 BHO, Zuwendungs-
empfanger des Bundes — gilt nicht fur die Schaffung
von offentlichen Schutzraumen und Mehrzweckbauten
aus Mitteln des Kap. 3604 Tit. 883 61 —, Versorgungs-
anstalt des Bundes und der Lander, Bundesanstalt fir
Arbeit, ausléandische Streitkrafte — soweit nicht im
Bundeshaushaltsplan bei einem Bautitel besonders
veranschlagt —, Bundesmonopolverwaltung usw.).
MaRnahmen aufgrund des Bundesfernstrallengesetzes,
die ausnahmsweise von den Finanzbauverwaltungen
erledigt werden, sind, soweit der Bund Trager der Stra-
RBenbaulast ist, nicht als BaumaBnahmen Dritter durch-
zufiihren, d. h. eine Verwaltungskostenentschadigung
ist nicht zu vereinbaren.

Im Falle der Mitwirkung der Finanzbauverwaltungen
bei der den Gemeinden obliegenden Unterhaltung

16. Aust.-Lfg. (Februar 1995)

— 3fach —
— 3fach —

— 3fach —

— S5fach —

— S5fach —

— S5fach —

— S5fach —
— S5fach —

offentlicher Schutzrdume ist zu unterscheiden, ob es
sich um MaRnahmen im Rahmen der Amtshilfe (Bau-
begehungen, Baubedarfsnachweisungen) oder um
Ausnahmefalle weitergehender Tétigkeiten handelt.
Nur in den letztgenannten Ausnahmefédllen sind die
MaRBnahmen wie BaumaRnahmen Dritter zu behan-
deln.

Il. Vewaltungskostenentschadigung fur

Baumafnahmen Dritter

Mein Rundschreiben vom 13. Februar 1978 setzt die z. Zt.
geltenden Satze fur die Berechnung der Verwaltungs-
kostenentschadigung bei Baumalinahmen Dritter fest. Diese
Berechnungssatze  sind aufgrund der allgemeinen
Kostensteigerungen fur Personal- und Sachausgaben
— hierzu wird auch auf die Honorarerhbhungen geman
der Ersten Verordnung zur Anderung der Verordnung iiber
die Honorare fir Leistungen der Architekten und Inge-
nieure (HOAI) vom 17. Juli 1984 verwiesen — nicht mehr
angemessen. Die Berechnungssatze missen deshalb neu
festgesetzt werden.

Der Bundesminister fir Raumordnung, Bauwesen und
Stadtebau hat hierzu fur den ,,Normalfall* Modellberech-
nungen fur Vergleichsobjekte aufgestellt, die die Ein-
schaltung eines Planers fiir Gebaude und Freianlagen, des
Betriebstechnikers, des Tragwerkplaners und des Pri-
fers der Tragwerksplanung beriicksichtigen. Die Ein-
schaltung weiterer Sonderfachleute, die zu erhdhten
Baunebenkosten fiihren wirde, ist nicht im Ansatz ge-
bracht worden.

Unter gleichzeitiger Aufhebung meines Rundschreibens
vom 13. Februar 1978 bitte ich die nachstehend unter
Ziff. 1 aufgefiihrten Berechnungsgrundsédtze ab 1. Juni
1985 bei Durchfihrung von Baumaflinahmen Dritter — mit
Ausnahme von BaumaBnahmen fir Stationierungsstreit-
krafte, Internationale Hauptquartiere und NATO-Infra-
strukturmaRnahmen, fir die Verwaltungsabkommen mit
Sonderregelungen bestehen — anzuwenden.
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544—546

Baumafnahmen
1.1 Fir groRRe und kleine Neubauten
1.1.1 Baumalnahmen der durch Abrechnung

bis 1 Mio DM ermittelten Kosten fur
=16 v. H. Herrichten *)

1.1.2 Baumalnahmen ErschlieBung, Bauwerke,
bei 3 Mio DM Gerate **), AuRenanlagen
=14 v. H. und zusétzliche MaR3-

1.1.3 Baumaflnahmen nahmen (DIN 276,
bei 8 Mio DM April 1981) einschlie3lich
und dariiber Umsatzsteuer
=11v. H.

Zwischenwerte sind zu interpolieren.

Soweit im Rahmen einer Baumalnahme mehrere
gleichartige Geb&ude (Wiederholungen) errichtet wer-
den, sind diese Berechnungssatze je Wiederholung
um 40 v. H. zu reduzieren.

1.2Fir Um- und Erweiterungsbauten sind die unter
1.1.1 bis 1.1.3 genannten Satze jeweils um 20 v. H.
zu erhdhen.

Bei besonders aufwendigen Baumaflinahmen Dritter,
bei denen die Verwaltungskosten erfahrungsgemaf
durch die Entschadigung gemal vorstehender Ziff.
1.1 und 1.2 nicht gedeckt werden, insbesondere bei
Gebauden, bei denen besonders viele freiberuflich
Tatige eingesetzt werden miuissen, ist eine hohere
Verwaltungskostenentschadigung zZu vereinbaren.
SinngemaR ist zu verfahren, wenn ein aufergewdhn-
lich geringer Verwaltungsaufwand zu erwarten ist.

1.3 Fur Bauunterhaltungsaufgaben = 20 v. H. der ver-

ausgabten Haushaltsmittel.
Wenn die verausgabten Haushaltsmittel fir
eine  Bauunterhaltungsmalnahme geringer als
500 000 DM sind, kann der Entschadigungssatz
auf 22 v. H. erhéht werden.

1.4 Fur BaumaRnahmen, die ausschlielBlich einfache
Verkehrsanlagen (StraBen, befahrbare Platze,
Kfz-Stellplatze) einschliellich deren Beleuchtung
und Versorgungseinrichtungen umfassen,

1.4.1 bis 500 000 DM =4 v.H.
1.4.2bei 3 Mio DM =3 v. H.
1.4.3bei 5 Mio DM

und daruiber =2v. H.
Zwischenwerte sind zu interpolieren.

1.5 Fir die Erweiterung und Ersatzbeschaffung
betriebstechnischer Anlagen

1.5.1 bis 500 000 DM der Kosten
=6vV.H. der Kostengruppen
1.5.2 iber 500 000 DM 3.2.6 und 3.3.6
=5v. H. der DIN 276.

1.6 Fur die bei der Betriebsiiberwachung anfallenden
Leistungen
1,5 v. H. der Jahreskosten fur Energie und Wasser

2 Wertermittlungen

Soweit bei Beauftragung der Landesvermogens- und
Bauabteilungen der Oberfinanzdirektionen und der
Sondervermégens- und Bauverwaltung der Ober-
finanzdirektion Berlin mit Wertermittlungen Honorare
von Dritten zu fordern sind, missen die Honorare
hierfir von Fall zu Fall unter angemessener Beriick-
sichtigung des Personal- und Sachaufwandes festge-
setzt werden. Gleiches gilt, wenn Wertermittlungen
durch die bautechnischen Sachverstandigen der Bun-
desvermogensabteilungen durchgefihrt werden.

Die Hohe der Honorare sollte sich in der Regel nach dem
in der Wertermittlung ermittelten Verkehrswert
richten. Bei Wertermittlungen fir nicht marktgangige
Objekte kann jedoch eine Bemessung nach dem Sach-
wert —allerdings ohne Beriicksichtigung der Unwirt-
schaftlichkeit — oder nach Zeitaufwand erforderlich
sein. Sind in den Wertermittlungen Wertunterschiede
(Wertminderungen bzw. Werterhbéhungen) zu ermit-
teln, so bemif3t sich das Honorar nach dem hdchsten
der dabei ermittelten Verkehrs- bzw. Sachwerte.

2.1Die Ermittlung der Vergitung fur Wertermittlun-
gen bebauter und unbebauter Grundstiicke richtet
sich im Interesse einer gleichartigen Handhabung
nach Teil IV der Verordnung Uber die Honorare
fur Leistungen der Architekten und Ingenieure.
Hierbei ist dem Honorar der Mindestsatz nach
der Honorartafel zu § 34 Abs. 1 der HOAI zu-
grunde zu legen.

2.2der Dritte hat neben dem Honorar die Neben-
kosten gemafl § 7 HOAI bzw. § 140 Abs. 1 BBauG
Zu erstatten.

Abfiihrung und Buchung der Baunebenkosten
und sonstigen Gebiuhren (abgeandert gemaR Erla FM
vom 24.9.93 siehe FuBnote) ***)

Die von samtlichen Dritten — einschlie3lich Gaststreit-
kraften — zu zahlenden Baunebenkosten und Gebihren
fur die Inanspruchnahme der Finanzbauverwaltungen
der Lander sind jeweils an die zusténdige Bundeskasse
zur Vereinnahmung im Bundeshaushalt bei Kap. 0807
Tit. 632 01 mit dem Vermerk

.Betrage (Erstattungen
den Ausgaben zu"

als Erstattungen zuzufiihren. Hierzu wird der Tit. 632
01 ab dem Haushaltsjahr 1994 auf MV—1—Ebene im
HKR—Verfahren in zwei Objekte fir die Ausgaben und
die Rlckeinnahmen unterteilt. Die zu verwendenden
Objektnummern werden den Oberfinanzdirektionen zum
Ende des Vorjahres bekannt gegeben.

u.d.) Dritter flieBen

Im Falle der Inanspruchnahme der Oberfinanzdirektion
Berlin sowie der bautechnischen Sachverstandigen der
Oberfinanzdirektionen — Bundesvermdgensabteilungen
— ist der Erstattungsbetrag bei Kap. 0804 Tit. 526 02
als Ruckeinnahme (gleicher Wortlaut w.o.) zuzufiihren.
Fur das HKR—Verfahren sind die gleichen Regelungen
wie fur Kap. 0807 Tit. 632 01 vorgesehen.

Vorstehendes Rundschreiben wird im MinBIFin veroffent-
licht.

5300 Bonn 1, 20. Mai 1985

ZC1—H 1200 (E) — 15/85
Der Bundesminister der Finanzen
Im Auftrag
Dr. Lehmkuhl

| *)Mit RdSchr. BMF vom 18.04.1991 — Z C 1 — H 1200 (E) 51/91 wurde die Fassung durch "Herrichten" ergéanzt.
**)Betrége der Kostengruppe 4.2 (Bewegliches Mobiliar) und 4.3 (Textilien) sind nicht anrechenbar; Betrage der Kostengruppe 4.1 (Allgemeines Gerat),
4.4 (Arbeitsgerat) und 4.9 (Sonstiges Gerat) sind anrechenbar, soweit die Gerate fest mit dem Bauwerk verbunden oder fiir deren Montage bauliche

Leistungen notwendig sind.

]| ***) gedndert gemaR ErlaR des Bundesministeriums der Finanzen vom 24. September 1993, Az.: Z C 1 — H 1200 (E) — 125/93
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Anhang 20/10

Feuerbrandkrankheit der Ostgehdlze
hier: Verzicht auf die Neuanpflanzung von Weif3dorn und Rotdorn

An

die Herren Finanzminister (-senatoren) der Lander

— ohne Niedersachsen —

den Herrn Niedersachsischen Minister fir Wirtschaft
und offentliche Arbeiten

den Herrn Minister des Innern — Saarland —

— Oberste Landesbaubehorde —

die Bundesanstalt fiir Arbeit

die Bundesbaudirektion

die Oberfinanzdirektion Berlin

Nachrichtlich an:

den Bundesminister der Verteidigung

den Bundesrechnungshof

die Oberste Baubehodrde im Bayer. Staatsministerium des
Innern

die Baubehdrde Hamburg — Hochbauamt —

die Deutsche Bundesbahn — Hauptverwaltung —

die Bauabteilung der Max-Planck-Gesellschaft

An

a) den Bundesminister des Innern

b) den Bundesminister fur Verkehr

c) den Bundesminister der Verteidigung

d) den Bundesminister flir Raumordnung, Bauwesen
und Stadtebau

nachrichtlich an:

a) die Herren Minister und Senatoren fir
Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten
der Lander

b) die Biologische Bundesanstalt
fur Land- und Forstwirtschaft

c) die Bundesanstalt fir Vegetationskunde,
Naturschutz und Landschaftspflege

d) den Bund deutscher Baumschulen e. V.

Betr.: Feuerbrandkrankheit der Ostgeholze;

hier:  Verzicht auf die Neuanpflanzung von
WeilRdorn und Rotdorn

Eine gefahrliche Krankheit verschiedener Obstpflanzen
ist die Feuerbrandkrankheit. In der Bundesrepublik tritt
sie bisher erst in Schleswig-Holstein und bei Cuxhaven
auf. Die Gefahr ihres Ubergreifens auf das lbrige Bundes-
gebiet hat sich verstarkt, weil sie aul3er in England und
Danemark inzwischen auch in Belgien, Frankreich und
den Niederlanden festgestellt worden ist.

Zu den erheblichen Schéden durch das Absterben er-
krankter Pflanzen kommen bedeutende Exportschwierig-
keiten, wenn die Krankheit in Baumschulgebiete vor-
dringt. Direkte Bekadmpfungsverfahren sind bisher nicht
bekannt. Die Ausbreitung der Krankheit a3t sich prak-
tisch nur durch die Beseitigung befallener und befalls-
verdachtiger Pflanzen verhindern.

Bevorzugte Wirtspflanzen der Krankheit sind neben
den Kernobstgehdlzen ganz besonders WeiRdorn und Rot-
dorn, die angepflanzt oder wild vorkommend eine weite
Verbreitung haben. Ihrer vorsorglichen Beseitigung so-
wie dem kinftigen Verzicht ihrer Neuanpflanzung kommt
daher bei der Bekampfung der Krankheit groRe Bedeu-
tung zu.

Mit Ricksicht auf diese Tatsache hat der Herr Minister
fur Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten des Landes

*)  Durch Verordnung zur Bekampfung der Feuerbrandkrankheit
(Feuerbrandverordnung) vom 20.12.1985 (BGBI.l S. 2551) ersetzt.
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Anl.: —1 —

Der Bundesminister fur Erndhrung, Landwirtschaft und
Forsten hat sich mit beigefiigten Schreiben vom 27. Juli
1973 — 313 — 24336 — 128/72 — zu der Feuer-
brandkrankheit der Obstgehdlze geduRert und darauf ver-
wiesen, dall WeiBdorn und Rotdorn kiinftig nicht mehr
angepflanzt werden sollen.

Ich bitte, entsprechend diesem Schreiben zu verfahren.
Bonn-Bad Godesberg, den 5. September 1973
Bl1—B 1068 — 10/73

Der Bundesminister
fur Raumordnung, Bauwesen und Stédtebau
Im Auftrag

Rupprecht

Schleswig-Holstein das Wirtschaftsministerium und das
Innenministerium dieses Landes gebeten, die ihnen nach-
geordneten Behodrden und Dienststellen anzuweisen, in
offentlichen Anpflanzungen keinen WeiRdorn und Rotdorn
mehr zu verwenden. Auf diese Weise laft sich zudem ver-
meiden, daR die Pflanzen spéter mit erheblichen Kosten
wieder beseitigt werden mif3ten, wenn dies nach 8§ 2 Abs.
1 der Dritten Verordnung zur Bekampfung der Feuerbrand-
krankheit vom 10. Mai 1973 (Bundesgesetzbl. | S. 444) *)
angeordnet wirde.

Ich wirde es begrien, wenn Sie dem in Schleswig-
Holstein gegebenen Beispiel folgten und in lhrem Ge-
schéaftsbereich darauf hinwirkten, dal? Wei3dorn und Rot-
dorn kinftig nicht mehr angepflanzt werden. Ich denke
hierbei in erster Linie an Anpflanzungen in bundeseige-
nen Anlagen und Einrichtungen (z. B. Verwaltungsge-
baude, Kasernen) sowie an Bundesstralen und Bundes-
autobahnen, an WasserstraBen und in Anlagen der Deut-
schen Bundesbahn. Ich schlage aber auch vor, an die in
Betrachtkommenden Ministerien der L&nder eine ent-
sprechende Mitteilung zu richten, im Geschaftsbereich
des Bundesministers des Innern auerdem an den Deut-
schen Stadtetag, den Deutschen Landkreistag, den Deut-
schen Gemeindetag und die Kirchen.

Fur die Auswahl der als Ersatz von Wei3dorn und Rot-
dorn in Betracht kommenden Pflanzenarten lassen sich
jedoch kaum allgemeingultige Empfehlungen geben.
Hierfur sind Boden, Klima und vor allem auch der jewei-
lige Verwendungszweck maf3gebend. Zur Beratung in die-
ser Frage steht u. a. die Bundesanstalt fiir Vegetations-
kunde, Naturschutz und Landschaftspflege, 53 Bonn-Bad
Godesberg 1, HeerstraBe 110, zur Verfiigung.

Der Bund deutscher Baumschulen e. V., Pinneberg, als
Vertretung der Erzeuger von Weidorn und Rotdorn-
pflanzen, hat mir sein Einverstéandnis mitgeteilt.

Fur Mitteilung tber das von lhnen VeranlaBte wére ich
dankbar.

Bonn, den 27. Juli 1973

313 — 2433.6 — 128/72
Der Bundesminister
fur Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten

Im Auftrag
Prof. Dr. Pielen
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Anhang 20/12

Grundsétze fur die Planung von BaumafRnahmen
zur Unterbringung der Vertretungen des Bundes und seiner Beschaftigten im Ausland
(Gr-Ausland)

An
die Bundesbaudirektion

Nachrichtlich an:

den Bundesrechnungshof
das Auswartige Amt
den Bundesminister der Finanzen

den Bundesminister der Verteidigung
— Referat U Ill 1 —
Anl.: —1—*)

Hiermit fuhre ich die Grundsatze firr die Planung von
Baumafnahmen zur Unterbringung der Vertretungen des

*)  Anlage ist nicht abgedruckt.

8. Aust.-Lfg. (November 1979)

Bundes und seiner Beschéftigten im Ausland (Gr-Aus-
land) mit sofortiger Wirkung fir meinen Geschéftsbe-
reich ein.

Die Gr-Ausland finden fiir die Bauangelegenheiten
der Bundesrepublik Deutschland im Ausland — mit Aus-
nahme der Bauten im Geschaftsbereich des Bundesmini-
sters der Verteidigung — Anwendung. Sie werden in die
RBBau-Buchausgabe — Anhang 20 — libernommen.

Bonn 2, den 30. Mai 1978

Bl11—B 1001 —6/78

Der Bundesminister fir Raumordnung,
Bauwesen und Stadtebau
Im Auftrag

Weil3
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Anhang 20/13

Durchfiihrung von Bauaufgaben des Bundes durch die Finanzbauverwaltungen der Lénder;
hier: Mietzinszahlung fir die Nutzung von Radumen in bundeseigenen Liegenschaften
durch ortliche Baudienststellen

Finanzminister (-senatoren) der Lander
Niedersachsischer Minister fir Wirtschaft und Verkehr

Minister fur Umwelt, Raumordnung und Bauwesen
des Saarlandes

Oberfinanzdirektionen (auRer Berlin, Bremen, Dusseldorf,
Karlsruhe, Saarbriicken, Kiel und Koblenz)

— Bundesvermdgensabteilung —
Oberfinanzdirektionen Kiel und Koblenz
— Zoll- und Verbrauchsteuerabteilung —

Nachrichtlich an:

Bundesminister fir Raumordnung, Bauwesen
und Stéadtebau

Bundesminister der Verteidigung
Bundesrechnungshof

Bundesbaudirektion

Bezug: Erlall des ehem. Bundesministers fir wirtschaft-
lichen Besitz des Bundes vom 20. Juni 1960 — I/21
— H 1100 (E) — 55/60 —

Der ehemalige Bundesminister fir wirtschaftlichen
Besitz des Bundes hatte sich mit o. a. ErlaR damit einver-
standen erklart, da® R&ume in bundeseigenen Liegen-
schaften, in denen einmalige Bundesbaumaf3nahmen
durchgefihrt werden, den ortlichen Bauleitungen fur die
Dauer des Bauvorhabens mietzinsfrei Uiberlassen werden.

Die inzwischen gesammelten Erfahrungen machen es
notwendig, den o. a. Erlal mit Wirkung vom 1. Januar
1978 durch nachstehende Neuregelung zu ersetzen.

Bei der Durchfilhrung von BundesbaumaRnahmen in
und auf bundeseigenen Liegenschaften werden von den
Bauamtern der Lander fur die Unterbringung von ortli-
chen Bauleitungen oft Raume in diesen oder in benach-
barten bundeseigenen Liegenschaften (bundeseigene
Wohnungen, Kasernenanlagen usw.) fur die Dauer der
Baumafinahme genutzt. Fir die Inanspruchnahme dieser
bundeseigenen Raume durch die ortliche Bauleitung einer

8. Aust.-Lfg. (November 1979)

Dienststelle des Landes mii3te das Land dem Bund nach
Vorl. VV Nr. 6.2 zu § BHO den ortsiblich angemesse-
nen Mietzins zahlen. Das Land seinerseits wirde den
Mietzins in gleicher Ho6he dem Bund bei der Erstattung
der Verwaltungskosten zu Lasten des Kap. 08 07 Tit. 632
01 in Rechnung stellen.

Aus Grunden der Verwaltungsvereinfachung sind des-
halb die 0. g. bundeseigenen Raume den ortlichen Baulei-
tungen fir die Dauer der BundesbaumaflRnahme mietzins-
frei zu Uberlassen, wobei die anteiligen Betriebskosten
und die Kosten fur die Schonheitsreparaturen aus abrech-
nungstechnischen Griinden von den Bauamtern der Lan-
der zu tragen sind.

Sowveit es sich bei diesen Liegenschaften um Verwal-
tungsgrundvermdgen des Bundesministeriums der Vertei-
digung (Kasernen oder andere militarische Anlagen) han-
delt, bin ich im Einvernehmen mit dem Bundesminister
der Verteidigung damit einverstanden, dal3 auch auf die
Erhebung der anteiligen Betriebskosten und Schénheits-
reparaturen verzichtet werden kann, soweit dies aus
Grunden der Verwaltungsvereinfachung zweckmafig
erscheint. Das kommt insbesondere dann in Betracht,
wenn Abrechnungen fir den Zweck der Erstattung eigens
hergestellt werden muRten.

Diese Ausnahmeregelung von der Vorl. VV 6.2 zu
§ 64 BHO gilt fur alle Lander im Bundesgebiet mit
Ausnahme von Bremen. Der Freien Hansestadt Bremen
werden aufgrund der getroffenen Kostenvereinbarung die
Aufwendungen fur samtliche Sachausgaben — hierzu
gehoren auch die Kosten fur die Anmietung von Baulei-
tungsunterkiinften — durch einen festgesetzten Pauschal-
satz erstattet.

5300 Bonn, 20. Oktober 1978

ZC1—H 1200 (E) — 164/78

Der Bundesminister der Finanzen
Im Auftrag

Dr. Lehmkuhl
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Anhang 20/14

Holzeinschlage auf Forstflachen
zur Durchfiihrung von Baumafnahmen *)

An alle
Oberfinanzdirektionen

An die

Sondervermdégens- und Bauverwaltung
beim Landesfinanzamt Berlin
Berlin-Charlottenburg 2

FasanenstralRe 87

Nachrichtlich:

An den
Bundesrechnungshof
6 Frankfurt (Main)
Berliner Straf3e 51

Im Einvernehmen mit dem Bundesminister der Finanzen, dem
Bundesminister der Verteidigung und dem Bundesmini-
ster des Innern sind kinftig Holzeinschlage zur Herrichtung
von Forstliegenschaften des Bundes fur BaumafRnahmen, die
nach den mit den Landern bestehenden Abkommen und Ver-
einbarungen von den Finanzbauverwaltungen der Lander,
vom Senator fur Bau- und Wohnungswesen in Berlin, von der
Sondervermdégens- und Bauverwaltung beim Landesfinanz-
amt Berlin und der Bundesbaudirektion ausgefihrt werden,
nur noch von den Forstdienststellen der Bundesvermdégens-
verwaltung auszufiihren. Das gilt auch fur nicht bundeseige-
ne Forstliegenschaften,

a) die unter die Bestimmungen des § 64 LBG fallen,

b) an denen — in Neu-Beschaffungsféllen — der Bund vorzeitig
den Besitz innehat,

c) die auf Grund eines Nutzungsverhaltnisses nach den
Richtlinien fur die Begrindung von Nutzungsverhaltnis-
sen an Forstflachen fur Zwecke der Verteidigung (NV
Forst 61) benutzt werden,

soweit (zu a bis ¢) Holzeinschlage nicht noch dem Eigentiimer
vorbehalten sind und von ihm ausgefiihrt werden.

*)  Siehe Erlasse des BMVg vom 10.04.1991, —U | 1 — Az 45-01-01 —
und vom 25.07.1991, — U Ill 1— Az — 68-03-00/00

16. Aust.-Lfg. (Februar 1995)

Zustandigkeiten und Aufgaben der Forstdienststellen bei den
genannten Holzeinschlédgen richten sich nach den Richtlinien
fir die Durchfihrung der Gelandebetreuung der Bun-
deswehrliegenschaften (DRGB" des BMVtdg v. 4. 4. 1961
— U Il 2 — Az.: 45-01-15, auch wenn es sich nicht um Bundes-
wehrliegenschaften handelt. Die Richtlinien des BMVtdg habe
ich mit Erlal? vom 13. 6. 1961 Il A/1 — O 4101 — 87/61 bekannt-
gegeben.*)

Samtliche Kosten des Holzeinschlagen, des Riickens, der Be-
seitigung des Schlagabraumes und der Beseitigung nicht ver-
wertbarer Jungbestande gehen zu Lasten des Epl. 24, nicht je-
doch die Kosten des Rodens der Wurzelstocke und evtl.
Einebnens. Die Verwertung des angefallenen Holzes obliegt
den Forstamtern/Oberforstereien der Bundesvermdgensver-
waltung. Die Einahmen flie3en dem Einzelplan 24 zu.

Fur die Forstarbeiten zum Freimachen eines Baugelédndes
sind die Baudurchfiihrungs-Termine maf3gebend.

Die Kosten des Holzeinschlages und der Beseitigung von
forstlichen Jungbestédnden in Zusammenhang mit den o.g.
Bauvorhaben des Bundes sind kiinfig nicht mehr in die Ko-
stenberechnungen der BaumafRnahmen aufzunehmen. Dage-
gen sind die Kosten der Rodung von Wurzelstocken und des
evtl. Einebnens wveiterhin bei den Kostenberechnungen der
Baumafinahmen zu erfassen. Ich werde die Finanzminister
(-senatoren) der Lander bitten, ihre mit der Durchfiihrung von
Bauaufgaben des Bundes beauftragten Dienststellen hiertber
gesondert zu unterichten. Eine Erganzung der RBBau ist vor-
gesehen.

Bad Godesberg, den 8. April 1963
Il A1— O 4200 (BV-Erl.) — 19/63

Der Bundesschatzminister
Im Auftrag
Fehrens
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A

Abschlagsauszahlungen
Abschlagsauszahlungsbuch
Abtretungen und Pfandungen von
Geldforderungen

Allgemeine Vertragsbestimmungen

- AVB -
Anstriche und Tapezierungen

Architekten
Aufgaben
- Allgemein
- der BA
- der Bauverwaltung
- des BMVg
- Vertragsmuster
Freianlagen
Gebéaude
Auftrage an bildende Kiinstler

Ausfihrung der Arbeiten

- Bauunterhaltung

- GrofRRe Neu-, Um- und
Erweiterungsbauten

- Kleine Neu-, Um- und
Erweiterungsbauten

Ausfiihrungsunterlage - Bau -

(AFU - Bau -)

- Bauangelegenheiten des BMVg

- Bauunterlage

- Brandschutz

- Einverstandnis der WBV

- Freianlagen

- Ingenieurbauwerke und
Verkehrsanlagen

- Leistungsverzeichnisse

- Schallschutz

- Standsicherheitsnachweis

- Technische Anlagen
(Betriebstechnik)

- Verfahren

- Warmebedarfsausweis

Ausfuhrungszeit

- Bauunterhaltung(Bauzeit)

- GroRRe Neu-, Um- und
Erweiterungsbauten

- Kleine Neu-, Um- und
Erweiterungsbauten

Ausgabenanmeldung - Bau

-AABau-1A-

-AABau-2A -

-AABau-2B-

Ausgabemittel

- Anordnungsbefugnis

- Bewirtschaftung

- Mitteilung (BA)

- Nachtrage zur HU - Bau -
- Ubertragbarkeit

- Zuweisung
Ausgabereste
Ausstattung, Kosten

16. Aust.-Lfg. (Februar 1995)

M 2
M3

K8
Anh 19

K3

L 2, Nr.2.3.3
L 2, Nr.2.9
K12

A

L 2,Nr.2.1
Anh. 2

L 1,Nr.1

Anh. 13
Anh. 10
K7
L1Nr.8

L 2 Nr. 2.10

C,Nr. 5
G,Nr. 2 bis 5

D,Nr. 5

L 1,Nr.9.5
F,Nr.3
F,Nr.2.1.3

L 1 Nr.3.4(2)
F,Nr.3.4

F,Nr.3.3
F,Nr.2.1.3
F,Nr.3.1.5
F,Nr.3.1.4
F,Nr.3.2

E,Nr.3.3
F,Nr.2.1.3
H,Nr.1.3
Anh,20/5

C,Nr.5
M7

D,Nr.5

C,Nr.2.4.1/2.4.2
M8 A
D,Nr.2.1.2
L2,Nr.24.1
M9 A

D,Nr.2.3
L2,Nr.2.4.1

M 9B

B,Nr.2.3.3
B,Nr.2

L 2,Nr.2.4.2
E,Nr.3.2.8.3
B,Nr.2.5
B,Nr.2.2
B,Nr.2.5.2
F,Nr.1.1.1
F,Nr.5.6

L 1,Nr.4.1
M 6, Anmerk.

Sachwortverzeichnis (Abk. M = Muster)

B

Bankbiirgschaft

- Architekten und Ingenieure

Bauakten, Behandung und Auf-

bewahrung

Bauantrag

- fur grofRe Neu-, Um- und
Erweiterungsbauten

- fir Bauangelegenheiten der BA

- fir Bauangelegenheiten des
BMVg

Bauaufgaben

- der BA

- des BMVg

Bauaufsichtliche Behandlung von

baulichen Anlagen

Bauaufsichtliche Zustimmung

Bauauftrag

Bauausfiihrung

- Bauangelegenheiten der BA

- Beginn

- Voraussetzung fur Beginn

(Bau-)Ausgabebuch

Bauausgaben

- Bewirtschaftung

- Eingliederung

Rechnungslegung-Vorprifung

-Vorlage der Belege

- Vorprifung der Bauausgaben

Baubedarf (Ausgaben)

- Bauunterhaltung

- Grof3e Neu-, Um- und
Erweiterungsbauten

- Kleine Neu-, Um- und
Erweiterungsbauten

Baubegehung

- Ablauf der Verjahrungsfristen fir
die Gewabhrleistung

- Bedarf an kleinen Neu-, Um- und
Erweiterungsbauten

- Feststellung der Bauunter-
haltungsarbeiten

Baubeginn

Baubestandszeichnungen

Baufachliche Ergédnzungsbestim-
mungen (ZBau)

Baufachliches Gutachten tber das
Baugrundstiick

Baugrunduntersuchungen

Baugrundstiick

- Aktenaufbewahrung

- Auswabhl

- Baufachliches Gutachten

- Baureifmachung
- Bebaubarkeit

- Entscheidung

- Erlauterung
Bauindex

Baunebenkosten

- Bauvorhaben Dritter
Baunutzungskosten

Anh 20/4
K 10

E,Nr.2
F.Nr.1.2

L 2,Nr.2.5.1
L 1,Nr.Nr.3.2

L 2,Nr.2.1
L 1,Nr.1.1
K 24

G,Nr.1.1.2
G,Nr.1

L 2 Nr.2.6
B,Nr.4
G2

M2

B,Nr.2

L 2,Nr.2.2.2
B,Nr.1
L,Nr.2 Nr.2.2.1
J

J,Nr.3
J,Nr.4
B,Nr.1.1
C,Nr.3
siehe Bau-
antrag
D,Nr.3

H,Nr.3
D21.1

C,Nr.3

L 2,Nr.2.3.2
G,Nr.2 bisG 4
B,Nr.1.1.7
H,Nr.2

L 1, Nr.6.1(2)
L 3,Nr.3.1.2
Anh 20/6

F,Nr.1.1.3
F,Nr.2.1.5
K1

B,Nr.1.1.7
B,Nr.1.1.9
K1

K17,Nr. 1

K 10,Nr. 3

L 1,Nr.3.1
F,Nr.1.1.3
K1

L 1,Nr.1.2
F,Nr.2.1.1 (3)
F,Nr.1.1.3
M7

C,Nr.2.2

Anh 1

K 17

L 2,Nr. 2.13
An 20/8
F,Nr.2.1.2
Anl.1zuM7
M30

591



Sachwortverzeichnis

Bauplane

- AFU - Bau -

- Baubestandszeichnungen
- HU - Bau -

Baurechnungen

- Aufbewahrung

- Ubersicht

Bauschilder

Bauuibergabe

- Allgemein

- Bauangelegenheiten des BMVg
- Bauangelegenheiten der BA
Bauunterhaltung

- Allgemeines

- Ausfihrung der Arbeiten
- Ausgabenanmeldung - Bau -
-AABau-1A/b

-AABau-2A -
-AABau-2B-

- Baubedarfsnachweisung

- Baubegehung

- Behandlung und Aufbewahrung
von Bauakten

- (Betriebs)-Technische Anlagen

- Bewirtschaftung der Bauaus-
gaben

- Dringlichkeitsstufen

- Eingliederung der Bauausgaben

- Feuerldscheinrichtungen

- Mittelanforderung

- Rechnungsbelege
- Rechnungslegung
- Rechnungsmagiger Nachweis

- SofortmaRnahmen

- Technische Anlagen

- Unvorhergesehene Arbeiten
- Veranschlagung der
Bauausgaben

- Vergabe der Arbeiten

- Vorprifung der Bauausgaben

Bauunterlagen

- Aufbewahrung

- GroRRe Neu-, Um- und
Erweiterungsbauten

- Kleine Neu-, Um- und
Erweiterungsbauten

- Priifen und Genehmigen
Bauverwaltung(en)

- des Bundes

- der Lander
Bauwerkszuordnungskatalog
Bearbeitungszeit fir die Aufstel-
lung der Haushaltsunterlage - Bau -
Bedienungs- und Instandhaltungs-
anleitung

Beginn der BaumaRnahme
Behinderte Personen

- Berlicksichtigung der Belange
Behdrdenkantinen

- Richtwerte fir RaumgrofRen

592

F,Nr.3.1.2
H,Nr.2.1.3
F,Nr.2.1.1 (4),
F,Nr.2.2.1,
F;Nr.2.3.1,
F,Nr.2.4.1

K 10

M5

Anh 20/2

H

H,Nr.1 M 14
L 1,Nr.6.1

L 2 Nr.2.7
C

C,Nr.1

L 2,Nr.2.3

L 3,Nr.3.1.1
C,Nr.5

C,Nr.2.4
M8A
D,Nr.2.1.2
M9 A
D,Nr.2.3
M9B
M8C
C,Nr.3

K 10

K 19,Nr. 1
B,Nr.2

C,Nr.3.3
B,Nr.1.1.3
K 25,Nr. 2
C,Nr.4

L 2,Nr. 2.3
M 8D
J,Nr.2.3
J,Nr.3
B,Nr.2.4.4
J,Nr.1,J3
C,Nr,6

K 19,Nr. 1
C,Nr.6
C,Nr.2,

L 2, Nr.2.3
C,Nr.5.2
J,Nr.4

K 10
E,Nr.4 F,
F,Nr.1-4

L 1,Nr.4
bis 1.1.11
D,Nr.2.1.2
D,Nr.3.2
D,Nr.4
E,Nr.4

A,Nr.1

A,Nr. 1, Anh. 7
M 6

E,Nr.1.2
FNr.1.1.2, M7
H,Nr.1.5

G,Nr.2 bis 4
M7

M 13
(Anlage 4)
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Benutzungspléne

Berichterstattung

Bestandszeichnungen

Betriebsablaufe

- Bauantrag

- Darstellung durch nutzende
Verwaltung

Betriebsfiihrung und Betriebsuber-

wachung von Betriebstechnischen

Anlagen

Betriebskosten

Betriebskostenermittlung

(Betriebs)-Technische Anlagen

Betriebsschutz bei der WBV
Bewachung der Baustelle

- Baunebenkosten
Bewirtschaftung der Bauausgaben

Bildende Kinstler, Auftrage
- Bauten der BA

- Bauten des BMVg

- Kosten

Brandschutz, Brandschau

Bundesanstalt fur Arbeit
- Bauangelegenheiten
Bundeshaushaltsordnung - BHO -
Bundeshaushaltsplan
- Eingliederung
- Einstellung der Ausgaben

fur Bauunterhaltung
Bundesminister der Verteidigung
(BMVQ)
- Bauangelegenheiten
Bundesmonopolverwaltung fir
Branntwein
Bundesrechnungshof
- Prufungsmitteilungen

D
Diapositive
Dienstwohnungen
DIN - 276
- 277
- 823
-824
- 1356
-6776

- 18 379 bis 18 382, 18 384
Dokumentation
Dringlichkeitsstufen
- Bauunterhaltung
- Kleine Neu-, Um- und

Erweiterungsbauten
Dritte
- Erstattung von Baunebenkosten
Durchschlagfeiern

E
Eingliederung der Bauausgaben

H,Nr.2

L 1,Nr.6.1(3)
L 3,Nr.3.1.2
K 20

siehe auch
Termine
B,Nr.1.1.7
H,Nr.2

L 1,Nr.6.1(2),(3)

L 3,Nr.3.1.2
E,Nr.2.2

F;Nr.5.3
K 19
L 3,Nr. 3.1.3

K 20,Nr. 5
M 30
F,Nr.5.9

K 20,Nr. 5
B,Nr.1.1.2

K 19

L 2,Nr. 3.1.3

L 1,Nr.6.1, 12.1

K17

B,Nr.2
L2,Nr.2.2.2
K7

L 2,Nr.2.10

L 1,Nr.8
K17
C,Nr.3.1.1

F,Nr.2.1.3,3.1.5

K 25

L2
B,Nr.2.1

B,Nr.1
C,Nr.2.4

L1
Anh.20/1

K9

K11

M 13

M 6

M 6
F.Nr.2.1.1
F,Nr.2.1.1
F.Nr.2.1.1
F,Nr.2.1.1
H.,Nr.2.1.4
K11

C,Nr.3.3
D,Nr.2.2

Anh. 20/8
K 6,Nr. 3
K17,Nr. 1

B,Nr.1
L 2,Nr.2.2.1



Einsparungen

- GroflRe Neu-, Um- und
Erweiterungsbauten

- Kleine Neu-, Um- und
Erweiterungsbauten

Einverstandnis

- Allgemein

- Bauangelegenheiten des BMVg

Einweihungsfeiern

Entschadigung an die Lander

- Bauvorhaben Dritter
Entwurfszeichnungen AFU - Bau -
Erlauterung, formlose
Erlauterungsbericht HU - Bau -

- Baumalinahmen des BMVg

F
Fertiggestellte

- Bauunterhaltungsarbeiten
- Baumaflinahmen

Festlegung des Baubedarfs
Festtitel
Feuerbeschau

Feuerléschanlagen
Feuerversicherung
Finanzanpassungsgesetz
Finanzielle Lage

Finanzverwaltungsgesetz

Freianlagen-Vertragsmuster

Freiberuflich Tatige

- Allgemein

- Aufbewahrung der Vertrags-
zweitschriften

- Ausgaben

- Baunebenkosten

- Bauten der BA

Fristenplan fur Anstriche und
Tapezierungen
Funktionsflache (FF)

G

Garten- und Landschafts-

architekten

Gebéaude - Vertragsmuster

Geheimschutz

- Bauunterhaltung

- GroRRe Neu-, Um- und
Erweiterungsbauten

- Kleine Neu-, Um- und
Erweiterungsbauten

- Lichtbilder

Gelandehohenplan

Geschaftszimmer, Hochstflachen

Gewabhrleistung

- Verjahrungsfrist fir bauliche
Anlagen u. Entwicklungspflege

Glaubiger

Grof3e Neu-, Um- und

Erweiterungsbauten

- Allgemein

- Bauangelegenheiten der BA

- Bauangelegenheiten des BMVg

- Bauantrag
- Bauauftrag
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E,Nr.3.2.8.2
D,Nr.5.4

F,Nr.5.4

L 1,Nr.3.3(7)
L 1,Nr.3.3(8)
L 1,Nr.3.4(2)
K 6,Nr.4
B,Nr.1.1.7
Anh 20/8
F,Nr.3.1.1
F,Nr.1.1.2
F,Nrn.2.1.2,
2.2.2,2.3.2,
242, M7

L 1,Nr.4.2

C,Nr.5.4
H,Nr.1,

K 20,Nr. 3, M 6
D,Nr. 3
B,Nr.1.1
C,Nr. 3.1.1
Anh.20/1
K 25

K2

Anh.6

K 20,Nr. 2
M 15

Anh. 6
Anh. 13

K12
K 10, Nr. 2.6

B,Nr.1.1.7
B,Nr.1.2
K17

L 2,Nr. 2.12
K3

FNr2.1.2
M 6
M 13 (Anl 3)

K12
Anh. 10

C,Nr. 1.4
E,Nr.1.5

D,Nr.1.4

K11,Nr. 1
F.Nr.2.4.1
M 13, Anl 2

H,Nr. 3

K8

E,Nr. 1

L 2,Nr. 2.5

L 1, Nr.3.1 bis
3.4

E,Nr. 2
G,Nr.1.1

Sachwortverzeichnis

- Baubeginn
- Bauuibergabe

- Bauunterlagen

- Behandlung und Aufbewahrung
von Bauakten

- Berichterstattung

- Einsparungen

- Kostenuiberschreitung

- Rechnungsbelege
- Rechnungslegung

- RechnungsmaRiger Nachweis

- Stand der Bearbeitung und
finanzielle Lage

- Veranschlagung

- Vorprifung der Bauausgaben

GrofRraumbiiro
Grunderwerb

Grundsétze fur die Planung von
Baumaf3nahmen fur Auslands-
vertretungen
Grundsteinlegungen

Grundstuick -
- Aufbewahrung von Akten
- baufachliches Gutachten

- Erlauterung
- Erwerb
Gutachten

H

Haftpflichtversicherung

- bei Vertragen mit freiberuflich
Tatigen

Handfeuerléscher

Hauptnutzflachen (HNF)

Haushaltsbelastungen, jahrliche

Haushaltsmittel
Haushaltsiiberwachungs-
liste - Bau -
Haushaltsunterlage - Bau -
(HU - Bau-)

- Abweichungen

- Aufbewahrung

- Aufstellung

- Baunutzungskosten

- Bauunterlagen

- Nachtrage

- Planungs- und Kostendaten
- Winterbaumanahmen

Index

Ingenieure

- Allgemein

- Vertragsmuster
Ingenieurbauwerke und
Verkehrsanlagen
Ingenieurvermessung

G,Nr.2 u.4
H

L 1,Nr.6

L 2,Nr.2.7
E,Nr. 3

K 10

K 20

E,Nr. 3.2.8.2
E,Nr. 3.2.8.2
M 11

J ,Nr.2.3
J,Nr.3
L1,Nr.7

L 2,Nr. 2.8
J,Nr. 1

B,Nr. 2.2.4
L1,Nr. 7.1
K 20, Nr. 2
M 15

E,Nr. 3
J,Nr.4
L2,Nr.2.8.4
M 13

B,Nr. 1.1.11
F,Nr. 1.1.1
Anh. 20/12

K6, Nr. 1
K17

K 10, Nr. 3

F,Nr. 1.1.3

K1

M7

B,Nr. 1.1.11
s. baufachl.
Gutachten

Anh. 4

K 25

F,Nr. 2.1.2
M6, M 13
F,Nr. 5.7
Anl.1zuM7
B,Nr.2

M 4, B,Nr.2.4.3
K 10, Nr. 3.7

E,Nr. 3.2
E,Nr. 3.2.7

K 10, Nr. 3.3
E,Nr. 3.2
B,Nr. 3.2

L1, Nr.3.3
L2,Nr.25.3
Anl.1zuM7
F,Nr.2

E 3.2.8

M6

K 22, Nr. 4
L2,Nr.25.3

C,Nr. 2.2
Anh. 1

K12

Anh. 14
K 16, Anh. 15
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Sachwortverzeichnis

Technische Ausrustung

Tragwerksplanung und Prifung

der Tragwerksplanung
Inspektion und Wartung

J

Jahresabschluf

- des (Bau)-Ausgabebuches
Jahresverbrauchsermittlung

K

Kantinen

- Richtwerte fur Raumgrof3en

Kassenanweisungen

Katasterkarte

Kleine Neu-, Um- und

Erweiterungsbauten

- AABau -2 A

-AABau-2B

- Allgemein

- Bauangelegenheiten der BA

- Bauausfiihrung

- Baubeginn

- Behandlung und Aufbewahrung
von Bauakten

- Berichterstattung

- Einsparungen

- Festlegung des Baubedarfs

- Haushaltsmittel

- Kostengrenzen
- Rechnungsbelege
- Rechnungslegung

- Rechnungsmagiger Nachweis

- Unvorhergesehene Baumalf3-
nahmen

- Veranschlagung

- Vorprifung der Bauausgaben
- Zustandigkeiten

Kleiner Baubedarf
Kostenermittlung
Korperbehinderte

- Berticksichtigung der Belange
Konjunkturpolitisch bedeutsame
Verpflichtungen
Kontinuierliches Bauen (Winterbau)
- Allgemein

- Bauangelegenheiten der BA

- Bauunterhaltung
Kostenberechnung

- Aufbewahrung der
Zweitschriften

- HU - Bau -

Kostendaten

Kostengrenze

- bauliche Anderungen im Zuge
der Bauunterhaltungsarbeiten

- GroflRe Neu-, Um- und
Erweiterungsbauten

- Kleine Neu-, Um- und
Erweiterungsbauten

Kostenkontrolle wahrend

der Bauausfiihrung

Kostenschéatzung

- Unterlage der KVM - Bau -

Kostenuberschreitung
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Anh. 11
Anh. 12
u. 12/1
K 19, Nr. 3.3

M 2, Anleit.
K 20, Nr. 5
F,Nr. 5.7

M 13, Anl. 4
J, Nr.1
FNr. 2.1.1 (2)

M9 A
M9B
D,Nr.1
L2,Nr.24
D,Nr. 5
G3

K 10

K20 Nr. 1
D,Nr. 5
D,Nr. 3
B,Nr. 2.2.2
B,Nr. 2.4.2
D,Nr.1u.D 4
J Nr.2.3
J,Nr.3.1

L 1,Nr.7

L 2,Nr.8
B,Nr.2.4.4,
J,Nr.1
D,Nr.,6 6

D,Nr. 2

J,Nr.4

D,Nr. 4

L 2,Nr.2.4.3
C,Nr. 3.2.4
FNr.1.1.1, M 6

M7
M 10

K 22
L 2,Nr. 2.6
C,Nr. 5.3

K 10

F,Nrn.2.1.4,
2.2.3, 2.3.3,
2.4.3

M 6

K 20, Nr. 3

C,Nr. 1.3

E,Nr. 1.1

D,Nr. 1, D,Nr. 4
G,Nr.3, M 22-24

F,Nr. 1.1.1
M 6
E,Nr. 3.2.8
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Kostenvoranmeldung - Bau
(KVM - Bau -)

- Aufstellung

- Bauangelegenheiten der BA
- Bauunterlagen

Kinstler

Kulturhistorische Funde
Kunstwerke, Kunst am Bau

L

Lageplan

- AFU - Bau -

- Bauangelegenheiten des BMVg

- Baubestandszeichnungen

- HU - Bau -
Landschaftsgéartnerische Arbeiten
- BMVg, Entwicklungspflege
Leistungsverzeichnisse
Lichtbildsammlung
Liegenschaften

Lohnsteigerungen

M

Mehrkosten

- bei GroRen Neu-, Um- und
Erweiterungsbauten

Meldungen (s. Berichterstattung)

MeReinrichtungen fir Betriebs-

fuhrung und Betriebsiiberwachung

Mietzinszahlung fiir die Nutzung

von Raumen durch Baudienst-

stellen

Mittelanforderung - MABau -

Mittelzuweisung

N

Nachtrage zur HU - Bau -
Nebenkosten-Pauschale

- Vertrage mit freiberuflich Tatigen
Nebennutzflachen (NNF)

Neubauwert von 1936
Niederschrift der Ubergabever-
handlung

Nutzende Verwaltung

- allgemeine Mitwirkung

- Bauantrag

- Bauausfihrung
- Baubeginn
- Baulibergabe

- Darstellung der Betriebsablaufe
- Einverstandnis zum Grundstiick
- Einverstandnis zur HU - Bau -

0

Oberste Bundesbehérde

- Ausgaben fiir Bauunterhaltung

- Bauantrag - allgemein
Bauantrag - BMVg

- Haushaltsunterlage - Bau -

- Kostenvoranmeldung - Bau -

E,Nr. 3.1
L2, Nr.2.5.2
F,Nr. 1
MSA

K7
L1,Nr.8

L 2,Nr. 2.10
K 15

K7

F.Nr. 3.1.1 (1)
L 1, Nr.3.4(2)
L 1, Nr.3.4(5)
H,Nr. 2

F.Nr. 2.1.1 (3)

L1,Nr. 4.4
F,Nr. 3.1.3
K11

B,Nr. 1.3
C,Nr.1

E 3.2.8.2, M 11

E,Nr. 3.2.8

K19, Nr. 5
Anh. 20/13

C,Nr. 4

L2 Nr. 2.3.2
M 8D

B,Nr. 2.2

E 3.27

Anh. 20/7)
F2.1.2

M 6 (Bl. 5),
M 13 (Anl. 2)
c2.2

M 14

F5

E2.1

E25
L2,Nr.25.1
G5

G4
H1,M14
L1Nr 1.1.13
E2.2

F1.1.4

E 3.2.3.

c22

E2
L1Nr.1.1.5
E3.2.3
E3.25
E3.2.7.3
E3.1.1



Oberste Technische Instanz

- Aufgaben und Organisation

- Ausfiihrungsunterlage - Bau -,
Aufstellung

- Bauantrag

- Einschaltung freiberuflich Tatiger
- Grundsteinlegungen
- Haushaltsunterlage - Bau -

- Kostenvoranmeldung - Bau -
- Kiinstlerische Ausgestaltung
- Vorlage der Berichterstattungen

- Wettbewerbe

Offentlich bestellte Vermessungs-
ingenieure

Offentlich-rechtliche
Anforderungen

Organisation

Organisations- und Stellenplane
(OSP)

P
Papierpositive
Pfandungen

Pflege und Gewaéhrleistung bei
garten- und landschaftsbaulichen
Anlagen

Planungsauftrag

Planungs- und Kostendaten

Preisindizien fir Wohngebaude
Prifung der Tragwerksplanung,
Vertragsmuster
Prifungsmitteilungen, Behandlung

Q

Qualitatsplanung

R

Raumbedarfsplan

- Bauangelegenheiten BMVg

- GroRe Neu, Um- und
Erweiterungsbauten

- Kleine Neu-, Um- und
Erweiterungsbauten

Raum- und Flachennorm (der

Bundeswehr (RFN)

Raumordnungskatalog

Raumgroflen

Rechnungsbelege
- Aufbewahrung
- Behandlung

Rechnungslegung

- Ablauf

- Allgemeine Vorschriften

- Bauangelegenheiten der BA

- Behandlung der Rechnungsbelege
- Fuhrung der Bicher

- RechnungsmaRiger Nachweis

- Vorlage bei der Vorpriifungsstelle
- Vorprifung der Bauausgaben
Restzahlungen

(Architekten und Ingenieure)
Richtfeste

Richtwerte fur Raumgrof3en

Rickforderungen von Zahlungen
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A, L2Nr. 2.1
E3.3.1

E23u.E24
L1Nr.1.1.5
K12 Nr. 1
K6 Nr. 1

E 3.2. 1 bis
E3.2.4

E 3.2.7.3
L1Nr. 1.1.7
E3.1.1

K7 Nr.3

K 20 Nr. 2.2
L1Nr.1.1.18
K13

K 16

E1.2

Al
Anh. 7
L1Nr.1.15

K11

K8

J4.9

F2.4.2
L1Nr. 1.1.12

E3.2.1
K 20 Nr. 3
M 6 (B. 5)
Anh. 1
Anh. 12/1

K9

K21, Nr. 1

L1Nr.1.1.5
E2.2
F1.2
D 3.2
M 13
L1Nr.1.1.5

M 13 (Anl. 3)
M 13, Anlagen 2
u. 4

K10 Nr. 1
J4
L2 Nr.2.8.2

JNr. 5

J1

L2Nr. 8

JNr. 2

JNr. 1
J1,L2Nr. 2.3
J3

J4

Anh. 20/4

K 6 Nr. 2

M 13, Anlagen 2
u. 4

K9 Nr. 3

Sachwortverzeichnis

S
Sicherheitshandbuch

SofortmalRnahmen

- Bauunterhaltung

- Kleine Neu-, Um- und
Erweiterungsbauten

Sonderfachleute

Speiseraum

Sch
Schadensersatzanspriche
Schallschutz

St

Stadtplan

Starke- und Ausriistungsnach-

weisung (STAN)

- GrofRe Neu-, Um- und
Erweiterungsbauten

Standardpléane

Standortverwaltung (STOV)

Standsicherheitsnachweis

Statistische Berechnung

Stellenplan

Stoffpreissteigerung

T

Tapeten

Technische Aufsichtsbehdérden in
der Mittelinstanz
- Aufgaben und Organisation

- Bauauftrag
- Baubeginn
- Baulibergabe

- Berichterstattung
- Beteiligung bildender Kiinstler

- Bewirtschaftung der Bauaus-
gaben

- Einschaltung freiberuflich Tatiger

- GroRe Neu-, Um- und
Erweiterungsbauten
- AFU - Bau -

- Bauantrag

- Bauausfiihrung
- HU - Bau -

- KVM - Bau -

- RechnungsmaRiger Nachweis

- Ubersicht tiber gefihrte Bau-
rechnungen

- Kleine Neu-, Um- und
Erweiterungsbauten

- Prifungsmitteilungen

Telekommunikationsanlagen

Termine

- Einsparungen bei kleinen Neu-,
Um- und Erweiterungsbauten

- Feststellung des Baubedarfs

- Konjunkturpolitisch bedeutsame
Verpflichtungen

C1.4,D1.4,
E1.5

C6
D6

K12
M 13 (Anl. 4)

K8 Nr. 2.5
F3.1.5

F1.1.4

L1Nr.1.1.5

L1Nr.1.1.10
L1

F3.1.4

F3.1.4

E2.2

F1.2

M 12
E3.2.7.2,M11

K3

L2Nr. 2.3.3
L2Nr. 2.9

A

L2Nr. 2.1
G1

G4

H1.3
L1Nr.1.1.14
K 20

L1Nr 1.1.18
K7

L1Nr. 1.1.15
L2Nr.22.2
K12 Nr. 1

E 3.3
L1Nr.1.1.8
E22
L1Nr.1.15
L1Nr 1.1.13
E 3.2.3 und
E3.24
L2Nr. 2.5.3
E3.1.1

J2.5

J7.5

D 3.2

D4 bisD 6
K9

B1.1.10
D5.4

Cc3.1.1

K20 Nr. 1
L1Nr. 1.1.18
L2Nr. 2.14
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Sachwortverzeichnis

- Planungs- und Kostendaten
fertiggestellter Bauwerke/Bau-
maflnahmen

- Stand der Bearbeitung
und finanzielle Lage

- Ubersicht tiber gefiihte Bau-
rechnungen (groBe Neu-, Um-
und Erweiterungsbauten)

- Vorlage der Rechnungen an Vor
prufungsstelle

Terminplanung

Topographische Karte

- HU - Bau -

- KVM - Bau -

Tragwerksplanung

Gebaude - Vertragsmuster

U

Ubergabe

- Allgemein

- von Betriebstechnischen Anlagen

Ubergabeverhandlung

Ubersicht iber gefiihrte Bau-

rechnungen

Ubersichtsplan

- HU - Bau -

- KVM - Bau -

Umbuchungen

Unterhaltung der baulichen

Anlagen - siehe Bauunterhaltung

Unvorhergesehene Baumalf3-

nahmen

- Bauunterhaltung

- Kleine Neu-, Um- und
Erweiterungsbauten

\Y%
Veranschlagung der Ausgaben
- Bauunterhaltung
- GrofRRe Neu-, Um- und
Erweiterungsbauten
siehe Bauunterlagen
- Kleine Neu-, Um- und
Erweiterungsbauten
Verbrauchswerte
- Jahrliche
Verdingungsordnung fiir Bau-
leistungen - VOB -
Verdingungsordnung fiir
Leistungen - VOL -
Vereinfachter Nachweis bei
Kostenuberschreitungen
HU - Bau -
Verjahrungsfrist fir die Gewahr-
leistung
Verkehrsflache (VF)

Vermessung
Vermessungsingenieur
Versicherungen fur bauliche
Anlagen

Versicherungsschutz

- Vertrage mit freiberuflich Tatigen
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K20 Nr. 3
M 6

K 20 Nr. 2
L2 Nr. 2.14
M 15

J7.5

M5

J5.11
K21

F2.1.1(1)
F1.1.4

Anh. 12

H1

K19 Nr. 2.4
M 14

M5

F2.1.1(1)
F1.1.4
Jaz

Cc6
D6

c2
E3

D2

K 20 Nr. 5
M 30
J1.1

J1.1

E 3.2.7.2
M 11

H3

F2.1.2
M 6 (Bl. 5)
M 13

K 16

K 16

K2

Anh. 16
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Vertragsmuster mit freiberuflich
Téatigen
- Freianlage
- Geb&ude
- Ingenieurbauwerke

und Verkehrsanlagen
- Prufung der Tragwerksplanung
- Technische Ausriistung
- Tragwerksplanung
- Ingenieurvermessung
Verwaltungsausgaben, sachliche
Verwendungsnachweis (ZBau)
Vorbeugender Brandschutz
Vorlaufige Verwaltungsvor-
schriften zur Bundeshaushalts-
ordnung (VorlVV - BHO -)
Vorprufung der Bauausgaben
- Allgemein
- Bauangelegenheiten der BA
Vorprufungsordnung fir die
Bundesverwaltung - VPOB)

W

Warmeschutz
Warndienst
Wartungsvertrage

Wehrbereichsverwaltung
Wertermittlung
Wettbewerb

- Allgemein

- Ausgaben

- Bildende Kunst
Winterbau

- Allgemein

- Bauten der BA
Wirtschaftlichkeitsunter-
suchungen

Z

ZBau

Zivilschutz

Zwischenrechnung

- GroRRe Neu-, Um- und
Erweiterungsbauten

Anh. 13
Anh. 10
Anh. 14

Anh. 12/1
Anh. 11
Anh. 12
Anh. 15
B1l.1
Anh. 20/6
K 25
J1l1
Anh 20/6

J7

L 2 Nr. 2.
J1l1
J7.1

F3.1.5
L3 Nr. 1.3
B1.1.2

K 19 Nr. 2
L1

K1 Nr. 1.8

K13
B1.1.7
K7 Nr. 3

K 22

L2Nr. 2.6
K 23

Anh. 20/6
L3

J5.3
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